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VOBWOBT DES UEBERSETZERS. 



JDie Frage über die Möglichkeit einer andauernden, 
stetigen Kräftigung und zukunftsberechtigten Neuge- 
staltung Oesterreichs wird allgemein — im Donaureich 
wie ausserhalb desselben — an den Namen des Grafen 
Ferdinand von Beust geknüpft. Die Frage an sich ist 
nicht blos vom besonderen deutschen, sondern auch 
vom höchsten europäischen Interesse. In ihr ent- 
scheidet sich zugleich, ob der Orient, diese alte, aber 
seit so langer Zeit verödete Heimath der Bildung und 
Gesittung, der Civilisation wiedergewonnen werden, ob 
Recht und Freiheit das Ziel der Bestrebungen des 
Abendlandes bleiben, oder: ob dem Russenthum die 
Suprematie in unserem Welttheile anheimfallen und 
Deutschland sich in einen grossen preussischen Soldaten- 
staat verwandeln wird. 



Diese Verhältnisse erklären, warum die Thätigkeit 
des österreichischen Reichskanzlers eine so eingehende 
Untersuchung und Darstellung wie die vorliegende in 
England gefunden hat, und warum der Uebersetzer 
dieses Werkes glaubt, dem deutschen Volke einen 
Dienst zu erweisen, indem er ihm dessen Inhalt zu- 
gänglicher macht. 

Im April 1870. 



VOBWOBT DES VEBFASSERS. 



Uesterreichs Geschichte zählt viele ereignissvoUe 
Jahre, vom höchsten Interesse für die Staatsmänner 
und Politiker der Gegenvirart, vfie für jene der Zu- 
kunft Reich an gltlcklichen Begebenheiten, wurden 
diese Jahre gleichfalls nutzbringend durch viele Miss- 
geschicke, denn diese viraren es welche den Fortschritt 
herbeiführten. Kaum war eine Periode seit der Prag- 
matischen Sanction — jenem grossen Vertrage, durch 
welchen die Erblichkeit der Nachfolge in allen Theilen 
des Reiches festgesetzt wurde — von solcher Bedeutung 

« 

für Oesterreichs innere Entwicklung als das Jahr 1867. 
Die Unglücksfälle und Niederlagen des so kurzen 
Krieges von 1866 erschütterten das Reich in seinen 
Grundfesten, entmuthigten und demoralisirten seine Be- 
völkerung und brachten seine Hülfsquellen vorübergehend 
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zum Stocken. Die überaus ernst gewordene Lage der 
Dinge machte es zweifellos, dass man durch nichts als 
die feste Hand eines erfahrenen Staatsmaniies hoffen 
konnte, die klaffenden Wunden zu schliessen und noch 
einmal wieder, durch einen befriedigenden Ausgleich 
unter den widerstreitenden Elementen, die inneren An- 
gelegenheiten des Staats zu festigen. Wie alles dieses 
erreicht wurde, gehört jetzt der Geschichte an. Durch 
die Zugrundelegung einer dualistischen Regierung wur- 
den die ungarischen Forderungen glücklich beglichen. 
Es wurden neue Institutionen und Gesetze eingeführt, 
welche beiden Theilen des Reiches vollständige bürger- 
liche und religiöse Freiheit verliehen. So weit als mög- 
lich wurden die österreichisch-ungarischen Verfassungen 
nach den Principien der englischen umgeformt. Gegen- 
wärtig ist in Wien wie in Pest eine dauernde parla- 
mentarische Regierung begründet. 

Es würde thöricht sein, wenn man vermuthen wollte, 
dass einige wenige kurze Monate genügen könnten, um 
in Oesterreich eine grosse, constitutionelle Umwälzung 

m 

ZU vollenden, zu der Grossbritannien Jahrhunderte des 
Streites, des Blutvergiessens und schwieriger legislativer 
Arbeit gebraucht hat. Es kann daher Niemanden wel- 
cher mit der Geschichte vertraut ist, in Erstaunen 
setzen, dass sich die Umwandlung in Oesterreich von 
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dem absoluten Regiment zum constitutionellen nur lang- 
sam vollzieht, und von Schwierigkeiten, Streit und 
Krisen begleitet ist Ebensowenig kann Jemand ver- 
nünftigerweise erwari^en, dass dieser Entwicklungspro- 
zess kurz und glatt verläuft. Man muss sich vor 
allem gegenwärtig halten, dass sich in Oesterreich dem 
Constitutionalismus eigenthümliche Hindemisse entgegen- 
stellen. Hauptsächlich bestehen diese in der Verschie- 
denheit der Nationalitäten unter den Einwohnern (siehe 
Note I) und in den sich widerstreitenden Systemen von 
Centralisation und Autonomie. Auch in anderen Län- 
dern mögen sich ähnliche Schwierigkeiten in grösserer 
oder geringerer Ausdehnung finden; für Oesterreich ist 
jedenfalls deren rasche Lösung von der tiefgreifendsten 
Bedeutung. Unter solchen Verhältnissen ist es nur 
natürlich, dass von Zeit zu Zeit Krisen entstehen, und 
dass in diesen Perioden ungewöhnliche Forderungen an 
die Weisheit der Regierung und an die patriotische 
Selbstbeherrschung der Völker gestellt werden müssen. 
An diese Bedingungen ist die Wohlfahrt des Staats 
in den Tagen der Gefahr und der Schwierigkeiten 
gebunden; sie bilden die Hauptgarantien seines consti- 
tutionellen Bestandes. — 

Zwei Jahre sind kaum verflossen, und West-Oester- 
reich ist augenscheinlich an den Wendepunkt seines 
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neuen politischen Lebens gelangt. Obgleich unleugbar 
viel gethan ist, um die Entwicklung freisinniger Insti- 
tutionen in Oesterreich zu begünstigen und constitutio- 
nelle Ideen zu fördern, so ist es doch nicht minder 
wahr, dass Alles was bis jetzt geschehen, den Cha- 
rakter der UnvoUständigkeit trägt. Die unmittelbare 
Folge dieser Lage der Dinge ist, dass Viele anbe£rie- 
digt sind und eine Politik verfolgen, welche den wesent- 
lichsten Interessen des Reiches entschieden zuwider- 
läuft. So haben die Polen die Verfassung angenommen 
und gebrauchen auch die ihnen daraus erwachsenden 
Rechte; gleichwohl hören sie nicht auf, eine noch auto- 
nomere Stellung Galiziens zu fordern, die in einem be- 
sondem Beschluss des galizischen Landtages 1868 (siehe 
Note II) eingehend beschrieben ist. Die Czechen lehnen 
ihrerseits die Annahme der Verfassung, wie sie gegen- 
wärtig ist, unbedingt ab. Sie beanspruchen für sich 
eine Bedeutung wie die der Ungarn, und deren erfolg- 
reiche Politik nachahmend, beharren sie in einer pas- 
siven Opposition. Um sich einen gesonderten und un- 
abhängigen Status im Reich zu sichern, fordern sie 
eine föderalistische Umgestaltung desselben. 

Die Deutschen ihrerseits sind besorgt, ihre gegen- 
wärtige Suprematie möglicherweise opfern zu müssen, 
und halten es gleichzeitig für ihre Pflicht, der poli- 
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tischen Stellung ihrer Landsleute in Böhmen zu geden- 
ken. In dem Glauben, dass die Interessen der Freiheit 
und Civilisation durch den Föderalismus eher bedroht 
als gefördert werden, verweigern sie entschieden, irgend 
einer Abänderung der gegenwärtigen Verfassung zuzu- 
stinunen, welche nicht in strenger Uebereinstimmung 
mit deren Inhalt und Geist ausgeführt werden kann. 
Von einer Menge Städte und Körperschaften sind zu 
diesem Zwecke Adressen und andere Manifestationen 
ausgegangen. 

Ein viel ernsterer Vorgang ist jedoch bei der 
gegenwärtigen Lage der Dinge die jüngste Uneinigkeit 
in dem cisleithanischen Cabinet. Dieses Ministerium 
wurde unglücklicher Weise von zwei verschiedenen Par- 
teien gebildet, und die letzte ministerielle Krisis hatte die 
Resignation des ganzen Cabinets zur unmittelbaren Folge. 

Fragt man nach dem eigenüichen Grunde dieses 
Zwiespaltes unter den cisleithanischen Räthen der 
Krone, so ist die Antwort in derselben Ursache zu 
finden, welche das Vereinigte Königreich (England) von 
1832 — 1868 bewegte, wodurch so manches Ministerium 
gestürzt wurde, welche so viele heftige Demonstrationen 
hervorrief: in der Frage der Wahlreform. 

Gegenwärtig werden die Mitglieder des österrei- 
chischen Parlamentes nicht, wie in England der Fall 
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ist, durch die Abgabe der Stimmen der eingeschrie- 
benen Wähler erwählt. Sie müssen zunächst erwählte 
Mitglieder des Landtages jenes Reichstheiles sein den 
sie bewohnen, oder um dessen Vertretung sie sich be- 
werben. Jeder Landtag wählt dann aus seinen Mit- 
gliedem jene, welche in dem kaiserlichen Parlament 
oder Reichsrath sitzen sollen, so dass in der That die 
Wahlen dazu gegenwärtig im ganzen Reich von den 
Landtagen abhängen. Die Wahlreformfrage in Oester- 
reich ist daher nicht, wie in England, lediglich von der 
Ausdehnung des politischen Wahlrechtes abhängig, bi 
England bestand immer das Princip der directen und 
persönlichen Wahl. Es handelte sich dort einfach 
darum: ob das Wahlrecht unter gewissen Bedingungen 
auf Classen der Bevölkerung ausgedehnt werden sollte, 
welche diese Befugnisse bisher nicht besassen« In 
Oesterreich ist der Fall ein ganz verschiedener. Die 
Verfassung ist vergleichsweise noch neu, und die Mei- 
nungen über die Zweckmässigkeit der Veränderung des 
gegenwärtigen Wahlsystems sind getheilt. Viele sind 
der Ansicht, .dass die Mitglieder des Reichsrathes nur 
die Delegaten der verschiedenen Landtage sein sollen, 
und wünschen dadurch die Concentration der politischen 
Macht in Wien, welche Folge directer Wahlen sein 
würde, zu verhindern. Sie halten gleichzeitig dafür, dass 



der Sichtungsprocess der Reichsräthe durch die Land- 
tage von segensreichem Einfluss sei, weil dadurch die 
tüchtigsten Männer erwählt würden, — solche, in wel- 
chen sich die Ansichten und Wünsche der von ihnen 
vertretenen Provinzen durchaus verkörpern ; auch würde 
dadurch die Bevölkerung, welche bisjetzt keine Kennt- 
niss von den constitutionellen Rechten hatte, nicht vor- 
zeitig mit einer Macht betraut, die gefährlich werden 
könnte. 

Diejenigen welche den directen Wahlen günstig sind, 

r 

sagen ihrerseits, dass, um eine Regierung aufrichtig 
Constitutionen zu machen, die grosse Masse befragt wer- 
den müsse, und dass dieses nur möglich sei, wenn man 
das Wahlrecht unmittelbar in deren Hand lege. 

Die jüngste ministerielle Krisis in Oesterreich ent- 
stand jedoch nicht über die Frage: ob das Wahlrecht 
unmittelbar vom Volke oder durch Vermittelung der 
Provinziallandtage ausgeübt werden solle. Darin waren 
die Mitglieder des Cabinets einig, dass es nothwendig 
sei, die Bevölkerung von den künstlichen Fesseln der 
Landtage zu befreien. Sie glaubten übereinstimmend, 
dass der Reichsrath durch eine Vermehrung der Zahl 
der Deputirten und der entsprechenden wahrscheinlichen 
Zunahme an Talenten im Hause sehr an Macht, Würde 
und Ansehen gewinnen würde. — Die Meiiiungsver- 
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schiedenheiten bezogen sich lediglich auf die Frage: 
ob die Action für jetzt auf die ein£Eu;he Wahlreform 
beschränkt werden solle, oder ob es nicht rathsam sei, 
gleichzeitig andere Reformen in die Verfassung einzu- 
führen, welche geeignet wären die unzufriedenen Natio- 
nalitäten zu befriedigen. Die aus den Ministem Giskra, 
Herbst, Plener, Hasner und Brestel gebildete Majorität 
des Cabinets war geneigt, erst das Wahlproblem zu lösen, 
ohne diese Aufgabe in irgend einer Weise durch Rück- 
sicht auf die verstimmten Nationalitäten zu erschweren. 
Sie wollten jedoch sofort nach Einführung der directen 
Wahlen ihre Aufmerksamkeit einer freundschaftlichen 
Verständigung mit der nationalen Opposition zuwenden. 
Sie prophezeiten nämlich von jener Veränderung des 
Wahlsystems die vortheilhaftesten Ergebnisse, z. B. die 
Consolidirung der constitutionellen Partei. 

Graf TaaflFe, Graf Potocki und Dr. Berger, die 
Minorität des Gabinets, waren dagegen der Ansicht, 
dass der Versuch, die Wahlreform isolirt durchzuführen, 
bei der drohenden Haltung verschiedener Landtage und 
der bezüglichen Nationalitäten nur dazu dienen könne, 
die letzteren immer mehr gegen die Art des Verfahrens 
zu erbittern. Sie würden dieselbe als eine schreiende 
Vergewaltigung ihrer Rechte betrachten, und es würde 
thatsächlich eher eine Schwächung als eine Stärkung der 
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coDstitationellen Partei daraus erwachsen. Sie wünsch- 
ten daher sofort versöhnliche Eröffiiongen zu machen, 
und die Frage der Wahlreform mit einer aUgemeinen 
Revision der Yer&ssang zu verbinden. Sie beabsich- 
tigten dadurch nicht blos die nationale Opposition zu 
versöhnen, sondern auch die allgemeine Anerkennung 
der Verfassung zu erzielen. Sie betrachteten letztere 
als eine unentbehrliche Bedingung der Consolidirung 
Oesterreichs und als die Hauptaufgabe jener Staats- 
männer, deren Sorge die Regierung und die Geschicke 
des Landes anvertraut. 

Dieses war die wirkliche Ursache der jüngsten 
Spaltung im Cabinet, wenn auch andere und persönliche 
Verhältnisse — vielleicht ein Mangel an politischer 
Freundschaft — den Ausbruch der Krisis unterstützt 
haben mögen. Wie dem aber auch sei, der Brennpunkt 
der gegenwärtigen schwierigen Lage ist die Wahlreform 
mit oder ohne Ausgleich mit den Nationalitäten. Alle 
Partden blicken mit der grössten Spannung auf deren 
Lösung als eine neue Phase der Entwicklung. 

Diese Erisis kennzeichnet sich durch verschiedene 
Eigenthttmlichkeiten, welche der Erwähnung wertfi sind : 
Einerseits besteht eine Art unbestimmter Furcht vor 
einer antiliberalen Reaction, andererseits die Thatsache, 
dass in diesem kritischen Moment die Hoflftiungen einer 
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ministeriellen Partei und die Vorwürfe der anderen 
ausschliesslich auf den Mann gerichtet sind, der die 
hervorragendste politische Stellung in Oesterreich ein- 
nimmt — nämlich auf den Reichskanzler Grafen Beust 

Die unzureichende politische Bildung der Massen 
und der daraus entspringende mangelhafte Zustand 
der öffentlichen Meinung in Oesterreich sind die natflr- 
lichen Folgen der langen absolutistischen Herrschaft, 
welche eine Art politischen Aberglaubens grossgezogen 
hat, der in der westlichen Hälfte des Reiches geradezu 
erblich geworden ist. 

Der verwickelte Zustand der österreichischen Ver- 
hältnisse in den letzten sechszehn Jahren, die trOben 
Erfahrungen der Vergangenheit, — welche die Autori- 
täten von heute morgen wieder vernichteten — so 
wie der künstlich genährte Pessimismus der so lange 
geherrscht hat, machen es ausserdem begreiflich, dass 
alle politischen Vorgänge — seien sie auch noch so 
vertrauenswürdig — überall mit Misstrauen aufge- 
nommen werden. 

Wir haben vor uns das seltsame Schauspiel, dass 
ein Volk, obgleich im Besitz der ausgedehntesten con- 
stitutionellen Rechte — solcher, welche nicht unfligüch 
mit denen unserer eigenen Magna Charta verglichen 
werden können — so wenig filhig ist, seine politische 
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Freiheit zu würdigen, dass es sieh fortwährend der 
visionären Besorgniss hingiebt, derselben eines Tages 
durch einen blossen Federstrich beraubt werden zu 
können. Und warum das? 

Einfach darum, weil unter den Käthen der Krone 
sich eine zeitweilige Meinungsverschiedenheit einstellte. 
Es erscheint hier zweckmässig, zur weitern Erläuterung 
unserer Darstellung zu bemerken, dass der gutherzige, 
bewegliche und lebhaft empfindende Oesterreicher vor- 
zugsweise ein Kind des Augenblickes und desshalb ge- 
neigt ist, ihni geleistete Dienste zu vergessen. Daher 
kommt es, dass — obgleich Graf Beust in der Stunde 
grosser Noth so viel für die Oesterreichisch-Ungarische 
Monarchie gethan, obgleich er Oesterreich wieder in 
seine stolze Stellung im Rathe der Nationen eingesetzt 
hat, das Volk sich doch der grundlosen Besorgniss 
hingiebt, die Politik dieses hochbegabten Staatsmannes 
könne den Zusammensturz Oesterreichs herbeiführen, 
und sich so die boshaften Voraussagungen der grössten 
Feinde des Landes dort und anderswo, nämlich der 
feudalen und ultramontanen Frömmler, bewahrheiten. 

Seit Graf Beust die leitende Stellung im Rathe der 
Krone übernommen, ist er natürlich auch der Haupt- 
beweger des politischen Lebens in Oesterreich gewor- 
den, und in Oesterreich wie auswärts betrachtet man 
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ihn allgemein als den genialen Förderer freisinniger 
Institutionen. Es kann daher nicht auffallen, wenn in 
der gegenwärtigen Krisis alle Augen in Oesterreich auf 
den Reichskanzler gerichtet sind. 

Es gab eine Zeit, wo Oesterreich und dessen An- 
gelegenheiten bei Englands Staatsmännern und Poh- 
tikern wenig Theilnahme fanden. Unser freies Vater- 
land konnte nicht mit einem absolutistischen Regiment 
sympathisiren. Dieses letztere ist aber — dank vor- 
zugsweise der Energie und Befähigung des Staats- 
mannes, dessen politische Laufbahn in Oesterreich wir 
in diesen Blättern kurz zu schildern beabsichtigen — für 
immer beseitigt. Es hat einer constitutionellen Regie- 
rung Platz gemacht, so freisinnig und offen wie jene, 
welche seit Jahrhunderten unser eigenes Vaterland be- 
glückt. Die Aufgabe welche wir uns in Betracht der 
gegenwärtigen Lage der Dinge in Oesterreich gesetzt, 
ist, die leitenden Ideen darzulegen welche bisjetzt Graf 
Beust's innere und äussere Politik bestimmt haben, und 
welche sich auf wahrhaft liberale und aufgeklärte Prin- 
cipien stützen. 

Wir werden uns dabei genau an Thatsachen halten, 
und dieselben unseren Lesern furchtlos und unpar- 
teiisch — sine ira et studio — vorlegen. 
London, im Februar 1870. 
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DIE NEUE VEREASSOTG. 



JbreiheiT von Beust wurde zum österreichischen 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten durch ein 
Decret ernannt, welches der Kaiser Franz Joseph am 
30. October 1866 zu Prag unterzeichnete. Letzterer 
bereiste damals jene Theile seines Reiches, welche 
durch den Krieg am meisten gelitten hatten. Dieses 
war jedoch nicht das erste Mal, dass der Name des 
Freiherrn von Beust mit den Geschicken des öster- 
reichischen Kaiserreichs verknüpft worden. Bei dem 
Fürstentage zu Frankfurt am 17. August 1863 wurde 
die Aufmerksamkeit der Politiker durch die Presse, 
und sonst, auf den damals sächsischen Ministerpräsi- 
denten gelenkt. Man erörterte dort den Gedanken, 
seine diplomatischen Talente und Dienste Oester- 
reich zu sichern. Aber dieser Gedanke sollte zu jener 
Zeit ebenso wenig verwirklicht werden wie jener, 
welcher die Versammlung der deutschen Fürsten 
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herbeigeführt hatte. Das Portefeuille der auswär- 
tigen Angelegenheiten ward dem Grafen Rechberg 
anvertraut, und dieser verwickelte sofort Oesterreich 
als Preussens Bundesgenosse in den räuberischen und 
ungerechten schleswig-holsteinischen Krieg. Der 
sächsische Minister war jedoch berufen, auch bei die- 
sem wieder eine hervorragende Rolle zu spielen, 
denn er wurde als Delegirter des Deutschen Bun- 
destages nach London gesendet und gewann dort 
die Achtung Aller, welche Gelegenheit hatten mit 
ihm in Berührung zu kommen. Bei dem Rücktritte 
^es Grafen Rechberg von seinem Amte wurde der 
Name des Freiherrn von Beust abermals mit den 
politischen Combinationen verbunden welche man 
zu Wien entwarf, aber er entfiel durch die Be- 
rufung des Grafen Mensdorff. Noch einmal ward 
der Name des sächsischen Staatsmannes in Wien in 
jenem kritischen Augenblicke genannt, wo der Krieg 
von 1866 vor der Thür stand und die preussischen 
Armeen bereits ihren Marsch auf Sachsen und Böh- 
men angetreten hatten. Aber es war zu spät. 
Die Ereignisse dieses unglücklichen Feldzuges gingen 
viel zu schnell, um in solcher Krisis die Möglich- 
keit eines Wechsels im Cabinet zu gestatten. End- 
lich berief ein kaiserliches Decret den Freiherrn 
von Beust zur Uebernahme des Ministeriums der 
auswärtigen Angelegenheiten. Aber in welchem Au- 
genblick und unter welchen Verhältnissen übernahm 
er seine schwere und verantwortungsvolle Aufgabe! 
Ein Krieg war eben geführt worden, welcher an 
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schnellen Siegen der einen Seite und furchtbaren 
Niederlagen der andern in den Annalen der Ge- 
schichte nicht seinesgleichen hat. Das Schlachtge- 
töse hatte kaum aufgehört, eben erst war der Pulver* 
dampf verzogen, und an ^ie Stelle der HoflFnungen 
des Volkes war die Düsterheit der Verzweiflung 
getreten; Oesterreicli hatte alle Hoffnung in sich 
und in seine Zukunft verloren. — Ein bedeutendes 
Wiener Tageblatt beschreibt den Zustand der Dinge 
wörtlich wie folgt: „Herr von Beust findet in dem 
Augenblick wo er berufen die Geschäfte zu über- 
nehmen, das grosse Reich in einem Zustande mate- 
rieller Erschöpfung und Vernachlässigung, und was 
weit schlimmer ist in einem Zustande absoluter und 
kläglichster Niedergeschlagenheit". Dies war ein 
treues Bild der inneren Lage des Landes. Noch 
bluteten die Wunden welche der Krieg der mate- 
riellen Wohlfahrt der nördlichen Provinzen geschla- 
gen; eine unsinnige und gewissenlose Ausgabe von 
Papiergeld hatte den inneren Handel zum Stocken 
gebracht, und eine sorglose Finanzpolitik den Credit 
des Reiches im Auslande schwer geschädigt. Der 
Conflict zwischen den Nationalitäten, welcher durch 
eine gewaltsame Aufhebung der ihnen verbürgten con- 
stitutionellen Rechte hervorgerufen worden, dauerte 
noch immer fort. Oesterreichs Macht war ge- 
brochen, seine Autorität zerstört, seine Armeen ge- 
schlagen und fast vernichtet, die Stellung verloren 
welche es seit Jahrhunderten in Deutschland einge- 
nommen hatte. Ernsthafte Staatsmänner besprachen 
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bereits die Idee seiner Auflösung, welche selbst von 
solchen die Oesterreichs Integrität am meisten 
wünschten, befurchtet wurde. Dais Volk, — ohne 
Freunde, ohne Unterstützung irgend einer Art, war 
hülflos , niedergeschlagen und entmuthigt. So war die 
politische und sociale Lage der sich Freiherr von 
Beust gegenüber fand, als er Minister wurde. Er trat 
in der That eine traurige Erbschaft an, und sie wurde 
um so trauriger dadurch, dass Freiherr von Beust 
durch die politische Lage der Dinge gezwungen war. 
im Vereine mit jenen Personen zu handeln welche 
diesen kläglichen Zustand der Dinge wesentUch zu 
verantworten hatten. Sein Eintritt ins Amt warf je- 
doch einen Hoffnungsstrahl in die Dunkelheit; ver- 
schiedene politische Parteien sammelten sich um ihn, 
nicht weil sie ihm blindlings vertrauten, sondern ein- 
fach desshalb, weil sie auf ihn als den Mann blick- 
ten, welcher allein in einem so furchtbaren Sturm 
möglicherweise befähigt war, das Schiff in den Hafen 
zu steuern und dessen drohendes Scheitern zu ver- 
hindern. 
Die sisti- Bis jetzt hat kein Geschichtschreiber über die 

Periode, unglücklichc Epoche berichtet, welche man die „Sisti- 
rungs-Periode" nennt, in der durch einen Federstrich 
die Verfassung von 1851 aufgehoben wurde. Selbst 
bis heute sind die wirklichen Beweggründe welche 
verursachten, dass die Verfassung zu einem plötz- 
lichen Tode gebracht wurde, in ein tiefes Geheimniss 
gehüllt. Die Männer dieser unglückseligen Periode 
sind Graf Esterhazy, der ungarische Minister, und 
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Graf Belcredi, der österreichische. Es ist möglich 
dass ihre Absichten gut waren, aber sie können 
nicht dem verdienten Vorwurf entgehen, dass sie 
zuerst allgemeine Unzufriedenheit durch das ganze 
Reich hervorriefen, indem sie dem Volke plötzlich 
die eben erst erworbenen constitutionellen Rechte 
wieder nahmen, und Oesterreich in dem Augen- 
blick in einen zwiefachen Krieg stürzten, wo dessen 
materielle wie moralische Kraft der Aufgabe gleich 
wenig gewachsen war, Oesterreichs Bewohner haben 
sich gewöhnt, den Grafen Belcredi als den Vater 
des Erlasses welcher die Verfassung aufliob, zu be- 
trachten, einfach desshalb, weil er das kaiserliche 
Decret unterzeichnet hat. Fern ist es von uns, Graf 
Belcredi das Verdienst schmälern zu wollen, jene 
ausserordentliche Acte veranlasst zu haben, welche, 
was die Willkür betriflft, mit CromwelPs gewalt- 
samer und herrschsüchtiger Auflösung des Rumpf- 
parlaments verglichen werden kann. Wenn wir 
ihm gleichwohl nur die zweite Rolle in diesem poli- 
tischen Drama anweisen, so ist's, weil ^^Palmam qiii 
meruit feraV^ y die erste von Rechts wegen dem Gra- 
fen Esterhazy gebührt. Er war es, welcher den 
grossen Gedanken „der Sistirung" fasste; als Graf 
Belcredi ins Amt trat, war der Sistirungs-Erlass 
schon angefertigt und bedurfte nur noch der Be- 
stätigung. Graf Esterhazy war ein eben so schlauer 
wie gewaltthätiger Staatsmann. Sein Ziel war ein- 
fach die Einführung der absolutistischen Ordnung 
mit ihren feudal -clericalen Stützen, wie sie vor 1848 
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bestand. Er war eine Art politischer Rip van Winkle, 
der die letzten zwanzig Jahre in voller Unkenntniss 
der Personen und der Ereignisse verschlafen zu haben 
schien, und der, als er plötzlich aus dem Traume 
erwachte, glaubte, dass Alles wie er selbst, im Statu 
quo geblieben sei. Er war jedoch zu sehr Ungar, 
um nicht zu wissen, dass eine vollständige Beseiti- 
gung der ungarischen Verfassung eine absolute Un- 
möglichkeit sein würde. Er schlug desshalb vor, 
den ungarischen Reichstag, wie er vor 1848 bestand, 
unangetastet zu lassen, wobei aber jede Erwähnung 
der Aenderungen und En'ungenschaften welche jenes 
ereignissvolle Jahr gebracht, sorgfaltig zu unterbleiben 
hätte. In den Erblanden sollte dagegen die par- 
lamentarische Regierung vollständig abgeschafft wer- 
den; nur um den Schein zu retten, wollte man die 
Provinzial- Verfassungen, wie sie vor 1848 be- 
standen, beibehalten. Auf das Staatsganze waren 
jedoch diese Verfassungen, welche auf rein ständi- 
scher Vertretung beruhten , ohne jeden Einfluss. Er 
gedachte beide obigen Ziele mit einem Schlage durch 
die Aufhebung der Februar -Verfassung zu erreichen. 
Dem Grafen Esterhazy ist übrigens eine gewisse 
Schlauheit nicht abzusprechen, denn er versuchte, 
auf die Nothwendigkeit des Constitutionalismus an- 
spielend, das was in Wirklichkeit der reinste Ab- 
solutismus war, unter einen dünnen Anstrich ein- 
gebildeter Freiheit zu verstecken. Einige Wenige 
schenkten wirklich — so seltsam es scheinen mag — 
dieser Spiegelfechterei Glauben. Beide, Graf Bei- 
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credi und Graf Esterhazy, stimmten in dem Ziele 
der Herstellung eines unumschränkten Oberhauptes 
im Staate vollständig uberein, nur mit dem Unter- 
schiede, dass der Erstere das absolutistische Regi- 
ment auf der Basis einer föderativen Gliederung 
des Reiches errichten wollte, während der Andere 
dieses Ziel dadurch zu erreichen gedachte, dass er 
den Dualismus welcher vor 1848 bestanden hatte, 
wieder ins Leben rief. Die natürliche Folge dieser 
unter sich verbundenen Bestrebungen war, dass 
sich sowohl Belcredi wie Esterhazy der Bildung jeder 
Art von parlamentarischer Repräsentativ -Gewalt, 
sowohl auf der einen wie auf der andern Seite der 
Leitha, entschlossen widersetzten. 

Daher entsprang Esterhazy's Weigerung, den 
Ungarn ein gesondertes ungarisches parlamentari- 
sches Ministerium zu bewilligen, daher das beharr- 
liche Schweigen Belcredi's in BetreflF „der gesetz- 
lichen Vertreter", deren Erwägung und Abstim- 
mung, entsprechend dem September -Manifest, (siehe 
Nöte III) der Ausgleich mit Ungarn unterstellt 
werden sollte. In dem dehnbaren Ausdruck „ die 
gesetzlichen Vertreter" glaubte Graf Belcredi ein Graf 
Gegengewicht gegen die Forderungen der Ungarn 
gefunden zu haben , deren Macht damals bereits 
sehr gewachsen war. Nach seiner Meinung soll- 
ten, wenn die Concessionen welche Graf Esterhazy 
den Ungarn zu machen vorgeschlagen, sich als zu 
wenig wirksam erweisen würden, die mythischen 
„gesetzlichen Vertreter" in einen vorwiegend „sla- 
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vischen Reichsrath" verwandelt werden, welcher 
dann dazu dienen sollte, ein entscheidendes Votum 
zur Verwerfung der vorgeschlagenen Concessionen 
abzugeben. Wenn aber die Concessionen an Ungarn 
in der vom Grafen Esterhazy wie vom Grafen Bel- 
credi gleich gebilligten Weise gemacht würden, 
dann sollten die 17 Landtage von West - Oesterreich 
den „gesetzlichen Vertretern" eine greifbare Form 
geben. Deren Voten wurden in diesem Falle jedoch 
nur als rein consultative betrachtet und entsprechend 
in Betracht gezogen worden sein. Die Sistirungs- 
Politik bestand mit einem Worte zunächst in der 
Wiederherstellung des Zustandes von vor 1848, fer- 
ner in der Aufhebung des Systems der centralisir- 
ten Vertretung in Oesterreich, verbunden mit dem 
Versuche, die nationalen DiflFerenzen in den 17 Land- 
tagen zu überkleistern; endlich in dem Ausschlüsse 
jeder Spur einer parlamentarischen Regierung, und 
in der äussersten Concentration der Macht in einem 
unumschränkten Oberhaupte. Es ist kaum ein 
grösserer MissgrifF denkbar als diese Politik, welche 
das öffentliche Vertrauen in die gesetzlichen Rechte 
durch eine willkürliche Aufhebung der Verfassung 
untergrub, und dann das machtvolle deutsche Ele- 
ment durch eine gänzliche Verkennung seiner Bedeu- 
tung in die Reihen der Opposition drängte. Es war 
nur natürlich, dass eine solche Regierungspolitik den 
Geist des entschlossensten Widerstandes unter den 
verschiedenen Parteien entflammte. 
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In West-Oesterreich wurde Graf Belcredrs Ma- 
növer von der gesammten deutschen Bevölkerung 
ausnahmslos verdammt; nicht minder geschah das von 
Seiten der nationalen Opposition, welche bald be- 
merkte , dass in Wien Nichts zur Erfiillung ihrer Die üng»] 
politischen Träume geschah. In Ungarn gestalteten 
sich die Angelegenheiten noch viel schlechter, ob- 
gleich das Ministerium geneigt war, alle Arten von 
untergeordneten Concessionen zu machen. 

Jeder Versuch einer Verhandlung mit der unga- 
rischen Partei war fruchtlos, insofern Deak, ob- 
gleich willig eine Regelung der unbedeutenderen 
Forderungen der Ungarn anzunehmen, doch nie auf- 
hörte auf der Einsetzung eines verantwortlichen un- 
garischen Ministeriums zu bestehen. Es wurden da- 
mals bereits die Principien des später, durch Aner- 
kennung der Gesetze von 1848, mit Ungarn getroffenen 
Ausgleichs vollständig bestätigt. Das österreichische 
Ministerium machte darin abermals einen grossen Miss- 
griff, denn indem es — wenn auch nur im Princip — 
die Wiederherstellung der Gesetze von 1 848 und da- 
mit im nothwendigen Zusammenhange die autonome 
Existenz Ungarns zugestand, wurde dadurch das beab- 
sichtigte finanzielle Arrangement zwischen Oesterreich 
und Ungarn im voraus sehr geschädigt. Es war 
klar, dass Ungarn von dem Augenblick seiner Un- 
abhängigkeit an das als ein Recht fordern würde, 
was es früher als eine Vergünstigung angenommen 
hätte. Deak sah sofort dieses Ergebniss voraus, und 
sägte: „dass Ungarn die Finanz frage in einem billigen 
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Sinne und mit gebührender politischer Rücksicht be- 
handeln wurde, dass es sich dazu aber nicht im 
mindesten verpflichtet fühle". Daraus wird man er- 
kennen, wie ungerecht es ist, ausschhesslich Graf Beust 
wegen des finanziellen Arrangements mit Ungarn zu 
tadeln, welches er lange nachher ausführte, und das 
von so grossen Opfern von Seiten der westlichen 
Reichshälfte begleitet war. Er hatte geglaubt, nur 
zur Leitung der äusseren Angelegenheiten des Reiches 
berufen zu werden, während er auch die groben 
Irrthümer zu berichtigen hatte, welche seine Vor- 
gänger im Amte im Innern begangen hatten. 

Die Hoffnungen der freisinnigen deutschen Partei 
in West-Oesterreich waren jetzt in dem neuen Mi- 
nister concentrirt. Es wurde in politischen Kreisen 
vorausgesagt, dass er die Verfassung auf beiden Seiten 
der Leitha wiederherstellen und das deutsche Element 
zum politischen Centrum West-Oesterreichs machen 
werde. Diese Meinung wurde durch die Entlassung 
der Grafen Esterhazy und Mensdorfi* bestärkt. Männer 
von Erfahrung fühlten, dass der neue Minister un- 
möglich jene eigenmächtige bureaukratische Politik 
unterstützen konnte, welche so lange alle natio- 
nalen Gefühle in Oesterreich erstickt und allen Fort- 
schritt verhindert hatte, und dass er wieder in den 
constitutionellen Weg einlenken würde, als die ein- 
zige Regierungsform welche mit der Würde, den 
Interessen und den Geschicken einer grossen Nation 
vereinbar ist. Der Umschlag vom Absolutismus 
zum Constitutionalismus war sehr bündig. Das Volk 
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schaute — einmal befreit von den Stützen des erste- 
ren — mit der grössten Spannung und dem grössten 
Vertrauen auf den Mann, welcher letzteren — und 
damit politische und religiöse Freiheit — wiederher- 
stellen wollte. Dieses waren die Empfindungen, mit Die Emen. 
denen der Graf Beust bei seiner Ernennung begrüsst °^ffen' 
wurde. Als er auf den politischen Kampfplatz trat, 
stand „freisinniger Constitution alismus" auf seinem 
Schilde, und dieses Motto ist nicht verwischt, trotz 
der vielen scharfen Schläge welche gegen ihn geführt 
worden sind; auch haben wir das feste Zutrauen, 
dass er unerschüttert auf seinem Posten bleiben 
wird, so lange er fortfährt, der Vorkämpfer so 
durchaus englischer Principien zu sein. Ungarn bot 
ihm das erste Feld für seine Thätigkeit. Dieses Land, 
welches sich bereits eines Vorgeschmackes consti- 
tutioneller Unabhängigkeit erfreut hatte, war nicht 
willens, selbst angesichts eines so grossen Unglücks 
wie Sadowa, länger die Festsetzung seiner politischen 
Forderungen zu verschieben, und die Ueberzeugung 
wurde allgemein, dass diesen sofort genfigt werden 
müsste. Deak und seine Partei waren entschieden. Die „du«- 
dass die einzig mögliche Ordnung die Einsetzung Politik. 
einer durchaus dualistischen Regierung sei. Sie 
hoben hervor, dass sowohl die Geschichte wie die 
geographische Stellung ihres Landes zu Gunsten eines 
solchen Systems spreche. Fragen von gemeinsamem 
Interesse für das ganze Reich könnten durch die 
Abordnung bestimmter Mitglieder beider Parlamente, 
welche von den österreichischen und ungarischen 
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Kammern erwählt wurden (später „Delegationen" 
genannt) und die abwechselnd in Wien und Pest zu- 
sammenzutreten hätten, eben so gut berathen und 
geordnet werden, als wenn ein allgemeines Central- 
Parlament bestände. Die Centralisten unterstützten 
kräftig diese Idee, in der Hoffnung, dass die Dele- 
gationen die Keime eines neuen, vereinten Parlamentes 
werden wurden. Deak's dualistische Theorie gewann 
rasch Boden. Die National -Partei und besonders 
die Czechen bekämpften sie dagegen eifrig, klar 
voraussehend, dass mit ihrer Annahme alle Hoff- 
nungen auf eine föderalistische Regierung mit einem 
Male vereitelt würden. Die Mitglieder der liberalen 
deutschen Partei billigten indessen Deak's Ansichten, 
und hielten eine Zusammenkunft in Aussee, bei welcher 
sie dieselben im Princip annahmen und sich ver- 
pflichteten, die Landtage zu verhindern, auf nutzlose 
Discussionen über die ungarische Frage einzugehen. 
Sie empfahlen auch, im Gegensatz zu der Politik 
des Grafen Belcredi, die Concentration ihrer Partei. 
Die Entlassung des Grafen Esterhazy machte 
jetzt Belcredi's Stellung schwieriger denn je. Er sah 
sich gezwungen, in demselben Augenblick wo sich 
die ungarischen Angelegenheiten günstiger zu ge- 
stalten schienen, seine schwankende Politik aufzu- 
geben und ein definitives Programm zu proclamiren. 
Freiherr von Beust, dem der Boden durchaus neu 
war, fand sich seinerseits genöthigt, langsam und 
mit der grössten Umsicht vorziigehen, und so wurde 
es Belcredi ermöglicht, mit ihm, obgleich nur für 
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eine kurze Zeit, Schritt zu halten. Für den Grafen 
Beust war es augenscheinlich, dass die ungarische 
Frage nicht länger in der Schwebe gelassen werden 
durfte, und ihre Lösung von beträchtlichen Opfern 
von Seiten des westlichen Theiles des Reiches begleitet 
sein würde, für welche die Wiederherstellung der 
parlamentarischen und constitutionellen Regierung 
allein entschädigen konnte. Er schlug daher die 
Wiederherstellung dieser Regierung vor. Drei Tage 
nach seiner üebernahme des Amtes veröflFentlichte 
die „Wiener Abendpost" (die Abendausgabe der offi- 
ciellen österreichischen Zeitung) eine Art Programm 
der constitutionellen Frage, welche, wie das Blatt 
erklärte, „rasch auf freiheitlichem Wege gefördert 
werden müsse". Die Zeitung lenkte gleichzeitig die 
Aufmerksamkeit auf das Vorhandensein vieler fiber- 
einstimmender Interessen in der westlichen Hälfte 
des Reiches, und auf die Nothwendigkeit einer daraus 
sich ergebenden Vereinigung der verschiedenen Theile 
derselben. 

Die Idee eines constitutionellen Reichsrathes be- Ein conati- 
gann jetzt eme positive rorm anzunehmen, und es Beiohsrath. 
wurde Allen klar, dass Belcredi's berechtigte „ge- 
setzliche Vertreter" nie ins Dasein gerufen werden 
würden. Unterdessen wurde am 19. November 1866 
das ungarische Parlament eröffnet und der kaiser- 
liche Erlass verlesen. Er gab zu, dass das von der 
Deak- Partei herrfihrende Ausgleichsproject einen 
geeigneten Ausgangspunkt für weitere Unterhand- 
lungen gewähre, und gab Hoffnung auf die Berufung 
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eines verantwortlichen ungarischen Ministeriums. 
Gleichzeitig kündigte dieser Erlass aber den Ent- 
schluss der Krone an, das System der verantwort- 
lichen Regierung nicht blos in Ungarn, sondern all- 
gemein im ganzen Reiche durchzuführen. 

Bald darauf begab sich, begleitet vom Präsi- 
denten der ungarischen „Hofkanzlei" (Herrn von 
Mailath), Baron Beuat nach Pest, und hatte dort eine 
lange Berathung mit Deak. Das Ergebniss derselben 
erlaubte dem „Pesti Naplo" (das ungarische Organ 
der Deak- Partei) wenige Tage vor dem Schluss des 
Jahres zu melden, dass nach der positiven 
Erklärung des Freiherrn von Beust die bal- 
dige Ernennung eines ungarischen Ministe- 
riums bevorstände. Kaum wurde aber Belcredi 
gewahr, dass der Ausgleich mit Ungarn wahrschein- 
lich zur Ausführung gelangen würde, so versuchte 
er sich demselben durch das, was er „das gleich- 
gewichtige Votum der gesetzlichen Vertreter" nannte, 
zu widersetzen. Er wollte dadurch wenigstens Eine 
Idee seiner Septemberpolitik retten. Die Annahme 
einer thatsächlich dualistischen Regierungs-Form in 
den Adressen der deutsch - österreichischen Landtage 
machte es dem Grafen Belcredi klar, dass er einer 
slavischen Majorität bedurfte, um ihm zu ermög- 
lichen, die den Ungarn bewilligten Concessionen zu 
modificiren, und wenn nöthig, ihnen durchaus ent- 
Der gegenzutr^.ten. Zu diesem Zweck drang er jUif eine 
d"entiiohe Zusammcuberufung der gesammten Vertreter des 
cisleithani sehen Theiles des Reiches. Dieser Körper 
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sollte hauptsächlich aus Slaven gebildet und zu dem 
Zweck versammelt werden: über die Principien, nach 
denen der österreichische Staat organisirt werden 
sollte, zu entscheiden. Belcredi hatte die üeberzeu- 
gung gewonnen, dass die weitere Ausfuhrung des 
Schemas welches er ursprünglich mit Esterhazy zu- 
sammen gebraut hatte, jetzt unmöglich geworden, 
und er hoffte, obgleich dies .^^angement mit Un- 
garn nicht mehr ganz zu verhindern war, doch viel- 
leicht dasselbe durch jenes Mittel zu paralysiren. 
Durch den Vorschlag des ausserordentlichen Reichs- 
tages zeigte Belcredi gleichzeitig das Thörichte seiner 
ganzen frühern föderalistischen Politik , denn der neue 
Vertretungskörper sollte nur von dem Gebiete auf 
dieser Seite der Leitha erwählt werden, also ganz 
Ungarn davon ausgeschlossen sein. Es kann nicht 
bezweifelt werden, dass Freiherr von Beust unmerk- 
lich den Grafen Belcredi dahin brachte, sich diesen 
Plan anzueignen, damit wenigstens zunächst der 
Weg zur Errichtung einer parlamentarischen Tribüne 
in West - Oesterreich abermals freigemacht würde. 
Einige, welche politische Kurzsichtigkeit verhinderte 
die w^^nn Ziele dieser Taktik zu erkennen, haben 
später i8en Freiherrn von Beust der Unbeständigkeit 
beschuldigt, weil er seinen Namen unter das Patent 
gesetzt welches den ausserordentlichen Reichsrath 
einberief. Diese vergessen jedoch, dass Baron Beust 
erst kim^e Zeit im Dienste Oesterreichs, und nicht ein 
allmächtiger Staatsmann war, dessen Willen allein 
entschied. Er hatte nichtsdestoweniger es so ge^ 

Oettanr.-UJiy. Monarchie. 2 
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schickt eingeleitet, das8 angesichts des noch immer 
in Kraft befindlichen „September-Patents" der erste 
Schritt geschehen, um das constitutionelle Centrat 
Parlament in Cisleithanien wiederherzustellen. Graf 
ßelcredi verfolgte, wie wir gesehen haben, ein ganz 
anderes Ziel, - jenes, die Verwerfung des Ausgleichs 
mit Ungarn herbeizuführen. Die Richtung seines 
Strebens und jene d^ Freiherm von Beust standen 
im strengsten Gegensatz. Letzterer forderte aber 
sein Ziel in solcher Weise, dass er schliesslich den 
Grafen Belcredi mit sammt dem „ausserordentlichen 
Reichsrath^^ los wurde. Die Solidarität, welche 
sich seit dem Eintritt des Grafen Beust in das 
österreichische Cabinet, zwischen demselben und den 

•r 

constitutionellen Parteien gebildet hatte, wurde durch 
den gemeinschaftlichen Kampf gegen den „ausser- 
ordentlichen Reichsrath" offenkundig, und das Ver- 
dienst des Belcredi'schen Sturzes, welches Baron 
Beust bescheiden der Opposition der deutschen 
Partei zuschrieb, gebührt in der That ihm. Sein 
Ziel war einfach die Wiederherstellung des 
constitutionellen Regime's, und dieses erreichte 
er, als gleichzeitig mit Belcredi's Entlassung West- 
Oesterreich wieder in seine parlamentarischen Rechte 
eingesetzt wurde. Wenn Graf Belcredi seinerseits 
sich einbildete, dass er die Slaven im „ausserordent- 
lichen Reichsrath" als eine Art Gegengewicht gegen 
die Ungarn benutzen könne, so fasste dagegep Bai'on 
Beust den politisch richtigen Gedanken, dass, wie das 
magyarische Element in Ungarn, das deutsche Ele- 
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I ment in West-Oesterreich- — kraft seiner höheren 
3 CSvilisation, seiner historischen Traditionen, und vor 
M Allem kraft der Dauer der Rechte welche es beao- 
. spruchte — besonders zur Einnahme einer hervor- 
c ragend leitenden Stellung geeignet sei. Er hielt mit 
Recht dafür, dass weder ein Bedurfniss vorliege, 
i noch bei der drängenden Lage der Angelegenheiten 
B Zeit dazu sei, Oesterreich entweder dadurch neu zu 
gestalten, dass man tabula rasa mit allen seinen 
i früheren und gegenwärtigen politischen Institutionen 
F mache, oder dadurch, dass man neue Regierungs* 
! principien mittelst einer constituirenden Versamm- 
lung schaffe und einsetze. Der erste nothwendige 
Schritt war die Verwirklichung d^ Ausgleichs init 
Ungarn, und dieser war, gemäss dem Geiste des 
damals bereits vorhandenen Entwurfes, auf das 
Princip des Dualismus basirt, durch welchen die 
SteUung der Deutschen in West - Oesterreich eben 
so klar bestimmt wurde wie die der Magyaren, in 
Ungarn. Die öffentliche Meinung war für die Idee 
einer föderativen Organisation . weder vorbereitet, 
noch war sie derselben günstig, weil dadurch eine 
Verständigung mit Ungarn unmöglich gemacht wor- 
den wäre. — In constitutionellen Staaten sind poli- 
tische Schöpfungen immer die Ergebnisse der un- 
mittelbaren Lage und der Ausdruck des augenblick- 
lichen Bedürfiiisses. Es war desshalb nothwendig, an 
dem festzuhalten was bereits bestand — die Februar- 
Verfassung — und an dem was bereits geplant 
war — der Ausgleich mit Ungarn. So wurde die 
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Hechtscontinuitat, auf welcher die deutsche Partei 
so energisch bestand, wiederhergestellt, und gleich- 
zeitig die Februar- Verfassung der neuen, duali- 
stischen Organisation entsprechend verändert Die 
deutsche Partei forderte die Wiederherstellung der 
Verfassung und die sofortige Berufung des ord«it- 
lichen Reichsrathes : sie erklärte zugleich, dass ihre 
Theilnahme an dem „ausserordentlichen Reichsrath" 
ganz ausserhalb der Frage liege, da der Plan ihn 
zu versammeln nichts als ein werthloser Versuch sei, 
sie für die „Sistirungs- Politik" zu entschädigen. 

Waren diese Forderungen unveniünftig? Wäre es 
möglich und richtig gewesen, sie in einem Augen- 
blick zu missacl^n, wo die traurigen Ereignisse 
von 1866 die tausendjährige Verbindung der deut- 
schen Elemente mit dem Mutt-erlande zerschnitten 
hatten, war jenes Urtheil gesprochen, welches beab- 
sichtigte, sie von jeder ferneren Theilnahme an dessen 
Geschicken auszuschliessen ? 

Graf Belcredi fuhr unterdessen fort, den ignis- 
fatuus seines „ausserordentlichen Reichsrathes" in 
der Hofihung zu verfolgen, dass mit dessen Errei- 
chung auch sein Plan der Bildung eines überwiegend 
slavischen Vertretungskorpers gelingen würde. Er 
hoffte dadurch zugleich den Ausgleich mit Ungarn 
zu verhindern, welchen Baron Beust jetzt so eifrig 
erstrebte. Aber während Graf Belcredi mit der sla- 
vischen Opposition rechnete, verlor er die Verschie- 
denartigkeit der Elemente und Meinungen welche sie 
bildeten, aus dem Auge; eine solche Verschieden- 
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Artigkeit hat aber noch niemals zum Gelingen eines 
staatsmännischen Calcul beigetragen oder das Er- 
reichen eines positiven Erfolges unterstützt. Czechen 
i^ie Polen blieben bei ihren Entschlüssen, und da 
sie in Folge der vom Grafen Belcredi mit Macht 
betriebenen Wahlbeeinflussung der Majorität in den 
Landtagen von Böhmen, Mähren, Krain und Gali- 
zien gewiss, so enthielten sie sich jeder Verpflich- 
tung zur Sendung Delegirter in den „ausserordent- 
lichen Reichsrath". Sie gaben jedoch zu verstehen, 
dass sie sich mögUcherweise dazu herbeüassen wür- 
den, allein nur unter der Bedingung, dass jene Kör- 
perschaft wegen ihres ausschliesslich privativen Cha- 
rakters keine Macht haben sollte, die EntSchliessungen 
der Landtage zu beeinträchtigen. 

Während sich Jedermann für den nahenden Wahl- 
kampf vorbereitete, schritten die Verhandlungen des 
Baron Beust über den Ausgleich mit Ungarn- we- 
sentlich vor, und die Deputation des ungarischen 
Landtages, welche unter dem äussern Vorwande die 
Glückwünsche des Landes zu überbringen am 8. Ja- 
nuar 1867 vom Kaiser empfangen wurde, war that- 
sächlich nur gesendet, um das Werk zu fördern und 
dessen Vollendung -beizuwohnen. Nachdem diese De- 
putation, an deren Spitze der hervorragendste der 
ungarischen Fühi'er, Graf Andrassy stand, Deak über- 
ihren Erfolg am 14. Januar Bericht abgestattet, kehrte 
sie am 19. desselben Monats nach Wien zurück. 
Schon am 23. Januar erklärte der Kaiser, in Erwie- 
derung der gegen den octroyirten Zusatz zum Heer- 
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gesetz votirten Adresse: ^Er sei bereit die Wunsche 
Ungarns zu befriedigen, sobald die Schwierigkeitai 
welche bis jetzt die Bildung eines verantwortlicheD 
ungarischen Ministeriums verhinderten, beseitigt sein 
wiirden^S Diese Hindemisse wur.ien bald durch die 
vereinigte Action Beust's und Andrassy's uberwtuh 
den, und damit verschwand auch das MisstraueD 
gegen die Ungarn, welches Graf Belcredi versucht 
hatte, den höchstgestellten Persönlichkeiten im Staate 
einzuflössen. Der Reichstag zu Pest, oder vielmehr 
der von demselben aus 67 Mitgliedern des Unter- 
hauses gebildete Ausschuss, basirte seine Berathun- 
gen auf den Vergleich mit Wien, begann die Er- 
örterung des Entwurfs bezuglich der beiden Theilen 
des Reiches gemeinsamen Angelegenheiten, und ver- 
suchte so — bis zu einer gewissen Grenze — die 
wörtliche Formulirung des Ausgleichs endgültig fest- 
zustellen. Obgleich nun, infolge des Einflusses des 
Grafen Belcredi auf die Grossgrundbesitzer und das 
Heer der Staatsbeamten, die Wabl^ für den böh- 
mischen, mährischen, krainischen und galizischen 
Landtag zu einem entschiedenen Siege der nationa-. 
len und föderalistischen Partei • gefuhrt hatten , so 
konnte doch der Graf sich nicht darauf verlassen, 
dass diese Landtage ihre Delegirten zu dem „aus- 
serordentlichen Reichsrath" schicken wurden. Sie 
beobachteten ein hartnäckiges Stillschweigen über 
ihre Absichten, und ihre Wahlreden zeigten, so weit 
sie den Protest gegen den Ausgleich mit Ungarn 
betrafen, zumeist das Vorhandensein föderaler Be- 
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: Btrebungen an. Die Anerkennung der Nothwendig» 
keit eines solchen Ausgleiches nahm durch den Aus- 
fall der Wahlen in den vorzugsweise deutschen Pro- 
vinzen und in den Reihen der constitutionellen 
deutech-bohmischen Partei, einen noch entschiedene- 
"ren Charakter an. Entsprechend dem „wo< d^ordre^^ 
.^des Tages wurden die Wahlen in diesen Theilen des 
? Reichs in einer durchaus Ungarn » gunstigen Weise 
durchgeführte Obgleich man darauf bestand, dass, 
um den Ausgleich mit Ungarn vollgültig zu machen, 
es noth wendig sei, ihn der Zustimmung des*eislei- 
thanischen Theiles des Reiches zu unterwerfen, so 
liessen aoch viele Anzeichen vermuthen , dass auf 
die Annahme der bekannt gewordenen Bedingungen 
sicher gezählt werden könne. Graf Belcredi war voll- 
ständig schachmatt. Mit der letzten Figur welche 
er gezogen, dem „ausserordentlichen Reichsrath^S 
konnte er das Spiel nicht gewinnen, denn die Deut- 
schen lehnten alle Betheiligung daran ab und die 
Slaven bliebeoe^^ passive Zuschauer^ sodass er im 
günstigsten Fafle nur ein Rumpfparlament zusam- 
menbringen koniite» Die frühere Richtung seiner Po- 
litik verhinderte ihai^andererseits, den „ ordentlichen 
Reichsrath^^ zusammenrufen eu kcmnen# Es wurde 
i^weifellos, dass er, wie seine Begriffe von Regie- 
rung, politisch unmöglich geworden war und mit Bnamtsii 
diesen zugleich beseitigt werden müsse. Demzufolge Beiorec 
unterzeichnete der Kaiser am 7. Februar 1867 das nungd. 

, Baron Bc 

Decret welches den Grafen Belcredi semes Amtes «um 

Ministe 

enthob. Gleichzeitig mit dieser Entlassung wurde praidem 
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Graf Beust zum Premier- Minister ernannt und mit 
dem Polizeiministerium und der Präsidentschaft im 
Ministerrath betraut. Am 18. Februar wurde den 
Landtagen eine kaiserliche Botschaft mitgetheilt welche 
erklärte, dass die Idee eines „ausserordentlichen 
Reichsrathes ^^ durchaus aufgegeben sei, der oonstita- 
tionelle Reichsrath zum 18. März 1867 einberufeD 
würde, und unter Anderem die folgenden wichtigen 
Gesetzentwürfe eingebracht werden würden: 

1. in Betreff der nothwendigen Veränderungen in 
dei' Verfassung in Folge des Ausgleichs mit Un- 
garn; 

2. in Betreff der Berufung eines verantwortlichen 
Ministeriums ; 

3. in Betreff der Erweiterung der autonomen Re- 
gierung der Provinzen; 

4. in Betreff der Veränderung und Vervollkomm- 
nung des Systems der Landesvertheidigung ; 

5. in Betreff der Verbesserung des Gerichtsverfah- 
rens. 

Graf Beust hatte somit die beiden Grundprincipien 
seiner Poli<ik zur Anerkennung gebracht: den Aus- 
gleich mit Ungarn und die Wiederherstellung 
der parlamentarischen Ordnung im ganzen 
Reiche. Es blieb ihm nur noch übrig, die Einzel- 
heiten dieses grossen Umschwungs in der Organisa- 
tion des Reiches durchzufuhren, und die Lasten und 
Rechte ^wischen beiden Reichshälffcen gleich zu ver- 
theilen; hierin :^eigte er einen merkwürdigen Tact, 
denn nachdem er das parlamentarische Regiment 
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ipdeder ins Leben gerufen hatte, Idelt er sich von 
aller ferneren Einmischung fern, und überliess die 
Endarbeit ausschliesslich den grossen Vertretungs- 
körpem des Volkes. Die Entlassung des Grafen 
Belcredi erleichterte ihrerseits sehr die endgültige 
Ordnung des Ausgleichs mit Ungarn. 

Deak kam auf das Verlangen des Kaisers nach 
Wien, und konnte dem Monarchen im Namen seiner 
Partei versichern , dass in Folge der Einsetzung eines 
verantwortlichen ungarischen Ministeriums das 1867er 
Ausgleichs -Project vollständig angenommen werden 
würde. Deak's Besuch verbannte den letzten Rest 
von Misstrauen gegen Ungarn aus den Gemüthern 
der Wiener Bevölkerung. Am 11. Februar langte 
Graf Andrassy in der Hauptstadt an; die öflFentliche 
Meinung in Ungarn hatte ihn als die passendste 
Persönlichkeit für den Posten eines Ministerpräsi- 
denten bezeichnet. Der Kaiser ernannte ihn zu 
diesem Amte und betraute ihn gleichzeitig mit der 
Bildung eines ungarischen Ministeriums. 

Ein am 17. Februar amtlich veröffentlichter kai- 
serlich-königlicher Erlass stellte die vollen parla- 
mentarischen Rechte Ungarns wieder her. Es ward 
jetzt Pflicht des Landes, die Zusicherungen seiner 
Führer zu verwirklichen, und indem es der Einheit 
des Reiches Concessionen machte, dessen Macht und 
Dauer befestigen zu helfen. Diese Concessionen sind 
in dem oben erwähnten Entwurf des 67er Ausschusses 
enthalten. Sie bestanden in der Feststellung jener 
Angelegenheiten welche von beiden Reichshälften als 
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gemeinsame betrachtet werden sollten, und in der 
Einsetzung eines gemeinsamen Organ^s zu deren Ve^ 
waltimg. Ungarn wurde dadurch mit West-0e8te^ 
reich durch ein unzerreissbares Band verknüpft, und 
das Princip der Pragmatischen Sanction — welche 
die legislative und administrative Unabhängigkeit 
Ungarns anerkannte, gleichzeitig aber die Untheil- 
barkeit der Länder des habsburg'schen Hauses e^ 
klärte — in eine neue Form gekleidet Als „gemein- 
same Angelegenheiten^^ gelten fortan in Oesterreich: 
die Leitung der auswärtigen Politik des Reiches, so 
wie die auswärtige diplomatische Vertretung und die 
unter dem Oberbefehl des Kaisers stehende einheit- 
liche Armee und Kriegsflotte. Beide Reichstheile 
sollten in verhältnissmässiger Weise zu den Kosten 
für das Heer und das Ministerium der auswärtigen 
Angelegenheiten beitragen. Ebenso hatte Ungarn 
sich an der Zinsenzahlung für die Staatsschuld zu 
betheiligen. Alle internationalen Verträge sollten der 
Sanction beider Legislativen bedürfen. AUe Angele- 
genheiten welche gleiche Beachtung erforderten, wie 
die Zölle, die indirecten Steuern und das Münzwe- 
sen, sollten durch Verträge geregelt werden welche 
an die Zustimmung beider Reichshälften gebunden. 
Um die konstitutionelle Behandlung der „ge- 
meinsamen Angelegenheiten" herzustellen, wurde die 
Institution der „Delegationen" eingeführt. Hiernach 
soll jede der gesetzgebenden Körperschaften alljähr- 
lich eine Delegation von je 60 Mitgliedern erwählen, 
von denen je 40 ans jedem ünterhause und je 20 
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1 aas jedem Oberhause zu entnehmen sind. Diese 
9 Delegationen haben sich abwechselnd zum - Zweck 
y vertraulicher Berathung der bezüglichen Gesetzent- 
i würfe oder Vorlagen in Pest und Wien zu ver- 
sammeln. Die dabei gefassten Beschlüsse, sowie 
..abweichende Ansichten über fragliche ' Punkte sollen 
gegenseitig mitgetheilt, und im Falle keine Einigung 
erzielbar, darüber gemeinsam — jedoch ohne De- 
batte — abgestimmt werden. Die übereinstimmen- 
den Beschlüsse beider Delegationen sollen durch den 
Monarchen für gemeinsame Gesetze erklärt, und mit 
deren Ausfährung die Ministerien beider Reichshälf- 
ten betraut werden. Endlich sind die gemeinsamen 
österreichisch-ungarischen Minister beiden Delegatio- 
nen verantwortlich, welche letztere auch das Budget 
zu votiren haben. Dies ist der wesentlichste Inhalt 
der Beschlüsse des „67er Ausschusses", welche am 
30. März vom ungarischen ünterhause und am 
3. April vom ungarischen Oberhause angenommen 
wurden. Die von den ungarischen Führern ge- 
machten Zusagen waren somit getreulich erfüllt, und 
der Jubel welcher den Kaiser Franz Joseph bei sei- 
ner Krönung als König von Ungarn (zu Ofen-Pest im 
Juli 1867) begrüsste, verkündete Europa die Befrie- 
digung Ungarns sowohl als die Wiederauferstehung 
Oesterreichs. Die Ruhe,^ welche durch Vollendung 
des Ausgleichs in Ungarn eintrat, dehnte sich je- 
doch nicht auf die cisleithanische Hälfte des Reiches 
aus, wo im Gegentheil die Dirige noch verwickelter 
als früher wurden. Die föderalistischen Majoritäten 
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des böhmischen, mährischen und krainischen Land- 
tages hatten beschlossen, ihre Delegirten nur zu 
Graf Belcredi's missglücktem ,, ausserordentliche!) 
Reichsrath^ zu senden, und wurden in Folge dessen 
die Landtage aufgelöst. Der galizische Landtag zeigte 
ebenfalls Symptome des Widerstandes, aber das enet- 
gische Vorgehen der Regierung gegen die anderai 
Landtage schreckte ihn ab. Die anderen Provinziat- 
landtage nahmen dagegen die Erwählung ihrer De- 
legirten zum Reichsrath ohne jede Schwierigkeit vor, 
und die neuerwählten Landtage von Böhmen, Mäh- 
ren und Erain thaten nach einiger Zeit dasselbe. 
Die Beendigung der Wahlen und der Zusammentritt 
des Reichsrathes ergaben jedoch nur erst eine theil- 
weise Lösung der Schwierigkeit. Zwar war der 
Widerstand der nationalen und föderalistischen Op- 
position dauernd gebrochen, aber die deutsche con- 
stitutionelle Partei befand sich in der äussersten Des- 
organisation und konnte sich nicht über eine ge- 
meinsame Action einigen, da die Centralisten ihre 
Agitation gegen den ungarischen Ausgleich fortsetz- 
ten. Dieser Zustand „politischer Auszehrung" 
(so bezeichnete der gegenwärtige Präsident des Un- 
terhauses sehr schlagend den Zustand der Dinge) 
musste überwunden werden. Es war nothwendig, 
das Vertrauen in die Absichten der Regierung wie- 
derherzustellen; es mussten femer Beweise dafür ge- 
liefert werden, dass die vom Kaiser in seinen Bot- 
schaften an die Landtage erwähnten Reformen nicht 
blos darum ausgeführt werden sollten, um willige 
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Schultern für die Lasten zu gewinnen welche der 
Ausgleich mit Ungarn WesVOesterreich auferlegte, 
sondern zu dem Zwecke, um auch auf dieser Seite 
der Leitha einen durchaus freisinnigen und con- 
stitutionellen Zustand der Dinge zu begründen und 
zu sichern. Am 22. Mai 1867 versammelte sich, 
nach einer Pause von zwei Jahren, das österreichi- 
sche Parlament zum ersten Male wieder. Baron Beust 
deutete bei EröflFnung des Reichsrathes — getreu 
der constitutionellen Idee welche seine Politik aus- 
schliesslich leitete — an, dass die Zeit gekommen 
sei, wo durch Berufung eines aus der Majorität 
des Hauses gewählten Ministeriums die parlamenta- 
rische Regierung noch einmal fest in Oesterreich 
begründet werden solle. Es war dies nicht der 
erste Versuch des Baron Beust, um ein parlamen- 
tarisches Oabinet zu gründen. Er hatte es bereits 
einen Monat früher, aber vergeblich, unternommen, 
weil der Führer der deutschen Partei in Böhmen, 
an welchen er sich persönlich gewendet, seinen Bei- 
stand versagt hatte. Er begann darauf Unterhand- 
lungen mit mehreren Mitgliedern der Majorität, um 
diese zu bewegen ein Cabinet zu bilden, wie es die 
Ungarn gethan — aber ebenfalls ohne Erfolg. Sie 
verweigerten kategorisch, in ein Ministerium einzu- 
treten, bevor nicht das Uebereinkommen mit Un- 
garn förmlich in Cisleithanien angenommen sei, und 
bis nicht der bestehende Zustand der Dinge so weit 
oreordnet wäre, dass sie mit vollem Vertrauen auf 
seine Festigkeit und Dauer rechnen könnten. Die 
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Aufgabe welche sich Graf Beust gestellt: nämliGh 
die Wiedereinführung einer parlamentarisch^i Re- 
gierung in West-Oesterreich, wurde noch erschwert 
durch die nationale Opposition, an deren Spitze da8 
für sich eine besondere, getrennte Stellung fordernde 
Galizien stand. Jenen Forderungen zu entsprechen 
konnte natürlich nicht einmal in Betracht gezogen 
werden, aber der Minister erkannte doch die Noth- 
wendigkeit, in Verhandlungen zu treten und kleine 
Concessionen zu machen, um so bald als möglich 
die Consolidirung des neuen constitutionellen Systems 
zu erreichen. Es ist nicht unsere Absicht, in diesen 
Blättern eine Lobi*ede auf Graf Beust zu schreiben, 
sondern nur durch Thatsachen zu belegen, wie aus- 
schliesslich und erfolgreich er sich der Wiederge- 
burt Oesterreichs gewidmet hat. Die herzlichen und 
aufrichtigen Eljens mit welchen ihn die Ungarn be- 
grüssten, als er am Krönungstage im Gefolge des 
Kaisers durch Pest ritt, bewiesen hinreichend, wie 
vollständig man dort seine Bemühungen zu Gunsten 
des Ausgleichs mit Ungarn würdigte. Aus dem Ge- 
müthe des Volkes in West - Oesterreich verschwand 
dagegen die letzte Spur von Misstrauen erst, als 
der Kaiser in seiner Thronrede verkündete, dass in 
Zukunft eine verantwortliche Regierung bestehen 
sollte, und als ein Gesetzentwurf in das Haus ein- 
gebracht, wodurch eine allgemeine Amnestie für alle 
politischen Vergehen und Verbrechen gewährt wurde. 
So war denn die Vergangenheit für immer der Ver- 
gessenheit überantwortet, und eine neue, durchaus 
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freisinnige Aera eingeweiht. Der Kaiser benutzte 
diese Gelegenheit, um seine hohe Anerkennung der 
ausgezeichneten Dienste zu bezeugen, welche in der 
Stunde der Noth Baron Beust dem Reiche geleistet, 
und zugleich sein unbegrenztes Vertrauen in dessen 
fortgesetzten Eifer oflFen zu bekennen. Dieses konnte 
wohl in keiner schlagenderen Weise geschehen, als 
durch die Verleihung des Ranges und Titels eines Brnennang 
„Reichskanzlers^^ am 23. Juni 1867. Dieses ist eine BeuBtsum 
Würde, welche bisjetzt erst zweimal in Oesterreich kwuier. 
verliehen worden ist, und beide Male an Staatsmän- 
ner von der höchsten politischen und gesellschaft- 
lichen Stellung — an den Fürsten Kaunitz und an 
den Fürsten Metternich. 

Es bedurfte natürlich nun noch eines Aufschubs 
zur Wahl der Mitglieder jenes Ausschusses, welcher 
den finanziellen Theil des Ausgleichs mit Ungarn und 
die Quote zu regeln hatte, mit welcher dasselbe an 
den gemeinsamen Ausgaben des Reiches und an der 
Bezahlung der Staatsschuldzinsen theilnehmen sollte. 
Am 3. Juli genehmigte das Unterhaus die revidir- 
tesn Gesetze, und erwählte 10 Deputirte zur Ausfuh- 
rung der Einzelheiten. Dadurch wurde der Dua- 
lismus in Oesterreich zum ersten Male als eine fest- 
stehende Thatsache anerkannt. 

Der Umschwung den Baron Beust herbeigeführt, 
war ein so rascher und griflF so weit, dass diejenigen, 
welche das Land in den Tagen des von Soldaten und 
Bureaukraten gestützten Absolutismus gesehen, das- 
selbe jetzt kaum wieder zu erkennen vermochten. 
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Es schien nach langer und gefahrvoller Ki'ankhpit 
eine Krisis bestanden zu haben, durch welche ei 
wieder zu Gesundheit und Kraft gelangte. Man darf . 
sich nicht wundern, dass solche radicale Reformen 
in einem Theile der grossen grundbesitzenden Aristo- 
kratie Gegner fanden. Feudal-clericale Ideen waren 
derselben von frühester Jugend an eingepflanzt, und • 
sie blickte natürlich mit Schrecken auf den frei- 
sinnigen fremden Minister, der, ohne sich an die 1 
Demokratie wegzuwerfen, doch entschlossen war, j 
jedes Hinderniss was sich dem Fortschritte ent- 
gegenstellte, niederzubrechen und dem Volke die ihm 
so lange vorenthaltenen Rechte zu geben. Die 
m% wMtotio- reactionäre Partei , welche darauf gerechnet hatte, 
"*'* * an bestimmter Stelle Unterstützung zu finden, um 
das zu vereiteln, was sie als die verderblichen 
Machinationen des sächsischen Ministers betrachtete, 
sah sich in ihren Hoffnungen getäuscht. Sie glaubte 
mit Sicherheit, dass der Repräsentant des Hauses 
Habsburg sein Veto gegen diese unblutige Revo- 
lution einlegen würde — eine Revolution, durch 
welche die Vorrechte ihres Standes gemindert, und 
nach ihrer Ansicht das Land in das Verderben ge- 
stürzt wurde. Glücklicherweise irrten sie sich. Von 
Dor Kaifer. dem Augcnblicke an, wo der Kaiser besonnener Weise 
beschlossen hatte, dass der Absolutismus der parla- 
mentarischen Ordnung weichen solle, hielt er daran 
ohne Wanken und Schwanken fest; er erleichterte 
die Einfuhrung des letzteren Systems, und gab wer 
der damals noch bis heute der reactionären Partei 
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die kleinste Ermuthigung. Die freisinnige Majorität 
des Hauses wurde — als sie sah, dass die von ihr 
vertheidigten Principien täglich tiefere Wurzeln in 
den Herzen des Volkes fassten — jetzt kuhner, und 
begann die Untersuchung jener Fragen welche sie 
von der tiefstgreifenden Bedeutung glaubte. Die 
erste und vorzüglichste derselben war das Concor- Das 
g^at. Die Liberalen fühlten, dass wenn Oestttrreich 
^^ieder kräftig und aufrichtig freisinnig werden sollte, 
es von diesem schädlichen und anstössigen Vertrage 
und der ungebührlichen Einmischung des römischen Kirchuche 
Clerüs befreit werden müsse. Zu diesem Zwecke '^'itefonn. 
w^urden zwei Gesetzentwürfe in das Haus einge- 
bracht. Der eine — von Dr. Mühlfeld, „Religions- 
Ediet" genannt — hatte die Vernichtung aller, zwi- 
schen Staat und Kirche bestehenden Verbindungen 
zum Zweck; der andere, von Dr. Herbst, dem 
gegenwärtigen Justizminister, unter dem Titel „Con- 
fessionelle Gesetze" eingeführt, griff weniger weit 
und war in seinen Einzelheiten diplomatischer. *) Um 
diese Zeit (11. Juli 1867) ward auch, zwar nicht der 
Titel aber die bisherige amtliche Thätigkeit eines 
General -Adjutanten des Kaisers f) aufgehoben, da 



*) Siehe Note IV. 

t) Das Amt eines General -Adjutanten darf nicht im englischen 
Sinne des Wortes verstanden werden. In Oesterreich gah es unter dem 
Namen »General-Ac^utantur'* ein Militär -Cahinet, durch welches der 
]i6di8te müitftrische Einfluss in unmittelbarer und fortwährender Bezie- 
tang zonL Souverain stand. Dieser Einfluss beschränkte sich keines- 
wegs «of blos, militärische Angelegenheiten, sondern mischte sich bis 
zvL sehr bedirnerlichem Grade auch in die Civil-Angelegenheiten ein. 

Oeiterr.-Ung. Mouurohie. 3 
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es ausser Zweifel stand, dass dessen Befugnisse die 
wahre Quelle der militärischen Misshräuche in Oe8te^ 
reich gewesen. 

Die Idee eines parlamentarischen Ministeriums, 
welche Baron Beust in Folge der Opposition der par- 
lamentarischen Fuhrer zweimal vergeblich zu ver- 
wirklichen versucht hatte, bekam jetzt wieder Leben. 
Diesesmal ging sie aber von dem Finanz -Au8schu88 
aus, welcher zum Schutz der Interessen der West- 
hälfte des Reiches für die Regelungen mit Ungarn 
ein solches Ministerium dringend wünsiphte. Baron 
Beust erinnerte bei dieser Gelegenheit das Hans 
daran, dass dessen Leiter seine früheren Versuche 
zur Schaffung eines unabhängigen Ministeriums ve^ 
eitelt hatten, weil sie diese Frage vertagen wollten, 
bis der ungarische Ausgleich von Cisleithanien an- 
genommen sei. Die Frage war ungelöst geblieben, 
weil die Führer zwar als Mitglieder des Reichsratbes 
den Vortheil der constitutionellen Wiedergeburt des 
Landes geniessen wollten, aber ohne dabei eine an- 
Minuter- dcrc als eine moralische Verantwortlichkeit für ihre 
lichkeit. Beschlüsse zu tragen. Das Haus beeilte sich darauf, 
Bechte. seine Arbeiten zu beendigen. Es stimmte einem 
Gesetzentwurf zu, welcher die ministerielle Verant- 
wortlichkeit einführte; es votirte ferner eine höchst 
liberale Verfügung bezüglich des Vereins -Rechtes, 
Finanzieue und vcrtagtc sich dann am 25. Juli 1867, um den 
Bwischen eis- und transleithanischen Bevollmächtigten Platz 

Ungarn nnd 

West- ZU machen, welche die finanziellen ßeffelunffen mit 

Oesterreich. . o "o 

Ungarn vervollständigen sollten. Das Zusammen- 
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i treten dieses Ausschusses war ein Gegenstand gros- 
i ser Sorge und Schwierigkeit für den Freiherm von 
Beust, welcher als Vermittler handeln sollte. Als 
f solcher war es seine Pflicht, äusserst vorsichtig zu 
! Werke zu gehen, damit man ihn auch nicht der 
i mindesten Parteilichkeit beschuldigen könne. Die 
\ Ungarn bauten einstimmig auf die Zugeständnisse 
I über welche man sich unter dem Ministerium Ester- 
' hazy und Baron Beust geeinigt hatte, und die von 
: dem verstorbenen Finanzminister, Baron Becke, 
? ebenso ehrlich wie geschickt unterstützt worden 
warien. Letzterer hatte sein Aeusserstes thun müs- 
sen, um die ungarischen Forderungen zu verringern. 
Endlich, wurde, nach sehr langen und ausgesponne- 
nen Verhandlungen, das Verhältniss unter den Bei- 
trägen der beiden Reichshälften festgesetzt. Die 
Höhe derselben wurde liestimmt, indem man das 
. .^llittel der in zehn Jahren von den ungarischen 
* Provinzen gezahlten Summe nahm. Es gab dies 
28 Procent. Man kam auf dieser Basis zu dem Be- 
schluss, dass Ungarn 30 Procent und West-Oester- 
reich 70 Procent tragen sollte; ausserdem sollte Un- 
garn jährlich 30,200000 Gulden zur Bezahlung der 
Interessen der Staatsschuld beisteuern. Diese Be- 
stimmungen waren selbstredend viel günstiger für 
Ungarn als für West-Oesterreich, denn fast die 
ganze Bürde der Staatsschuld fiel auf die Schul- 
tern der cisleithanischen Provinzen. Es muss zu- 
gestanden werden, dass die österreichische Delega- 
tion grosse Selbstverläugnung bewies, als sie der 

3* 
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Solidarität des Reiches dieses Opfer brachte, denn 
sie konnte sich mit gleichem Recht wie die Ungarn 
gegen einen übermässigen Beitrag zu den Interessen 
der Staatsschuld verwahren, indem sie sich darauf 
berief, dass diese Scjhuld von einer absolutistischen 
Regierung gemacht war und nie die Zustinmiung des 
Reichstages erhalten hatte. Die cisleithanischen Be- 
vollmächtigten nahmen jedoch die ungarischen Vor- 
schläge an, und trugen so ihren Theil zu dem Werke 
des Neuaufbaues des österreichischen Kaiserreichs 
bei. Das Schlusspro tokoll des finanziellen Arrange- 
ments wurde am 23. September 1867 ratificirt, und 
dadurch der Ausgleich mit Ungarn, bis auf die Ent- 
scheidung des Reichsrathes, vollendet. Die schwere 
finanzielle Last welche Oesterreich so bereitwillig 
übernommen, hatte — obwohl dies das einzige Mit- 
tel war, um sich mit Ungarn auszugleichen — doch 
ein höchst uii<»;lückliches Ergebniss zur Folge. Oester- 
reich fand sich in die peinliche Nothwendigkeit ver- 
setzt, die Zinszahlung für seine Staatsschuld herab- 
zusetzen. Nicht einen Augenblick trug man sich 
etwa mit der Idee, seine Verpflichtungen zu ver- 
leugnen, aber man fand sich ausser Stand dieselben 
vollständig zu erfüllen. Wir hoffen, dass dieser Zu- 
stand nicht lange andauern wird, und wollen hier 
Keduction dic Bcrcchtigung oder Zweckmässigkeit des Schrit- 

der Staat!. • i i 

Bchuid- tes nicht untersuchen. Man musste unter zwei 

Zinsen. 

Uebeln wählen, denn wäre der Ausgleich mit Un- 
garn nicht zur Ausführung gekommen, so hätte die 
Macht der Umstände gezwungen, die Capitalsschuld 



I 
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ZU reduciren.* Die Zinsenreductionsfrage ist in den 
englischen Blättern mit grosser Schärfe erörtert wor- 
den, und es mag für unsere Leser nicht uninteres- 
sant sein, alle darauf bezüglichen Thatsachen kennen 
zu lernen. Desshalb lassen wir die nachstehenden 
Depeschen folgen, welche beweisen, wie sehr der 
österreichische Premierminister die Maassnahmen be- 
dauert, denen er zustimmen musste. Er hoffte aber 
gleichzeitig, dass er in nicht ferner Zeit in der Lage 
sein würde, die Besitzer des österreichischen Anlehens 
von 1865 für den von ihnen erlittenen Verlust zu 
entschädigen, 

Le Baron de Beust au Prince de Mettemicli ä Paris. 

Vienne, le 26 mal 1868. 

Parmi les mesures financieres soumises ä la consid^ration 
du Reichsrath et qui doivent prochainement fairö l'objet des 
delibörations de cette Assemblee, se trouve le projet d'un 
impot siir la rente dont toutes les valeurs publiques autri- 
chiennes seraient frappees sans exception. 

L'annonce de cette mesure a provoqu6 de nombreuses 
röclamations, surtout de la part du gouvemement frangais, 
en faveur des porteurs de titres de l'emprunt autrichien de 
1865, qui a ^t6 ^mis en grande partie en France avec 
Fautorisation du gouvemement fran^ais. 

M. l'Ambassadeur de France m'a adress^ ä ce sujet, 
le 18 mars demier, une Note dans laquelle, s'appuyant sur 
certaines conditions de Temission du susdit emprunt, il re- 
vendique^ pour les coupons de cette valeur le droit d'fetre 
exempt^es de toute Charge ou retenue. Cette note a 6t6 
suivie de plusieurs autres oü M. le Duc de Gramont renouvelle 
ses observations, en me transmettant diflferentes r^clamations 
individuelles envoyöes de France ä TAmbassade. 
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Yotre Altesse m'a ^galement fait parveiur, de son cöte, 
des protestations relatives au mSrne objet et, en consöquence 
de ces d^marches, le Gouvernement Imperial et Royal n'a pas 
manqu^ de vouer la plus s^rieuse attention ä Fexamen de 
cette question. 

Apr^s la plus müre d^lib^ration, les Ministres de Sa 
Majest^ Imperiale et Royale Apostolique ne croient pas pou- 
voir modifier la nature des mesures financieres propos^s ä 
Tadoption du Parlement, et ils ne regardent pas comme pos- 
sible de soumettre ä an traitement exceptionnel les titres 
de Femprunt de 1865. 

En invitant Votre Altesse de porter ce qui pr^cede ä la 
connaissance du gouvernement fran^ais, je r^sumerai ici les 
motifs principaux qui ont guid^ les d^terminations du Gou- 
vernement Imperial et Royal. 

Nul ne doutera, je pense, de la nöcessit^ absolue oü se 
trouve le Gouvernement Imperial et Royal d'aviser ä tout 
prix au moyen de r^tablir Fordre dans les finances du pays. 
Des eflforts constants ont 6t6 faits pour atteindre ce but, 
Sans manquer ä aucun des engagements contractäs envers 
les cröanciers de FEtat. Malheuren sement, les erises que 
FAutriche a du traverser dans ces demiöres ann^es et qui 
^taient pour la plupart le fruit de complications europ^ennes 
produites en dehors d'eUe, ä ses d^pens, ont plac^ le Gou- 
vernement Imperial et Royal dans Fimpossibilit^ de supporter 
en entier le fardeau de la dette dont ses finances sont ac- 
cabl^es. Apres avoir impos^ aux contribuables les plus 
lourds sacrifices, FEtat se voit eucore Obligo de faire peser 
sur tous ses cröanciers, sans distinction d'origine, une partie 
des charges destin^es ä r^tablir F^quilibre financier. Les 
mesures ä prendre dans ce sens sont, d'ailleurs, exclusive- 
ment du ressort de la l^gislation int^rieure, et nous ne sau- 
rions reconnaltre en principe ä un Gouvernement ^tranger le 
droit d'exercer une ingerence sur des dispositions g^nörales 
appliquöes aux porteurs de titres de rente sur FEtat. En 
souscrivant aux emprunts contract^s par FEtat, ou en ache- 
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tant des titres de ces emprunts, les ^trangers savent d'avance 
quMls s'assimilent aux r^gnicoles, qu'ils s'exposent aux m6mes 
lisques, comme ils recueillent les mSmes b^nöfices, et qu'ils 
n'ont pas ä pr^tendre ä an traitement particulier. 

II ne me paralt donc pas possible, en tbese g^nörale, 
de reclamer pour les cr^anciers etrangers une position privi- 
l^ee, et je ne crois pas avoir ä entrer sur ce point en dis- 
cussion avec un autre Gabinet 

En ce qui concerne Temprunt autrichien de 1865, j'admets, 
toutefois, qu'il se trouve plac6 dans les conditions particulieres 
qui justifient les d^marches du gouvernement fran^ais et appel- 
lent un s^rieux examen. Si le Gouvernement Imperial et Royal 
ne pense pas qu'une exception puisse etre faite en faveur de cette 
cat^gorie d'obligations, il pulse surtout cette conviction dans 
le sentiment de sa Situation vis-a-vis des Goi-ps Repr^sentatifs. 
Depuis que les pays qui forment l'Empire d'Autriche sont 
entr^s en pleine jouissance des institutions constitutionnelles, 
le Gouvernement de Sa Majeste Imperiale et Royale Apo- 
stolique est tenu, particulierement en matiere de finances, 
ä se conformer aux vues des Corps Repr^sentatifs , et il ne 
peut se bomer ä consulter sa seule volonte, ou ses seuls 
d^sirs. Quand mSme le Gouvernement Imperial et Royal aurait 
rintention de complaire en cette circonstance aux voeux de 
la France, il rencontrerait un obstacle insurmontable dans 
les dispositions du Reichsrath. II ne faut pas oublier, en 
eflfet, que Temprunt de 1865, contracte ä une epoque oü le 
contröle exerc^ par la Representation du pays ^tait suspendu, 
n'a pas ^te rev^tu de la sanction legale exigee par les lois 
constitutionnelles et' que la validite de cette Operation n'est 
donc pas ä Fabri de toute contestation. 

Plus d'une objection a dejä ete ^lev^e, par ce motif, 
contre les charges que cet emprunt fait peser sur TEtat, et 
si le Gouvernement voulait aflfranchir les detenteurs de cette 
valeur de Timpot prelev^ sur tous les autres cr^anciers de 
TEtat, on risquerait fort de mettre entiereraent en question 
les droits de cette categorie de creanciers. 
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Nous reconuuandons cette considetaüon ä rattention par- 
ticuliere du gouvernement fran^ais. II a lui-meme, ainsi que 
toute Fopinion publique en France, saluö avec joie, comme 
un Symptome de progres et de rögeneration, Tentree de FAii- 
triche dans des voies liberales et constitutionnelles. 

En ücceptant les ben^fices d'un ordre de choses qui doit 
fortifier dans l'Autriche un allie sympathique ä la France, il 
faut supporter en m^me temps les suites inevitables d'un 
pareil Systeme lä oü il froisse des int^rSts que nous aurious 
aime ä managen 

Le projet d'impöt frappe sans doute aujourd'hui d'une 
maniere sensible les porteurs de titres de rente. Ce n'est 
assur^ment qu'ä regret et sous Tempi re d'une urgente ne- 
cessit^ que nous avons recours ä des mesures dont nous ne 
cherchons pas a pallier la rigueur. Mais, en se rendant un 
compte exact de la Situation, il est impossible de ne pas 
Yoir que des mesures radicalcs pcuvent seules r^tablir Tordrc 
dans nos finances, que les mesures en question pi*^sentent 
toutes les conditions voulues pour atteindre ce but, et 
qu'enfin le retablissement des finances de l'Autriche fournira 
aux cr^anciers de TEtat une compensation pour la diiuinution 
de leurs revenues, en augmentant et consolidant la valeur 
de leur capital. Le fait que le cours des valeurs publiques 
est loin d'avoir subi une depreciation depuis que les mesures 
projet^es sont connues du public, me parait venir ä Tappui 
de ce que j'avance. II est Evident par lä que le jugement 
de la Bourse n'est point defavorablc au nouveau plan financier 
et qu'on en attend un heureux resultat pour la Situation 
generale des finances. 

Je puis encore remarquer ici que Tetat fächeux de nos 
finances contribue ä entretenir le malaise et l'incertitude qui 
pesent si lourdement sur toute la fortune publique de l'Europe. 

Si nous parvenons ä surmonter ces cnibarras Interieurs 
qui paralysent nos forces et ctendent leur influence bien au 
delä de nos frontieres, nous aurons rendu ä la prosperite 
generale un essor capable de dedommager nos creanciers 
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(l'une perte momentanee. D'ailleurs si, comme je l'espere, 
une ere plus heureuse devait s'ouvrir pour les finances de 
TAutriche et si elles redevenaient assez florissantes pour 
supporter des charges qui excedent aujourd'hui ses forces, 
je serais tres-disposö ä recommander la prise en considera- 
tion de mesures destinees ä indemniser les porteurs de 
titres de Teniprunt de 1865 des pertes qu'ils auraient eu 
ä subir. 

Veuillez souinettre ces observations ä rappreciation du 
gouvernement frangais. J'espere qu'il ne refusera pas de les 
juger avec rimpartialite amicale et eclairde que nous sommes 
habitues ä trouver en lui. Qu'il soit surtout bien pcrsuade 
que nous avons tenu le plus grand compte de ses reclama- 
tions et des interets dont il s'est fait le representant. 11 n'a 
fallu rien moins que l'importance suprßme de remedier ä notre 
detresse financiere et l'inipossibilite d'amener la Representa- 
tion du pays ä consentir ä exeinpter une categorie des 
creanciers de l'Etat des charges imposees ä tous les autres 
pour decider le Gouvernement Imperial et Royal au maintien 
des mesures projet^es. II me paralt difficile de croire que 
les exigences de notre position ne soient pas comprises et 
qu'on ne sente pas que la meilleure volonte est parfois im- 
puissante en face de la pression irresistible des evenements. 

Recevez, etc. 



Le Baron de Beust au Comte Apponyi ä Londres. 

Vienne, le 9 juin 18G8. 
Le Gouvernement Imperial et Royal a approuve la 
reponse prealable quo Votre Excellence a faite ä l'adresse 
que plusieurs banquiers de Londres Vous ont presentde dans 
la bonne Intention de nous preumnir contrc Teffet que les 
mesures de finance dont le Reichsrath est saisi en cc moment 
pourraient cxerccr sur notre credit Des manifestations sem- 
blables, Votre Excellence Ic sait, nous sont parvcnucs d'autre 
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pari, et Vous aurez puis^ dans les d^pSches que j'ai adressees 
ä ce si^et au Prince de Metternich, des arguments pour com- 
battre des appräiensions exag^rees. 

P^D^tr^ de rimportanee qu'il y aurait ä nous assurer 
du bon vouloir et de la confiance de la eit^ de Londres, 
ce grand barometre des fluetuations mon^taires du moude, 
je crois devoir ajouter quelques remarques g^uerales aux ob- 
servations speciales consign^es dans nos d^p^hes pr^citees, 
afin de Vous mettre ä m£me de d^fendre des mesures dictees 
par une n^cessit^ penible, mais urgente et de bien pr^ciser 
le point de vue oü s'est plac^ le Gouvernement Imperial et 
Royal vis-ä-vis des cr^anciers de FEtat 

Appell au pouvoir par la confiance de TEmpereur-Roi, 
notre Auguste Mattre, dans des circonstances rendues en- 
core plus critiques par le d^faut de confiance que Gouver- 
nants et Gouvem^s, le lendemain d'une sanglante catastrophe, 
manifestaient en eux-m£mes, j'ai trouv^ dans les commence- 
ments de mon Minist^re TEurope pr^par^e au spectacle d'une 
banqueroutc morale, politique et financi^re. L'empereur-Uoi 
seul nous donna alors Texemple d'un courage et d'une Energie 
que les historiens de notre öpoque apprdeieront mieux que 
ne le peuvent les contemporains. La guörison de plaies 
saignantes que Sa Majest^ Apostolique avait entreprise d^- 
pendait cn premier licu d'un arrangement d^finltlf avec les 
peuples qui relevent de la Couronne de St.-Etienne. Rendre 
justice plcine et entierc ä la chevaleresque nation ä laquelle 
Vous etes ficr d'apparteuir, M. le Comte, ce fut le premier 
desir de notre Auguste Souverain, le premier ordre qu'Il daigna 
me donner lorsqu'Il m'appela dans son Conseil. 

On a bien voulu reconnaitre que je n'ai pas perdu mon 
temps pour ob6ir ä cette auguste inspiration. Le r^tablisse- 
ment de la paix intörieure fut le premier fruit de nos labeurs, 
et les amis de FAutriche voulurent bien me feliciter dans 
le temps de la promptitude avec laquelle les n^gociations fu- 
rent conduites, qui aboutirent au couronnement de TEmpereur- 
Roi. L'arrangemcnt dft h la moddration des parties inte- 
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ressees eüt 6te impossible , si Ton avait voulu en exclure les 
questions de fiuance. H ^tait urgent, quitte ä ne pas r^ussir, 
d'aborder sur-le-champ ces problemes epineux qui auraient 
exige des etudes plus approfondies qua les circonstances ne le 
permettaient. II fallait trancher des questions vitales et les 
resoudre de paniere ä exclure la possibilitö d'y revenir au 
risque de compromettre le tout. 

L'arrangement oü nous sommes entr^s avec la Hongrie 
est toutefois la premiere cause de la Situation anormale oü 
s'est trouY^ le Ministfere Cisleithanien le jour m£me de sa 
formation. Ministere constitutionnel avant tout, repr^sentant 
de la majorit^ du Reichsrath, le Gouvernement form^ par le 
Prince Auersperg a du compter avec le fiait accompli d'un 
arrangement indispensable avec la Hongrie tout aussi bien 
qu'avec les passions et les exigences d'un parlement jeune et 
se montrant pour cela meme jaloux de ses Prärogatives. On 
peut admettre sans faire tort au patriotisme ^clair^ d'as- 
sembl^es qui d^butent en pleine libert^ dans l'arene parle- 
mentaire, que le Reichsrath, en abordant les questions de 
finances, n'a peut-6tre pas toujours fait preuve de ce calme 
que l'exp^rience donne en pareil cas ä la Chambre des com- 
muns dingte par des sommit^s financieres telles que M. Dis- 
raeli ou M. Gladstone. 

II n'en est pas moins vrai que nos d^putds ont prouv^ 
toute rimportance quMls attachent aux enseignements tomb^s 
des levres Eloquentes de ce membre du parlement anglais. 
Nul plus que lui n'a d^noncE avec autant de verve le funeste 
Systeme des emprunts! Nul n'a pr^muni l'Europe et l'AmE- 
rique avec plus de franchise contre les consEquences in^vi- 
tables de cette terrible habitude de grever les gen6rations 
futures pour Echapper ä la nöcessitö d'Ecraser les contem- 
porains d'impöts excessifsl Payer les int^rfets de ses dettes, 
en contractant des dettes nouvelles, n'est-ce pas escompter 
l'avenir tout en ruinant le präsent? N'est-ce pas d^t^riorer 
le capital en d^truisant cette confiance qui est la source du 
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crtSdit? Si donc le Reichsrath de Vienne a tenu ä s'arreter 
sur cettc pentc fatale, s*il a r^sum^ son credo financier en 
s'ecriant: „Nous vouIods remplir nos engagemcnts par le 
travail, dous vouIods ^quiiibrer notre. budget en d^veloppant 
les ressources de TEmpire, mais sans avoir recoui-s ä de 
nouveaux emprunts cn tenips de paix!" je me flatte de l'es- 
poir qu'il peut compter sur Tapprobation des financiers les 
plus eclair^s de notre epoque. Cependant cette patriotique 
r^solution exigeait des sacrifices. Rome n'a pas etä bätie 
en un jour et si les peuples libres qui habitent les domaines 
de TEmpereur-Roi voulaient se mettre en mesure de d^fendre 
leur ncutralitö, tout en marchant resolument dans la voie do 
progr^s et de la civilisation, il ^tait indispensable d'envisager 
les moyens d'alleger le fardeau d'une dette de 3 milliards, 
dont les int^rSts absorbaient 128 millions par an, 128 mil- 
lions . dont la Hongrie n'avait pu garantir qu'une quote-part 
qui ne couvrait que le ticrs de cette Charge. 

En se rappelant que la plus grande partie de notre dette 
a öt^ contractöe depuis 1848, cn exaniinant les taux d'emis- 
sion des emprunts successifs que les crises qui se sont suc- 
cöd^es en Autriche dans les demieres vingt ann^es, ont imposd 
au Gouvernement Imperial et Royal, en etudiant enfin les 
cötes de la bourse, on ne saurait nier que la grande majo- 
rit6 de nos cr^anciers, tous ceux qui ont achet^ des fonds 
autrichiens depuis 1848, aient place Icur argent ä des in- 
t^röts fort avantageux. Or, tout le monde sait que la hauteur 
des int^rets est toujours forcdment en proportion inverse 
avec la securitö du eapital, et chacun qui nous a confi^ son 
argent savait d'avance que pour en tirer sept, huit ou neuf 
pour cent, il exposait son eapital ä des vicissitudes auxquelles 
11 aurait pu ^chapper en se coutentant des trois pour cent 
que lui aurait valu en placement dans les consolid^s angl^s. 

Les Hollandais, experts de tout temps en mati^re de 
finances, ont mfime, m'assurc-t-on, pris soin d'escompter 
d'avance ees risques et ces chances, en d^comptant d'ann^e 

■ 
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ZU reduciren. Die Zinsenreductionsfrage ist in den 
lenglischen Blättern mit grosser Schärfe erörtert wor- 
den, und es mag für unsere Leser nicht uninteres- 
sant sein, alle darauf bezüglichen Thatsacheu ken- 
nen zu lernen. Desshalb lassen wir die nachstehen- 
den Depeschen folgen, welche beweisen, wie sehr 
der österreichische Premierminister die Maassnah- 
men bedauert, denen er zustimmen musste. Er hoffte 
aber gleichzeitig, dass er in nicht ferner Zeit in der 
Lage sein würde, die Besitzer des österreichischen 
Anlehens von 1865 für den von ihnen erlittenen 
Verlust zu entschädigen. 



A* 



Xe Baron de Beust au Gomte Apponyi ä Londres. 

Vlenne, le 9 juin 1868. 

Le Gouvernement Imperial et Royal a approuv^ la 
r^ponse pr6alable que Votre Excellence a falte ä Fadresse 
que plusieurs banquiers de Londres Vous ont pr^sentöe dans 
la bonne Intention de nous pr^munir contra Teffet que les 
mesures de finance dont le Reichsrath est saisi en ce moment 
pouFtaient exercer sur notre credit Des manifestations sem- 
blables, Votre Excellence le sait, nous sont parvenues d'autre 
part, et Vous aurez puis^ dans les d^peches que j'ai adressees 
k 4 ce sujet au Prince de Mettemich, des a^guments pour com- 
Iwtttre des appr^hensions exag^r^es. 

P^n^tr^ de rimportance quMl y aurait ä nous assurer 
du bon Youloir et de la confiance de la clte de Londres, 
ce grand baorometre des fluctuatlons mon^taires du monde, 
je crois devoir ajouter quelques remarques generales aux ob- 
servatlons speciales consign^es dans nos d^pßches pr^citees 
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qa'Hs accorderont ä une assembl^ librement ^Ine ne saurait 
6tre d^plac^ puisque cette assembl^ sauvegarde en d^nitive 
leg int^rfits permanents de TEtat et de ses cr^nciers, en 
soumettant ceux-ci k une perte passagere pour consoKder 
et augmenter ia valeur reelle du capital qu'ils ont confi^ ä 
un Empire dont les ressources incalculables se d^veioppe- 
ront d'autant plus librement que les peuples sont appel^ ä 
se gouvemer eux-m6mes. 

Voilä, M. le Comte, les id^s que je Vous engage k d4- 
velopper dans Vos entretiens avec les hommes d'Etat de la 
Nation la plus iibre et la plus riebe du monde. Je ne doute 
pas quMls appr^cieront les exigences d'one Situation que noos 
n'avons pas cr^^e, et j'espire m£me quHs y puiseront cette 
confiance dans Favenir de rAutriche r^g^n^r^e, cette con- 
fiance que nous professons hautement et que nous saurons 
m^riter, en adoudssant autant que possible les sacrifices que 
nous sommes Obligos k r^clamer. 

Ma präsente d^pdche ^tait d^Jä ^rite k la veille des 
d^bats de la Chambre des D^put^ sur les questions de 
finances. Les efforts ^nergiques faits par le Minist^re pour 
contenir la mesure de Timpöt sur la rente dans les limites 
voulues, ainsi que le chiffre important de la majorit^ lui 
pr£tant son appui serviront k convaincre Tötranger combien le 
Gouvernement s'applique k att^nuer les effets de certaines n^- 
cessit^s qu'il d^plore, mais quMl ne dopend pas de lui de faire 
disparaltre. Les cr^anciers de TEtat, je n'en ai aucun doute, 
ne tarderont pas ä reconnaltre que la mesure qui souleve 
aujourd'hui de si nombreuses plaintes est le corollaire indis- 
pensable d'une Oeuvre de röforme et de reconstruction dont ils 
seront les premiers k recueillir les bienfaits. 

Je Vous prie, M. le Comte, de lire cette d^pfiche k Lord 
Stanley et de lui en laisser copie. — Recevez, etc. 
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L'arrangemeDt oü dous sommes entr^s avec la Hongrie 
est toutefois la premiere cause de la Situation anormale oü 
s'est tronv^ le Ministere Gisleithanien le jour mSnie de sa 
formation. Ministe constitutionnel avant tout, repr^sentant 
de la majoiit^ du Reichsrath, le Gouvernement form^ par le 
Prince Auersperg a du compter avec le fait accompli d'un 
arrangement indisexception puisse etre faite en faveur de cette 
cat^gorie d'obligations, ü puise surtout cette conviction dans 
le sentiment de sa Situation vis-ä-vis des Corps Repr^sentatifs. 
Depuis que les pays qui forment TEmpire d'Autriche sont 
entr^s en pleine jouissance des institutions constitutionnelles, 
le Gouvernement de Sa Majest^ Imperiale et Royale Apo«> 
stolique est tenu, particulierement en matiere de finances, 
ä se conformer aux vues des Corps Repr^entatifs , et il ne 
peut se borner ä consulter sa seule volonte, ou ses seuls 
däsirs. Quand möme le Gouvernement Imperial et Royal aurait 
Tintention de complaire en cette circonstance aux voeux de 
la France, il rencontrerait un obstacle insurmontable dans 
les dispositions du Reichsrath. n ne faut pas oublier, en 
effet, que Temprunt de 186ö, contracte ä une ^poque oü le 
contröle exerc^ par la Repräsentation du pays ätait suspendu, 
n'a pas 6t& revStu de la sanction legale exig6e par les lois 
constitutionnelles et que la validitä de cette Operation n'est 
donc pas ä Tabri de toute contestation. 

Plus d'une objection a däjä et6 eleväe, par ce motif, 
contre les charges que cet emprunt fait peser sur TEtat, et 
si le Gouvernement voulait affrancbir les dätenteurs de cette 
valeur de Timpöt prelevä sur tous les autres cräanciers de 
TEtat, on risquerait fort de mettre entierement en question 
les droits de cette catägorie de cräanciers. 

Nous recommandons cette considäration ä Fattention par- 
ticulitee du gouvemement fran^ais. II a lui-mSme, ainsi que 
toute Fopinion publique en France, saluä avec joie, comme 
un Symptome de progres et de r^enäration, Tenträe de TAu* 
triebe dans des voies liberales et constitutionnelles. 
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luhrung rein weltlicher Erziehung und die Trennung 
der Schule von der directen Ueberwachung und 
Einmischung der Geistlichkeit; drittens regelten sie 
das Verhältniss unter den verschiedenen Glaubens- 
bekenntnissen, und hoben alle auf die Religion ge- 
gründeten Rechtsunterschiede auf. Unsere Leser 
werden sich der stürmischen Debatten erinnern, 
welche diese Gesetzentwürfe hervorriefen, und des 
Widerstandes welchen sie im Oberhause bei der 
feudal -clericalen Partei fanden. Aber trotz dem, 
und trotz der viel gefahrlicheren Thätigkeit des ro- 
mischen Stuhles (auf welchen wir im zweiten Theile 
dieses Werkes zurückkommen werden) wurden die 
Gesetze durchgeführt, und werden ein ewiges Denk- 
mal des Sieges bleiben, den der freisinnige Fort- 
schritt über bigotte Unduldsamkeit errang. Die 
anderen Gesetze, welche wälirend dieser Periode 
gleichfalls durch den Reichsrath gingen, regelten 
die Executivgewalt der Regierung, die der Richter 
und des obersten Gerichtshofes des Reiches, und 
betrafen die allgemeine Revision der Februar -Ver- 
fassung von 1861, welche infolge des Ausgleichs 
mit Ungarn mancherlei Abänderungen bedurfte. Eine 
höchst wichtige Frage tauchte bei der Debatte über 
diese letzteren Maassnahmen auf; sie betraf die Be- 
ziehungen und die bezüglichen Rechte der Provinzial- 
Landtage gegenüber dem Parlament. Die National- 
Partei mit Hen Polen in erster Reihe bot alle Macht 
auf, um die Privilegien der Provinzial- Landtage zu 
vergrössern und deren vollkommene Selbständigkeit 
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ZU sichern. Das Haus machte in dieser Richtung 
grosse Concessionen, um die Harmonie unter den 
Nationalitäten zu befördern. Die Februar -Ver- 
fassung mit ihrer entschieden centralistischen Tendenz 
bestimmte: „dass alle Fragen, welche nicht ganz 
ausdrücklich den Landtagen zugewiesen seien, dem 
Reichstage unterstellt werden sollten". Dieser Ar- 
tikel ward bei der Revision der Februar - Verfassung 
dahin umgeändert, „dass alle staatlichen Fragen, 
welche nicht ausdrücklich dem Reichsrathe vor- 
behalten, der selbständigen Entscheidung der Pro- 
vinzial- Landtage unterstehen sollten". Auf diese 
Weise ward die Macht der Landtage so erweitert, 
dass das Princip der Oentraüsation thatsächlich 
aufgegeben war. Dieses Ziel wurde vorzugsweise 
durch die Vermittelung des Freiherm von ßeust 
erreicht, denn die deutsche Partei leistete energischen 
Widerstand , weil sie gegen die Abschaffung der 
Oenträlisation war, als gefahrlich für die Kraft des 
Reiches. Endlich würde der Beschluss der Dele- 
gationen bezüglich des Ausgleiches mit Ungarn, 
welcher bereits zu Pest angenommen war, dem 
österreichischen Reichsrath zur Ratification vorgelegt. 
Sine sehr belebte Debatte folgte, in welcher die 
Kathlichkeit , West-Oesterreich mit einem so starken 
Theil der Staatsschuld zu belasten, sehr bestritten 
ward. Es gelang jedoch alle Einwände zu beseiti- 
gen , und der Ausgleich wurde Gesetz. — Wir glau- 
ben kaum, dass sich in der Geschichte ein Beispiel 

OMterr.-Uiig. Monarohi«. 4 
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von gleich uuermüdlicher und andauernder legislativer 
Arbeit und ein gleich rascher constitutioneller Fort- 
schritt vorfindet, wie diese Periode des österreichi- 
schen Staatslebens sie aufweist. Im Laufe einer 
einzigen Session ratificirte der Reichsrath den Aus- 
gleich mit Ungarn, revidirte und veränderte die 
Februar -Verfassung, und beschloss die „confessio- 
nellen Gesetze^^ Das Oberhaus hielt indess mit die- 
sem Reformwerk nicht gleichen Schritt, und die 
Conservativen und Centralisten in ihm würden 
zweifellos gefahrlich geworden sein, wäre es nicht 
Baron Beust gelungen, ihren Widerstand zu über- 
wältigen. Die officielle „Wiener Zeitung" veröflFent- 
lichte am 22. December 1867 die von beiden Häusern 
angenommene neue Verfassung und die verschiede- 
nen anderen Gesetze für West-Oesterreich, welche 
am Tage zuvor die Sanction des Kaisers erhalten 
hatten. Es würde mit den Grenzen welche wir 
dieser Schrift gesteckt, nicht vereinbar sein, wenn 
wir alle die weitgreifenden Reformen welche in 
dieser Session des Reichsrathes durch das Haus 
gingen, näher besprechen wollten; wir können sie 
jnur aufzählen. Es waren: Gleiches gesetzliches Recht 
für alle Staatsbürger — ihre gleiche Berechtigung 
zu allen Aemtern — ihr Ansiedelungsrecht in allen 
Theilen des Reiches — die Unverletzbarkeit des 
Eigenthums, der Wohnung und des Briefgeheim- 
nisses — das Vereinsrecht — die Freiheit der 
Presse, des Glaubensbekenntnisses und der Erzie- 
hung — gleiches Recht und gleicher Schutz aller 
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Nationalitaten — die Trennung des Gerichtswesens 
von der Verwaltung — die Einführung der Jury 
für alle Pressvergehen — die Vereidigung aller 
Beamten auf die Verfassung, 

Man wird zugestehen müssen, dass dieses Ver- 
zeichniss den Inhalt von Bänden einschliesst, und 
die besonnene, aufrichtig freisinnige und patriotische 
Staatskunst des an der Spitze stehenden Ministers 
durchaus bestätigt. 

Am 30. December 1867 konnte Freiherr von Ente paria- 
Beust Sr. Majestät die folgende Liste der Mitglieder Regierung 
der ersten verantwortlichen parlamentarischen Re- 
gierung vorschlagen: Präsident, Fürst Carl Auersperg; 
Minister des Innern, Dr. Giskra; Minister der Justiz, 
Dr. Herbst; Minister des Unterrichts und des CuK 
tus, Dr. Hasner; Minister der Finanzen, Dr. ßrestel; 
Minister des Handels, Herr von Plener; Minister 
des Ackerbaues, Graf Potocki; Minist.er der Polizei 
und der Landes vertheidigung, Graf Taafle; Minister 
ohne Portefeuille, Dr. ßerger. 

Die feierliche Ernennung dieses Ministeriums am 
1. Januar 1868 wurde durch das ganze Reich mit 
unverhohlener Freude und Beifall begrüsst. Baron 
Beust hatte damit den ersten Theil seiner schwie- 
rigen Aufgabe gelöst; er hatte die constitutionelle 
Ordnung wieder in Oesterreich begründet. Der Dank 
des Volks hallte im Herzen des Monarchen wie er, 
und der Kaiser richtete an den Baron Beust, um 
zu beweisen wie vollständig er die Dienste seines 
Ministers erkannte und wie sehr er mit dessen 

4* 
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Politik einverstanden, den nachstehenden eigen- 
händigen Brief: 

Lieber Freiherr von Beust: Mit der am 21. dieses Mo- 
nats erfolgten Sanctionirung der Verfassungsgesetze und dem 
vollzogenen Ausgleich mit den Ländern Meiner Ungarischen 
Krone ist der in Meinem Handschreiben vom 23. Juni d. J. 
bereits in Aussicht genommene Zeitpunkt eingetreten, wo 
Ihre Wirksamkeit als Minister-Präsident fär die im Reichs- 
rathe vertretenen Königreiche und Länder ver&ssungsmässig 
aufzuhören hat. 

Indem ich Sie daher von der weiteren Führung dieses 
Ministerraths- Präsidiums enthebe, kann ich nur in vollem 
Maässe die Genugthuung theilen, mit der Sie auf einen Zeit- 
abschnitt zurückblicken dürfen, in welchem Ihnen durch au^ 
opferungsvolle Thätigkeit eine Aufgabe gelungen ist, deren 
Schwierigkeit ich vollkommen zu würdigen vermag. 

Gerne spreche ich Ihnen für diese Ihre erfolg- 
reichen Bemühungen meine Anerkennung aus und 
begrüsse das Erreichte mit um so grösserer Be- 
friedigung, als es Ihnen nunmehr ermöglicht ist, 
sich den Ihrer Obsorge noch weiter vorbehaltenen 
wichtigen Geschäften mit ungetheilter Kraft und 
Hingebung widmen zu können. 

Sie haben sonach auch die erforderlichen Einleitungen 
zu treffen, damit entsprechend dem § 5 des Gesetzes, be- 
treffend ^die allen Ländern der Oesterreichischen Monarchie 
gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Behandlung 
vom 21. December 1867 und auf Grund des diesbezüglichen 
Ungarischen Gesetzartikels (P. 27) die Ministerien des 
Aeussem, des Krieges und der Finanzen als Reichsministerien 
in verfassungsmässige Wirksamkeit treten. 

Gleichzeitig ernenne ich den bisherigen Leiter des Finanz- 
ministeriums Freiherrn von Becke zu Meinem Reichsfinanz- 
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minister und werden Sie und mein Feld -Marschall- Lieutenant 
Freiherr von John die Ihnen beiden bisher anvertrauten Mi- 
nisterien als Reichs -Minister fortfahren. 

Wien am 24. December 1867. 

Franz Joseph, m. p. 

Durch den Rucktritt von der Stellung eines Prä- 
sidenten des cisleithanischen Ministeriums, sowie 
durch die dauernde Befreiung von den peinlichen 
Sorgen welche er bis dahin der Herstellung des 
Constitutionalismus im ganzen Reiche gewidmet hatte, 
wurde Baron Beust nun befähigt, seine volle Auf- 
merksamkeit den auswärtigen Angelegenheiten Oester- 
reichs zu widmen, um diesen Staat in sein altes 
Prästigium unter den Nationen wieder einzusetzen. 
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AUSWiETIGE POLITIK. 



In dienein zweiten Theile erhalten unsere Leser 
einen getreuen Bericht der diplomatischen Thätig' 
keit des Freiherrn von Beust als Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten des Oesterreichisch- 
Ungarischen Kaiserreiches. Wir werden darin die 
Grundideen seiner Politik auseinandersetzen, und 
authentische Beweise dafür bringen, wie er ange- 
sichts der grossen Begebenheiten der letzten drei Jahre 
in Europa und besonders in Oesterreich, dieselben 
erfolgreich durchgeführt hat. Die Lösung einer so 
schwierigen Aufgabe wurde fast unmöglich sein, 
wäre nicht sowohl in der diplomatischen Action wie 
in der Verwaltung des österreichischen Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten ein durchaus neues, 
parlamentarisches System eingeführt worden. Die 
den Mitgliedern des Unter- wie denen des Ober- 
hauses mitgetheilten , der Oeffentlichkeit vollständig 
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angehörenden „Rothbucher" enthalten die Hauptzüge 
der diplomatischen Thätigkeit des Freiherm von 
Beust. Wir haben diese Quelle wesentlich bei der 
vorliegenden Arbeit benutzt, und wir sind überzeugt, 
dass die natürlich in gedrängter Form zusammen- 
getragenen Daten ein durchaus treues und objecti- 
ves Bild der Beust'schen auswärtigen Politik während 
der letzten Jahre geben. 

Als Baron Beust die Leitung der auswärtigen 
Politik in die Hand nahm, befand sich Oesterreich 
in einem höchst bedauerlichen Zustande, wie wir 
das in dem früheren Tlieile bereits nachgewiesen 
haben. In dieser Lage war vielleicht nichts ent- 
muthigender als die Thatsache, dass nicht blos die 

•Grossmächte durchaus unsympathische Zuschauer 
des Conflicts mit Preussen — wenigstens bis auf 
die Endkatastrophe — geblieben waren, sondern 
sogar einige unter ihnen - die lästigsten Bedingungen 
als Preis ihrer Neutralität gestellt hatten. Dieses 

. war in einem Augenblicke geschehen, in welchem 
Oesterreich von Norden und Süden gleichzeitig 
überfallen wurde, und in einer Isolirung stand, wie 
sie die Geschichte kaum ähnlich aufzuweisen hat. 
Diese peinliche Lage wurde durch das beunruhigende 
Bewusstsein sehr erschwert, dass die Isolirung Oester- 
reichs die Folge eines weit verbreiteten Miss* 
trauens — und zwar ebensowohl in seine Lebens- 
kraft wie in seine traditionelle PoHtik — war, wäh- 
rend zugleich der Pessimismus im Innern jede Action 
der Regierung lähmte und die politische Thatkraft 
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der Bevölkerung schwächte. Baron Beust musste, 
als er seinen Posten übernahm, ausserdem wissen, 
dass er neben alle den Schwierigkeiten welche mit 
seiner Stellung verbunden waren, in Folge seiner 
früheren Thätigkeit als Ministerpräsident in Sachsen 
auch noch gegen die Voreingenommenheit jener 
Macht zu kämpfen haben würde, welche soeben 
Oesterreich besiegt und Sachsen unterworfen hatte. 
Es gehörte die grösste Energie und Intelligenz dazu, 
um gleichwohl eine so herkulische Arbeit zu voll- 
fuhren. Baron Beust erkannte sofort die Nothwen- 
digkeit, die habsburgische Monarchie wieder zu 
einem Element der politischen Gesellschaft Europas 
zu machen, und ihre Kraft und Stellung in voller 
Integrität unter den europäischen Nationen zu er- 
halten. Diese doppelte Aufgabe der innerlichen £j*äf- 
tigung Oesterreichs und der Hebung seines auswär- 
tigen Ansehens musste gleichzeitig gelöst werden, 
denn die Bedeutung der auswärtigen Verbindungen 
eines Staates hängt nothwendig bis zu einem ge- 
wissen Grade von seiner inneren Lebenskraft ab. 

Die innere Politik des Freiherrn von Beust haben 
wir bereits ziemlich ausführlich behandelt, wir gehen 
daher zu seiner Thätigkeit im auswärtigen Departe- 
ment über. 

Eine Politik des Friedens war sowohl für 
die inneren wie für die auswärtigen Interessen 
Oesterreichs Bedürfniss, und Baron Beust hielt es 
für eine Pflicht, gegen das Reich wie gegen sich 
selbst, dies sofort klar auszusprechen. Er erlies» 
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daher nach seiner Ernennung zum Minister des Aus- 
wärtigen, unterm 2. November 1866, eine Circular- 
note, in welcher es heisst: „Man würde bei mir 
eine seltene ünkenntniss meiner Pflichten voraus- 
setzen, wenn man mich für fähig hielte, in meine 
Politik irgend einen Groll einzufuhren, — ein 6e- 
fühl, von dem ich mich vollständig frei weiss 

„Alle Anstrengungen der kaiserlichen Regierung 
müssen jetzt darauf gerichtet werden, die Polgen 
eines traurigen Krieges zu verwischen, und Niemand 
darf daher bezweifeln , dass die Regierung der Politik 
des Friedens und der Versöhnung treu bleiben wird, 
welche sie zu allen Zeiten verfolgt hat. Wenn der 
Ausgang des letzten Kampfes das zu einer Sache 
der Noth wendigkeit macht, so legt dies andererseits 
auch der Regierung die Pflicht auf, mehr als je ihre 
Würde, zu wahren." 

Die jüngsten Ereignisse haitten das Band der 
Legitimitäts-Principien, welches früher die Mächte 
und Staaten des östUchen und mittleren Europas 
verband, zerrissen und aller seiner praktischen Ele- 
mente beraubt. Oesterreich — welches diesen Prin- 
cipien eine so überwiegende Bedeutung zuerkannt 
hatte, dass es in den früheren Jahren auf ihrem 
Altar selbst die Entwickelung und den Fortschritt 
seiner Bevölkerung geopfert hatte, war endlich ge- 
zwungen worden, sie aufzugeben, und damit jede 
Politik welche nur auf Sympathie und Antipathie 
beruhte. Das Princip welches jetzt zum leitenden 
Gedanken seiner auswärtigen Beziehungen gemacht 
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wurde, entnehmen wir des Freiherrn von Beust De- 
peschen und diplomatischen Correspondenz. In einer 
dieser Depeschen (Rothbuch I, Seite 2) sagt er: ,,£s 
ist hinfort unmöglich geworden, die Staatskräfte 
Oesterreichs für einen anderen Zweck als ior die 
eigensten Interessen der von dem Kaiser und Ko- 
nige regierten Völker in Anspruch zu nehmend 
Der neue Minister fahrte in die österreichische 
Politik das sehr verstandige Axiom ein, dass die 
allgemeine Wohlfahrt und das Staats - Interesse als 
die Hauptgesichtspunkte betrachtet werden müssen, 
und darin die Garantie liegt, dass Oesterreich sich 
in keine kriegerische Combination einlassen wird, es 
sei denn, dass das Interesse oder die Ehre des 
Reiches auf dem Spiele stehe. Diesem Grundsatze 
gemäss wurde es Pflicht des Freiherm von Beust 
als Chef des auswärtigen Amtes, eine entenje cor- 
diale mit jenen Grossmächten herzustellen, deren 
Interessen in allen wichtigen Fragen nothwendig 
mit denen Oesterreichs parallel laufen, — - d. h. mit 
England und Frankreich. 
England. Grossbritanmeu wurde von den Traditionen der 
österreichischen Politik in dieser Beziehung der 
erste Rang angewiesen. Für den österreichisch- 
ungarischen Minister war es jedoch durch Englands 
zehnjährige „ Nichtinterventions - Politik " unmöglich 
gemacht, sich wieder an Oesterreichs alten AUiirten 
zu wenden. Wir wollen hier nicht die Weisheit 
dieser Politik erörtern, noch auf die ärgerliche Frage 
zurückkommen: ob Englands Ansehen unter den 
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Nationen der Welt durch eine so absolute Neutrali- 
tat gelitten hat oder nicht. Wir sind persönlich 
der Ansicht, dass ersteres der Fall gewesen, doch 
liegt es uns gleichwohl fern , eine auswärtige Politik 
zu befBrworten, welche England mit allem conti- 
nentalen Gezänk identificiren und dasselbe jeden 
Augenblick in einen blutigen und verderblichen Krieg 
verwickeln könnte. Es ist aber noch ein grosser 
Unterschied zwischen einer solchen Politik und jener, 
welche Grossbritannien seine Stimme und, wenn 
nötUig, seinen mächtigen Arm erheben Hesse, um 
ungerechte Kriege und die Beraubung oder Annec- 
tirung schwächerer Nationen durch stärkere zu ver- 
hindern. Der erste Impuls eines Engländers wird 
stets sein, den Schwachen gegen den Starken zu 
beschützen; warum soll also die Nation jede Tra- 
dition ihrer Race Lügen strafen, und durch passive 
Neutralität sanctioniren , dass „Macht vor Recht 
gehe?" 

Kehren wir indess zu Oesterreichs Politik zurück: 
Angesichts der versöhnlichen Haltung welche Baron 
Beust gegen Preussen anzunehmen wünschte, und 
der mächtigen Stellung welche dieses Land durch 
den letzten Krieg gewonnen, ward es jetzt noth- 
wendig, die Aufmerksamkeit des britischen Cabinets 
auf die se^webenden orientalischen Fragen zu lenken. 
Englands, Frankreichs und Oesterreichs Interessen 
stimmten in diesen speciellen Fragen fast vollständig 
überein. Es galt daher, diese Länder zu einem 
gemeinschaftlichen Versuch zu vereinen, Preussens 
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Opposition gegen ihre orientalische Politik zu be- 
siegen. Baron Beust richtete demgemäss die fol- 
gende Depesche an den Grafen Kalnoky in London: 



Le Baron de Benst au Comte Ealno^ h Londres. 

Vienne, le 21 janvier 1868. 

Par Votre rapport du 15 de ce mois Yous me rendez 
compte d'une conversation que Vous avez eae avec Lord Stanley 
au sujet des esp^rances que Sa Seigneurie fonde sur las dis- 
positions conciliantes manifestes dans ces demiers temps 
par le Cabinet de Berlin. 

Le Principal Secr^taire d'Etat constate avec plaisir le 
rapprochement qui semble . s'op^rer entre Paris et Berlin; il 
rel^ve avec encore plus de satisfaction les sentiments amicaux 
de la Prusse ä T^gard de rAutriche; il croit savoir enfin que 
le Comte de Bismarck n'a nullement Tintention d'appuyer une 
politique aventureuse en Orient. Lord Stanley voit dans ces 
tendances une garantie du maintien de la paix g^n^rale et 
il d^sire tout sp^cialement voir dans ce bat rAutriche se- 
conder le d^sir de la Pnisse, de r^tablir une parfaite intelli- 
gence dans leurs relations. 

Je ne puis qu'approuver entiörement, M. le Comte, le 
langage que Vouz avez tenu en r^ponse aux observations de 
Lord Stanley. Le Gouvernement Imperial et Royal n'a Jamals 
variö dans son dösir de contribuer, autant qu'ilj est en son 
pouvoir, au maintien de la paix. II appr^cie toute Timpor- 
tance des bons rapports qu'il entretient avec le Gouverne- 
ment prussien, et a soigneusement ^cart^ de sa politique 
tout acte qui aurait pu sembler inspir^ par un sentiment 
de rancune. Vous pouvez assurer Lord Stanley que nous 
comptons agir de mßme dans l'avenir et que nous accueiUerons 
avec un sincere empressement toute demarche prevenante du 
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Gouvernement prussien. Nous ne demandons pas mieux que* 
de constater ä Berlin des dispositions aussi amicales que 
Celles dont Vons a parlö le Principal Secrötaire d'Etat, mais 
aucun fait nouveau ne s'est produit dans les demiers temps 
qui puisse provoquer de notre part un t^moignage particulier 
de satisfaction. 

Quant ä Tintention pr6t^e ä M. de Bismarck de ne pas 
offirir un appui ä une politique Orientale contraire ä la nötre, 
nous souhaitons vivement quMl en soit ainsi, mais nous ne 
voyons pas encore que cette supposition soit corrobor^e par 
des faits. Lors de la döclaration identique sur les affaires 
de Cr^te provoquöe par la Russie, la Prusse avait d'abord 
h^sit^ ä se joindre aux trois autres Cours. Ce n'est qu'apr^s 
avoir su que TAngleterre et TAutriche s'abstenaient de parti- 
ciper ä cette d^marche, que le Cabinet de Berlin s'y est 
associ^. Depuis ce temps, bien que la France ait t^moign^ 
qu'elle se rapprochait du point de vue de TAutriche et de 
TAngleterre, la Prusse n'a pas, ä ce que je sache, montr^ 
qu'elle suivait cet exemple. J'ignore donc encore sur quelle 
base Lord Stanley fonde ses appröciations, tout en les appre- 
nant avec la plus vive et la plus sincere satisfaction. J'ajou- 
terai seulement ici, ä cette occasion, que l'Angleterre me 
parait appel^e en premiere ligne, et plus que TAutriche, ä 
exercer une influence sur Tattitude de la Prusse dans les 
aifaires d'Orient. C'est surtout en prßchant, pour ainsi dire, 
d'ßxemple et en se montrant eile mßme disposee ä d^ployer 
en Orient une action d^terminee, comme eile vient de le 
faire ä Beigrade, que l'Angleterre peut rallier la Prusse 
ä une politique conforme ä nos vues. Plus l'Angleterre 
prendra une part active aux efiforts qui se fönt pour maintenir 
la paix ainsi que Fint^grite de TEmpire ottoman, et plus le 
Gouvernement prussien hesitera ä s'engager sur un terrain 
oü des conflits peuvent naitre. La oü la Prusse ne verrait 
peut-6tre pas d'inconv^nient ä se trouver en desaccord avec 
TAutriche seule, ou möme avec TAutriche jointe ä la France, 
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die y regardera ä dem fois avant d'entraver aiissi Taction 
d^d^ de rAn^eterre. Une initiatiYe plus vigoureuse de 
cette demi^ en Orient, une oppositioii plus fenne contre 
toate tendance sabyersive aarait sans doute pour r^soltat 
d'ameno' le Gouvernement de Prasse ä seconder dans ses 
rapports avec St-P^rsbonrg nos vues et nos intänfite. Le 
Cabinet de Berlin consid^rerait assoränent tonte explosion 
en Oriait comme an danger ä ^viter, s'il ^tait persnad^ que 
TAngleterre ne resterait pas simple spectatrice des ^vene- 
ments et prendrait parti contre les pertarbatears de la paix. 
Da moment oü le Goavemement britannique fera entrer le 
Goavemement prassien franchement dans cette voie, il noos 
anra ÜEu^ilit^ prodigieasement la tkfiie quil noas destine et 
dont noas comprenons par&itement llmportance. 

Vcaillez, M. le Comte, profiter de la premi^re occasion 
qui se pr6sentera poar Voas exprimer confidentiellement dans 
ce sens envers le Principal Secrftaire d'Etat 

Becevez, etc. 



Aus dem was wir oben gesagt, geht von selbst 
hervor, warum Oesterreich nach dem Prager Frie- 
den*), welcher den verderblichen Krieg von 1866 
beendigte und durch Frankreichs Vermittelung zu 
Stande gebracht war, sich an die Westmächte und 
besonders an Frankreich anschliessen musste. 
»nkreich. Durch die Abtretung Venetiens und die vorbe- 
haltlose Aufgabe aller legitimen Forderungen und 
Hoffnungen der zweiten und dritten Linie des kaiser- 
lichen Hauses in Italien, war ein Grund der Eifer- 
sucht beseitigt worden welcher durch Jahrhunderte 



I 



*) Siehe Note VI. 
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zwischen Oesterreich und Frankreich bestanden hatte. 
Die Ereignisse und Krisen der letzten drei Jahre, 
auf welche wir später zurückkommen werden, haben 
dargethan, dass die Interessen Grossbritanniens, 
Frankreichs und Oesterreichs im Orient überein- 
stimmen. Die noth wendig sehr energische diplo- 
matische Action des Baron Beust in allen diesen 
wichtigen Fragen fand daher sowohl Frankreichs 
wie Englands Billigung und Betheiligung. Was Oester- 
reich betriflfib, so ist die wichtigste Frage nach der 
orientalischen, die zukünftige Stellung der süddeut- 
schen Staaten in Europa. Wir erinnern daran, dass 
deren unabhängiger internationaler Bestand durch 
den Frieden von Prag verbürgt worden war, ohne 
irgend eine Beschränkung der Bündnisse welche sie 
unter sich abschliessen möchten, oder der nationalen 
Verbindung welche die vereinigten süddeutschen 
Staaten mit dem Norddeutschen Bunde eingehen woll- 
ten. Der Ausschluss Oesterreichs aus Deutschland 
hatte wenigstens den Vortheil, dass er ei'steres von 
allen positiven Verpflichtungen befreite, welche, so 
lange der Deutsche Bund bestand, Oesterreichs ge- 
sammte Macht zu dessen Verfügung, zum Zweck 
der Beschützung der deutschen Bundesstaaten stellte. 
Andererseits verzichtete Oesterreich auf alle Ein- 
mischung in rein deutsche Angelegenheiten, und 
dieses wurde so gewissenhaft erfüllt, dass der öster- 
reichische Reichskanzler thatsächlich ablehnte , jenen 
Beweisen der Sympathie welche die gebildeten Classen 
ganz Deutschlands und namentlich Süddeutschlands, 
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der raseben Entwiekelung freisinniger Prineipien in 
Oesterreich entgegenbrachten, irgend welcbe poli- 
tisebe Bedeutung beizumessen; ebensowenig reebnete 
er auf das Gefubl der Gemeinschaft, welches die 
deutschen Provinzen des Reiches in Allem was Civi- 
lisation, Litteratur und historischen Fortschritt be- 
trifft, mit dem übrigen Deutschland verbindet. Ob-^ 
gleich Oesterreich nach dem Prager Frieden im 
strengen Wortsinne aufgebort hatte, eine deutsche L 
Macht zu seia, so war doch seine Stellung als euro- m 
päische Macht intact geblieben. Nach demselbei/i 
Tractat war aber der Main die Grenze für die preus- i, 
sische Suprematie, und es könnte desshalb Oester- 
reich nicht gleichgültig bleiben, wenn Preussen ve^ 
suchen sollte, seine Herrschaft auf die unmittelbare 
westliche Nachbarschaft Oesterreichs auszudehneD. 
Dieses bildet einen zweiten Punkt gemeinschaftlichen 
Interesses zwischen Oesterreich und Frankreich. 
Eine der schwierigsten Aufgaben des Baron Beust 
war, diese so zarten verbindenden Beziehungen mit 
Frankreich zu erhalten, ohne sich in eine positive 
Verpflichtung einzulassen. Die Reise des Kaisers 
Franz Joseph und seines Premier -Ministers zur 
pariser Ausstellung und der bald darauf erfolgende 
Gegenbesuch des Kaisers und der Kaiserin der 
Franzosen in Salzburg bewiesen, wie vollständig die 
y^entente cordiale^^ zwischen beiden Mächten erreicht 
war. Diese öffentliche Manifestation der guten Be- 
ziehungen zwischen den beiden Regierungen wurde 
in beiden Ländern mit grösster Befriedigung aufge- 
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ommen. Besonders vortheilhaft war diese Ver- 
indung aber für Oesterreich, weil dadurch die 
«fahrliche Isolirung aufgehoben wurde, in welcher 
B sich seit den unglücklichen Ereignissen im Jahre 
€66 befunden hatte, während es zugleich von jeder 
^essel frei blieb, die seine Friedenspolitik hätte be- 

* 

ohränken können. 

Baron Beust konnte sich indess nicht verhehlen, 
iwLSS eine solche Freundschaft unmittelbar nach dem 
^iger Frieden (bei welchem Frankreich schon 
^reussens Besorgnisse erregt hatte) falsch ausgelegt 
Verden und abermals den Frieden Europas gefahr- 
len könne, und dass man dieser Gefahr nur durch 
lie Gewinnung weiterer Verbündeter zuvorzukommen 
i^ermöchte. Das Bündniss mit Italien empfahl sich 
ladurch von selbst. 

Es stand ausser Frage, dass das neue Königreich 
talien Frankreich sehr verpflichtet war. Italien it»iien. 
latte von Oesterreich Alles erhalten was es gefor- 
lert, und mit Ausnahme der Furcht vor Wiederkehr 
ier Herrschaft clericaler Einflüsse in Oesterreich, gab 
^ nichts, was Italien hätte abhalten können, sein 
Schwert in die Scheide zu stecken und seinem 
^•üheren Feinde wieder die Fi-eundeshand zu bieten. 
"^ Die Gegenwart eines protestantischen Premier- 
Ministers in Oesterreich und die täglich zunehmenden 
sifi:^klärten Bestrebungen des Volkes, welche von 
3en freisinnigen Gesetzen der 1867er Verfassung 
unterstützt wurden, boten genügende Sicherheit da- 
För, dass die clericale üebermacht für immer ver- 

OMterr.-Ung. Monarcbie. 5 
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drängt war. Der Kaiser und der König besiegeltem 
den Freundsehaftsbund durch gegenseitige Verleihung 
ihrer Orden. Um diese Einigung noch bindender 
zu machen, erliess Freiherr von Beust unter dem 
19. April die nachstehende Depesche an den Frei- 
herrn von Kübeck, den österreichischen Gesandten 
zu Florenz: 



Le Comte de Beust au Baron de Eübeck k Florenee. 

Vienne, le 19 avril 1869. 

S. M. TEmpereur et Roi qui vient de recevoir des mains 
de M. le Lieutenant- G^n^ral Comte de Sonnaz, envoy^ id 
k cet effet, le coUier de TOrdre de PAnnoneiade, Charge 
Votre Excellence de remettre, ä son retour ä Florenee, le 
Grand cordon de TOrdre de St. Etienne ä S. M. le Roi 
d'Italie et l'Ordre de la Toison d'er ä S. A. B}^ Mgr. le 
Princo Kunibert. 

Cet behänge de d^coration» et les missions de courtoisie 
remplies par M. le Lieutenant -Gön^ral Comte Morozzo della 
Rocca et M. le Feld -Mar^chal- Lieutenant Möring constatent 
d'une mani^re assez ^clatante combien les relations entre 
TEmpire austro-hongrois et le Royaume d'Italie ont pris un 
caract^re de cordiale aniiti^. 

Nous nous felicitons sincerement de cet ätat de choses 
et nous croyons pouvoir le faire avec d'autant plus de droit 
que ce rapprochement entre les deux pays n'est point un 
fait accidentel ou nouveau, mais bien une des cons^uences 
de la politique poursuivie avec persöv^rance par le Gou- 
vernement actuel de Sa Majestö Imperiale et Royale Apo- 
stolique. Depuis que la paix a r^tabli les rapports si loDg- 
temps interrompus entre les cours de Vienne et de Florenee, 
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mes soins se sont appliqu^s ä eflacer la trace des 
uieiens dissentiments et ä prouvcr que nous acceptions loyale- 
i>ent, Sans la moindre arri^re-pens^e de raneune, la Position 
j^uB les 4vteements nous avaient faite. 

Appell ä Stre le premier Repräsentant ä Florence de 

S. M. notre Auguste Maitre, Vous savcz uiieux que personne, 

BfI. le Baron, ä quel point nos efforts ont constamment tendu 

^ers Tentretien et le d^veloppement des relations amicales 

ciue le voisinage des deux pays rend si utiles ä leurs int^rftts 

snutuels. Je me plais k reconnaitre combien Tattitude per- 

sonnelle de Votre Excellence m'a aid^ dans raccomplissement 

^e cette tache; mais ce que je dois surtout relever ici, c'est 

l'enipressement avec lequel le Gouvernement Italien est all^ 

au devant de mes voeux, en contribuant de son c6t6, au- 

tant que possible, ä rendre notre r^conciliation sincere et 

compl^te. Dans toutes les occasions, le Roi Victor Emanual 

et ses Ministres ont U^.moign^ un vif d^sir de voir la meiUeure 

hmnnonie r^gner entre rAutriche et Tltalie. Dans les demiers 

temps surtout, M. le G6n^ral Menabrea a particuliäremeut 

facilit^ le r^tablissement des bons rapports par sa politique 

concüiante et le soin qu'il niet ä aplanir toutes les diffi- 

cult^s qui d^coulent de Tex^cution de certaines stipulations 

de la paix de 1866. 

La ligne de conduite suivie invariablement par les deux 
Gouvernements depuis pres de trois ans foumit donc Texpli- 
cation tout naturelle des d^monstrations amicales qui viennent 
d'etre ^chang^es entre les deux Souverains. II ne faut pas 
y chercher le pr^lude de combinaisons politiques nouvelles, 
d'une port^e alarmante, mais bien le couronnement d'une 
oeuvre de paix et de röconciliation qui donne une solide ga- 
rantie de plus au maintien de la tranquillit^ en Europe. A 
ce fofst de vue, nous comprenons que ces manifestations 
attir^^ Fattention de Fopinion publique et des Gabinets. 
Mais»' Toin de provoquer aucune inquietude , elles doivent 
Hre accoißillies avec satisfaction par tous les esprits ^clair^s. 

5* 
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En effet, puisque rinimiti^ de rAutriche et de ritalklü 
^tait ane cause permanente de troable et de malaise ponrll^ 
TEurope, la cessation de cet ^tat de choses sert puissaniment | ^| 
ä raffennir la paix g^n^rale. Si an accord assez intime 
venait ä succ^der ä Tancien antagonisme, il n'y aurait lä 
rien de surprenant, ou qui püt inspirer de la m^fiance aux 
autres Puissances. Occup^, Tun et Tautre, de travaux (['Or- 
ganisation Interieure qui absorbent ä un haut degr^ leiir 
attention, FEmpire austro-hongrois et le Royaume dltalie. 
sont, plus qu'aucun autre pays, int^ress^s ä se soustraire 
aux secousses et aux p^rils de toute complication europ^enne. 
Guid^e par cet int^rßt conimun, la politique des deux Ca- 
binets est naturellement appel^e ä se diriger souvent vers 
le m6me but, quand il s'agit de donner un ferme appui aui 
id^es pacifiques qui r^pondent aux besoins des deux nations. 

Cette consid^ration a pu, sans doute, influer sur les 
iendances vers un rapprochement qui se sont üait sentir ä 
Vienne, aussi bieu qu'ä Florence. Nous y voyons assur^ment 
un motif de pliis pour cultiver et consolider des relations 
dont les effets proinettent d'ötre aussi salutaires. J'espere 
que le Gouverneroent Italien partage nos appr^ciations et 
qu'il eiivisage, conime nous, les cons^quences qu'on doit 
tirer de notre attitude r^ciproque depuis le r^tablissemeot 
de la paix. 

Veuillez-Vous exprimer dans ce sens envers M. le Ge- 
neral Menabrea et lui dire que je m'estimerai toujours heureux 
de pouvoir m'entendre avec lui, afin de mieux assurer a nos 
deux pays les bienfaits du repos qui leur est si pr^cieux. 

Recevez, etc. 






Nur die scharfsichtigste und maassvollste Staats- 
kunst konnte alles dieses herbeifuhren, denn natur- 
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ich stiessen die freisinnigen Gesetze des Jahres 
1867 *) auf den heftigsten Widerstand des heiligen 
Stuhles. Freiherr von ßeust musste alle seine Kräfte 
aufbieten, um einen Bruch mit Rom zu verhindern 
und gleichzeitig seinen mächtigen Gegner in Oester- 
reich zu entwaffnen. Er musste die Gefahr eines 
Streites zwischen Kirche und Staat vermeiden, und 
er erreichte dieses, indem er alle Jene deren An- 
sichten von Werth, davon überzeugte, dass die 
vorgeschlagenen Reformen unentbehrlich zu Oester- 
reichs Wohlfahrt waren. 

Die spanische September -Revolution, welche die Spanien. 
Bourbonen des Thrones beraubte, bot eine weitere 
Gelegenheit, den grossen Umschwung der in den 
politischen Ansichten Oesterreichs eingetreten wac, 
zu erweisen. In früheren Jahren hatte Oesterreich 
sich lange Zeit geweigert die Königin Isabella an- 
zuerkennen, und allen officiellen Verkehr mit Spanien 
abgelehnt. Die österreichische Regierung legte die 
Gesetze über die Nachfolge noch strenger aus als 
die Cortes selbst, und wünschte das Salische Gesetz 
in vollster Strenge aufrecht zu erhalten. Die 1868er 
Umwälzung in Spanien führte zur Vertreibung der 
ganzen Dynastie, und unterstellte die Fortdauer der 
Monarchie in Spanien dem , Votum des Volkes. 
Trotz dieses radicalen Umschwunges wies doch Baron 
Beust den österreichischen Gesandten in Madrid an, 
auf seinem Posten zu bleiben und die diplomatische 



*) Siehe Note V. 
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Beziehung nach denselben Principien zu pflegen, 
welche die Vertreter Frankreichs und Englands an- 
genommen hätten. 

Die nachstehende Depesche giebt darüber Auf- 
schluss. 

Freilieir Ton Benst an Freiherm Ton Lago in Madiid. 

Telegramm. Wien, den 5. Oetober 1868. 

Sie wollen in Madrid verbleiben und bei dem Zustande- 
kommen einer neuen Regierung femer sich in Fragen socialer 
Begegnung nach den Vertretern der anderen Mächte, haupt- 
sächlich Frankreichs und Englands, richten, im Uebrigen 
telegraphische Weisung einholen. 



Die Raschheit dieser Entschliessung ist der Er- 
wähnung werth, weil darin der Beweis liegt, wie 
sehr die österreichische Politik strebte, sich den mo- 
dernen Ideen anzupassen. Die neue revolutionäre 
Regierung war kaum eingesetzt und die Geschicke 
der Nation ausschliesslich der National-Versammlung 
anvertraut, als die folgende Depesche an den öster- 
reichischen Geschäftsträger abgesendet wurde. 

Le Baron de Benst an Baron de Lago ä Madrid. 

Bude, le 24 octobre 1868. 

J'ai regu avec Votre rapport Nr. 27 du 13 de ce mois 
la lettre que M. J. Alvarez de Lorenzana a bien voulu Vous 
adresser pour Vous faire part de sa nomination au poste de 



1 



^ 
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Hfinistre des Affaires Etrangferes et Vous aunoncer que la 
Constitution definitive du Gouvernement du pays sera fix^e 
par une assemblee Constituante issue du suffrage universel. 

Vous voudrez bien, M. le Baron, informer M. de Lo- 
renzana, en räponse ä cette lettre, que le Gouvernement de 
Sa Majest^ Imperiale et Royale Apostolique, fidele aux sen- 
timents de Sympathie qui n'ont jamais cess6 de Tanimer 
envers la nation espagnole, forme les voeux les plus sincferes 
pour un prompt d^nouement de la crise qu'elle traverse 
aujourd'hui. 

Tres - äloign^s , quant ä nous, de toute preförence pour 
t^e on teile Solution de la qnestion gouvemementale qpii va 
s'agiter dans la Peninsule,^ nous attendons qu'un ordre de 
choses definitif se soit etabli. 

* D'ici-lä, l'occasion d'accr^diter un Repräsentant officiel ä 
Madrid ne nous est pas encore Offerte; mais nous sommes 
tout dispos^ ä etablir des rapports diplomatiques avec le 
pouvoir qui, d'apr^ la communication de M. Lorenzam, 
doit sortir du scrutin des mandataires de la nation, aussitöt 
qu'il nous aura notifi^ son av^nement. 

En attendant Vous entretiendrez ä titre officieux avec 
le Ministre nommä par le Gouvernement provisoire, les re- 
latibns qu'exigeront le soin des affaires courantes et la 
protection de nos nationaux. Je m'en rapporte, pour la 
conduite que Vous aurez ä tenir pendant cet Intervalle, aux 
Instructions que je Vous ai transmises par t^l^graphe, ä la 
date du 5 octobre. 

Recevez, etc. 



Diese Depesche ist keineswegs ein alleinstehendes 
Beispiel der weitgreifenden Reformen^ welche unter 
dem neuen constitutionellen Regime in Oesterreich 
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ins Leben gerufen wurden. Freiheit, Duldung und 1 1 
Fortschritt waren hinfort die Principien, nach l 
welchen sowohl die auswärtige wie die innere Po- 
litik geleitet wurde. Trotz der Lange der nach- 
stehenden Depesche geben wir dieselbe dwshalb in 
extenso y weil sie uns den schlagendsten Beweis von 
der Aufrichtigkeit zu liefern scheint, mit welcher 
dieser grosse und gewichtige Wechsel eingeführt ward. 

Freilierr Ton Benst an sämmtliolLe L k. MissioneL 

Wien, den 22. Oetober 1868. 

Die demnächst erfolgende Wiedereröflfhung der Dclega- 
tions-Berathungen bezeichnet auch äusserlich den Abschloss 
der ersten Phase unseres neugeordneten Verfassungslebens 
und gestattet eine unbefangene Betrachtung der Wirkungen, 
welche durch dasselbe auf die innere Entwickelung des öster- 
reichisch-ungarischen Reiches ausgeübt worden sind. Bekannt- 
lich sind durch die Gesetze des Jahres 1867 die staats- 
rechtlichen Verhältnisse nicht auf neuem Boden aufgerichtet 
worden. Mit der Anerkennung des dualistischen Principes 
hat man auf die historischen Grundlagen der Monarchie 
zurückgegriffen, auf jene Grundlagen, welche sich nicht nur 
stark genug erwiesen haben, als Träger eines mächtigen und 
geordneten Staatswesens und staatlichen Bestandes auszu- 
reichen, sondern auch allen Versuchen ihrer gewaltsamen 
oder stillen Zerstörung erfolgreichen Widerstand zu leisten. 
Allerdings aber konnte man sich mit einer äusserlichen Re- 
staurirung der Formen nicht begnügen — es galt ihnen 
neuen Inhalt zu leihen. Die constitutionellen Grundsätze, 
von welchen man bei der Schöpfung der Gesetze des Jahres 
1867 ausging, die freiheitlichen Ideen, mit welchen man sie 
durchdrang, weisen dieser Schöpfung einen hervorragenden 
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Hang in der Reihe der modernen Staatsverüassungen an. 
TJnd alle diese Umstände zusammengenommen,* erheben sie 
weit über die Bedeutung eines zeitlichen Ausgleichs des staats- 
rechtlichen G^ensatzes, und liessen sie als das erscheinen, 
als was sie heute schon sich bewährt hat: als den Ausgangs- 
punkt der Staatlichen Zukunft der Monarchie, als die Be- 
dingungsform ihrer stätigen, geordneten, sich kräftigenden 
freiheitlichen Entwickelung. 

Niemand allerdings konnte sich der Erwartung hingeben, 
dass die blosse Existenz der Verfassung ausreichen werde, um 
dem innem Widerstreit in unserem Staatsleben sofort ein 
Ende zu machen. Auf einem durch staatliche Versuche und 
Experimente der mannigfachsten Art aufgewühlten Boden 
konnten frische Saaten nur langsam gedeihen. In der Be- 
wegung der nationalen Elemente, in dem Widerspruch der 
einstigen privilegirten Stände, in den Conflicten, die sich 
zwischen Staats- und Kirchengewalt aus der Natur der Sache 
ergeben mussten, lagen Kräfte und Gefahren, die sich nicht 
hinwegleugnen liessen und der ernstesten Aufmerksamkeit 
gewürdigt werden mussten. Aber diese Gefahren waren nicht 
aus den neuen Vereinbarungen erwachsen, man musste ihnen 
begegnen, sollte die Begeneration der Monarchie im Sinne 
der modernen staatlichen Anschauungen und im Sinne der 
berechtigten Ansprüche moderner Volksfieiheit durchgeführt 
werden, und es bedurfte eben eines positiven Rechtsbodens, 
um ihnen erfolgreich und wirksam entgegen zu treten. Diesen 
Rechtsboden aufrecht zu erhalten und zu vertheidigen , von 
ihm aus Strömungen einen Damm zu ziehen, welche als 
direct gegen das allgemeine staatliche Interesse gerichtet 
erscheinen müssen, ist die ernste Aufgabe der Gegenwart. 

Wir dürfen dabei mit einiger Genugthuung auf die 
Erfolge blicken, welche diesem Streben geworden sind. In den 
Ländern der ungarischen Krone ruht die Verwaltung in den 
Händen einer Regierungsgewalt, hervorgegangen aus einer 
parlamentarischen Majorität, welche im Sinne der Erhaltung 
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der bestehenden gemeinsamen Institutionen wirkt. Der na- 
tionale Zwiespalt, der in diesen Ländern auf das lebhafteste 
hervorgetreten war, hat einem intensiven Streben nach Ver- 
ständigung und nach Abschwächung der G^ensätze Platz 
gemacht, die wichtigste der internen Fragen, die kroatische, 
ist einer beiderseits einstimmig angenommenen EiftscheidaDg 
entgegengeführt worden. Die Hofihung ist eine berechtigte, 
dass die nächsten Wahlen die Stellung der Regierung bestär- 
ken werden. 

Den vielfach laut gewordenen Besorgnissen, dass der 
Dualismus eine Schwächung und nicht eine Stärkung der 
gesammten Monarchie herbeiführen werde, hat die Berathung 
des Wehrgesetzes im ungarischen Reichstage, welcher jene 
des Reichsrathes sicherlich würdig zur Seite treten wird, ein 
glänzendes Dementi gegeben, und die unausgesetzt freund- 
lichen Beziehungen zwischen dem königl. ungarischen Mini- 
sterium und dem gemeinsamen Ministerium, so wie dem 
Ministerium für die im Reichsrath vertretenen Länder berech- 
tigt zu den besten Hoffnungen für die Erstarkung und 
Befestigung der neuen Institutionen. 

Grösseren Schwierigkeiten und lebhafteren Widerstands- 
kräften begegnet die Durchführung der Verfassung in den 
im Ileichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. Wenn 
es auch gelungen ist, die Richtung einseitiger Zentralisation 
so gut als gänzlich aufzuheben und gerade in die Elemente 
der früheren centralistischen Partei die Anknüpfungspunkte 
für die Bildung einer geschlossenen Verfassungspartei zu legen, 
so fehlt es doch nicht an Parteien, die sich ausserhalb der 
Verfassung gestellt haben, und auf anderem als dem ver- 
fassungsmässigen Boden die Bethätigung ihrer Strebungen 
und den Schutz ihrer Interessen suchen. Die nationale Partei 
der staatsrechtlichen Selbstständigkeit Böhmens und der poli- 
tischen Autonomie Galiziens, die Autonomisten altconserva- 
tiver Richtung in Tirol, die Partei der kirchlichen und der 
ständischen Reaction, sie alle verfolgen Tendenzen, welche 
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mehr oder minder bestimmt gegen die Verfassung und gegen 
die Anschauungen der Räthe Seiner Majestät des Kaisers und 
Königs gerichtet sind. Aber es ist ein unläugbarer Fort- 
schritt des abgelaufenen Jahres, dass sich diese Tendenzen 
immer mehr isolirt haben, dass alle Versuche, ihnen innere 
Einigungspunkte zu leihen, gescheitert sind. 

Die czechische Frage hat sich von dem grossen Hinter- 
grunde einer national- slavischen Frage losgelöst und ist mehr 
zu einer' staatsrechtlichen Detailfrage geworden. Die Frage 
der polnischen Autonomie hat sich von Anfang an als eine 
staatliche Opportunitätsfrage gegeben, und ist als solche 
behandelt worden. Wenn neuestens tumultuarische Vorgänge 
wie in Prag, oder eine schärfere Zusammenfassung der oppo- 
sitionellen Anschauung wie auf dem Lemberger Landtage, jene 
Fragen lebhafter in den Vordergiund gestellt haben, so ist 
daraus kein ernster Anlass zu Besorgnissen abzuleiten. Es 
ist vielmehr der Beweis, dass sich die Verfassung stark genug 
erwiesen hat, um wenigstens diePoMtik des staatlichen Ent- 
haltens, des passiven Widerstandes, als eine unfruchtbare 
herauszustellen. Und es gestattet dies die weitere Folgerung, 
dass der Verfassung auch eine genügende Kraft innewohnen 
wird, jene Opposition zu versöhnen, wenn sie einmal auf 
dem Boden des positiven Rechtes geführt werden wird. 

Die antigouvemementale Richtung der kirchUchen Partei 
ist allerdings eine beklagenswerthe Erscheinung , die zu besei- 
tigen der kaiserlichen Regierung als ernste Pflicht erscheint. 
Aber es ist zu erwarten, dass die Mässigung und Versöhn- 
lichkeit, welche ihre Haltung charakterisirt, nicht ohne 
Rückwirkung auf den Gonflict bleiben wird , dessen heutige 
Dimensionen nicht durch das Verschulden der Regierung 
herbeigeführt worden sind. 

Wohl hiesse es der Erkenntniss thatsächlicher Zustände 
sich verschliessen , wollte man versuchen, hinwegzuieugnen, 
dass die Regsamkeit und Erbitterung der gegen die Ver- 
fassung ankämpfenden Parteien im Laufe dieses Jahres sich 
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nicht gemindert hat. Aber an Macht und an Ansehen, das 
darf keck behauptet werden, hat keine dieser Parteien ge- 
wonnen, trotzdem, dass der Parteibewegung von aussen her 
stete Nahrung zugeführt wurde, — vielleicht, und das würde 
uns ein noch werthvollerer Gewinn sein, weil die Bewegung 
diesen Hintergrund hatte. Die Reformen auf kirchlichem 
Gebiete haben ungeachtet aller Erschwernisse, welche die 
Erregtheit der Gemüther in den Weg legte, sich firiedlicher 
und ruhiger vollzogen, als Freunde und Gegner es erwartet 
hatten, die autonomen Bestrebungen haben durch die Ver- 
schärfung ihrer Programme den Glauben an deren volle Ver- 
wirklichung nicht erhöht, sondern erschüttert, und die na- 
tionalen Agitationen haben zu Extremen geführt, denen 
gegenüber selbst für die Anhänger derselben der Schutz der 
kaiserlichen Gewalt zur Wohlthat wird. Eben dieser Verlauf 
aber ist es, welcher uns zu der Hoffnung berechtigt, dass, je 
lebendiger die verfassungsmässige Entwicklung fortschreitet, 
je ernster sich das Streben der Regierung bekundet, die 
Verfassung zur vollen Wahrheit werden zu lassen, um so 
sicherer ihr die Lösung der Aufgabe gelingen werde, die da- 
gegen streitenden Elemente allmählich damit zu befreunden, 
und den Beweis zu liefern, dass die Verfassung nicht dazu 
bestimmt ist, der Herrschaft einer Partei oder Nationalität 
als Handhabe zu dienen, sondern dazu, das gemeinsame Pal- 
ladium des Patriotismus, der GesetzHchkeit, der Ordnung 
und des Fortschrittes zu werden. Darum auch darf nicht 
der leiseste Zweifel darüber bestehen, dass es der unab- 
änderliche Entschluss unseres erhabenen Monarchen ist, die 
obersten Grundsätze der Verwaltung des Reiches nur aus 
der Verfassung ableiten zu lassen, und dass die Krone nie- 
mals Tendenzen ihre Zustimmung leihen wird, die gegen das 
verfassungsmässige Recht in Oesterreich gerichtet sind. Unter 
dem Schutze der Krone, getragen von dem Rechts- und po- 
litischen Bewusstsein der grossen Mehrheit der Völker Oester- 
reichs, geht die Verfassung vielleicht langsam aber stätig 
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und sicher ihrer allgemeinen Anerkennung und üebung ent- 
gegen. Wenn das abgelaufene Jahr in dieser Beziehung 
nicht nur keine Rückschritte, sondern sehr erhebliche För- 
derungen der Durchführung des obersten Staatsgedankens zu 
verzeichnen hat, so darf dies als ein höchst erfreuliches Er- 
gebniss betrachtet werden. 

Wer unsere Zustände mit Unbefangenheit beurtheilen 
will^ der muss nicht auf augenblickliche Erscheinungen und 
deren oft sehr oberflächliche und übelwollende Ausbeutung 
in einem Theil der Tagespresse sein Augenmerk richten; der 
muss den Werth dessen, was geleistet und erreicht wurde, 
nach den Schwierigkeiten bemessen, die zu überwinden waren, 
und hierin den Maassstab für die Erwartungen finden, zu 
denen die Gegenwart für die Zukunft berechtigt. Die ent- 
schiedene Hebung der Finanzen und des Credits, der glänzende 
Aufschwung, den Handel und Industrie gewonnen, sind Re- 
sultate, an deren Möglichkeit ebenfalls gezweifelt wurde, und 
wer wollte leugnen, dass sie zum grossen Theil dem Ver- 
trauen zu danken sind, welches die geschäftstreibende Welt 
den verfassungsmässigen Zuständen entgegengebracht hat, 
und an deren Fortbestand knüpft. 

Wenn Euer so oft sich Ihnen hiezu eine 

passende Gelegenheit darbietet, im Sinne vorstehender Be- 
merkungen sich aussprechen, so werden Sie damit nur der 
Wahrheit und zugleich einer Aufgabe gerecht werden, von 
der ich der Meinung bin, dass sie allen Organen der k. k. 
Regierung gestellt sei. 

Empfangen, etc. 

Der Reichskanzler suchte durch solche Instruc- 
tionen an die beglaubigten Vertreter Oesterreichs 
in Europa die herzlichen Beziehungen mit den an- 
deren Mächten zu kräftigen und, wenn, man so sa- 
gen darf, die Regeneration Oesterreichs zu buchen. 
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Es blieb ihm jetzt noch übrig, die Beziehungen 
des Wiener Cabinets mit Russland auf einen freund- 
licheren Fuss zu bringen. Dieses konnte nur durch 
die Beseitigung des Misstrauens erzielt werden wel- 
ches der Krimkrieg erregt hatte, und welches sich 
in der orientalischen Politik jener Macht kund gab. 
Wir müssen unsere Leser daran erinnern, dass 
Oesterreichs Politik gegen Russland während der 
denkwürdigen Ereignisse von 1854, 55 und 56, in 
welchen England eine so hervorragende Rolle spielte, 
keineswegs eine absolut neutrale, in der genauen 
Bedeutung des Wortes, war. Oesterreich verhinderte 
Russland 9 eine Insurrection in Serbien zu erregen, 
und grenzte die russischen Operationen durch Fest- 
setzung einer genauen Cordonlinie ein, deren Ueber- 
schreitung das Wiener Cabinet als einen Casus belli 
zu betrachten erklärte. Es darf nicht Wunder neh- 
men, dass die Elrinnerung an diese Thatsache, ver- 
bunden mit den demüthigenden Bedingungen des 
Pariser Vertrages (bezüglich der Beschränkung der 
russischen Seemacht im Schwarzen Meere), an wel- 
chen Oesterreich Theil «genommen, in der Brust der 
russischen Nation das Gefühl der Erbitterung wach 
erhielt. Baron Beust benutzte die erste Gelegenheit 
um diesen Zustand der Dinge zu bessern, und fand 
sie in dem Aufstand auf Greta. Er sah in dieser 
revolutionären Bewegung den Anfang ernsterer Ver- 
wicklungen voraus, und schlug sofort die Annahme 
von Präventivmaassregeln und die Revision des Pa- 
riser Vertrages vor; letzteres mit der Absicht, daraus 
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die Bestimmung auszumerzen welche Russlands See- 
macht Fesseln anlegte. In diesem Sinne richtete er 
an den österreichischen Botschafter in Paris, den 
Fürsten Metternich, am 1. Januar 1867 eine De- 
pesche, worin es unter Anderem heisst: 



A c6t6 de cet objet principal qu'une rövision du trait^ 
de Paris doit avoir en vue, il en est un autre, non moins 
important ä nos yenx: celui de s'assurer du concours loyal 
et sincfere de toutes les parties intervenantes. A ce point 
de vue, on ne saurait nier que le trait^ de 1856 n'a pas 
atteint completement son but. Comme ce trait^ ^tait destin6 
ä terminer une guerre que la Porte et ses AUi^s avaient 
soutenue avec succes contre la Russie, il devait parattre in- 
dispensable d'y introduire des clauses restrictives de la libre 
disposition d'une partie des moyens d'action que cette der- 
niere Puissance pourrait, dans un cas donn^, vouloir diriger 
contre TEinpire ottoman. On s'y sentait d'autant plus disposö 
que, pour tout le reste, on entendait epargner ä la Cour de 
St.-P6tersbourg des conditions trop onereuses. Aussi fut-elle 
m^nag^e en ce qu'on ne lui denianda qu'une cession de terri- 
toire de peu d'importance, et le prix de la lutte se r&uraa 
dans les entraves impos^es aux mouvemens de la Russie du 
c6t6 de la Turquie. On esp^rait, par lä, garantir TEurope, 
pendant un long delai, des complications dont la mena^ait 
la question d'Orient. Tout en rendant justice aux inotifs 
qui, ä cette ^poque, ont dicte les d^terminations de l'Europe, 
on ne saurait se dissimuler que c'est aller contre la nature 
des choses que d'interdire ä un Etat d'une ^tendue et d'une 
Population aussi immenses sa liberte d'allures dans le cercle 
de son action legitime. Une pareille interdiction ötait peu 
l)ropre ä dötourner, ä la longue, les complications que Ton 
avait ä coeur d'eviter. Toute compression excessive a pour 
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e£fet de provoquer Texpansion de la force comprim^e dans 
une autre direction et, de toute mani^re, en agissant comme 
on Ta fait, on a rendu difificileau Gouvernement russe de 
prendre de bon coeur sa position dans le concert europ^ 
nouvellement ^tabli ponr les affaires d^Orient 

Autant qu'il s'agit donc des restrictions dont nous ve- 
nons de parier, il Importe de distinguer ce qui est possible 
de ce qui ne Test pas. A notre avis, il y a lieu de tenir 
compte, dans une mesure convenable, du röle naturel qu'as- 
sure k la Bussie en Orient la communaut^ des institutions 
religieüses et de se m^nager, par une atfitude conciliante, le 
concours sinc^re de cette Puissance dans les affaires du 
Levant. 

Die wichtigste Idee in dieser Depeifche ist zu- 
nächst die, dass keine dauernde Lösung der Orien- 
talischen Frage möglich, ohne die Sympathien Russ- 
lands sowohl für die Christen wie für die übrigen 
Bewohner des Türkischen Reiches zu gewinnen, und 
ferner, dass der Bestand der Türkei unter Be- 
dingungen welche deren Würde als unabhängigen 
Staat sichern, eine politische Nothwendigkeit. 

Wir haben zwei Gründe für Russlands Zurück- 
haltung gegenüber Oester reich angegeben; es giebt 
aber noch einen dritten. In Petersburg erregte die 
freisinnige und duldsame Regierung des österreichi- 
schen Polen und die entschiedene Zurückweisung 
von Seiten des Freiherrn von Beust jedes Versuches 
Russlands, in jenem Theil des Reiches Einfluss zu ge- 
winnen, grosse Unzufriedenheit. Dazu kam noch die 
Ernennung des Grafen Goluchowsky als Statthalter 
von Galizien. Auf der andern Seite wusste die öster- 
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reichische Regierung sehr gut, dass die unzufriedenen 
Slaven die moraUsche Unterstützung Russlands such- 
ten und bis zu einem gewissen Grade auch fanden; 
ebenso kannte man vollständig die panslavistische 
Bewegung und deren Ursprung. Baron Beust 
bewies in der Besiegung dieser Intriguen, welche 
den inneren Frieden Europas bedrohten, grossen 
Scharfsinn. 

Er versöhnte zunächst die Serben, indem er die 
Initiative zur Lösung zweier Fragen ergriff, welche 
von der grössten Bedeutung für dieses Volk und 
seine Dynastie waren. Die erste war die Entfernung 
der türkischen Besatzung aus Belgrad, mit Zustim- 
mung der türkischen Regierung, die zweite die An- 
erkennung des neuerwählten Fürsten durch die 
Westmächte. Später, in der Candischen Frage, be- 
kämpfte Baron Beust den von Russland unterstütz- 
ten Vorschlag, diese Insel von der Türkei zu trennen. 
= Es war unzweifelhaft seine Politik, jeden moralischen 
Triumph Russlands zu verhindern, um den Einflus» 
und die Ueberlegenheit Russlands bei den Südslaven 
zu mindern, weil dann diese natürlich weniger ge- 
neigt sein dürften , die russische Regierung zum 
Vertrauten ihrer separatistischen Verschwörungen 
zu machen. Bei einer Zusammenkunft, welche Baron 
Beust im Sommer 1869 mit deni Fürsten Gortschakoff 
zu Ouchy in der Schweiz hatte, wurden die ver- 
traulichen Beziehungen mit Russland wiederher- 
gestellt. Wir können mit Recht annehmen, dass, 
>vas dort vorging, nicht ohne Einfluss auf Russlands 

Oesterr.-Ung. Monarchie. 6 
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Haltung bei der letzten suddalmatinischen BewegUDg 
geblieben ist. Bei dieser Gelegenheit richtete näm- 
lich jene Macht sehr ernstliche Vorstellungen an 
Montenegro, und hielt dasselbe durchaus von jedem 
Versuche einer allgemeinen Erhebung unter den Sud- 
slaven ab. 
preuiien. Wir köuneu jedoch noch nicht die Ansicht ge- 

winnen, dass die jetzt freundschaftlicheren Gefühle 
Russlands gegen Oesterreich von Preussen getheilt 
werden. Diese selbstzufriedene und unternehmende 
Nation kann noch nicht den Glauben gewinnen, dass 
ihr letzter Gegner alle Rache-Ideen aufgegeben habe. 
Die Leiter Preussens vergessen den Balken im eigenen 
Auge, während sie nach dem Splitter im fremden 
suchen. Der Splitter würde in diesem Falle ein 
verzeiBliches Verlangen nach Wiedervergeltung sein, 
der Balken dagegen unverantwortliche Raublust — 
der Wunsch, eine durch Verträge festgesetzte Lime 
zu missachten und so von Neuem ihrem unersätt- 
lichen Ehrgeiz freien Spielraum zu geben. Es ist dies 
allerdings eine blosse Annahme von unserer Seite, 
die wir nur durch den Hinweis auf die berüchtigte 
Depesche des Grafen Usedom \^des florentinischen 
'Agenten des Grafen Bismarck) an den General La 
Marmora*) zu rechtfertigen vermögen. In jener 
Note drang der preussische Staatsmann darauf, dass 
Oesterreich „ins Herz" getroffen werden müsse. 
Der energische preussische Minister -Präsident wird 






♦) Siehe Note VH. 
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allerdings, nach dem verhängnissvollen Stosse den 
er gegen Oesterreich geführt, über dessen zähe 
Lebenskraft erstaunt gewesen sein. Allein wir wollen 
das Beste glauben, und annehmen, dass Graf Bis- 
marck's Bestürzung bei dem unerwai-teten Ergeb- 
niss noch grösser als sein Aerger war, und dass er 
in Graf Beust eher einen politischen Zauberer als 
einen diplomatischen Gegner erblickt. 

Es war nicht leicht für einen österreichischen 
Staatsmann, — besonders für einen, welcher nicht in 
Oesterreich geboren war -^ — eine Politik des Ver- 
gessens und Vergebens bei einem noch immer unter 
einer Niederlage leidenden Volke einzufahren, ohne 
sich dem Vorwurf auszusetzen, dessen nationale 
Würde zu missachten. Baron Beust dachte natürlich 
nicht daran, dem berliner Hofe demüthige Anträge 
zu machen und gehorsamst um ein Bündniss zu 
betteln. Selbst wenn man um der Sache willen die 
nationale Ehre nicht berücksichtigt hätte, so waren 
ja Anträge überhaupt unmöglich geworden durch das 
Princip selbst, welches Graf Bismarck zum sine qua 
non des Pfager Vertrages gemacht: „dass gemein- 
same Interessen zwischen Oesterreich und Preussen 
zu bestehen aufhören sollten". Alles was der öster- 
reichische Premier-Minister thun konnte, war Oel auf 
die erregten Wogen zu giessen und jede Gelegenheit 
auszunützen, welche mit der Würde des seiner Sorge 
anvertrauten Staats vereinbar war, um die freund- 
schaftlichen Gefühle zwischen den -beiden rivalisi- 
renden Staaten zu fordern. In der nachstehenden 

6* 
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Depesche vom November 1866 drückte Baron Beust, 
entsprechend dem Artikel 13 des Prager Friedens, 
dem österreichischen Gesandten in Berlin, Graf 
Wimpffen, den Wunsch einer raschen Revision des 
Handelstractates vom 11. April 1865 aus, zu dem 
Zweck, die Zolle herabzusetzen und den Handel zu 
erleichtern. 



Freiherr von Beust an Grafen Ton Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 8. November 1866. 

Da durch Artikel XIII des Prager Friedens vorbehalten 
ist, über eine Revision des Handels- und Zollvertrages vom 
11. April 1865 im Sinne einer grösseren Erleichterung des 
gegenseitigen Verkehrs sobald als möglich in Verhandlung zu 
treten und es für beide Theile nicht erwünscht sein kann, 
angesichts der verabredeten Kündigungsfrist von sechs Mo- 
naten in den gewerblichen Kreisen längere Zeit Ungewissheit 
bestehen zu lassen, so wollen Ew. etc. diese wichtige Frage 
bei der königlich-preussischen Regierung nächstens zur Sprache 
bringen und in Erfahrung zu ziehen suchen, ob und wie bald 
dieselbe ihrerseits der gedachten Verabredung Folge zu geben 
geneigt wäre. 

Ich habe nicht nöthig, darauf aufmerksam zu machen, 
wie der erst jüngst an Allerhöchster Stelle gegen Ew. aus- 
gesprochene Wunsch der Wiederherstellung freundlicher Be- 
ziehungen zwischen Oesterreich und Preussen auf diesem 
Felde am leichtesten und zugleich auf eine am schnellsten 
in das Volksbewusstsein dringende Weise seiner Erfüllung 
zugeführt werden kann, und wir zweifeln um so weniger 
an der Geneigtheit der königlich-preussischen Regierung dazu 
bereitwillig die Hand zu bieten, als verlässlichen Mitthei- 
lungen zu Folge die betheiligten Kreise ebensowohl in Preussen 
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wie in Oesterreich die baldige Inangriffnahme jener Verhand- 
lungen herbeiwünschen. 

Ihrem Berichte hierüber mit grossem Interesse entgegen- 
sehend, erneuere ich Ihnen etc. etc. 

Die in dieser Depesche vorgeschlagenen freund- 
liehen Verhandlungen wurden nur durch Umstände 
verzögert, welche mit der Politik nichts zu thun hat- 
ten. Der yy Entente cordiale^^ trat jedoch, wie wir 
nicht bezweifeln können, die Veröffentlichung des 
von Preussen mit den süddeutschen Staaten im August 
1866 abgeschlossenen Schutz- und Trutzbündnisses*) 
hindernd entgegen. Baron Beust durchschaute so- 
fort, dass die Absicht welche diesem geheimen Ver- 
trage zu Grunde lag, die NuUificirung der wichtig- 
sten Bestimmung der Zusatz-Artikel des Prager 
Vertrages war. Durch jenen Augustvertrag wurde 
die schwächere Macht der stärkeren für alle zukünf- 
tigen Kriege dienstbar, während der Friedenstractat 
ausdrücklich die unabhängige internationale Stellung 
der süddeutschen Staaten festsetzte. Die naturliche 
Folge war, dass Baron Beust zwar in der möglichst 
gemässigten Weise, aber doch ohne zu zögern, 
seiner Meinung über diesen handgreiflichen Wider- 
spruch Ausdruck gab. Seine Ansichten hierüber sind 
klar in den nachstehenden Depeschen ausgesprochen, 
die er am 28. März 1867 an den Grafen Wimpffen 
in Berlin, ferner am 4. April 1867 an die kaiser- 
lichen Missionen zu London, Paris und St. Petersburg, 



*) Siehe Note VIH. 
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und am 15. Mai 1867 an den Grafen Trauttmans- 
dorff in München richtete. 

Freiherr von Beust an G-rafen Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 28. März 1867. 

Die Veröffentlichung der seither geheim gehaltenen 
preussisch- süddeutschen AUianzverträge vom August 1866 
hat nicht erfolgen können, ohne in der gesammten politi- 
schen Welt einen tiefen Eindruck zurückzulassen. 

Was jedoch uns betriüt, so wfir unsere Empfindung weder 
die der Ueberraschung, noch einer Verstärkung jenes natür- 
lichen Bedauerns, welches der Verlust unserer früheren ver- 
tragsniässigen Stellung in Deutschland nach den Katastrophen 
des vergangenen Sommers uns einflössen musste. Wir ken- 
nen und acceptiren die politische Lage, deren Folgen sich 
vor unsem Augen entwickeln. Es ändert sich an derselben 
nichts, seitdem es offenkundig geworden ist, dass Preilssen 
sich der Bundesgenossen, welche ehemals diejenigen der 
beiden Mächte waren, förmlich für sich allein versichert hat, 
noch ehe es seine Aussöhnung mit uns besiegelte. Ebenso 
wenig ändert sich unser Wunsch, uns in dem neuen Verhält- 
nisse unter Wahrung unserer Interessen friedlich und in 
gutem Einverständnisse mit Preussen zurechtzufinden. 

Es ist im Allgemeinen wohl nicht leicht, Allianzen, welche 
über defensive Verpflichtungen hinausgehen, als Bürgschaften 
des Friedens zu charakterisiren. Wir unsererseits sind in- 
dessen bereit zu glauben, und werden uns jedenfalls gerne 
überzeugen lassen, dass im Grunde wirklich nur der Ent- 
schluss gemeinsamer Vertheidigung gegen fremde Angriffe 
durch die erwähnten Verträge beurkundet werden sollte. 
Das Cabinet von Berlin hat sonach eine eigentliche Einsprache 
von uns nicht zu gewärtigen. Nur sind wir uns andererseits 
vollkommen bewusst, dass uns die Berechtigung zu einer 
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solchen nicht fehle, und wir möchten nicht den Schein ent- 
stehen lassen, als würde der Widerspruch nicht von uns 
erkannt, welcher zwischen dem Artikel IV des Prager Friedens- 
vertrages und den Schutz- und Trntzbündnissen Preussens 
mit Bayern, Württemberg, Baden und Hessen unleugbar 
besteht. Eine nicht auf bestimmte Zwecke beschränkte, 
sondern permanent für jeden Kriegsfall abgeschlossene Allianz 
zweier Staaten, namentlich eines schwächeren Staates mit 
einem stärkeren, hebt ohne Zweifel zum Nachtheil des ersteren 
den Begriff einer unabhängigen internationalen Existenz fast 
völlig auf, und in dem Prager Tractate konnte daher, nach« 
dem ihm die Berliner Bündnisse vorausgegangen waren, die 
Bestimmung,^ dass ein süddeutscher Staatenverein in völker- 
rechtlicher Unabhängigkeit bestehen werde, nicht mehr mit 
Fug eine Stelle finden. 

Die vorstehenden Bemerkungen bezeichnen Ew. den 
Standpunkt, welchen wir gegenüber den preussisch- Süddeut- 
schen Alliauzverträgen einnehmen. Wir fohnuliren keinen 
Protest, und wir ziehen aus der Sachlage keine Gonsequenzen, 
aber wir können nicht einräumen, dass zwischen den Be- 
dingungen unseres Friedensvertrages mit Preussen und dem 
Zustande, den die mehrerwähnten Bündnisse geschaffen, eine 
wahre Uebereinstimmung obwalte. Wir haben keinen Grund, 
unsere Ansicht zu verschweigen, aber wir beabsichtigen nieht, 
unfruchtbare Discussionen zu veranlassen, die unserem auf- 
richtigen Wunsche freundlicher und erspriesslicher Beziehungen 
zu Preussen und den übrigen deutschen Staaten Eintrag thun 
könnten. Von dem Geiste dieser Betrachtungen wollen Ew. 
sich durchdringen, so oft Sie in dem Falle sein werden, 
den Gegenstand, von welchem ich spreche, in Ihren vertrau- 
lichen Unterredungen zu berühren. Auch habe ich kein Be- 
denken dagegen, dass Ew. von gegenwärtigem Erlasse durch 
Vorlesen Kenntniss geben. 

Empfangen etc. etc. 
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Le Baron de Benst am Bepi^sentaiLts Imperianx a 
Paris, Londres et 8i-Föters1)oxiig. 

Vienne, le 9 avril 1867. 

La pablication des tndt^ d'alliance condus entre k 
Prusse et les EUits de rAllemagne da Sud m'a engag^ ä 
ne point laisser ignorcr aa Cabinet de Berlin le point de 
vue auquel nous jugions ces actes. Je joins ici, pour Votre 
Information personnelle seulement, copie de la d6p£che que 
j'ai adress^e sur ce »iget ä M. le Comte de Wimpifen. 

Ainsi qae Votre Altesse (Votre Excellence) le verra par 
cette piftce, j'ai cru devoir ni'abstenir de formaler aucane 
protestation. 

En conservant ä uion langage le caraet^re d'ane expli- 
cation franche et amicale, je n^ai cependant nullement dissi- 
mulä que, Selon Timpression du Gouvernement Imperial, cer- 
taines stipulations de ces trait^s n'ötaient pas enti^rement 
d'accord avec les dispositions du trait^ de Prague. 

Je m'empressc d'ajouter que M. le Comte de Bisma/ck 
a parfaitement accueilli la communication dont j'avais charg« 
M. le Comte de WiuiptFeu. Loin de se livrer ä des rÄirimi- 
nations et ä repousser nos observations , M. de Bismarck \ 
a plutöt cberch^ ä att^nuer la portee des trait^s conclus 
avec les Etats du Sud. 11 a surtout insistä sur le caractere 
purement d^fensif de ces alliances qui n^avaient en vue que 
d'assurer le maintien de la paix g^n^rale. Cet incident n'a 
donc eu aucune suite et n'a modifi^ en rien T^tat actuel de 
nos relations avec le Cabinet de Berlin. 

Recevez etc. etc. 
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Freiherr von Beust an Grafen Trauttmansdorff in 

Mündien. 

Wien, den 15. Mai 1867. 

Durch die Gefälligkeit des Herrn Fürsten von Hohenlohe 
kennen Ew. bereits den wesentlichen Inhalt der vertraulichen 
Mittheilung, welche das Münchner Gabinet an uns hat richten 
wollen, um über die von ihm in Aussicht genommenen Unter- 
handlungen mit dem Norddeutschen Bunde Rücksprache mit 
uns zu nehmen. Der königliche Herr Gesandte hat mir Ab- 
schriften in Händen gelassen, sowohl einer Ministerial-Erklä- 
rung, welche ein Einverständniss Bayerns mit Württemberg 
in dieser Richtung beurkundet, als eines von dem königlich 
bayerischen Staatsministerium an die grossherzoglichen Re- 
gierungen von Baden und Hessen erlassenen Schreibens, wo- 
durch die letzteren eingeladen werden, dieser Punctation bei- 
zutreten. Ich unterlasse nicht, beide Actenstücke Ew. zu 
persönlicher Kenntnissnahme mitzutheilen. 

Wie Ihre Berichte es uns angekündigt haben, hat Graf 
Bj?ay mir den Wunsch seiner Regierung zu erkennen ge- 
geben, vor der wirklichen Anknüpfung der Unterhandlungen 
mit Preussen unsere Ansicht über dieses Programm zu er- 
fahren und wo möglich unserer Zustimmung zu demselben 
versichert zu werden. 

Bei aller Würdigung der Motive, aus welchen dieser 
Wunsch, hervorgeht, und bei aller Empfänglichkeit für das 
uns erzeigte Vertrauen habe ich dem königlich bayerischen 
Gesandten auch bei diesem Anlasse nur wiederholen können, 
dass die Lage in Deutschland von gewissen Wahrheiten be- 
herrscht wird, die man bedauerlich finden, aber nicht ohne 
gefährliche Folgen aus den Augen verlieren kann. Eine 
solche Wahrheit ist es, dass den Bestrebungen, welche 
Bayern im gesammtdeutschen Interesse, wie im Interesse 
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der eigenen Sicherheit Terfolgen zu können wünscht, die 
BestimmoDgen des Prager Friedensvertrages entgegenstehen. 
Die AlUanzrerträge der süddeutschen Staaten mit Preossen 
haben diese Bestimmungen, noch ehe sie geschrieben waren, 
verletzt, und ich habe unmöglich verkennen und verschweigen 
können, dass das Project, wdches die Unterschriften des 
Fürsten von Hohenlohe und des Freiherm von Yambüler 
tragt, diesen Widerspruch noch bedeutend verschärfen, und 
vollständiger zur Erscheinung bringen würde. 

Von einem süddeutschen Staatenvereine, wie er nach dem 
Prager Vertrage zwar in eine nationale Verbindung mit Nord- 
deutschland eintreten, aber neben demselben in völkerrecht- 
licher Unabhängigkeit bestehen soll, ist in den bayerisch- 
württembergischen Punctationen keine Spur geblieben. Statt 
dessen stellen dieselben einen Organismus auf, in welchem 
— mit oder ohne gemeinsames Parlament — jede selbststan- 
dige Regung der vereinzelten süddeutschen Staaten regel- 
mässig in dem Willen der norddeutschen Bundesmacht ver- 
schwinden muss. Die Fiction^ dass z. B. Südhessen als 
Bundesglied gleiche Rechte mit dem gesammten Nordbi^rifc 
haben soll, wird hieran offenbar sehr wenig ändern. X'*^ 
aber Oesterreichs Stellung betrifft, so ist es gewiss un^^t ' 
es Dankes werth, dass man in München nur im Ein verstand-^ 
nisse mit uns vorzugehen wünscht, allein der Umstand, dass "^ 
die blosse Aufforderung an Oesterreich, über die Coiistitui- ] 
rung Deutschlands eine Meinung abzugeben, gewisserniaassen 
die Schranken des Vertrages überschreitet, durch welchen im 
verflossenen Jahre der Friede in Deutschland hergestellt wor- 
den ist, macht für Oesterreich mehr noch als die dadurch 
gebotene Reserve eine recht klare Auffassung der Sachlage 
und eine derselben entsprechende Offenheit der Sprache zur 
Nothwendigkeit. 

Denigemäss habe ich mich gegen den Herrn Grafen von 
Bray über das Verhältniss, in welchem wir zu den mit dem 
Prager Vertrage unvereinbaren Thatsachen, vergangenen oder 
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künftigen, stehen, nochmals mit aller Aufrichtigkeit ausge- 
sprochen. Ich habe ihm erklärt, dass Rücksichten der Op- 
portunität sehr wohl die Regierung Sr. Majestät des Kaisers 
vorläufig bestimmen können, solche Thatsachen zu ignoriren, 
und dass diese Regierung gerne auch den deutschen Sympa- 
thien, welche sie sich bewahrt hat, Einfluss auf ihr Ver- 
halten gestattet, so lange sie nicht die Interessen des eigenen 
Reiches für gefährdet halten muss. Das Verlangen dagegen, 
dass das kaiserliche Cabinet den Allianz -Verträgen, welche 
es bis jetzt stillschweigend hingenommen hat, und selbst 
noch weitergehenden Verletzungen tles Prager Vertrages seine 
Zustimmung ertheilen solle, dieses Verlangen habe ich un- 
umwunden als unerfüllbar bezeichnet, und darauf hingewie- 
sen, dass Oesterreich in seiner Lage vielmehr sich sorgfältig 
hüten müsse, irgendwie durch Wort oder That sich des Rech- 
tes zu begeben, auf die Verfügungen des Prager Friedens- 
tractates zu gelegener Zeit sich zu berufen. 

Femer habe ich dem Grafen Bray nicht verhehlt, dass 
ich mir nicht zu erklären vermöge, wie man durch die vage 
Bestürmung des Münchner Programms, dass eine Allianz 
w mit jC^esterreich geschlossen oder angebahnt werden solle, 
upir zu einer Aenderung unserer Haltung bewegen zu kön- 
nen glaube. Soll unter dem Worte Allianz, wie diess der 
/völkerrechtliche Sprachgebrauch will, ein vorübergehendes 
Bündniss zu bestimmten Zwecken verstanden sein, so ist 
einzuwenden, dass solche Zwecke nicht bezeichnet sind, auch 
dermalen nicht wohl bezeichnet werden können. Denkt man 
aber an ein bleibendes Bundesverhältniss, durch welches die 
kaiserliche Regierung ihre Freiheit nicht für eine determinirte 
Action, sondern unbestimmt und für immer aufgeben würde, 
und welches andererseits eines der wesentlichen Elemente 
der politischea Neugestaltung Deutschlands bilden soll, so 
müsste man uns erstens von der Verpflichtung, uns an dieser 
Neugestaltung nicht zu^ betheiligen , feierlich dispensren, und 
zweitens dürfte man nicht übersehen, dass eine Grossmacht 



92 ZWEITER THEIL. 

sich nicht einer andern unterordnen, nicht fremden Zwecken 
dienen, an Beschlüsse, die ohne ihr Zuthun zu Stande kom- 
men, sich nicht im Voraus binden kann. Ich zweifle, ob man 
in München in den Stand gesetzt sei, uns eine gleichbe- 
rechtigte Stellung mit Preussen in einem neuen gesammt- 
deutschcn Bunde darzubieten, — ist diess aber nicht der 
Fall, so sind die Staatslenker Oesterreichs genöthigt, sich 
auf die volle Freiheit zurückzuziehen, die sie fflr die früheren 
Rechte im Bunde eingetauscht haben. 

Die Schlussfolgerung, die ich aus allen diesen Betrach- 
tungen ziehen muss, wann ich mich in die Lage Bayerns 
versetze, kann denn auch abermals nur dieselbe sein, die 
ich bereits mehrfachen früheren Aeusserungen zu Grunde 
gelegt habe, lieber meine Meinung befragt, kann ich in 
Wahrheit nur sagen, dass ich glaube, Bayern werde wohl 
daran thun, in rein zuwartender Stellung zu bleiben und 
sich weiterer Schritte, die es über die durch den Prager Ver- 
trag gezogene Linie hinausführen würden, zu enthalten. Oester- 
reich ist nicht mit Protesten gegen die Augustverträge auf- 
getreten, aber man kann sich nicht darüber täuschen r-iU^ 
diese Verträge zu der gefahrvollen Spannung der It^ 
Monate nicht wenig beigetragen haben. Mit Mühe hat 
Londoner Conferenz die mächtig herangewachsenen Besorgt 
nisse so eben zerstreut, und wir können nicht dazu rathen, 
neue Thatsachen zu schaffen, durch welche die kaum ver- 
schwundenen Gewölke nur zu leicht in verstärktem Maasse 
wieder angesammelt werden könnten. Unsere eigenen Be- 
mühungen für den Frieden haben andererseits vollkräftig 
bewiesen, dass wir von unserer Unabhängigkeit keinen für 
Deutschland nachtheiligen Gebrauch machen wollen, und es 
erhöht sich dadurch wohl auch unser Anspruch, dass man 
uns nicht eine noch mehr erschwerte und von dem vertrags- 
niässig ausbedungenen Zustande noch weiter abweichende Si- 
tuation gegenüberstelle. Ich kann nicht ermessen, warum 
unter den jetzigen Umständen für die süddeutschen Regie- 
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rungen eine Nothlage geschaflFen sein sollte, die ihnen hierin 
keine Wahl liesse, wohl aber scheint mir in den europäischen 
Verhältnissen eine hinreichend deutliche Warnung vor jedem 
Schritte zu liegen, durch welchen anstatt der luxemburgischen 
Frage noch ernstere und vielleicht durch die bestgemeinte 
Vermittlung nicht mehr zu beseitigende Conflictsfalle zur 
Tagesordnung befördert werden könnten. 

Im Vorstehenden habe ich den wesentlichen Sinn der 
Antwort aufgezeichnet, welche ich dem bayrischen Herrn Ge- 
sandten auf seine Mittheilung zu ertheilen hatte. Sie bestä- 
tigt zwar nur, was dem königlichen Cabinete bereits früher 
und namentlich auch durch die Berichte des Grafen TauflF- 
kirchen bekannt geworden ist, doch glaube ich Ew. ermäch- 
tigen zu sollen, von der gegenwärtigen Depesche den könig- 
lichen Herrn Minister Fürsten von Hohenlohe vcrtrauHch 
Einsicht nehmen zu lassen. 

Empfangen etc. etc. 

• 

, ''^ -v4jle europäischen Höfe waren erstaunt über den 
plnba^H dieses so ausserordentlich geheim gehaltenen 
F V^iPtrages, und die Parlamente der süddeutschen 
•Staaten forderten darüber eine Erklärung. Die Mi- 
^ nister der auswärtigen Angelegenheiten in Württem- 
berg und Bayern antworteten, dass im Falle von 
Angriffskriegen das Vorhandensein des ^^Casus foe- 
deris^' von den bezüglichen Regierungen zu ent- 
scheiden sei. 

Preussens sehr bedenkliches Verfahren in dieser 
Angelegenheit musste nothwendig Frankreich erbit- 
tern, welches der Meinung war, dass es seinerseits, 
nach der Annectirung Hannovers, des Churfürstenthums 
Hessen und des Herzogthums Nassau durch Preussen, 
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ebenfalls ein Recht auf Compensation habe, und es 
drängte sieh ihm jetzt das Gefühl auf, dass nicht 
Oesterreich, sondern Frankreich bei Sadowa geschla- 
gen sei. 
Luxemburg. Dcr Luxcmburg-Strcit fachte diesen Funken der 
Eifersucht zur Flamme an, welche — wäre sie nicht 
rechtzeitig ausgelöscht — zu den furchtbarsten Fol- 
gen hätte fuhren können. 

Das Grossherzogthum Luxemburg bildete eines 
der disjecta membra des durch den Prager Vertrag 
aufgelösten Deutschen Bundes. Es liegt zwischen 
den beiden Grossmächten welche sich damals für 
den Krieg rüsteten, und unterbricht thatsächlich de- 
ren strategische Linien. Der König von Holland 
(welcher zugleich Grossherzog von Luxemburg ist) 
vermuthete aus guten Gründen, dass das Grossher- 
zogthum bei seiner geographischen Lage ein Jjam^ 
apfel werden dürfte, und es ihm dann wohl 
würde, wie dem Korn zwischen zwei Mühlstei 
Er beschloss daher, mit Frankreich über die Abtrl 
tung Luxemburgs zu verhandeln. Die Stadt Luxem- 
burg war bis zum Kriege 1866 eine Bundesfestung 
mit einer preussischen Besatzung gewesen. Nach 
dem Feldzuge lehnte jedoch Luxemburg ab, ein 
Mitglied des neuen Deutschen Bundes unter Preus- 
sens Oberherrlichkeit zu bleiben. Die Schwierigkeit 
entstand nun dadurch, dass Preussen unter dem 
Vorwande, Deutschland zu schützen, trotz der Auf- 
lösung des alten Deutschen Bundes das Besatzungs- 
recht in der Stadt beanspruchte. 
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Bei einer solchen Lage der Dinge konnte von 
einer Abtretung des -Grossherzogthums an Frank- 
reich nicht die Rede sein. Es entspann sich daraus 
eine bittere diplomatische Cörrespondenz , welche 
abermals Europa in einen blutigen Krieg zu stür- 
zen drohte. Baron Beust bot in diesem kritischen 
Augenblick beiden Parteien s.eine Dienste an, und 
ward von ihnen als Vermittler angenommen. Es 
gelang ihm durch eine Reihe diplomatischer Noten 
die Londoner Conferenz zu Stande zu bringen, welche 
aus Vertretern derjenigen Mächte gebildet wurde 
welche den Wiener Vertrag vom 9. Juni 1815 unter- 
zeichnet hatten. Diese Conferenz erzielte, dass Frank- 
reich die Idee aufgab, sein Gebiet durch Ankauf 
Luxemburgs zu vergrössern, und Preussen seiner- 
seits auf das eingebildete Recht verzichtete, eine 
"^-^sgj^ung in der Fe&tung zu halten. Der letztere 
Inba^ward unter den Schutz der Mächte gestellt, 
Vejjpi England auf das bestimmteste erklärte, dass 
^pPsich nur zu einem passiven Schutz verpflichte, 
und nicht zu einem mit vi et armis. So ward eine 
grosse Gefahr beseitigt, und da England thätigen 
Antheil an den Verhandlungen nahm welche zu 
einem so günstigen Ergebniss führten, so lassen wir 
hier die nachstehenden Auszüge aus dem bezüglichen 
diplomatischen Schriftwechsel folgen. 

Erstens den Auszug aus einem Privatbrief des 
Freiherrn von Beust an den österreichischen Bot- 
schafter, Fürst Metternich in Paris: 
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Le Baron de Benst au Prinoe de Metternicli 

ä Paris. 

Vienne, le 8 avril 1867. 

Eztrait. Lettre particali^ 

Vos deruiers tä^grammes nous ddpeignent la Situation 
comme devenant plus critique. La question du Luxembourg 
commence ä produire unc certaine tension des rapports entre 
la France et la Prusse. En m£me temps on se pr^occape 
ä Paris des bruits d'aUiance entre Vienne et Berlin. On en 
ressent quelques alarmes et'vous me prövenez que r£mpe- 
reur Napoleon pourra bien faire une tentative pour se rap- 
procher de TAutriche. 

Depuis que Taffaire du Luxemboui^g est sur le tapis, fl 
me semble que toute notre attitude n^est pas de nature i 
justifier ces inqui^tudes. Ma lettre particuliöre du 22 tarn 
en fait foi et je n'ai ni6me pas jug^ n^cessaire de m^tendre 
da van tage sur cette question dans nia correspondanoe 
Le Cabinet Imperial a conserv^ sa libertö d'action t 
pröciation parfaitement intacte; il ne s'est engag^ d"^ 
cöte et n'a pr^jugö scs döterininations dans aucune direc 

Vis-ä-vis du Cabinet de Berlin nous avons observ6 
m6me rdserve, je pourrais dire la mfime abstention. II est 
vrai que depuis les proportions plus s^rieuses que cette affaire 
a prises, on nous a fait quelques avances de Berlin, aossi 
bien que de Munich. • . 

Nous y avons röpondu poliment, mais plutöt övasive- 
ment, en ^vitant soigneusement de nous engager ä quoi que 
ce soit. Je joins ici copie de la d^pöche que j'ai adress^e 
ä ce sujet au Comte de Trauttmansdorff et vous verrez que 
mon langage ne compromet en rien la pleine libertd que je 
ticns ä me röserver. 
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Zweitens die DepeBche des Freiherrn von Beust 
an den österreichischen Gesandten in Berlin, Graf 
"Wimpffen, mit der Anweisung, das Schreiben dem 
Grafen Bismarck mitzutheilen. 



Fieilien von Benst an Grafen Wimpfi^n in Berlin. 

Wien, den 17. April 1867. 
Wir wflnachen zu sehr die Erhaltung des Friedens, 
um ans nicht lebhaft der günstigen Aufnahme zu fireaen, 
welche unsere vermittelnden AiMBssenmgen über die luxem- 
bni^sche Verwicklung bei den beiden hauptsächlich interes- 
sirten Mächten gefunden haben, Mach Ihren Berichten erblickt 
Graf Bismarck in dem Vorschlage , Luxemburg mit Belgien 
zu Tercinigen, Frankreich aber durch Räckgabe der im Jahre 
1815 mit dem Königreich der Niederlande vereinigten jetzt 
|[kld8chen Gebietstheile zu befriedigen, ein fflr Preussen an- 
^BKares Compromiss, und nach den Berichten unseres 
r^l^Jiafters in Paris hat Marquis de Moustier diesen 
Y jchlag mit nicht weniger beifalhgen Aeusserttngen auf- 
,,,ilommeii. 

Wir haben die dadurch begründeten Friedenshoffnungen 
mit aufrichtiger Befriedigung begrüsst, und Euer etc. wollen 
' nicht unterlassen, diess dem königlichen Herrn Minister- 
prisidenten im Mamen des kaiserlichen Cabinetes auszu- 
sprechen. 

Zugleich wollen Sie aber auch es sich zur Pflicht machen, 
mit verstärktem Nachdrucke auf die definitive Annahme der 
dargebotenen L&Äih^ hinzuwirken, und etwa^e kriegerische 
Velleitäten, die sich wider Verhoffen einem so heilsamen 
Entschlüsse in den'Weg stellen könnten, mit aller Wärme und 
Entschiedenheit zu bekämpfen. 

OMUrT.-Trn«. Montroliie. J 
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Versetzen wir uns einen Augenblick in die Lage 
Preussens. Wir begreifen Yollkommen, dass diese Macht für 
den Kriegsfall aus der Stärke und Bereitschaft, der gehobe- 
nen Moralität und überlegenen Bewaffnung ihres Heeres 
mächtige Gründe der Zuversicht schöpfen kann, und wir 
unterschätzen gewiss auch nicht die Stütze, welche das erregte 
Nationalgefühl im Süden wie im Norden Deutschlands, alle 
widerstrebenden Elemente niederhaltend, ihr gewähren wird. - 
Aber wir glauben andererseits den Erwägungen, welche 
einen Krieg Preussens gegen Frankreich als ein hohes Wag- 
niss erscheinen lassen, mindestens das gleiche Gewicht zu- 
erkennen zu müssen. Eine Explosion der seither mühsam 
zurückgedrängten Unzufriedenheit der französischen Nation 
ist mit den grössten politischen und socialen Gefahren ver- 
bunden, und wenn auch diese Gefahren allgemeine europäi- 
sche sind, so würde es doch Preussen sein, welches sich 
den ersten Wirkungen des heftigen Sturmes entgegenstellen 
müsstc. Einen entschiedenen Vortheil hat zweitens Frankreich 
durch seine Flotte voraus, welche diesmal, ungehindert vom 
englischen Dreizack, eine in den früheren deutsch-französi- 
schen Kriegen nicht vorgekommene Rolle spielen und einen 
nicht geringen Theil der Streitkräfte Preussens beschäftigen 
würde. Durch diese Diversion wird Preussen drittens ge- 
hindert sein, den süddeutschen Staaten den Schutz, den es 
ihnen durch formelle Bündnisse zugesichert hat, rechtzeitig 
und ausreichend zu gewähren, und zugleich sind alle diese 
Gefahren und Nachtheile von der Art, dass sie durch eine 
Allianz mit Russland nicht im entscheidenden Augenblicke von 
Preussen abgewendet werden können. 

Man wird gewiss zugeben müssen, dass diese Umstände 
schwer genug in die Wagschale der Vortheile Frankreichs 
fallen. Hätten wir eine Politik der Wiedervergeltung gegen 
Preussen im Sinne, wir müssten in der That einigen Reiz 
verspüren, den gefahrlichen Funken eher anzuschüren als 
ihn zu ersticken. Wenn wir uns demungeachtet eifrig um 
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den Frieden bemühen, wenn wir dem Berliner Hofe zu den 
nothwendig gewordenen Zugeständnissen an Frankreich rathen, 
so beweisen wir dadurch am besten, dass wir gegen jeden 
solchen Reiz unempfindlich sind, und Euer etc. etc. werden 
hiefür mit allem Freimuth die Anerkennung des Grafen 
Bismarck beanspruchen dürfen. 

Allerdings sagt uns der leitende Staatsmann Preussens, 
dass ihm in diesem Augenblicke eine enge Allianz mit 
Oesterreich noch willkommener sein würde, als die guten 
Dienste, durch die wir Europa vor dem Unglücke eines neuen 
Krieges zu bewahren trachten. 

Ew. wissen, wie wir über diese folgenreiche Frage den- 
ken. Dass wir auf unsere Hülfe einen entsprechenden 
Preis setzen müssten, brauche ich nicht zu wiederholen, da 
Graf Bismarck selbst diess nicht verkennt. Aber er ist auch 
gewiss unbefangen genug, um sich einzugestehen, dass wir 
nicht in der Lage sind, diesen Preis bezeichnen zu können, 
sondern dass uns derselbe angeboten werden müsste. Es 
ist diess nicht Folge einer üeberhebung unsererseits, sondern 
es ist einfach Folge der gegebenen Situation und namentlich 
der grossen Stellung, welche Preussen seit dem Prager Frieden 
in Deutschland einnimmt, und welcher wir irgend eine be- 
stimmte Prätension gegenüberzustellen uns nicht einmal den 
Schein geben können noch wollen. Ich will Ew. nicht ver- 
hehlen, dass Freiherr von Werther dieser Tage mir ganz 
in demselben Sinne, wie Graf Bismarck Ihnen gegenüber, 
den Wunsch der Wiederherstellung einer grossen deutsch- 
österreidiischen Allianz zu erkennen gegeben hat. Ich hörte 
von ihm sogar Worte, die zu bedeuten schienen, dass Oester- 
reich die verlorne Stellung in Deutschland zurückgewinnen 
müsse. Wie aber konnte ich darauf anders antworten, als 
durch die Frage, ob man denn in Preussen ati eine Rück- 
kehr zum alten Bunde denke? Man muss in Berlin ohne Zweifel 
begreifen, dass ein grosser Ernst in dieser Frage insoferne 
liegt, als es Preussens Sache ist, aus den unfruchtbaren 

7* 
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Allgemeinheiten herauszutreten, und uns zu sagen, auf 
welchen Grundlagen das herbeigewünschte neue Bundesverhält- 
niss ruhen soll, damit Oesterreich darin f&r seine Sicherheit, 
seinen Einfluss und sein Interesse ebenso gute, und für seine 
Eintracht mit Preussen bessere Bürgschaften finde, als in 
dem früheren Bunde. — 

Ich brauche nicht erst hinzuzufügen, dass der gegen- 
wärtige Erlass nur die Bestimmung hat, Ihren weiteren münd- 
lichen Aeusserungen zur Richtschnur zu dienen, und ich 
habe am Sct|lusse nur zu wiederholen, dass es der nächste 
Zweck Ihrer Bemühungen sein muss, den vorhandenen Keim 
einer friedlichen Lösung der Luxemburgischen Frage zu 
entwickeln. 

Empfangen etc. etc. . 

Wie man aus der obigen Depesche ersehen wird, 
benutzte Graf Bismarck die ihm durch die Luxem- 
burger Schwierigkeit gebotene Gelegenheit, um zu 
erklären, dass er Oesterreichs Bündniss dessen Ver- 
n)ittelung vorziehe, und Baron Werther Hess ver- 
schiedene Winke über die Zweckmässigkeit fallen: 
Oesterreich in seine frühere Stellung in Deutschland 
wiedereinzusetzen. Alles dies aber war zu unbe- 
stimmt, um den Baron ßeust zu bewegen, darüber 
ernsthafte Verhandlungen anzuknüpfen. Er hatte 
Grund genug zu fürchten, dass jeder von ihm 
sanctionirte Vorschlag dieser Art sofort als ein Ver- 
such ausgelegt werden würde, sich wieder in die 
deutschen Angelegenheiten zu mischen. Die süd- 
deutschen Staaten erfassten jedoch die Idee einer 
Wiedereinsetzung Oesterreichs in seine frühere Stel- 
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lung in Deutschland mit Begierde, und beriethen 
sich zu Wien über den Plan, Preussen und Oester- 
reich aufs Neue mit sich in einem Bündniss zu ver- 
einigen. 

Die nachstehenden Depeschen erweisen, welche 
Pläne in Bezug auf dieses Ziel von ihnen entworfen 
wurden, und wie Baron Beust dieselben aufnahm. 



Ereiherr von Beust an Grafen Trauttmansdorff in 

Mtinclien. 

Wien, den 6. April 18^>7. 

In einer vertraulichen Unterredung hat der königlich- 
bayerische Herr Gesandte mir über die Ansichten und 
Wünsche seines Hofes in der deutschen Frage gewisse weit- 
reichende Andeutungen gegeben, die ich der persönUchen 
Kenntniss Ew. nicht vorenthalten zu sollen glaube. Ich hatte 
aus seinen Aeusserungen , die ihm ohne Zweifel von Mün- 
chen aus aufgetragen waren, im WesentUchen etwa Fol- 
gendes zu entnehmen: 

Bei den blossen Allianzverträgen der einzelnen süd- 
deutschen Staaten mit Preussen meint man in München 
nicht mehr lange stehen bleiben zu können. Man wünscht 
die Reconstruction eines engeren Föderativverhältnisses, und 
trägt sich daher von Neuem mit dem Gedanken, zunächst 
die süddeutschen Staaten unter sich zu einem möglichst 
starken und festen Bunde zu vereinigen, dann aber zwischen 
den beiden Föderationen zur Wahrung der nationalen Inter- 
essen einen neuen Staatenbund zu errichten. Dieser neu- 
deutsche Bund soll alsdann mit Oesterreich in eine völker- 
rechtliche Allianz treten, und es soll auf diese Weise für 
Deutschland der, wie es scheint, bisher vermisste Ersatz 
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für die Garantien gefunden werden, welche in den älteren 
Bundesverträgen enthalten waren, durch die Ereignisse des 
vergangenen Jahres aber ihre Geltung verloren haben. 

Es ist nach diesen Eröffnungen anzunehmen , dass Fürst 
Hohenlohe sich zu versichern wünscht, ob er sich der Ver- 
wirklichung eines solchen Programmes mit der Hoffnung auf 
Oesterreichs Zustimmung und Entgegenkommen, sonach mit 
aller erdenklichen Beruhigung widmen und hingeben könne. 

Zuvörderst war es mir, wie Ew. begreifen, nicht mög- 
lich, dem königlichen Herrn Gesandten den Ausdruck meiner 
Verwunderung darüber zu ersparen, dass man sich von 
Deutschland aus so rasch wieder an jenes Oesterreich wende, 
welches man seiner deutschen Fragen so gründlich entledigt, 
ja dessen Ausscheiden aus dem Bunde man durch feierliche 
Verträge für die Hauptbedingung der künftigen Gestaltung 
Deutschlands erklärt habe. Ich beschränkte mich im Uebrigen 
auf einige wenige allgemeine Betrachtungen, da Herr Graf 
von Bray ohnehin für den Augenblick eine Aeusserung von 
irgendwie bindendem Charakter sicher nicht von mir erwarten 
konnte. 

Ueber das Verhältniss zwischen Preussen und Süd- 
Deutschland konnte und wollte ich keinen Ausspruch thun, 
durch welchen irgend ein Grad von Verantwortlichkeit für 
ein weiteres Hinausgehen über die bereits durch die August- 
bündnisse beeinträchtigten Verfügungen des Prager Friedens- 
vertrages auf das kaiserliche Cabinet übertragen worden wäre. 
Auf die diesfalls in Berlin und München anzustellenden Er- 
wägungen wünschen wir in keiner Richtung Einfluss zu nehmen. 
Als eine einfache Interessenfrage, und zwar als eine solche 
vom höchsten Range, musste ich dagegen die Frage einer 
Allianz Oesterreichs mit einem von Preussen geleiteten neu- 
deutschen Bunde bezeichnen. Weder Leidenschaften noch 
Gefühle, noch historische Erinnerungen, — seien es die des 
Jahres 1866 oder die des vergangenen Jahrtausends, — wer- 
den unsere künftigen Entschlüsse bestimmen, sondern es 
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wird uns in erster Linie auf die Sicherheit, und in zweiter 
Linie auf den Vortheil der österreichischen Monarchie an- 
kommen. In Verhältnisse, die uns Verbindlichkeiten und 
Lasten ohne die vollste Gegenleistung auferlegen würden, 
kann sich der Eaiserstaat selbst zu Gunsten seiner ehe- 
maligen deutschen Bundesgenossen nicht mehr einlassen. 
Wenn in der Sprache und den Handlungen der deutschen 
Regierungen Freundschaft für Oesterreich und der Wunsch, 
ihm zu nützen, sich ausprägen, so findet diess bei uns jeder- 
zeit ein Echo, und es kann diess dazu beitragen, glücklichere 
Verhältnisse, als die gegenwärtigen, für die Zukunft vorzu- 
bereiten. Aber wir bedürfen sehr solider Garantien gegen 
Tendenzen, die uns nicht befreundet, sondern gefährlich sind, 
und man darf von uns keine Leistung verlangen, die nicht 
durch eine gleichgewichtige Gegenleistung vollständig cora- 
pensirt wäre. Ich habe dem Herrn Grafen Bray nicht ver- 
schwiegen, dass solche Garantien und Gegenleistungen nach 
der Stellung, in welche die süddeutschen Staaten einmal zu 
Preussen getreten und worüber wir weit entfernt sind mit 
ihnen zu rechten, uns nicht in München, sondern nur noch 
in Berlin geboten werden können, und dass wir daher unsere 
Blicke vornehmlich nach Preussen richten müssten, wenn je 
es sich um die Frage handelte, ob wir an eine beiden Theilen 
nützliche, ernsthafte, ehrlich gemeinte Allianz Deutschlands 
mit uns glauben und ihr unsere gegenwärtige Freiheit auf- 
opfern dürften. 

Ew. werden aus dem, was ich hier aufgezeichnet habe, 
folgern, dass Sie an der seither schon von Ihnen geführten 
Sprache auch jetzt nicht das Geringste zu ändern haben. 
In Ihren Gesprächen mit dem Herrn Fürsten von Hohenlohe 
können Sie ähnliche Bemerkungen, wie die obigen, einfliessen 
lassen, wobei Sie übrigens stets unseren unveränderten guten 
Wünschen für das Wohl Bayerns und seiner Dynastie Aus- 
druck geben wollen. Diese Wünsche sind aufrichtig, aber 
wenn Fürst Hohenlohe etwa dazu hinneigen sollte, jene Rolle 
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des Vermittelns zwischen Gestenreich and Preussen wieder auf- 
zunehmen, der sich Bayern während der vorjährigen Eräg 
nisse unterzogen hat, so kann ich Ew. f&r jetzt in der Thai 
nicht auffordern, den königlichen Herrn Minister hierin zi 
ennuthigen. . 

Empfangen etc. etc. 



Im: 
k 



Freiherr von Beust an Qrafen Wimpffen in Berlin 

Wien, den 19. April 1867. 

Die politische Reise des Grafen Tauffkirchen nach BerUi 
und Wien hat bereits vielseitige Aufmerksamkeit erregt, und 
sie wird voraussichtlich den Gegenstand noch mancher mehr 
oder weniger gewagter Commentare bilden. Ich halte um so 
mehr für nöthig, Ew. ausführlich und genau von dem Ver- 
laufe der Unterredungen zu benachrichtigen, welche ich mit 
dem genannten Vertrauensboten des Münchener Cabinetes, 
und aus Anlass seiner Sendung mit dem königlich -preussi- 
schen Gesandten Freiherrn von Werther gepflogen habe. 

Graf Tauffkirchen führte sich bei mir nicht hur als Beauf- 
tragter seiner Regierung, sondern auch als üeberbringer 
wichtiger Vorschläge Preussens ein. 

Als den Zweck seines Erscheinens in Berlin bezeichnete 
er den Wunsch des Fürsten Hohenlohe, über die Eventuali- 
täten der Luxemburgischen Frage ins Klare zu kommen, das 
Interesse des Friedens im Einverständnisse mit Preussen zu 
wahren, und in diesem Interesse namentlich auch zu ver- 
suchen, ob es der Einwirkung Bayerns gelingen könne, zu 
einer Annäherung zwischen Oesterreich und Preussen beizu- 
tragen. Was er bei dem Grafen Bismarck erreicht habe, 
sei von grosser Tragweite. Er sei in den Stand gesetzt, den 
Abschluss einer Allianz zwischen den beiden Mächten zu bevor- 
worten, einer Allianz, welche sich auf sämmtliche deutsche 
Staaten erstrecken würde. Die Erhaltung des Friedens werde 
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3arch einen solchen Bund gesichert. Man verkenne nicht in 
Berlin, dass Oesterreich berechtigt sei, fär die Verpflich- 
Itangen, die es übernehmen würde, Compensationen zu ver- 
langen, man sei aber auch bereit, hierin so weit zu gehen, 
BUS nur irgend möglich. 

Was Graf Tauffkirchen über diesen letzteren Punkt weiter 
verlauten liess, war jedoch leider nicht der klarste Theil 
seiner Eröfihungen. 

Er sprach von einer Garantie unserer deutschen Be- 
sitzungen. Er gab zu verstehen, dass wohl auch für unsere 
nicht deutschen Provinzen temporär uns jede wünschens- 
irerthe Sicherheit gegen mögliche Gefährdungen geboten wer- 
den könnte. Er erwähnte Russlands als des Dritten im 
Bunde und meinte, in der Erneuerung eines Bundes der 
drei Mächte bestehe diese Sicherheit von selbst. Er wies 
endlich darauf hin, — wie diess bereits früher von München 
aus geschehen war, — dass ein Freundschaftsbündniss 
Preussens mit Oesterreich den süddeutschen Staaten die 
Möglichkeit gewähre, ein grösseres Maass von Selbständigkeit 
zu behaupten , und dass eine völkerrechtliche Allianz Oester- 
reichs mit dem norddeutschen und dem süddeutschen Bunde 
doch zuletzt den Uebergang bilden könnte zu bleibenden 
engeren Vertragsverhältnissen, welche mit Vortheil für Oester- 
reich wie für die deutsche Nation den früheren Staatenbund 
ersetzen könnten. 

Ich glaube hiemit die Essenz der Anerbietungen des Grafen 
Tauffkirchen wiedergegeben und sie durchaus nicht abge- 
schwächt zu haben. 

Durch diiB Aeusserungen des Freiherrn von Werther und 
durch eine vertrauliche Depesche, die er mir vorlas, wurde 
mir sodann bestätigt, dass Graf Bismarck den Abgesandten 
der königlich bayerischen Regierung allerdings legitimirt hatte, 
derartige Eröffnungen nach Wien zu bringen. Baron Werther 
unterstützte die Bemühungen des Grafen Taulfkirchen, doch 
muss ich bemerken, dass die Aussprüche des Ersteren nicht 
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von bindendem Charakter waren und dass wir daher den er- 
wähnten Allianz vorschlagen immerhin nur auf die Gefahr bin 
hätten Gehör leihen können, sie in Berlin nicht im Voraus 
genehmigt zu wissen. 

Ich werde mich nunmehr beehren, Ew. das Wesenth'che 
meiner Erwiederungen mitzutheilen. 

Wenn mehrere Interessenten über wichtige Gegenstände 
zu verhandeln haben, so kann es bisweilen nur nützen, die 
Rollen in Gedanken zu vertauschen, um zu einem unbe- 
fangenen und billigen Urtheil zu gelangen. Diess war meine 
erste Bemerkung gegenüber dem Grafen Tauffkirchen. „Er- 
lauben Sie — sagte ich ihm — dass ich eine Combination 
erfinde, in welcher Sie nicht von Berlin nach Wien, son- 
dern umgekehrt aus der österreichischen Hauptstadt in die 
preussische einen Allianzantrag zu bringen hätten. Unter- 
stellen Sie den Fall, Gestenreich hätte nach dem Erimkriege 
ein Garnisonsrecht in einer moldauischen Festung — von der 
rusi)ischeu Grenze so weit entfernt wie Luxemburg von der 
französischen — behalten. Nehmen Sie weiter an, die kai- 
serliche Regierung hätte in Galizien eine Reihe von Maass- 
regeln ergrifi'en, durch welche sie eine so grosse Aufregung 
in Russland hervorgerufen hätte, wie Preussen in Frankreich 
durch seine Schritte seit den Nikolsburger Friedeusprälimi- 
narien. Russland fände unsere Nachbarschaft in der Moldau 
gefährlich, ein Krieg stände in Aussicht, und Sie hätten 
in Berlin im Namen Baierns und in unserem Namen eine 
AUianz anzubieten. Wenn Sie dort geltend machten, dass 
Öesterreich im Grunde doch deutsche Interessen gegen 
Russland vertrete, dass der Wiener Hof ein Bündniss mit 
Preussen zeitgemäss finde, dass er Preussens deutsche Be- 
sitzungen zu garantiren bereit sei und dass Preussen im Bunde 
mit Öesterreich wohl auch für Posen vorerst nicht viel zu 
besorgen habe, — glauben Sie, dass man in Berlin diese 
Motive genügend finden würde, um sich mit uns gegen Russ- 
land zu verbinden?'* 



AUSWÄKTIGE POLITIK. 107 

Ich wollte mich jedoch durch dieses Gleichniss keines- 

' wegs der Aufforderung entziehen, mich offen über den heute 

wirklich vorliegenden Fall auszusprechen. Vielmehr lehnte 

ich es nicht ab, in die freimüthigste Prüfung der Vorschläge 

I des Grafen Tauffkirchen einzugehen. Ich war diess schon den 

Gefühlen schuldig, welche der Gedanke an die natürliche 

i Solidarität mit Deutschland jederzeit in uns erweckt. 

„Sie versprechen sich — bemerkte ich — von der 
Allianz Oesterreichs mit Preussen die Erhaltung des gefähr- 
deten Friedens. Nehmen wir zunächst diese Rechnung als 
eine richtige an. Aber in welcher Lage würde Oesterreich, 
welches seinerseits jetzt gar nicht bedroht ist, in die neue 
Friedensepoche eintreten? Es hätte sie zu bezahlen durch 
die Feindschaft Frankreichs, die ihm doppelt gefährlich sein 
würde, weil sie zugleich in Deutschland eine so gut als un- 
bedingte Abhängigkeit von dem guten Willen Preussens im 
Gefolge hätte. Wir bezweifeln diesen guten Willen nicht, aber 
können Sie läugnen, dass die Verhältnisse manchmal stärker 
sind, als die Intentionen der leitenden Männer, und dass 
Oesterreich, um Angesichts der Einheitsbestrebungen in 
Deutschland und der noch immer möglichen Gonflicte mit 
Italien den Hass Frankreichs auf sich zu laden, soliderer 
Garantien bedürfte, als des Versprechens, dass es in seinem 
Besitze nicht — oder doch nicht zu frühe — gestört wer- 
den solle? 

Aber es sei auch nicht einmal bewiesen, fuhr ich fort, 
dass das beantragte Bündniss wirklich die Erhaltung des Frie- 
dens zu bedeuten haben würde. 

Man sei bei uns belehrt, unsere Macht und die Furcht 
vor ihr nicht zu hoch zu schätzen, und darum würde, wenig- 
stens in der -nächsten Zeit, die Aussicht auf eine Theil- 
nahme Oesterreichs am Kriege Frankreich nicht abhalten, den 
letzteren zu wagen, wenn es einmal den nöthigen Einsatz 
an materiellen und moralischen Mitteln aufwenden wolle, um 
ihn gegen Preussen und Deutschland zu unternehmen. Da- 
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gegen würde das Wort Coalition, jetzt nach Frankreich 
geworfen, weit weniger geeignet sein, die erwachten Leiden- 
schaften zu dämpfen, als sie bis zum heftigsten Ausbruche | {^| 
zu entflammen. Selbst einer neuen nordischen CoalitioD 
gegenüber fühle sich Frankreich nicht vollkommen isolirt. 
Es habe dem Königreiche Italien noch Manches, es habe der 
Revolution in den Ländern seiner G^^er noch mehr zu ver- 
sprechen, und es sei sich der wirklichen oder vermeintlichen 
Macht dieser Bundesgenossenschaft zu sehr bewusst, um nicht 
vielleicht heute oder morgen den Krieg einem den National- 
stolz verletzenden und für die Dynastie gefahrlichen Zurück- 
weichen vorzuziehen. 

Nun aber vergegenwärtige man sich endlich die ver- 
schiedenen möglichen Ausgänge eines Krieges. Sie werden 
mir zugeben, dass es kein erfreuliches Schicksal sein würde, 
gemeinsam mit Preussen zu unterliegen, und am Rheine, 
unter den Alpen, am adriatischen Meere das Gesetz des 
Siegers annehmen zu müssen. Lassen wir aber diesen Fall 
als unwahrscheinlich bei Seite, denken wir uns Frankreich 
als überwunden, — können wir es darauf ankommen lassen, 
dass man uns alsdann das Prager Friedensiustrument in die 
Hand drücke und uns für dessen erfolgreiche Vertheidigung 
danke? Ferne sei es von mir, die Erinnerungen des gemein- 
samen Sieges über Dänemark wachzurufen, aber Sie begrei- 
fen, dass wir auch für jenen günstigsten der möglichen Fälle 
unsere Sicherheiten vorher nehmen müssten." 

Graf Tauflfkirchen hat in der That sich nicht für vor- 
bereitet erklären können, auf alle diese Fragen zu antworten, 
oder die ihm vor Augen gestellten Bedenken und Einwen- 
dungen zu entkräften. Er äusserte nur sein Bedauern, nach 
meinen Worten annehmen zu müssen, dass Oesterreich die 
von ihm aus Berlin mitgebrachten Vorschläge ablehne. Auch 
Freiherr von Werther seinerseits wiederholte mir diesen Aus- 
druck. Ich warnte jedoch sehr vor demselben, und ich bat, 
nicht von einer Ablehnung preussischer Vorschläge durch 
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Oesterreich zu sprechen, da die Erläuterungen, die diess 
nöthig machen würde, nicht anders als nachtheilig wirken 
könnten, die Zukunft zu schonen sei, und es Thatsache bleibe, 
dass Oesterreich stets den Wunsch hegen werde, zu einer 
Wiederannäherung an Preussen und Deutschland die Hand 
bieten zu können. 

Ich zweifle nicht, dass was ich hier in den Hauptzügen 
kurz wiederholt habe, dem königlich preussischen Cabinete 
durch die Berichte seines Gesandten vollständig zur Kenntniss 
gelangen werde. Es wird jedoch auch zu Ihrer Aufgabe 
gehören, dafür zu sorgen, dass in der Auffassung meiner 
Aeusserungen keine Abweichung stattfinden könne. Ja es 
wird, wie ich glaube, der Aufrichtigkeit und Loyalität, die 
man stets bei uns finden wird, würdig, dem Interesse der 
Annäherung aber nicht abträglich sein, wenn ich Ew. ermäch- 
tige, dem Herrn Grafen von Bismarck den gegenwärtigen Er- 
lass vollständig vorzulesen. 

Empfangen etc. etc. 



Nachdem der bayerische Diplomat Graf TaufF- 
kirchen diese wichtige Frage mit dem Berliner Ca- 
binet erörtert hatte, reiste er nach Wien, um dem 
österreichischen Reichskanzler die Ansichten der 
bayerischen Regierung und diejenigen Preussens mit- 
zutheilen. Letztere waren so unbestimmt, dass der 
österreichische Minister deren wirkliches Ziel er- 
rathen musste, und dieses war: sich der Möglichkeit 
eines Bündnisses zwischen Oesterreich, dem Nord- 
deutschen Bunde unter Preussen, und eines ähnlichen 
Bündnisses zwischen den süddeutschen Staaten und 
Russland zu vergewissern. Baron Beust legte den 
preussischen Vorschlag mit Recht dahin aus, dass 
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Oesterreich für die „Freundschaft" Frankreichs 
die Patronage Preussens eintauschen solle. Das 
Ergebniss würde die Aufstachlung kriegerischer Lei- 
denschaften (vermuthlich auch in Italien und Frank- 
reich) durch das Wort Coalitton gewesen sein, und, 
im Fall des günstigen Ausganges eines allgemeineii 
Krieges , ein zweifelhaftes Zugeständniss • Preussens 
in Gestalt einer Widerrufung des Prager Friedens. 
Auf die Vorschlage der bayerischen Regierung 
antwortete der österreichische Minister: dass das Wort 
„Bundniss" doppelt ausgelegt werden könne. Ent- 
weder bedeute es „eine Einigung zwischen meh- 
reren Mächten zur gemeinschaftlichen Vollendung 
einer bestimmten Aufgabe'' oder es sei „die Idee 
einer Einigung von zwei oder mehr Mächten für 
eine unbestimmte Zeitdauer". Im ersteren Sinne sei 
der Begriff in vorliegendem Falle unabwendbar, denn 
es bestehe keine bestimmte gemeinsame Aufgabe, 
und im zweiten sei es für eine Grossmacht unpassend, 
sich an andere Mächte* ohne Festsetzung einer Zeit- 
dauer oder einer Absicht zu binden. Da der Süd- 
deutsche Bund, obgleich im Prager Vertrage vorge- 
schlagen, nie verwirklicht worden war, so sprach 
das österreichische Auswärtige Amt dem bayerischen 
und dem württembergischen Minister des Aeussern 
schon im November 1867 die Ansicht aus, dass 
eine solche Combination sehr empfehlenswerth sei, 
aber es vermied jede directe Beeinflussung, um keine 
moralische Verantwortung übernehmen zu müssen. 
Baron Beust verliess nie diese Stellung blos passiven 
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Beobachtens, und in seinen, unterm 4. April 1869 
an die österreichischen Gesandten zu München und 
Stuttgart erlassenen Instructionen äusserte er sich 
über den leitenden Grundgedanken seiner Politik wie 
folgt: „Es mag in unserem Interesse sein, den Be- 
stand eines Süddeutschen Bundes zu wünschen, viel- 
leicht wünschen wir ihn wirklich, aber wir wenden 
ihn nicht schaffen, noch beitragen, dass es ge- 
schieht. Wenn er zu Stande kommt, so soll man 
nicht sagen, dass er das Werk österreichischer In- 
triguen war. Wenn man aber nach meiner Ansicht 
fragt, so kann ich nur sagen, dass Bayern wohl 
daran thun wird, eine absolut zurückhaltende Stel- 
lung einzunehmen und sorglich jeden Schritt zu ver- 
meiden, welcher es dahin bringen könnte, die vom 
Prager Frieden gezogene Linie zu überschreiten." . 
Wir können nicht sagen, ob es der in dieser 
Depesche ertheilte Rath, oder die allgemeine Lage 
Europas, oder die Stimme des bayerischen Parlaments 
war, welche zu dem nachfolgenden Ergebniss führte. 
Hier genügt die Bemerkung, dass die unabhängigen 
Staaten sich von jeder üeberschreitung der im 
Prager Frieden gezogenen Linie fern hielten, mit 
Ausnahme des Eintritts in den Zollverein in seiner 
neuen Organisation. Die Wiederherstellung hoflicher, 
um nicht zu sagen freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen den Höfen von Wien und Berlin ward vom 
Baron Beust sofort als ein geeigneter Augenblick 
benutzt, um den preussischen Einfluss auf den Für- 
sten Carl von Hohenzollern anzurufen. Es galt 



112 ZWEITER THEIL. 

diesen kleinen Souverain zu ermahnen, den aus- 
schweifenden Plänen und den schmählichen relimösen 
Verfolgungen der rumänischen Regierung, sowie deren 
revolutionärer Politik unter den Rumänen in Sieben- 
bürgen und Bulgarien ein Ende zu machen. 

Am 5. Februar schrieb der Baron Beust za 
diesem Zweck die nachstehende Depesche an dßSk 
Grafen Wimpffen in Berlin: 

Freiherr von Beust an Qrafen Wimpfibn in Berlin 

Wien, den 5. Februar 186a 

Es war mir erfreulich in Ihrem Berichte vom 28. v. M. 
zu lesen, dass Graf Bismarck Ihnen den friedlichen Charakter 
der allgemeinen Situation bestätigt, und insbesondere auch die 
Ansicht geäussert hat, dass die im Orient vorhandenen Ge- 
fahren nicht von der Art seien, um den Frieden, wenn er 
in anderer Uichtung gewahrt bleibt, ernstlich zu gefährden. 
Ein Mittel, diese Ansicht noch mehr zu bekräftigen, hätte 
fttr Prcussen allerdings darin bestanden, sich in Belgrad den 
abmahnenden Vorstellungen Oesterreichs, Frankreichs und 
Englands anzuschliessen. Ueber diesen Punkt hat sich 
indessen Graf Bismarck gegen Ew. in einer Weise ausge- 
sprochen, die vielleicht weniger eine wirkliche Meinungs- 
verschiedenheit, als eine gewisse Empfindlichkeit darüber 
voraussetzen lässt, dass nicht an Preussen rechtzeitig eine 
bestimmte Aufforderung zur Betheiligung an jenen Schritten 
ergangen sei. Unser Gabinet hat diess aber jedenfalls nidit 
zu verantworten, da die Anregung zu der fraglichen War- 
nung nicht von uns, sondern von Frankreich und gleichzeitig 
auch von England ausgegangen ist, und wir nur dieser 
Initiative gefolgt sind, also nicht wohl uns für berufen halten 
konnten, andere Mächte zum Beitritt einzuladen. Ew. finden 
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vielleicht Gelegenheit, dieses Sachverhaltes Erwähnung zu 
tfaan, sobald Sie bei dem Herrn Grafen Bismarck auf den 
Gegenstand zurückkommen. 

üebrigens können Ew. dem königl. Herrn Minister- Prä- 
sidenten bei geeignetem Anlasse die Versicherung geben, 
dass, wenn man in Preussen jetzt disponirt wäre, öster- 
rdchische Ansprachen über orientalische Angelegenheiten 
günstig aufzunehmen, die k. k. Regierung diess gewiss mit 
grossem Danke anerkennen und sich jeder Annäherung auf 
diesem Felde lebhaft freuen würde. Für jetzt würde sich 
die nächste Gelegenheit, eine Uebereinstimmung zu bethä- 
tigen, wie so viele entgegenkommende Aeusserungen des^ 
Grafen Bismarck sie uns hoffen lassen, in Bukarest darbieten, 
denn unsere Berichte von dort lassen uns nicht zweifeln, 
dass nachdrückliche Admonitionen, das Friedensinteresse und 
die Buhe der Nachbarn nicht zu stören, bei der Regierung 
des Fürsten Carl ebenso gut angebracht sein würden als in 
Serbien. Es versteht sich, dass Hen* Bratiano, der die dor- 
tige Politik dirigirt, officiell den daco-rumänischen Schwindel 
verlängnet und die Aspirationen auf einen Staat aller Ru- 
mänen für ein Hirngespinst erklärt; allein es steht deshalb 
nicht minder fest, dass die Idee einer grossrumänischen Krone 
von der Regierung im Stillen begünstigt wird, dass sie eme 
Versuchung für den Fürsten bildet und dass Comit^s be- 
stehen, welche mit Gonnivenz der Regierung die Revolutio- 
nirung der rumänischen Bevölkerungen in den Nachbarreichen, 
in Siebenbürgen so gut wie in Bulgarien, betreiben. Bei dem 
Forsten Carl ist ohne allen Zweifel das Wort Preussens das 
glBwiditigste von allen, die Rathschläge des Herrn Bratiano 
wtMten nichts gegen dasselbe ausrichten und es hängt dfther 
ganz von der preussischen Regierung ab, dort eine Einwirkung 
zu üben, die uns als ein sicherer Beweis des von ihr der 
Wiederanknüpfung freundschaitlicher und vertrauensvoller Be- 
ziehungen zu Oesterreich beigelegten Werthes gelten würde. 
Ich erlaube mir nicht diess förmlich in Anregung zu bringen, 

Oesterr.-Ungar. MonMrohie. S 



114 ZWEITER THEIL. 

alMT ich überlasse es Ihrem Tacte, die Aufmerksamkeit des 
Herrn Grafen v. Bismarck f&r die Dinge, die in Bukarest 
vorgehen, in der bezeichneten Richtung in Anspruch i 
nehmen. 

Empfangen u. s. w. 



(lewichti^e Griinde sprechen dafür, dass diesem 
Hegehren gewillfahrt wurde, und dass die Vor- 
Htelhingen Preussens grossen Eindruck auf den Für- 
sten Carl machten, den sie zu dem Entschluss brach- 
ten, Bratiano, und mit diesem dessen liederliche 
und nichtswürdige Rotte, zu entlassen. Wenn die 
Annahme richtig, dass diess wirklich durch Preussens 
Int45rvention veranlasst wurde, so war diess der erst« 
versöhnliche Schritt dieser Macht gegen Oesterreich. 
Der zweite Schritt war der Besuch des Kron- 
prinzen von Preussen in Wien. Die Idee dazu ging 
vom Berliner Hofe aus, aber sie wurde vom Kaiser 
Franz Joseph herzlich willkommen geheissen, als das 
Mittel, den Frieden und die Eintracht zwischen den 
beiden rivalisirenden Mächten zu sichern. 

Während dieses Besuches in Wien muss sich 
der Kronprinz überzeugt haben , dass die Politik des 
österreichischen Ministers gegenüber Preussen eine 
versöhnliche, und nicht eine herausfordernde ist 
Wir müssen hier erwähnen, dass Baron Beust dem 
preussischen Hofe höflich in Erinnerung gebracht 
hatte, dass der Artikel V des Prager Friedensvertra- 
ges nicht von Oesterreich ausgegangen war; die be- 
zügliche Depesche lautet: 
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' rreilierr von Beust an Grafen Wimpfibn in Berlin. 

Wien, den 28. März 1867. 

Es ist Ew. nicht unbekannt geblieben, dass die Bestim- 
mung wegen Wiederabtretung der nördlichen Districte Schles- 
wigs an Dänemark nicht auf Veranlassung der kaiserlich 

, Österreichischen Regierung in das Prager Friedensinstrument 
aufgenommen worden ist. Diese Bestimmung existirt indessen, 

^ und sie lässt uns gewissermaassen als Sachwalter für ein 

I Interesse erscheinen, zu dessen Vertretung wir ohne dieselbe 

! uns nicht den Beruf zuschreiben würden. 

Das königlich preussische Cabinet wird uns sicher darin 
Gerechtigkeit leisten, dass wir uns in Bezug auf diesen 
Gegenstand seither die vollständigste Zurückhaltung auferlegt 
haben. Wenn die königliche Regierung gewünscht hat, Zeit 

und Gelegenheit für die Ausführung der erwähnten Stipula- 
tion wählen zu können, so ist sie von uns durchaus nicht 
beengt worden, wiewohl uns von anderer Seite her be- 
greiflicher Weise schon mancher Ausdruck des Bedauerns 
über die stattfindende Zögerung nahe getreten ist. Neuerlich 
hat nun aber Herr Graf von Bismarck in einer Sitzung des 
norddeutschen Reichstages ausdrücklich hervorgehoben, dass 
Oesterreich allein legitimirt sei , die Erfüllung des Artikels V 
des Prager Vertrages zu verlangen. Wir glauben annehmen 
za dürfen, dass diese öffentliche Erklärung nicht nur die 
Interpellation der beiden nordschleswig'schen Abgeordneten 
zurückweisen sollte, sondern auch mit der Intention verbunden 
war, es nicht zu einer Einmischung dritter Mächte in dieser 
Angelegenheit kommen zu lassen. 

Bei längerem Ofifenhalten der Frage könnte jedoch dieser 
Zweck , dem wir uns vollkommen anschliessen , leicht verfehlt 
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werden, und wir erachten uns daher für verpflichtet, £?. 
zu beauftragen, den in Rede stehenden Punkt des Friedeos- 
vertrages in diesem Sinne bei dem könig^cben Herrn Mi- 
nister - Pr&sklenten vertraulich in Anregung zu bringen. Eines 
förmlicheren Schrittes, als einer solchen vertraulichen Er- 
wähnung, bedarf es nach unserem Ermessen nicht, da nach 
dem Wortlaut des mehrgedachten Friedenaartikels die Ab- 
stimmung in Nordschleswig nicht von einem diesfalls yod 
Gestenreich speciell zu stellenden Verlangen abhängig ge- 
macht ist. 

Sollte übrigens eine schriftliche Mittheilung der vor- 
stehenden Bemerkungen gewfluscht werden, so dflrften Ew. 
sich fflr ermächtigt halten, dem Herrn Grafen von Bismard 
eine Abschrift des gegenwärtigen Erlasses vertraulich in 
Händen zu lassen. 

Empfangen etc. etc. 

Das erste Mal dass Baron Beust daa Obige ver- 
traulich erwähnte, war, nachdem Graf Bisniarck im 
norddeutschen Parlament erklärt hatt«, dass Oester- 
reich allein das Recht hätte, die Erfüllung des fünften 
Artikels des Prager Friedens zu fordern. Das zweite 
Mal geschah es nach Mittheilung der Depesche 
des dänischen Gesandten, welcher über die frucht- 
losen Unterhandlungen seines Hofes bezüglich des 
obigen Artikels berichtete. Selbst dann wiederholte 
Baron Beust in der nachstehenden Depesche an den 
Grafen Wimpffen, dass er nur die Angelegenheit 
berührt, um zu verhindern, dass der Friede durch 
das Fortbestehen einer bestrittenen Frage gestört 
werde. Oesterreich läge es fern, zu Gunsten einer 
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dritten Macht auf den Kampfplatz zu treten; es 
v^ünsche im Gegen theil, es dieser selbst unmöglich 
zu machen auf demselben zu erscheinen, indem es 
die Schwierigkeit zu beseitigen suche. 



Preiherr von Beust an Graf Wimpffen in Berlin. 

Wien, den 1. April 1868. 

Der königlich dänische Gesandte, Herr von Falbe, hat 
mir eine Depesche mitgetheilt, welche von dem Verlaufe der 
wegen Ausführung des Artikels V des Prager Friedensvertrages 
zwischen Herrn von Quaade und dem königlich preussischen 
Legationsrathe Bucher gepflogenen Unterhandlungen Rechen- 
schaft giebt. Das Kopenhagener Cabinet hat in dieser De- 
pesche, von . welcher Ew. Excellenz im Anschluss eine 
Abschrift finden, nur die seitherige Erfolglosigkeit dieses 
abermaligen Versuchs einer Verständigung über die nord- 
schleswigsche Angelegenheit constatiren können. 

Diese Mittheilung kam bald xiachher in einer Unterredung, 
welche ich mit dem Freiherm von Werther hatte, zur Sprache 
und ich halte für nützlich, Ew. Excellenz mitzutheilen , in 
welchem Sinne ich mich auch bei diesem neuen Anlasse über 
die nordschleswigsche offene Frage ausgesprochen habe. 

Ich habe wiederholt hervorgehoben, dass wh* ungeachtet 
der Einschaltung des preussischen Gessionsversprechens in 
den Prager Vertrag kein Verlangen tragen, uns in diese 
Angelegenheit einzumischen. Als Graf Bismarck im nord- 
deutschen Reichstage unsere ausschliessliche Legitimation 
zur Betreibung dieser Sache betonte, nahmen wir hiervon 
Anlass, das Wort zu ergreifen, doch geschah diess, wie Ew. 
Excellenz sich erinnern, durchaus ohne die Absicht, auf die 
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Entschliessuugen der königL preussischen Regierung eine 
Pression auszuüben. Wir begnOgten uns, darauf hinzuweis^t 
dass es gewiss dem Zwecke der Sicherung des Friedens ent- 
spreche , rechtzeitig für den Abschluss streitiger Fragen zq 
sorgen und unläugbar begründeten Ansprüchen zu genügen. 
Weiter wollten wir nicht gehen, und am wenigsten, wozu uns 
auch in der That kein Anlass geboten war, für irgend eine 
dritte Macht eintreten, oder einer solchen irgend eine Hand- 
habe zur Betheiligung an den ferneren Wendungen der Frage 
darbieten. Dieser Standpunkt ist auch noch heute der unsrige, 
und Baron Werther wird ohne Zweifel nach Berlin beridit^ 
haben, dass ich weit entfernt gewesen bin, der konigL 
preussischen Regierung mit bestimmten Rathschlägen nahen 
zu wollen, dass ich vielmehr meine Ansicht nur ausgesprochen 
habe, weil eben eine Aufforderung dazu vorlag, und ich 
keinen Grund hatte, die diesseitige Auffassung zu ver- 
schweigen. 

Diess vorausgeschickt, musste ich nun allerdings meinem 
Mitredner bekennen, dass mir die Zögerungen des Berliner 
Cabinetes, eine Verbindlichkeit zu erfüllen, die man denn 
doch im Grundsatze zu bestreiten nicht vermöge, dem aU- 
gemeinen Interesse an Sicherstellung des Friedens nicht 
eben förderlich zu sein scheinen. Ich bemerkte, dass ich 
mir auf dem preussischen Standpunkte die Ausführung des 
Prager Artikels auf zweierlei Weise vorstellen könne. Ent- 
weder könne man sich strenge nach dem Wortlaut des 
Artikels an den durch freie Abstimmung zu constatirenden 
Wunsch der Bevölkerungen halten, und an Dänemark alle 
diejenigen Districte abtreten, in welchen die Mehrheit der 
Stimmen die Vereinigung mit Dänemark verlangen würde. 
In diesem Falle sei es mir allerdings erklärlich, wenn 
Preussen für die alsdann ziemlich zahlreichen deutschen Mi- 
noritäten in diesen Bezirken specielle Garantien, und sogar 
ein ausgebildetes Protectionsrecht des Königs von Preussen 
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b verlange. Denn in dieser Unterstellung bedürfe man vielleicht 
A solche exceptioneller Bürgschaften, um den Zündstoff, der 
ih in den Beschwerden deutscher Unterthanen der dänischen 
! B^erung lag, nicht von neuem anzufachen, und dadurch die 
O^ahr deutsch - dänischer Streitigkeiten zu verewigen. 

Anders aber erscheine mir der zweite Fall, derjenige 
nämlich, wenn Preussen die Abgrenzung nicht ausschliesslich 
nadi den beiden Nationalitäten vorgenommen wissen wolle, 
sondern aus Gründen, denen ich ihr Gewicht nicht absprechen 
wolle, auch die Berücksichtigung anderer politischer und 
namentlich strategischer Momente verlange. In dieser zweiten 
^ternative handle es sich nur um einen kleineren Land- 
strich von jedenfalls entschieden vorherrschender dänischer 
Nationalität, und ich müsste gestehen, dass ich in diesem 
Falle den preussischen Staatsmännern anempfehlen möchte, 
nicht nur die ganze Garantiefrage ohne Weiteres fallen zu 
lassen , sondern sich von der dänischen Regierung selbst die 
Begünstigung der Auswanderung der wenigen Deutschen aus- 
zubedingen, damit der Bezirk so vollständig als möglich ein 
rein dänischer, nicht ein erst zu danisirender sei, und auf 
solche Art künftigen Misshelligkeiten durchgreifend vorge- 
beugt werde, wie denn auch schon der Artikel XIX des 
¥^ener Vertrags die gegenseitige volle Auswänderungsfreiheit 
festgestellt habe. 

Ich beschränke mich übrigens darauf, es ganz Ihrem 
umsichtigen Ermessen anheimzugeben, ob und welchen Ge- 
brauch Sie von dem gegenwärtigen Erlasse machen wollen, 
oder ob Sie es für hinreichend halten, dass man in Berlin 
meine Auffassung bereits durch die Berichte des Freiherrn 
V. Werther kennen muss. 

Empfangen etc. 
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Von allen zarten und verwickelten diploma- 
tischen Fragen welche Baron Beust zu lösen berufen, 
waren zweifellos die schwierigsten die Verhandlungen 
mit Rom. Der Reichsrath hatte eine AbänderuDg 
gewisser Gesetze beschlossen und der Kaiser hatte 
diese sanctionirt; aber diese Abänderung stand in 
unmittelbarem Widerspruch mit dem Inhalte des am 
18. August 1855 zwischen Oesterreich. und dem Papst 
abgeschlossenen Concordates. 

Die öffentliche Meinung gab — gleichviel ol 
mit Recht oder Unrecht — alles Unglück, welch« 
Oesterreich seit zwanzig Jahren widerfahren, den 
militärischen Regiment und hauptsachlich der cleri 
calen Unterdrückung schuld. Diese letztere hatti 
die Nothwendigkeit einer dualistischen Regierunj 
herbeifuhren helfen, indem die Westhälfte de 
Reiches wenigstens einigerraaassen in den Genuss de 
religiösen Freiheit kommen wollte, welche die Ost 
hälfte sich bewahrt hatte. Ungarn hatte niemals da 
Concordat angenommen, und sich durch einige alt 
Gesetze, welche nie widerrufen worden waren, davo 
geschützt. Seltsamerweise wurde es in seinem Wider 
stände gegen den so bedeutsamen bürgerlichen unc 
kirchlichen Vertrag thatsächlich durch die kirchliche! 
Würdenträger selbst unterstützt. Diese wussten, das 
durch die Annahme des Vertrages, welcher die Kirchi 
in Oesterreich centralisirte und unter den Cardinal 
Erzbischof von Wien stellte, ihre eigene Rangstellun; 
verringert worden wäre. Der Kaiser, seine Minister un( 
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Z)eide gesetzgebenden Körperschaften fühlten ihrer- 
seits, dass der Augenblick gekommen sei, wo grössere 
religiöse Freiheit gewährt werden und die „Staats- 
gfrundrechte vom 21. December 1867" zum Ge- 
setz erhoben werden mussten. 

Die illiberale und unduldsame Adresse der Bi- 
schöfe hatte das Volk sehr erregt, und Baron Beust 
gAh dem Kaiser den sehr weisen Rath, Concessionen 
zu machen während es noch Zeit sei, denn er sah 
voraus, dass die rasche Gewährung gerechter For- 
||erungeh verhindern werde, dass der Berücksichti- 
gung der gesetzgebenden Gewalten andere, und zwar 
solche aufgezwungen wurden, welche nothwendig zu 
einem Bruch zwischen dem Papstthum und dem 
österreichischen Hofe fuhren mussten. Diese Forde- 
rungen waren nämlich: die Aufhebung des Concor- 
dats und die Verwendung eines grossen Theils der 
reichen Kirchengüter Oesterreichs für die unmittel- 
baren Bedürfhisse des Landes. Indess wurden die 
Concessionen gemacht und gingen siegreich durch 
beide Häuser; die Freude des Volkes über dieses 
Ergebniss offenbarte sich in einer allgemeinen Illu- 
mination der Hauptstadt. Diese bewilligten Refor- 
men l^estaiiden zunächst in einer Abänderung der 
,,Schulgeset25e". Früher waren alle Volksschulen in 
Oesterreich in den Händen und unter der unmittel- 
baren Oberaufsicht der Geistlichkeit, und diess hatte 
zum Resultat, dass Eltern welche nicht den Grund- 
sätzen der römischen Kirche anhingen, dadurch ver- 
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anlasst wurden, ilire Kinder nicht zur Schule zu 
schicken. Dieses Gesetz wurde aufgehoben und die 
Schulen in Laienhand gelegt; nur der Reli^ons- 
Unterricht, bei dem der Zwang beseitigt wurde, blieb 
dem Clerus vorbehalten. Zwischen dieser Regelung 
des confessionslosen Unterrichts und den nach- 
stehenden Bestimmungen der von dem „Volksunter- 
richts -Vereine" (National school leagiie) gemachten 
englischen Unterrichts -Gesetz -Vorlage besteht eine 
sehr auffallende Aehnlichkeit, und wir hoffen zuve^ 
sichtlich, dass jene Bestimmungen in den Gesetzent- 
wurf der englischen Regierung aufgenommen werden, 
welcher gegenwärtig dem Parlament unterbreitet ist. 
Es heisst in der Vorlage: 

Art. 3: Volksschulen. 

. . . Kein Glaubensbekenntniss, kein Kate- 
•hisiims oder (ilaubenssätze irgend einer Art sollen 
in einer Volksschule gelehrt werden , aber die Schul- 
behörde soll das Recht haben, die Benutzung der 
Sehulzinnner ausserhalb der Schulstunden für Re- 
ligions- Unterricht unter der Bedingung gestatten 
zu können, dass keine unberechtigte Bevorzugung 
der einen Secte zum Nachtheil der andern ausgeübt 
werde. " 

Art. 5: Bezüglich bestehender Schulen. 

„ . . . . Solche, unter der Regierungsoberauf- 
sicht stehende bereits vorhandene Schulen, bei 
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welchen der Besuch unentgeltlich, sollen den Reli- 
gionsunterricht zu besonderen Zeiten , unmittelbar 
vor oder nach den Unterrichtsstunden, ertheilen und 
soll bei dem Besuch desselben keinerlei Zwang statt- 
finden. " 

Die fanatischen Schwätzer in den religiösen Ver- 
sammlungen von Exeter Hall haben Jahre lang mit 
schwüli^iger Beredsamkeit die Unduldsamkeit des 
kathoUschen Oesterreich verurtheilt. Könnte nicht — 
sollte nicht das protestantische England sich in dieser 
wichtigen Frage Oesterreich jetzt zum Vorbild neh- 
men? Ist es mit dem ersten Grundsatz der christ- 
lichen und jeder andern Art von Religion — „Liebe 
Deinen Nächsten wie Dich selbst" — vereinbar, 
wenn man den Segen des Unterrichts dem Volke 
vorenthält, indem man denselben mit einer unüber- 
steiglichen Schranke von Scheinheiligkeit und Unduld- 
samkeit umgiebt? 

Die politisdie , sociale und sittliche Entwickelung 
eines Landes hängt von dem Unterricht des Volkes 
ab. Nun liegen aber statistische Belege vor, welche 
beweisen , dass in England der Volksunterricht weit 
hinter dem continentaler Völker zurücksteht. Engli- 
sche Staatsmäimer, welche sich selbst für freisinnig 
halten, würden sich diese Bezeichnung verdienen, 
wenn sie dem Volke verschaflFteh, was man ihm 
schuldet — eine confessionslose Volksschale. Unsere 
Leser wollen in dem tiefen Interesse welches wir 
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für diese Fragen hegen, eine Entschuldigung für 
diese Abschweifung finden. 

Die zweite Concession bestand in der Gesetzlich- 
GiTitobMi. keit der Civilehen, die vor dem Bürgermeister oder be- 
sonders bestellten Civilbehörden abgeschlossen werden 
können. Diese Veränderung der Gesetze ist bisjetzt 
nur auf Ehen zwischen Mitgliedern verschiedener 
Glaubensbekenntnisse bezogen, oder auf Fälle in 
denen die Kirche besondere Schwierigkeiten macht 
denn die Regierung musste — gegenüber dem noch 
immer zu Recht bestehenden Concordat — mit der 
grössten Mässigung und Umsicht bei den vorgeschla- 
genen Maass regeln verfahren. Man muss bedenken 
dass Rom Alles nur vom römischen Standpunkte am 
ansieht, und zu vergessen geneigt ist, dass die Tag( 
vorüber, wo die Nationen blind an seine Unfehlbar- 
keit sowohl in weltlichen als in geistlichen Dinger 
glaubten. Nur dann können jene Nationen welch( 
die Autorität des römischen Stuhles anerkennen, darir 
beharren, wenn dieser sich bereit finden lässt 
dem Fortschritt der Bildung und der raschen Ent- 
wickelung der Civilisation grosse Concessionen zu 
machen. Das ökumenische Concil erörtert in diesen 
Augenblick die Frage über Centralisation oder Fö- 
deralisation der katholischen Kirche, und die Mei- 
imngen darüber sind sehr getheilt. Manche dei 
höchsten Würdenträger der Kirche, wie der Cardi- 
nal Fürst Schwarzenberg und der Erzbischof Dupan- 
loup, sind für das letztere System, während die spa- 
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nischeii Bischöfe das erstere vertheidigen. Man wird 
vielleicht vermuthen , dass Baron Beust bei der Lei- 
tung der so zarten Verhandlungen mit der Kirche, 
als Protestant besondere Schwierigkeiten zu besiegen 
gehabt; diess war jedoch nicht der Fall. Es ist* eine 
eigenthümliche Thatsache, dass Rom immer lieber 
mit einem Protestanten als mit einem fi'eisinnigen 
Katholiken unterhandelt hat. Trotz dieses kleinen 
Vortheils - war die Aufgabe eine schwierige. Der 
Baron Beust hatte nicht blos die Schlacht gegen 
Bom zu gewinnen, sondern er musste auch mit 
grösster Vorsicht vermeiden, die ultramontane Partei 
zu verletzen und dadurch eine reactionäre Opposi- 
tion in Oesterreich hervorzurufen, welche schwer 
wieder zu vernichten sein würde. Aller Scharfsinn 
und alle Logik der vom Baron Beust an die or- 
dentlichen und ausserordentlichen Bevollmächtigten 
Oesterreichs in Rom (Hübner, Crivelli, Meysenbug, 
Trauttmansdorflf ) gerichteten Depeschen erwiesen sich 
als wirkungslos. Rom hat sich selbst für unfehlbar 
erklärt. Es hat ebenso wohl gegen den westphäli- 
schen Frieden 1648 protestirt wie gegen den Wiener 
Congress 1815, und in der That hat es nie nachge- 
geben, soweit es sich um Grundsätze handelt. Baron 
Beust hat sich vielleicht des Rathes erinnert, welchen 
einst der erste Napoleon gegeben: „dass man den 
Papst immer behandeln müsse, als wenn man eine 
Armee von 100000 Mann hinter sich habe". Aber 
unter den bestehenden Verhältnissen konnte diess 
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nicht gewagt werden. Baron Beust versuchte ver- 
geblich, vom Papst die Einwilligung zur Aufhebung 
des Concordats zu erhalten , gegen das Versprechen, 
sobald als möglich einen auf die neuen constitutio- 
nellen Institutionen des Reiches gegründeten Vertrag 
mit Rom abzuschliessen. Am 16. December 1861 
schrieb er an den österreichischen Gesandten, Graf 
Crivelli, wie folgt: 



Le Baion de Beust au dornte GriTelli k £ome. 

Vienne, le 16 d^cembre 1867. 

Avant de Voas rendre au nouveau poste oü la confiance 
de rEmpereor, notre Auguste Maltre, Vous appelle, Voas 
avez pu recueillir de la bouche de Sa Migest^ Elle-mSme 
les informations les plus n^ssaires pour r^er Votre atti- 
tude et Votre langage. Vous avez ainsi ^t^ d^jä ^lair^ 
sur les intentions du Gouvernement Imperial et Royal, sur 
le but quMl entend poursuivre k Rome, et ces instructions 
ont 616 complöt^es par les entretiens que Votre Excellence 
a eus avec nioi. 

Je me propose donc seulement aujourd'hui de r^sumer 
ces indications qui doivent guider Votre conduite dans les 
d^buts de la mission dont Votre Excellence est charg^e. 

En arrivant ä Rome et dfes Vos premi^res entrevues 
avec le Saint-P^re, aussi bien qu'avec le Cardinal Anto- 
nelli, Vous aurez, M. le Comte, ä Vous rendre Tinterprete 
fidele des sentiments de profond d^vouement et d'inaltdrable 
attacbement que TEmpereur, notre Auguste Maltre, pro- 
fesse pour la religion catholique et son chef venire. Votre 
Excellence voudra bien renouveler en termes chaleureux les 
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assurances de Sympathie dont le Gouvernement Imperial et 
Royal a d^jä fait parvenir Texpression ä Rome ä Foccasion 
des dernieres ^preuves que le Saint-P^re a eu ä subir. Votre 
Gxcellence pourra ajouter que cette Sympathie ne s'est pas 
born^ ä des voeux steriles. En effet, TEmpereur, notre 
Auguste Mattre, a profite de son s^jour ä Paris , ä T^poque 
du plus fort de la crise des affaires de Rome, pour donner 
un forme appui k la cause du Saint-Si^ge. Cette circ<Hi- 
stance n'a pas manqu^ d'exercer une certaine influence sur les 
d^terminations de FEmpereur Napoleon qui savait que le 
coneours moral de TAutriche lui etait entierement acquis dans 
les mesures qu'il prenait pour secourir Rome contre les at- 
taques de ses ennemis. 

Lorsque la question de la Conference a ^t^ mise sur 
le tapis, les int^rSts du Saint-Si^ge n'ont pas ^t^ perdus 
de Yue par le Gouvernement Imperial et Royal. L'attitude 
que nous avons pQse alors et notre accord avec le gouver* 
nement fran^ais ont certainement contribu^ ä mieux disposer 
ce dernier en faveur du maintien du pouvoir temporeL 
Nous croyons donc avoir donn^ dans ces circonstances cri- 
tiques quelques t^moignages positifs de notre desir d'aider 
et de soutenir le gouvemement pontifical. Votre Excellence 
voudra bien faire valoir ces considärations auprte de la Cour 
de Rome qui n'en sentira, je Fesp^re, que plus vivement 
Furgence de ne pas repousser les demandes que nous ve- 
nons lui präsenter par Votre organe. 

En abordant ce terrain däicat, Votre Excellence voudra 
bien s'appliquer avant tout ä combattre les d^fiances et les 
pr^jug^s qu'on pourrait nourrir ä Figard des institutions libe- 
rales qui se d6veloppent en Autriche. On nous repr^sente 
dans un certain milieu comme entratn^s, presque malgrö 
nous, sur une pente rapide et fatale qui doit conduire F Au- 
triche au precipice. 

Si on se pla^ait ä ce point de vue, on croirait nous 
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rendre service en inettant des obstades sous nos pas et en 
nous emptehant de courir ä notre propre perte. Ce serait & 
une enreur d'appr^iation ^aletnent pemiciense pour nos in- 
t^rßts comme pour ceax de TEglise. II Importe, qa'aYast 
d'examiner nos demandes, on ne s'abuse pas ä Borne sor 
notre väritable Situation. Votre premiire tiche doit dorn 
6tre, M. le Conite, de bien ^lairer le 6aint-Si^ sur T^tal 
Interieur de rAutriche, ainsi que sur les causes et la natarc 
de la transformation qui s'opfere dans FEmpire. Si notn 
Position est jug^e par le Saint-P&re teile qu'elle se präsent« 
en r^alit^, il nie paralt diffidle que Sa Saintet^ ne sente pai 
Elle-m6me la n^cessit^ de modifier les bases sur lesquelle 
sont ^tablis jasqu'ä präsent en Autriche les rapports di 
TEglise et de TEtat 

Nous tenous ä le constater; ce n'est point pour eher 
eher une vaine popularit^, ce n'est point pour trouver m 
appui passager dans les tendances ou les passions du joiu 
que nous nous sonimes d^d^s ä la dänarche que nous entre 
prenons ii Ronic. Afin de mieux le prouver, je remontera 
plus haut et je dirai que la voie liberale dans laquelle es 
entr^ le Gouvernement Imperial n'est elle-m6me aucunemenl 
comnie bcaucoup de geus se plaisent ä le penser, un expe 
dient du moinent, ou une concession faite a Tesprit de parti 
mais bien le fruit d'une müre d^termination et la cons^ 
quence in^vitable de rorganisation actuelle de FEmpin 
d'Autriche. 

Du moment oü TEmpereur, notre Auguste Mattre, t 
voulu mettre fin au d^mßl^ qui subsistait depuis tant d'an 
nöes avec la Hongrie et paralysait d'une maniöre si döplo 
rable les forces de la Monarchie entiöre, la voie que le Gou 
vemement devait suivre ^tait toute trac^e et ne pouvait va 
rier. La Constitution hongroise devait 6tre remise en pleini 
vigueur et la partie Orientale de l'Empire rentrait par 1( 
fait ]u6me en jouissance de droits et de libertds considärableü 
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des mÄmes droits et ces mfimes libert^s ne pouvaient, h 
partir de cet instant, 6tre refus^s ä la partie occidentale de 
l*Empire et une parfaite parit^ devait 6tre ^tab)ie entre 
tous les Sujets du Souverain. L'^vidence de ce fait ne sau- 
rait £tre, il me semble, contest^e et teile est, en peu de 
mots, Texplication aussi simple que daire de la conduite 
tenue par le Gouvernement Imperial et Royal. 

La r^conciliation avec la Hongrie impliquait nöcessai- 

rement le r^tablissement et le d^veloppement du regime con- 

flütutionnel sur la base des institutions liberales en de^a de 

. la Leitha. II serait trop long d'entrer dans Thistorique des 

r Caits qui ont donn^, dans la Chambre actuelle des d^put^s, 

. üne pr^pond^rance relative aux partis avanc^s. Mais il n'est 

pas inutile de relever que Topposition trte-imprudente du 

.parti f^odal en Boheme et en Moravie, soutenue en partie 

.par les ^l^ments cl^ricaux, et qui m^connaissait les sages 

Jntentions de nptre Auguste Mattre, fut la cause prindpale 

d'une constellation qui occasionna la d^aite de ce parti 

dans les ^lections aux» diötes et finalemcnt son abstention 

i^egrettable dans les discussions du Reichsrath. Ce n'est 

• • • * • * 

pas la faute du Gouvernement, si la question du Concordat 
Et ^t^ abordne, dans de pareilles coajonctures. Certes, nous 
Pommes les premiers ä reconnajtre toiit ce qu'il y a d'exa- 
S^ratiou dans Tagitation actuelle de^ esprits. Mais il ne 
Taut pas non plus se dissimuler le cdt^ s^rieux de la question 
cjui consiste dans le conflit entre certaines exigences de la 
Legislation et les dispositioiis du concordat. Tel est le Pro- 
bleme en face duqucl nous nous trouvons plac^s. Nous 
venons loyalement exposer au Saintp^re notre embairas et 
Kious croyons faire acte de d^f^rence et de bonne fei en ex-, 
primant le d^sir de trouver d'accord avec Sa Saintet^ le moyen 
de sortir de cette.difficult^. 

Le GouvememeDt Imperial a fait son possible pour cob- 
cilier les exigences diverses. II s'est efforc^ d'abord de calmer 
les esprits et d'^viter qu'une lutte ouverte ne s'engageät entre 

Oeilerr.*Ung. Monarchie. 9 
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les Privileges accordte ä FEglise par le Concordat et te 
besoins de la l^slation nouveUe. Je puis m'en r^förer ä cet 
egard aux premieres d&;larations que le Gouvernement a 
faites aux Chambres dans cette question. II y a mamteno, 
avec une fermet^ qui lui a valu de nombreuses attaques, k 
droit du Saint-Si^e d'Mre consult^ dans les modifications 
qu*on voulait apporter ä certaines lois. Malheureusement, 1< 
zMe pieux des Pr^lats d'une partie de TEmpire les a entrainei 
ä m^onnaitre la gravit^ de la Situation et ä tenter un( 
d^marche assur^ment inopportune. L'adresse des Ev^uei 
a ^veilie toutes les passions hostiles ä TEglise et a fourn 
ä ses adversaires un pr^texte plausible pour insister sur b 
n^essite de faire cesser promptement la contradiction qa 
existe entre les institutions nouvelles tle TAutriche et le 
stipulations du Concordat 

Le Gouvernement a encore räsist^ au courant qui gros 
sissait, et il a obtenu, non saus peine, que les lois relative 
au manage et ä T^ducation fussent s^par^es de Celles qa 
riiglent la Constitution de TEmpire. La Cour de Rome recon 
naltra, je Tespfere, que nous avons donn^ la une nouvelli 
preuve de nos sentiments de respect pour la maintien de se 
droits. 

Cependant, si nous sommes parvenus ainsi k ^loigner ui 
peu la d^cision et ä parer ä un conflit imminent, nous n'avoni 
point ^carte la difficult^ ni r^solu la question. 

La contradiction que nous avons signaläe entre nos 
institutions et le Concordat subsiste dans toute son ^tendui 
et demande imp^rieusement un remede efficace. Les esprits 
les plus mod^r^s partagent ä cet ^ard les convictions qu( 
je viens d'exprimer et r^clament qu'on motte fin ä un ^ta 
de choses dont la dur^ serait dangereuse. La majorit^ d( 
la Chambre haute, qu'on ne saurait accuser de parti prii 
hostile^ l'Eglise catholique, ne diflffere pas sensiblemen 
d'opinion avec la Chambre des Repr^sentants. Les lois qu( 
celle-ci a adoptäes, seront sans doute 6galement, bien qu'avet 
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de notables modifications, votäes par la Chanibre des Seigneurs, 
et le Gouvernement Imperial et Royal se verra plac^ dans 
la penible alternative, soit de proposer ä TEmpereur la sanction 
de lois contraires aux stipulations du Concordat, soit de 
provoquer un conflit constitutionnel des plus dangereux en 
conseillant ä Sa Majeste de refuser cette sanction. 

C'est en pr6voyant cette position fatale aux int^rfets de 

TEglise Catholique en Autriche, comme ä ceux de TEtat, que 

i nous venons demander au Pape de nous aider k conjurer ce 

i p^ril par une rösolution toute spontan^e qui sauvegarde sa 

i dignite et celle de TEmpereur. Nous faisons appel ä son 

t esprit de justice et ä son affection patemelle, en le priant 

I de consentir ä ce que le Concordat de 1855 soit d'un com- 

( mun accord abrog^ et remplace par un nouveau trait^ con- 

forme ä la Situation. Si le Saint-Pere y acquies^ait, des 

r nägociations seraient aussitöt ouvertes pour la conclusion de 

cet Acte. 

Tel est aujourd'hui, M. le Comte, le but de Votre mission. 
Teile est la demande que Yous avez ä präsenter au Saint- 
Pfere au nom de TEmpereur. G'est ä cela que se boment 
pour le moment Vos instructions, et je nie r&erve de Vous 
donner de nouvelles directions selon l'accueil que Vos d6- 
Knarches rencontreront ä Rome. Je compte d'ailleurs adjoindre 
It Yotre Excellence un n^gociateur special charg^ d'^lucider 
les questions de droit sur lesquelles la Cour de Rome äprou- 
^erait le d^sir d'obtenir des informations plus d^taill^s. 

Ce que je recommande surtout aux soins de Yotre Ex- 
cellence, c'est de präsenter sous son vrai jour le cöt^ politique 
de la question; d'en faire ressortir Timmense importance pour 
la r^organisation definitive et la consolidation de TEmpire 
d'Autriche; enfin d'appuyer sur les consid^rations que j'ai 
d^velopp^es plus haut et de combattre les id^es erron^es qu'on 
peut avoir con^ues ä Rome sur notre attitude. 

Nous ne c^dons pas, je le r^pete, ä des tendances anti- 
religieuses, que nous sommes les premiers ä d^plorer. Nous 

9* 
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constatons seulement la n^cessit^ de mettre les rapports de 
FEglise et de TEtat en harmonie avec les insiitutions nouvelles 
doDt rAutriche est dot^e, et nous soutenons que r^tablissement 
de ces institutions ^tait la cons^quence inevitable, non de 
rav^nement au pouvoir d'un parti, ou d'un homme, mais du 
retour au r(§gime constitutionnel en Hongrie. II ^ a encore 
un argoment qui vient ä Tappui de cette maniäre de voir et 
qui plaide en faveur de Tabrogation du Concordat actuel et 
de la n^cessit^ de la remplacer par un nouvel arrangement. 
Les stipulations de cet Acte sont d^jä lägalement inappliquables 
en Hongrie, depuis que ce Royaume est rentr^ en possession 
de ses Prärogatives constitutionnelles. ü 6n r^sulte que, dans 
cette partie de la Monarchie, le Concordat n'est pas consid^re 
comme ^tant en vigueur. Comment sendt-U done possible 
de n^aintenir en vigueur dans unc moiti^- de TEmpire un 
trait^ passä ä T^tat de lettre morte dans Tautre moiti^? N'y 
a-t-il pas dans le simple änonc^ de ce fait une cpntradiction 
flagrante, incompatible avec un ^tat de choses r^lier? II 
nie semble difficile que la Cour de Rome n^arrive pas ä la 
m^me conclusion que nous, si eile examine mürement la 
Situation. 

Elle reconnattra, j'aime ä le croire, combien il serait 
pr^färable dans son int^rSt, aussi bien que dans le nötre, de 
ne pas provoquer un conflit et de sauvegarder tous les prin- 
cipes d'ordre et d'autorit^ en acceptant notre proposition. 

J'espfere que Votre Excellence r^ussira ä faire entrer cette 
conviction dans Tesprit du Saint-Pfere et de ses conseillers. 

Recevez, etc. 



Sr. Heiligkeit antwortete darauf, dass er wohl 
in eine Revision des Concordats, aber nie in eine 
Aufhebung willigen könne, und dass er öffentlich, 
vor der ganzen katholischen Welt gegen jede Ver- 
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letzung protestiren werde, welche dasselbe durch die 
vorgeschlagenen neuen Gesetze Oesterreichs zu er- 
fahren habe. Die nachstehende Depesche enthält den 
bezüglichen Bericht des Grafen Crivelli über diese 
Angelegenheit: 



Le Gomte Grivelli au Saron de Seust. 

Extrait. Rome, le 3 janvier 1868. 

Le 31 d^cembre j'ai eu rhonneur de remettre mes lettres 
de creance au Saint-Pere qui ra'a regu avec Sa bont6 pro- 
verbiale. Sa Saintet^ a daigne S'entretenir tr^s-longtemps 
avec moi, me parlant de la politique g^n^rale et particuliere- 
ment de la Situation Interieure de rAutriche et de la personne 
de I'Empereur, notre Auguste Souverain, pour Lequel Elle a 
t^moigne le plus sincfere et le plus vif int6r6t. Arrivant ä 
la question du Concordat, le Saint-Pere observa que, depuis 
que Tagitation contre le Concordat a commenc^, Tattitude du 
Gouvernement Imperial a ^t^ ^quivoque, laissant faire d'un 
cöte, cncourageant de l'aütre par son silence, se taisant ägale- 
ment sur les modifications qu^on r^clame pourtant en these 
generale comme necessaires, sans que depuis plusieurs mois 
on alt fait la moindre dämarche pour entrer dans Texamen 
des d^tails. „Je suis tout dispos^ ä r^viser et modifier le 
Concordat selon les exigences de la Situation, ä Tarnender 
Selon les experiences faites'S a continu^ le Saint-Pere, „mais 
je ne pourrai jamais consentir, je ne consentirai jamais ä 
Tabroger; si on l'annulle par des lois neuvelles, en face de 
la catholicite enti^re, je protesterai hautement contre la 
violation d'un engagement solennel." 

J'ai vu plusieurs fois le Cardinal Antonelli, le Sous- 
Secretaire d'Etat, Msgr. Berardi et Msgr. Franchi; tous m'ont 
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parl6 dans le mßme sens. Je crois qu'on est blesse de 
Tattitude du Gouvernement Imperial et Boyal qui n'a rien 
fait pour calmer Tagitation contre le Concordat, ni pour s'en- 
tendre avec le Saint-Siäge; en an mot, on trouve que son 
attitude n'a ^t^ ni franche, ni loyale. Evidemment, ces mots 
ne sont sortis de la bouche de personne, mais il est facile 
de voir qu'ils sont dans leur pens^e. Sans qu'on me l'ait dit 
clairement, je crois que si en Autriche on passait outre et 
considerait le Concordat comme non-avenu, le Saint-Si^ge 
revendiquerait tous les Privileges accord^s au Souverain. Je 
laisse juger ä Votre Excellence la perturbation qui suivrait 
une Separation violente de TEglise et de TEtat en Autriche, 
oü, tant bien que mal, les deux pouvoirs ont marche de con- 
cert depuis des siMes. Un conflit avec le Saint-Si^ge dans 
ce moment, oü les animosit^s religieuses viendraient s'ajouter 
aux passions politiques, aurait sans doute des suites incal- 
culables, mais sürement funestes. Je n'ai pas besoin d'assorer 
Votre Excellence que je ferai bien certainement tout mon 
possible pour en attönuer les eflfets. 



In der nächsten Depesche gab der Reichskanzler 
der päpstlichen Regierung deutlich zu verstehen, dass 
sie nicht hoffen dürfe, das Durchgehen der neuen 
Gesetze in Oesterreich durch einen Appell an die 
wohlbekannten katholischen Gefühle des Kaisers zu 
verhindern; dass — so gross auch die schuldige 
Ehrerbietung vor seiner Heiligkeit sei — im Gemüthe 
des Monarchen der Wunsch für die Wohlfahrt und 
den Fortschritt seines Volkes vorherrsche, und nichts 
den Kaiser von den Schritten zurückhalten würde, 
die er für gerecht erkannt. Dieses Document ist 
ein so merkwürdiges und charaktßristisches Zeichen 



AUSWÄRTIGE POLITIK. 135 

der Zeit, dass wir es trotz der beträchtlichen Länge 
in seiner Vollständigkeit geben: 

Le Saron de Benst an Gomte GriYelli h Borne. 

Vienne, le 10 tnars 1868. 

Tout ce qui m'^tait revenu dans ces derniers temps 
sur les disposjtions se manifestant ä Roma, ä T^gard de 
TAutriche et de son Gouvernement, ne pouvait que me faire 
entrevoir partout une extreme Irritation. 

Tout en tenant compte de mainte circonstance bien faite 
pour expliquer cette üSu^heuse et regrettable Situation, 11 m'a 
^t^ impossible de ne pas y reconnattre aussi des tendances 
qui, loin de venir en aide ä nos eiForts pour pr^venir un 
conflit, semblent plutöt vouloir le pr^cipiter et paralyser 
toute action mod^ratrice. J'apprends de bonne source que 
tout demi^rement on s'est empar^ des nouvelles t^l^gra- 
phiques portant que le comit^ de la Chambre des Seigneurs 
avait vot^ le projet de loi sur les mariages et que la 
Chambre se trouvait ä la veille de la discussion in pleno 
pour d^larer toute entente impossible. 

n me semble qu'autant que Ton nous parle d'une Irri- 
tation dirigfe contre le Gouvernement, eile ne saurait- se 
prävaloir que d'ad;es ämanant du Gouvernement mSme et non 
de &its se trouvant en dehors de sa sph^re d'action. 

C'est dans Tespoir bien legitime que des appr^ciations 
plus justes viendraient modifier les premi^res impressions 
que je Vous ai engag^ ä Vous condamner temporairement 
au r61e de spectateur attentif au lieu de rentrer en scene. 

Je pense que le moment e^t venu d'y reparaltre, et 
ma demiere däp6che Vous a foumi les moyens de la faire 
sans Vous exposer ä 6tre trop mal accueilli. 

Cependant, M. le Comte, je craina qu'on ne se fasse 
encore ä Rome Illusion sur l'^tat de notre r^me public et 
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responsable, sur ses conditions irr^vocables, comme aossi 
sur la force de ropinion publique panni nos populations de 
race Allemande. Permettez-moi donc que j'entre lä-dessus 
avec Vous dans quelques d^veloppements. 

Et d'abord, je Vous avouerai sans b^sitation que per- 
sonne ne d^plore plus que TEmpereur Lui-mSme la Situation 
perplexe qui Lui a 6t6 faite, en Le plagant entre Sa con- 
descendance bien connue pour le Si^e Apostolique et les 
devoirs que Lui impose sa position de Chef d'Etat; toute- 
fois je vous prie d'fitre intimement persuadä que quelque 
penible, affligeante mfrme que soit cette position, d^s qu'il 
sera plac^ entre le respect filial qu'ü porte au Gouveme- 
uient suprime de FEglise et Ses devoirs rigoureux de Sou- 
verain envers Ses sujets, Sa Majest^ n'b^tera pas ä faire 
ce que Sa double profession de Prince et de L^gislateor 
exige inip^rieusement d'Elle dans la conjuncture actuelle. 
Depuis le commencement de son r^e, notre Auguiste Mattre 
a travers^ tie bien grands ^v^nements et subi des ^preuves 
bien rüdes et bien diverses, mais ni les s^uctions des 
revolutions, ni les exemples des entrainements r^ctionnaires 
ne L'ont jamais fait denier de la bonne route; II a 
fidelemeiit accompli Sa haute mission et conserv6 dignement 
Son caractere historique, et aujourd'hui, sous les auspices 
de notre nouvel ordre de choses, II est incontestablement 
beaucoup plus populaire et beaucoup plus puissant, qu'Il 
ne r^tait pendant les rägimes pr^c^dents. Le prestige moral 
qui L'entoure et la profonde v^n^ration dont II est Tobjet 
parmi Ses sujets et jusque les nations ^trang^res, soDt 
autant de faits que personne n'ignore en Europe. Or, cette 
Position Eminente , TEmpereur la doit toute enti^re ä la haute 
intelligence qu'Il a des besoins de Ses Etats, des mceurs 
laKques et des conditions honnetement liberales de notre 
soci^te, et II risquerait de perdre le cöte le plus pröcieux 
de Sa gloire des le moment oü II irait se heurter contre 
le döveloppement intellectuel de Ses peuples et la marche 
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generale de la civilisation moderne. On nous parle souvent 
de la confiance et de Taffection que le Saint-Pfere porte ä 
notre Empereur, et Sa Majest^ en est on ne peut plus 
reeonnaissante. Que Sa Saintete daigne donc Lui t^moigner 
ces sentiments quand Toccasion en vaut la peine et que 
Ses Gonseillers fassent donc leur devoir comme TEmpereur 
fait le Sien , et que , tout en se rappelant que la question 
couvre pour la Couronne de Sa Majeste les plus hauts in- 
t6r6ts, ils se p^nfetrent eux-raftmes des vrais moyens de 
servir dignement et utilement parmi nous la religion, son 
culte et ses progr^s, sa grandeur et sa puissanee ä Taide 
des forces et de Tappui en Autriche eile regoit et recevra 
toujours de l'Etat. 

On ne cesse de me dire, M. le Gbmte, que le Prom6- 
moria du 30 Janvier a donn^ de grands d^plaisirs au 
Saint-Siege. Vous n'ignorez pas qu'en ma qualit^ de Ministre 
des Affaires Etrangäres, je n'ai pas pu me refuser ä Yous 
transmettre ce memento tet quel pour 6tre communiqu6 
par Vous ä Monseigneur Antonelli au nom du Conseil des 
Ministres cisleithaniens. Ma responsabilit^ personnelle n'est 
donc nullement engag^ par un acte que je n'ai pas la pr^ 
tention de juger ici ni en bien ni en mal, et si je ne puis 
disconvenir qu'il p^che peut £tre un peu par la forme, je 
dois cependant dire que pour le fond la piäce fait ressortir 
invinciblement la disparitä choquante entre notre l^gislation 
civile et religieuse, en m6me temps qu'elle refläte fid^lement 
Texplosion de Topinion teile qu'elle se propage chez nous sur 
ce sujet. Et les flots de cette opinion, n'en doutez point, 
Monsieur le Comte, monteront. encore davantage et devien- 
dront de plus en plus pressants. Au reste, le travail pr^- 
paratoire des Ministres cisleithaniens ne pr^juge en rien la 
n^godation directe que je suis toujours pr6t ä entamer avec 
le Saint- Siäge sur Tensemble ou une partie du Goncordat. 

La libert^ d'enseignement, Monsieur le Gomte, et Tin- 
conip^tence de la soci^t^ civile en matiere religieuse sont au 
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nombre des plus pr^cieuses conqufites et des principes fon- 
damentaux des temps modernes. G'est d^apres ces prindpes 
que nous ne pouvons pas plus refuser k TEtat ses droits, 
sa place et sa part dans la distribution , la direction et la 
surveillance de cet enseignement, avec la libre concurrence 
des Ecoles, des Maltres et des M^thodes sous Texigence bien 
entendue de garanties pr^alables et efficaces, que nous pou- 
vons permettre que TEtat en fedt dinstruction publique et 
dans l'organisation de ses ^coles de diff^rentes cat^ories 
empiäte sur le droit des familles et le droit des croyances 
religieuses. Les enfants appartiennent ä la famille avant 
d'appartenir ä TEtat, et TEtat n'a pas le droit de s'imposer 
arbitrairement ä ee sanctuaire et de ravir aux familles la 
facult^ de faire Clever leurs enfants dans leur foi et par 
les Ministres de leur foi. U en est de mdme des rapports 
entre l'Etat et les hommes qui, catboliques ou protestants, 
chr^tiens ou non-chr^tiens, sont chargös du d^pöt des croy- 
ances religieuses, de les maintenir et de les transmettre de 
g^näration en g^näration par T^ducation et ä Tenseignement. 
En d'autres termes, le Gouvernement de TEmpereur veut, 
pour ce qui est de TEglise catholique, que les Evöques reg- 
nent et gouvernent Jibrement et souverainement dans les 
söminaires de leurs dioceses, comme l'Etat doit rögner et 
gouvemer de la mfeme manifere absolue et indöpendante 
dans ses ^coles. II y a non-seulement devöir, il y a intörßt 
pour la moüarchie constitutionnelle ä tenir efficacement la 
main pour que ces deux droits coexistants, celui de la fa- 
mille et de TEglise, comme celui du domaine de la sociät6 
lalque et de TEtat, soient tenus entierement distincts et 
vigoureusement appliqu^s. 

ün Projet de Loi sur cet important objet a 6t6 vote ä 
la fin du mois d'octobre dernier, par notre Chambre des 
Döputös cisleithaniens. II se trouve, en ce moment, soumis 
ä la discussion de la Chambre des Seigneurs. 

En vous transmettant ci-joint un exemplaire imprime 
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de ce dispositjf, ja le recommande par Votrc interm^iaire, 
M. le Comte, ä rexamen s^rieux et impartial du Saint-Si^ge. 
J'esp^re qu'on reconnaitra ä Rome que, bien que ce dispo- 
sitif remplisse les conditions confonnes au g^nie de notre 
societ^, 11 ofiFre aussi toutes les garanties possibles que 
TEglise catbolique puisse desirer en face de Toeuvre r^forma- 
trice de notre Instruction publique. On nous fait craindre 
que le Pape protestera ouvertement contre cette oeuvre et 
le travail auquel nous nous appliquons ä Clever ou ä relever 
le niveau des ^tudes et des esprits parmi nos populations 
encore fort arri^r^es. Je vous confesse que je ne partage 
pas cette crainte. J'ai, pour mon compte, une id^e beaucoup 
plus haute des lumieres et de la justice du Saint-Si^ge. II 
sait fort bien que les anciennes corporations^ religieuses et 
enseignantes sont devenues trop ^trangeres ä la soci^t^ ci- 
YÜe et k son Gouvernement, trop dissemblables dans leurs 
int^rSts ä ceux de la masse des citoyens et je dind aussi 
en g^n^ral trop peu vers^es dans beaucoup de sciences mo- 
dernes, pour qu'elles puissent d^sormais retenir ä Elles-seules 
le monopoie de Fenseignement et porter exdusivement sur 
leurs ^paules tout le fardeau de Tinstruction contemporaine. 
Et d'ailleurs, comment serait-il compatible avec Täquit^ 
^dair^e du Saint-Si^e quil refusät ä VAutriche les mSmes 
libert^ et immunit^s accord^es en plein, il y a longtemps, 
ä la France, ä la Belgique et ä la Prusse? Comment ad- 
mettre qu'il se contredise lui-m6me k tel point qu'ayant 
accept^ en France la grande Institution de TUniversit^ et en 
Belgique TUniversit^ libre de Bruxelles, il s'oppos&t aujour- 
d'hui , en face de toutes ces concessions et tol^rances du passö, 
ä r^mancipation de nos ^coles de la tuteile exclusive et pri- 
vil^gi^ de l'Eglise? Une teile supposition n'est pas accep- 
table, M. le Gomte, eile serait ^alement blessante pour 
l'honneur du Gouvernement Imperial et Royal comme pour 
Tamour-propre de nos populations. 

Le second Projet de Loi que Vous trouvei*ez d-joint 
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pour en üaire, aupres du Saint-Siäge, le meme usage que 
pour Fautre, se rapporte ä rinstitation des mariages civils. 

Apiis avoir re^u Tapprobation de la Chambre des D^ 
put^s, il est en ce moment soumis ä la discussion *de la 
Chambre des Seigneurs, ayant les memes chances d'y passer 
finalement que le projet sur rinstruction publique. 

Le droit de regier les liens du manage, de les casser 
et de les dissoudre, s'il y a lieu, et d'en tenir registre, a 
^t^, depuis les temps les plus reculbte de TEglise catholique, 
la Prärogative exclusive de la Commune. Les anciens canons 
n'ont jamais considär^ le lien conjugal autrement que comme 
un contrat civil ordinairement b^ni par TEglise; ils ont re- 
connu dans la promesse formelle et r^proque du fianc6 
et de la fianc^ de s'^pouser, le seul titre legitime, efficace 
et süffisant de la c^r^monie nuptiale, entiärement ind^pen- 
dant du concours et de la b^n^diction du prfitre. C'est ainsi 
que les savants auteurs du Code-Napol6on ont envisage 
et r^solu cette question avec la tol^rance du Saint- Si^ge. 
Les l^gislations d'autres Etats ont march4 depuis, en cette 
matiöre, sur les traces de celle de la France consulaire. 

Toutes les objections qu'on a voulu soulever contre l'in- 
stitution du mariage civil se trouvent röfutöes par les r^sul- 
tats de Texp^rience et les faits de Thistoire. On voudra 
nous faire croire que Tinstitution minera parmi nous la fei 
divine et ruinera la saintetö du lien conjugal. II n'en sera 
absolument rien. Elle n'a affaibli ni en France, ni en Bel- 
gique la foi de TEglise et du sacrement du mariage, pas 
plus qu'en Prusse eile n'a affaibli le sentiment religieux. 

Je comprends parfaitement, M. le Compte, la r^sistance 
que nous rencontrons ä Rome, en demandant au Saint-Si^ge 
de reconnaltre des faits qui lui döplaisent, et pourtant il ne 
pourra pas plus se soustraire ä la longue aux embarras et 
aux consöquences de la question dont il s'agit, que nous- 
m^mes nous pourrons la laisser tratner d'abord et puis tom- 
ber. Cette question est s^rieuse, eile est de plus urgente, 
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il faut doQC la traiter s^rieusement et promptement. La 
politique de rinaction et de la procrastination , de la r^sis- 
tance passive et du parti pris, derriere laquelle od voudrait 
peut-6tre se retrancher au nom du dogme et de la conscience, 
ii'einp6ehera rien, mais gätera et perdra tout. Quoiqu'il 
arrive, nous resterons les tenants de l'arfene. Le pouvoir 
civil du Gouvernement de l'Empereur ne renoncej point aux 
armes legales dont il est pourvu, mais dans Fint^rSt de la 
paix et de la foi, comme de la libertä et de Tinfluence reli- 
gieuse en Autriche, il invite le pouvoir spirituel de TEglise 
catholique ä le dispenser de s'en servir. 

Nous ne nous dissimulons pas les difficult^s et les em- 
barras dont la question peut devenir la source pour nous; 
toutefois notre consolation est, que nous ne l'avons pas 
cr6^e ni provoqu^e, mais qu'elle nous a 6t6 imposöe par 
l'esprit du sifecle et la marcbe des evfenements, contre les- 
quels nous ne pouvons absolument rien. G'est pourquoi nous 
voudrions la terminer par une composition amiable avec le 
Saint-Si^ge. Personne peut nous demander de consumer 
dans cette tentative notre capital ä'excellente position de 
Gouvernement et de grand ascendant sur Topinion de notre 
pays; au contraire, il s'agit de les garder, de les accrottre 
mSme dans le double int4r£t de la Religion et de TEtat. 
Nous attendons donc tout de la haute sagesse du Saint-P^re 
et de Sa juste appr^ciation des exigences de notre Situation 
et nous attendrons tant que nous conserverons la moiiidre 
esp^ranee, car le p^ril sera tout aussi grand pour les int^r^ts 
de FEglise, si nous ne räussissons pas ä Rome dans cette 
epreuve. 

Recevez, etc. 

Aber das Papstthum blieb merkwürdigerweise taub 
gegen die überzeugeqdsten aller Gründe, nämlich, 
dass es gerechterweise Oesterreich nicht abschlagen 
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könne, was es Frankreich und Belgien gewährt 
hatte. Es wurde daher für die unmittelbaren Rath- 
geber der österreichischen Krone noth wendig, Rom 
den Beweis zu fuhren, dass der neue Widerstand 
wohl die Sanction der neuen Gesetze möglicherweise 
verzögern, aber nicht ihre endgültige Annahme ver- 
hindern könne. Die nachstehende Depesche, die 
wir nur im Auszuge geben, belegt diess näher: 



Le Baron de Beiist an Gomte GriYelli k Eome. 

Bxtrait. Vienne, le 29 mars 1868. 

Dans an moroent oü tant de rumeurs contradictoires 
circulent au sujet de Tattitude de Sa Majest^ Imperiale et 
Royale Apostolique et de Son Gouvernement dans les ques- 
tions qui touchent au Concordat, je crois devoir donner en- 
core ä Votre Excellence quelques indications qui pourront 
servir de rögle ä Son langage. J'engage avant tout Votre 
Excellence ä ne pas attacher d'importance aux bruits divers 
propag^s par la presse et ä tächer que Topinion ä Rome ne 
se laisse point ^garer par ces nouvelles qui ne sont que trop 
souvent dönu^es de fondement. Je rösumerai briövement 
ici la Situation teile qu'elle se präsente en räalitö. 

La loi relative aux mariages a etä votäe par les deux 
Chambres et n'a pas encore regu la sanction Imperiale. 

La loi sur Tenseignement votöe par la Chambre des Re- 
pr^sentants va 6tre soumise ä la Chambre des Seigneurs. 

Aprös cette loi, dont la discussion prendra quelque 
temps, Celle qui doit regier les rapports entre. les differentes 
confessions religieuses passera par l'examen des deux Cham- 
bres. Elle oflfre moins de sujet de contestation et traversera 
Sans doute promptement cette epreuve. 
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II ne manquera plus alors que la sanction Imperiale pour 
faire entrer en vigueur ces nouvelles lois. II ne sera pro- 
c6d6 ä cet acte, Votre Exeellence peut en 6tre convaincue, 
qu'avec müre dölib^ration, et les r^solutions de l'Empereur 
seront prises en dehors de toute espece de pression. Je 
tiens a constater ainsi combien toute pr^cipitation est 4cart^ 
de la marche du Gouvernement et combien toutes les mesu- 
res qu'il croit devoir prendre dans ces questions sont le 
r^sultat d'un exainen r^fl^chi et d'une conviction profonde. 

Mais, si une sage lenteur est apportee ä Taccomplisse- 
ment d'actes aussi graves, il ne faut pas y voir un Symp- 
tome d'h^sitation et supposer que le Gouvernement reculera 
au demier moment. Nous d^sirons laisser aussi longtemps 
que possible la porte ouverte aux chances d'une entente avec 
le Saint-Si^ge, que nous ne cessons d'appeler de tous nos 
voeux. C'est ä ce point de vue qu'il faut envisager le dölai 
qui peut encore retarder la sanction Imperiale, mais ce n'est, 
je le r^pete, qu'uue question de temps et on s'abuserait h 
Bome, si on y doutait de le ferme vojpntö qui existe d'ap- 
porter des changem^ts effectifs ä Tancienne l^gislation sur 
ces matieres. 



Am 26. März 1868 überreichte der päpstliche 
Nuntius, Monsignor Falcinelli, dem Minister der aus- 
wärtigen Angelegenheiten einen formellen Protest 
gegen die obigen Gesetze, welche damals bereits die 
allerhöchste Sanction erhalten hatten und veröffent- 
licht worden waren. Ihre Anwendung wurde darin 
für eine unmittelbare Vergewaltigung des Concor- 
dats erklärt, für einen Angriff auf die souverainen 
Kechte des Papstes als des Hauptes der römisch- 
katholischen Kirche und für eine Verletzung aller 
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göttlichen und canonischen Gesetze. Obgleich ein 
so feierlicher Protest von Seiten des heiligen Stuhles, 
namentlich in Wien, nothwendig in Betracht gezogen 
werden musste, so fühlte doch der österreichische 
Reichskanzler deutlich , dass er kernen Augenblick 
vor der Erfüllung der Pflicht zurückweichen dürfe, 
welche ihm gebot, die Rechte des österreichischen 
Volkes um jeden Preis aufrecht zu erhalten; selbst 
gegenüber der päpstlichen AUocution vom 23. Juni 
1868, welche trotz der vorgäugigen üebersendung 
der nachfolgenden maassvollen Depesche die Einfüh- 
rung der neuen Gesetze vollständig verdammte und 
dem zu Folge unberücksichtigt liess: 

Le Baion de Beust au Baron de Meysenbug k Born 

• 

Vienne, le 17 juin 1868. 

C'est avec le plus vif int^rßt que j'ai pris connaissauce 
des rapports de Votre Excellence. 

La manifere dont Votre Excellence a 6t6 regue semblait, 
en effet, indiquer que h Cour de Rome ^tait anim^e ä notre 
endroit de dispositions plus conciliantes et que, tenant un 
juste compte des difficult^s de la Situation, eile ne les aggra- 
verait pas par quelque d^monstration inopportune. 

Votre t^l^grainme du 14, annouQant que rallocution pre- 
par^ par le Souverain Pontife contiendrait cependant des 
expressions s^vferes ä r^gard du Gouvernement Imperial et 
Royal, nous a caus6 une Impression assez penible et a d^<;u 
notre attente. Nous voulons encore esperer que le Saint-Pere 
^coutera avec bienveillance les nouvelles observations de Votre 
Excellence et qu'll sentira le poids des raisons alleguees en 
taveur d'une attitude plus prudente. Sa Saintet^ a daigne 
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reconnattre que mes e£forts personnels avaient toujours tendu 
vers rapaisement mutuel des partis et que dans ces circon- 
stances d^licates ma conduite avait 6t& plutöt celle d'un ami 
de TEglise catholique. 

Encourag^ par cette appr^dation indulgente que je crois, 
d'ailleurs, avoir m^rit^e, je dösire Caire encore une fois appel, 
par Fintenn^aire de Yotre Excellence, ä la sagesse du Sou- 
verain Fontife. Je me pennettrai de prier Sa Saintete de 
vouloir bien examiner si les int^r^ts catholiques en Autriche, 
qui lui sont si chers , n'auraient pas de dangers ä courir par 
suite d'une manifestation venant raviver des passions en ce 
moment assoupies. Le Saint-Si^ge qui est si exactement in- 
fonn^ de ce qui se passe dans ce pays-ci , ne doit pas igno- 
rer combien les esprits violemment exeit^ ä T^poque de la 
discussion des lois religieuses dans les Chambres, se spnt 
subitement calm^ depuis. Les populations les plus profon* 
dement d^vou^es ä la religion catholique, celies qu'on re- 
presentait comme pr^tes ä s^agiter, ont accueilli les nouvelles 
mwires legislatives sans murmures, etypette absence d'oppo- 
sition a refroidi daQ§ une ^gale proportion Tardeur des ad- 
versaires de TEglise. Cet apaisement reciproque etait si reel, 
que la sancdon donnee par FEmpereur apass^.presqu inaper- 
que et n'a nulle part ^veill^ les crises qu'on avait pu d'abord 
redouter. Une pareille Situation nous paralt heureuse ä la 
fois pour les int^rSts de TEtat et ceux de TEglise. Leurs 
rapports mutuels se d^veloppent avec plus de libert^ et de 
s^cunte n'^tant pas entrav^s par les froissements qui accom- 
pagneraient la lutte des passions contraires. 

n me semble que le Saint-Si^ge doit, tout autant que 
le Gouvernement Imperial et Royal, d^irer que cet etat de 
choses se prolonge et permette ainsi de r^ler de part et 
d'autre , sans aucune animosit^ , les conditions nouvelles dans 
lesquelles on se trouve. 

Je ne sais si une allocution severe du Souverain Pontife 
produirait parmi les populations catholiques de TEmpire des 

Oettenr.-Ung. Monarchie. 10 



146 ZWEITER THEIL. 

resaltats dont l'Eglise aurait ä se louw, et sans que je me 
pennette d'empi^ter sur les apprädations plus ^lev^es du 
Saint-Si^ge, je ne saurais adroettre quil puisse rester in- 
different ä la question de savoir si Tattitude des populations 
sur lesquelles on compterait de pr^förence serait de nature 
ä justifier cette attente. Mais ce qui est certain, c'est que 
les ennemis de la Cour de Rome puiseraient dans ce fidt des 
armes pour reeommencer une campagne virulente contre 
TEglise et la religion. 

Les journaux s'empareraient des paroles du Saint-Ferc 
pour les conunenter dans un esprit haineux, ranimer les 
passions anti-religieuses et entraver ainsi la marche du Gou- 
vernement lorsqu'il voudra agir dans un esprit favorable ä 
la liberte de TEglise £n cr^ant ainsi des embarras serieux 
au Gouvernement et en lui rendant plus difficile la täche de 
maintenir les libert^s de FEglise, le Saint-Si^ge ne rendrait 
assuräment pas Service a la cause qu'il d^fend. 

Je ne parle pas ici des m^nagements que peuvent m^- 
riter les sentiments personnels de TEmpereur , notre Auguste 
Maltre, pour lesquels le Saint-Pfere Vous a dit vouloir ob- 
server des egards sp^ciaux. Bien que cette consid^ration 
soit digne dVttention, je ne fais que Teffleurer en passant 
et ne dösire insister que sur le cötö vraiment politique de la 
question. Je ne pense pas que son Emineuce le Cardinal 
Antonelli puisse en niöconnaltre l'importance et contester la 
valeur de mes suggestions. 

Soit que la prochaine manifestation de Rome ne rencontre 
qu'indifference parnii les populations, soit qu'elle produise 
une fermentation conduisant ä des conflits, je ne suppose 
pas que Tautorite du Saint-Siege puisse en retirer quelque 
fruit. Les nouvelles lois n'en subsisteront pas moins, mais, 
si Fagitation religieuse renalt, leur application ne pourra se 
faire que bien difficilement avec l'esprit impartial et conciliant 
qui est dans les intentions du Gouvernement. 

Tels sont les points de vue que je Vous demande, M. 
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le Baron, de developper ä Rome avec le zele et Thabilet^ 
dont Vous nous avez d^jä donnä des preuves. J'aime ä es- 
pörer que les eflforts de Votre Excellence ne resteront pas 
inutiles. C'est, je le r^pete, au nom des intörSts catholiques 
que je crois surtout parier en cherchant ä contenir dans les 
bornes de la mod^ration les repr^sentations que le Saint-P^re 
compte adresser au Gouvernement Imperial et Royal. 
Recevez, etc 

Baron Baust antwortete auf die päpstliche Allo- 
cution durch folgende Mittheilung, in welcher er das 
Recht des Vaticans in Abrede stellte, sich in Sachen 
zu mischen welche ihn durchaus nichts angingen, 
nachdem er zuvor sein Erstaunen darüber ausgedrückt 
hatte, dass Rom eine solche Haltung Oesterreich 
gegenüber einnehme, welches bisjetzt immer Roms 
Gesetze geachtet und dessen Interessen gewahrt 
habe : 

Baron de Beiist an Baron Meysenbng ä Eome. 

Vienne, le 3 juillet 1868. 

J'ai re^u avec Yos rapports du 22 et du 23 juin le texte 
de Tallocution prononc^e par le Saint-Päre dans le Gonsistoire 
du 22. 

J'ai d^jä fait connaltre ä Yotre Excellence par le fil 41ec- 
trique la fächeüse Impression que cette manifestation a pro- 
duite ici. Les explications que doxine Yotre exp^dition du 23 
ne sauraient mitiger Teffet des paroles du Saint-Päre. 

Nous appröcions assuräment les ^gards observ^s pour la 
personne de TEmpereur, et Sa Majest^ n'est certes pas in- 
sensible ä cette marque de d^f^rence. Nous voulons croire, 

ainsi que Yotre Excellence nous Taffirme, que Tallocution 
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pontificale, compar^ k beaucoup d'aatres documents de in£me 
nature ^man^s du Saint-Siäge, ne laisse pas que de porter 
Teropreinte d'ane certaine tendance ä temp^rer les expressions 
autant que le point de vue de l'Eglise le peimet. 

n n'en reste pas moins av^ri que le langage dont Sa 
Saintet^ s'est sende ä T^gard du Gouvernement Imperial et 
Royal et des nouvelles institutions de rAutricbe est d'ane 
s^v^rit^ dont nous pensons avoir quelque droit de nous {dain- 
dre. Je ne voudrais pas entrer ä cette occasion dans une 
pol^mique peu conforme ä mes smtiments de respect pour le 
Saint-Si^e et ä mon d^sir de condHation. Toutefois, je ne 
puis me dispenser de quelques observations que j'invite Yotre 
Excellence ä porter k la connaissance de la Cour de Rome. 

Nous ne saurions, en premier lieu, reconnaltre Tobliga- 
tion oü le Saint-P^re se serait trouvä de suivre certains pr^- 
c^dents et d^user envers TAutricbe des mftmes proc^d^s qu'en- 
vers d'autres pays dont le Gouvernement pontifical ä eu ä 
se plaindre. 

Est-il possible, en eflfet, d'^tablir ici une comparaison? 
Avons-nous portö atteinte au territoire ou aux biens de 
TEglise; avons-nous opprim^ la religion catholique et ses Mi- 
nistres? 

En mettant mftme de pareils exemples hors de cause, 
nous pouvons, je crois, hardiment avancer qu'il n'y a i)as 
de pays en Europe oü TEglise catholique ait encore une Po- 
sition aussi privil^giöe qu'en Autriche, malgrö les lois du 25 
mai. Cette circonstance aurait pourtant mörit^ qu'on en tint 
compte et qu^on ne confondlt pas le Gouvernement Imperial 
dans la m6me r^probation que celle dont on a frappä des 
Gouvernements bien autrement en Opposition avec TEglise et 
la religion catholique. 

Nous comprenons fort bien que le Saint-Pfere ait juge 
indispensable de protester contre des lois qui modifient la 
Situation cr66e par le Concordat de 1855. Nous nous atten- 
dions pleinement ä une demarche de ce genre et nous aurions 
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pu Faccepter en silence loi*s in£me que sa forme eftt ^t^ 
moins condliante quil nous ^tait permis de Tesp^rer. Mais, 
ce que nous ne pouvons laisser passer sans objection, c'est 
la condamnation lanc^ contre les lois fondamentales sur les- 
quelles reposent les nouvelles mstitutions de TEmpire. Ces 
lois n'ätaient pas en cause; en les attaquant de la sorte, le 
Saint-Si^e blosse profondöment le sentiment de la natjon et 
donne au diff§rend actuel une port6e des plus regrettables, 
mSme dans lint^r^t de TEglise. Au lieu de contester simple- 
ment teile ou teile appUcation des principes qui servent de 
bases au Gouvernement actuel de rAutriche et qui sont le 
fruit du plus heureux accord entre les peuples de TEmpire 
et leur Souverain, ce sont ces principes eux-mSmes qui sont 
r^prouv^s. Le Saint-Si^e ^tend ainsi ses repr^sentations ä 
des objets que nous ne pouvons en aucune fagon regarder 
comme relevant de son autorit^. II envenime une question 
qui n'exdtait d^jä que trop les esprits, en se plagant sur un 
terrain oü les passions poliüques viennent se joindre aux 
passions religieuses. II rend enfin plus difficfle une attitude 
condliante du Gouvernement en condamnant des lois qui ren- 
ferment le principe de la libert^ de TEglise et lui offrent 
ainsi une compensation pour les Privileges qu'elle perd. U 
n'est pas inutile non plus de remarquer ici que ces lois ga- 
rantissent express^ment ä TEglise la propri^t^ des biens 
qu'elle possede en Antriebe. Getto stipulation prouve que 
les lois en question ne portent pas un caract^re hostile ä 
TEglise, puisqu'elles la maintiennent dans des droits dont eile 
a ete privee dans tant d'autres pays. II ne m'appartient pas 
de jnger dans quelle mesure cette demiere consid^ration 
pourrait servir ä adoudr les appr^ciations de la Cour de 
ßome. Ce qui, ä mes yeux, n'o£fre pas une ombre de doute, 
c'est que les populations de TAutriche trouveront une conso- 
lation ä se rappeler que plus d'un pays tres-catholique ob^it 
ä des dispositions legales analogues, tout en vivant en paix 
avec TEglise et qu'il existe surtout en Europe un grand et 
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puissant Empire dont les tendances vers le progres et la 
liberte se sont toujours alli^es ä un attachement tres-pro- 
nonc^ ä la foi catholique et qui, r^ par des lois tout aussi 
abominables , s'est trouve heureux jusque dans ces derniers 
temps des sympathies indulgentes du Saint-Si^ge. . 

Ma d^pfiche du 17 juin dernier pr^voyait les suites ßt- 
cheuses que produirait Tallocution, si eile n'^tait pas con^ue 
dans des termes trts-mesurös. Je regrette vivement que la 
Cour de Rome n'ait pas tenu plus de compte de mes pre- 
Yisioos. Elles se sont depuis entiirement r^alis^es. Je ne 
crois pas que les populations catholiques de TEmpire äproa- 
vent aujourdlmi un zMe plus grand que par le pass^ pour 
les int^rftts de leur religion. Par contre, nous voyons un 
redoublement d'ardeur dans les attaques dirig^es contre 
TEglise, le clerg^ et le Pape. Gette hostilit^ serait contenue 
dans de plus ^troites limites et s'apaiserait plus facilement, 
« les questions speciales touch^s par les lois du 25 mal 
avaient seules ^t^ abord^es dans Fallocution pontificale. 

Je dois, avant de termiuer, exprimer encore ici la pe- 
nible surprise que nous a caus6e l'appel adress^ aux Evfeques 
Hongrois dans les dernieres phrases de Tallocution. II me 
semble qu'on devrait se f^liciter ä Rome du tact parfait et 
de la röserve avec lesquels ces matieres d^licates ont ^te 
traitees jusqu'ici en Hongrie. II ne saurait 6tre dösirable ä 
aucun point de vue de susciter de nouveaux diflförends et 
d'augmenter ainsj les embarras qui existent d^jä. Mais c'est 
surtout dans Tintörfit möme de la Cour de Rome qu'il nous 
paralt peu opportun d'6veiller la susceptibilitö nationale des 
Hongrois. L'apparence d'une pression ^trangere produirait 
dans cette nation un resultat tout contraire aux d^sirs du 
Saint-Siöge, et nous verrions se former, contre Tinfluence 
legitime de la Cour de Rome, un orage tout aussi fort que 
celui qui s'est d^chaine de ce c6te-ci de la Leitha. 

Teiles sont, Monsieur le Baron, les observations que 
nous ont suggerees la lecture de Fallocution pontificale. 



( 
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Veuillez ne point les laisser ignorer ä Son Eminence le Car- 
dinal-Secr^taire d^Etat. ^ous n'en pers^v^rerons pas moins 
dans la voie que nous nous sommes trac^e tout d'abord. 
Tout en continuant ä maintenir intacts les droits de TEtat, 
et ä faire respecter les lois , nous laisserons TEglise jouir en 
paix des libert^s que nos lois lui garantissent, et nous nous 
efforcerons d'apporter dans les relations mutuelles de TEtat 
et de TEglise un esprit de conciliation et d'equite qui sera, 
je l'espäre, r^ciproque. 

Votre Excellence voudra bien se rendre l'organe fidfele 
de ces sentiments, et Elle ne fera ainsi que se conformer 
aux vues de TEmpereur, notre Auguste Mattre. 

Recevez, etc. 



Diese letzte Depesche — verbunden mit der 
Mässigung und Zurückhaltung, welche von Baron 
Beust bei allen diesen Verhandlungen beobachtet, 
und von ihm dem neuernannten österreichischen 
Gesandten Graf Trauttmansdorflf eingeschärft worden 
waren — schien die gewünschte Wirkung gemacht 
zu haben, indem sie Rom zum Schweigen brachte. 
Die AUocution blieb zwar fortbestehen, aber sicher 
war ihre Wirkung nicht die vom Papst beabsich- 
tigte. Diese Thatsache hätte ihm allerdings beweisen 
sollen, dass seine beanspruchte Macht in weltlichen 
Dingen, selbst in Oesterreich täglich mehr jeden Halt 
im Volke verliere, und dass sein Protest gegen die 
neuen Gesetze — deren Zweck bei den Ehegesetzen 
speciell der war, die öffentliche Sittlichkeit zu fördern, 
und bei den Schulreformen, die allgemeine sociale 
Lage des Landes zu heben — ebenso wenig den 
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Strom der öffentlichen Meinung zu hemmen vermöge 
ak das in j^Ingoldsby Legends^' mitgetheilte Ana- 
thema : 

„Ein so sdirecklicher Fluch ward niemals gehört, 

Dodi was nicht wenig Erstaunen erregt, 

Der Schaden schien Niemand einen Heller werthl^' 

Die zarte Rücksicht welche Oesterreich und 
selbst Frankreich, trotz Roms statigem Widerstände 
gegen jeden Fortschritt, in ihren Beziehungen zu 
diesem beobachten, steht in grellem Gegensatz zu 
der rohen und rücksichtslosen Behandlung, welche 
es von seinem eigenen Lande — von Italien — zu 
erleiden hat. Daraus ergiebt sich, dass die langbe- 
strittene Stellung Roms in der katholischen Welt 
niemals genügend durch das Mittel diplomatischer 
Depeschen und logischer Gründe wiederhergestellt 
werden wird. Dieses Ziel kann blos durch die Macht 
der Ereignisse in Italien selbst erreicht werden. 

Die Orientalische Frage kann nicht eine aus- 
lePoiitik. schliesslich Europäische genannt werden , denn bei 
ihrer endgiltigen Lösung sind drei Welttheile — 
Europa, Afrika und Asien — unmittelbar interessirt. 
Wir wollen diese Frage hier allerdings nur in ihren 
Beziehungen zu Oesterreich betrachten, aber dieselbe 
ist so innig mit Englands Geschichte und Interessen 
verbunden, dass wir unsere Leser um Nachsicht bit- 
ten, wenn wir uns auf einen höheren Standpunkt 
stellen, und mit wenig Worten entwickeln, was wir 
für die richtige Politik Englands in dieser Ange- 
legenheit halten. 
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Was war zunächst der Grund, welcher England 
zur Fuhrung des Krimkrieges bewog? Vergoss das 
englische friedliebende Volk das Blut seiner besten 
Söhne und verausgabte es Millionen des National- 
vermögens nur, um muselmännische Barbarei auf- 
rechtzuerhalten? — Sicherlich nicht. Der Krieg 
von 1854 kann nur dann gerechtfertigt und als ein 
vernünftiger, ja kluger Act Englischer Staatskunst 
erscheinen, wenn er unternommen wurde, um Russ- 
lands Eroberung der Türkei zu verhindern, und 
dadurch die kürzeste, und in nicht ferner Zeit wich- 
tigste, Strasse zwischen England und seinem grossen 
Indischen Reich in die Gewalt zu bekommen. 

Wenn wir die Strassenverbindung zwischen In- 
dien und Europa prüfen, so finden wir, dass die 
älteste (mit Ausnahme des Bosporus, ein reiner 
Landweg) nicht blos die kürzeste, sondern auch 
die östlichste war. Je mehr sich die Schiffahrt aus- 
bildete, desto mehr ward die Linie zu einer rein 
maritimen und immer weiter nach Westen abge- 
lenkt, bis sie zuletzt durch den Ocean um das Cap 
der guten Hoffnung herum führte. Als an die Stelle 
der Segelschiffe Dampfer traten, näherte sich die 
grosse Indische Strasse wieder, dem Osten, und geht 
jetzt über den Isthmus von Suez. Es kann aber 
gegenwärtig kaum noch ein Zweifel darüber sein, 
dass die heranwachsende Generation die alte Cara- 
vanenstrasse durch Eisenbahnen modernisirt sehen 
wird. Es ist eine Thatsache, dass die kürzeste Linie 
zwischen London^ und Bombay über Constantinopel 
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fuhrt. Wenn wir diese Linie von einem Ort zum an- 
dern verfolgen, so treffen wir auf folgende Punkte: 
Ormuz an der Einfahrt des Persischen Meerbusens, 
Bassorah an der Mündung des Euphrat, Bagdad, 
Aleppo, üonstantinopel, Sophia, Serajewo, Banjaluka, 
Karlstadt, Innsbruck, Strassburg, Metz, Calais, Lon- 
don. Ein grosser Theil einer sich dieser Linie 
nahe- anschliessenden Eisenbahn ist vollendet; ein 
zweiter Theil im Bau, ein dritter bereit« geplant. 
Vollendet ist die Eisenbahnlinie zwischen London 
und Brixen, sudlich von Innsbruck; an dem Stück 
von Brixen bis Villach wird gearbeitet, und von 
dort fuhrt eine Bahn über Karlstadt nach Sissek. 
Die österreichische Regierung will eine Bahn von 
Sissek nach Brod an der Save bauen, und die tür- 
kische Regierung hat ihrerseits eine Eisenbahn von 
Brod über Banjaluka, Serajewo und Sophia nach 
Constantinopel concessionirt. Die Bahn von Con- 
stantinopel bis Bassorah durch das Euphratthal ist 
bereits im Plan entworfen; von dort kann man Bom- 
bay zur See in 5 — 6 Tagen erreichen. 

Wenn wir jetzt für den Eisenbahnzug nur eine 
Geschwindigkeit von 25 englischen Meilen per Stunde 
annehmen, so würde doch die Fahrt von London bis 
Bassorah nur 5 — 6 Tage dauern, und folglich die 
Reise von London bis Bombay nur halb soviel Zeit 
wie jetzt kosten. Die Gewissheit der baldigen 
Erbauung dieser Bahn muss der ganzen Orientali- 
schen Politik Englands eine neue Richtung geben. 
Wir dürfen uns nicht mehr damit begnügen, die 
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Türkei vor Russland blos durch Verträge zu schützen, 
welche — wie der Pariser — gebrochen werden können, 
sondern wir dürfen auf die Regeneration der Türkei 
hoffen. Zunächst muss dazu ein System von Eisen- 
bahnen, welche die Kanäle der Civilisation sind, 
durch das ganze Land erbaut werden; ferner muss 
Oesterreich uöterstützt werden, um soviel als mög- 
lich jeden Fortschritt bei den Türken zu fördern 
und die Lage der Slaven zu verbessern, indem man 
letztere sowohl vor der Gewaltthätigkeit der Türken 
als vor dem Protectorat der Russen schützt. End- 
lich muss man Oesterreich bewegen, die Verthei- 
digung der Interessen der Europäischen Civilisation 
im Orient zu den leitenden Punkten seiner auswär- 
tigen Politik zu machen. Diess sind unsere eigenen 
Ansichten über die Orientalische Frage, aber bei 
Prüfung der Noten und der Haltung des Freiherrn 
von Beust in der Orientalischen Politik sind wir in 
unserer Auffassung durch die Aehnlichkeit bestärkt 
worden, welche zwischen den Ideen des österreichi- 
schen Reichskanzlers über diesen Gegenstand und 
unseren eigenen besteht. Baron Beust widmete seit 
seiner Berufung in das Auswärtige Amt den orienta- 
lischen Angelegenheiten ganz besondere Aufmerk- 
samkeit. So zurückhaltend und passiv er in allen 
anderen Richtungen war, in dieser zeigte er sich 
entschlossen und stets zur Initiative bereit. Wir 
haben bereits in dem frühern Theile dieses Werkes 
gezeigt, wie Oesterreich das Bündniss mit den West- 
mächten in der Orientalischen Frage suchte, aber 
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nur die Unterstützung Frankreichs gewann, da Eng- 
land auf seiner gänzlichen Neutralitat bestand und 
jede Cooperation ablehnte. Baron Beust's Ansichten 
sind in der nachstehenden Depesche an den Fürsten 
Metternich in Paris deutlich entwickelt: 

Le Baion de Benst an l^oe de MettemiolL k Faiis. 

Vienne, le 10 novembre 1866. 

Nous avons pris connaissance avec un vif int^rßt de votre 
rapport du 2 de ce mois, cot^ 62 D, qoi nous informe de 
Tentretien confidentiel que vous avez eu avec M. le Marquis 
de Moustier sur las affaires d'Orimit et particuli^rement sur 
Celles de Servie. 

Veuillez exprimer k M. le Ministre des affaires ^traog^res 
mes sinc^res remercimens pour les Communications qu'il a 
bien voalu mettre Votre Altesse k m6me de me faire. Je 
constate avec plaisir cette nouvelle preuve des dispositions 
que montre le Gouvernement frangais de s'entendre avec 
rAutrichc sur les questions orientales. 

Les troubles de Candie et la fermentation r^gnant dans 
quelques parties de TEmpire ottoman ont foumi dans ces 
(lerniers tenips ä mon predöcesseur l'occasion d'entretenir 
süuvent Votre Altesse des vues du Gouvernement Imperial 
sur les affaires d'Orient. A peine sortie d'une guerre desas- 
treuse, rAutriche öprouve, avant tout, le besoin de r^parer 
ses forces et d'eloigner, autant que faire se peut, des com- 
plications qui menaceraient le niaintien de la paix europ^enne. 
C'est vous dire, mon Prince, que nous regarderions dans ce 
moment comme fort inopportune toute Solution radicale de 
la question d'Orient, et notre premier desir est donc de ne 
point voir se poser devant TEurope le problöme redoutable 
de la dissolution de TEmpire ottoman. Nous croyons etre 
d'accord sur ce point avec le Gouvernement frangais, qui 
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nous a maintes fois temoign^ le voeu de ne pas voir troubl^e 
la tranquillite de l'Europe. Le Gouveniement Imperial joindra 
ses efforts sincöres ä ceux qui seront faits pour empScher 
que le tröne du Sultan ne s'ecroule. D'un autre cöt6, TAu- 
triche ne saurait refuser ses sympathies et son appui dans 
une certaine mesure aux populations chrätiennes de la Turquie 
qui ont parfois de justes r^clamations k Clever et qui sont 
rattach^s ä quelques-uns des peuples de FEmpire d'Autriche 
par des liens Streits de race et de religion. La France aussi 
accorde constamment une protection g^n^reuse aux chr^tiens 
d'Orient quand ils renferment leurs demandes dans des bomes 
^quitables et mod^röes. Les deux Gouvememens pourront 
donc facilement, je l'espfere, se mettre d'accord pour suivre 
une ligne de conduite conforme ä ce double principe et tenant 
compte ä la fois des interftts des populations chr^tiennes 
comme de ceux de la politique, qui exige le maintien de la 
doniination musulmane. ^ 

C'est ^galement ä ce point de vue, il me semble, que 
nous devons examiner la question dont traite sp^cialement 
votre rapport du 2 de ce mois. Le Gouvernement Imperial 
surveiUe avec attention ce qui se passe en Servie. II n'est 
point ^tonnant que les concessions obtenues par les Moldo- 
Valaques y aient du retentissement et n'engagent le Prince 
Michel ä präsenter ä son tour quelques demandes qui forti- 
fieraient l'autonomie dont jouit la Servie. Nous avons trop 
d'int^rftt ä cultiver des rapports de bon voisinage avec les 
Serbes pour nous opposer k ce qu'il leur soit accord^ des 
satisfactions pouvant se concilier avec les droits de la Porte. 
Nous ne voudrions pas non plus qu'on crüt ä Beigrade que 
le Gouvernement russe est le seul qui soit disposä k montrer 
de la soUicitude pour la Situation de la Servie. 

L'occupation de la citadelle ne saurait avoir pour la 
Turquie une importance s^rieuse au point de vue militaire. 
Les Serbes, de leur c6t6, attachentun grand prix ä se voir 
dölivr6s de la pr^sence de soldats ^trangers, qu'ils considä- 
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rent comme une huBHluition et qui est en outre une cause 
permanente de rixes et de difficitlt^ Nous ne serions donc 
pas 61oign^s de partager le smtiiiieiit de M. le Marquis de 
Moustier sur cette question et de crmre qa'elle pourrait 6tre 
r^solue ä Tavantage mutuel des deux parties, si les Serbes 
donnaient ä la Porte, en retour de cette concession, des 
garanties efficaces de calme et de loyautä dans Taveiiir. Par 
<gtrd poor rind^pendance du Gouvernement ottoman» wm 
ne voudrions pas le presser avec instance d'aller au devant 
des voeux des Serbes, mais j'engage M. le baron de Pro- 
kesch ä s'exprimer de maniire ä ce qu'on sache ä Constan- 
tinople que nous ne sommes point opposte ä Fid^e de sages 
concessions et que nous applaudirions mftme h toute mesure 
qui, Sans mettre en question la suzerainet^ de la Porte^ ccm- 
tenterait la Servie et assurerait ainsi la tranquillit^ de ce 
pays. 

Yeuillez, mon Prince, vous ^noncer dans le sens de la 
präsente d^p6che, que je vous autorise m£me ä placer con- 
fidentiellement , si vous le jugez a propos, sous les yeux de 
M. le Marquis de Moustier, et recevez etc. etc. 

Baron Beust hatte die Genugthuung, nicht blos 
zu erfahren, dass die französische Regierung seinen 
Ansichten durchaus beipflichtete, sondern selbst die 
Absicht zu erkennen gab, wenn möglich mit Oester- 
reich gemeinsam zu handeln. England billigte eben- 
falls die Beust'sche Politik, und Graf Kalnocky, der 
Geschäftsträger zu London, theilte diese ermuthigende 
Thatsache dem Baron Beust in einer Depesche mit, 
von welcher hier ein Auszug folgt: 
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Le Gomte de Eäliiocky au Baron de Beust. 

Extrait. Londres, le 5 däcembre 1866. 

D'apres ce que Lord Stanley vient de me dire, ses rap- 
ports de Gonstantinople confirment qu'on doit s'attendre ä 
une F^sistance tenace de la part du Gonyernemeiit tarc snr 
la question de Beigrade, „tl'est pour la Porte un souvenir 
historique auquel eile se croit Obligo de tesdr dans rint^rfit 
de sa dignit^ et de son autorit^. " — Le Principal Secr^taire 
d'Etat constata de nouveau avec satisfaction Taccord qui exi- 
stait au sujet de cette affaire entre les Cabinets de Yienne, 
de Paris et de Londres, en ajoutant: „Je connais votre ma- 
niöre de voir et celle de la France que j'approuve entiere- 
ment, avec la nuance peut-6tre que nous consid^rons cette 
question comme une aifaire qui regsurde essentiellement la 
Turquie et oü nous u'avons pas ä nous m^ler. Nous avons 
conseill^ ä Gonstantinople de faire des concessions, c'est au 
Gouvernement turc ä d^cider s'il croit devoir en faire. S'il 
refuse de sortir de Beigrade, il est dans son droit et nous 
devrons nous bomer ä lui dire que c'est de la mauvaise po- 
litique et que par consäquent il a tort." 

Wir haben bereits, gelegentlich der Darstellung 
der Beust'schen Politik gegen Russland, der wohl- 
wollenden Absichten Oesterreichs bezüglich Serbiens 
gedacht. Die dieses Land betreffenden Vorschläge 
des Baron Beust wurden nicht blos von der hohen 
Pforte, sondern auch von allen Grossmächten, mit 
Ausnahme Kusslands, angenommen. Letzteres ver- 
suchte, obgleich vergeblich, die Anerkennung des 
Fürsten von Montenegro als Fürst von Serbien her- 
beizuführen, wie man aus nachstehender Depesche 
ersehen wird: 
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Le Baron de Frokesoh an Baron de Benst. 



Constantinople, le 16 juin 1868. 

Mes cotiigaes d'Anj^eterre, cte France et de Bnssie tron- 
vent Fattitude prise de piime abord par la Porte digne et 
sage. L'Ambassadear de Russie, en particulier, a enToy^ son 
Premier drogman, M. le Q^ndral Bogouslawsky , ä la Porte 
poQr la ffliciter de sa mod^ratioii et du tact de convenance 
politiqüe d^montr^ en cette occasion. Le G^n^ral, causant 
ayec Fuad-Pacha sur les ^yentualit^s du choix, a yoolu con- 
nattre si la Porte avait ou non un candidat ä eUe poor le 
si^e prinder, et sur la r^ponse negative du Ministre ottoman, 
il däsira savoir si eile se r^servait un v^to oontre Ton oi 
Fautre candidat. Fuad-Pacha ayant r^pondu ä cette question 
ägalement par un non, le premier drogman ruase, en pr^ 
sant le sens de sa pens^e, demanda si la Porte admettrait 
par exemple le Prince de Mont6n6gro s'il sortait du vote de 
la scouptchina ? Fuad-Pacha r^pondit que ce cas ^tait l^gale- 
ment impossible et que, certainement , la Porte refuserait de 
sanctionner le choix d'un Prince non-originaire du pays. 



Die ganze Frage der Wahl des regierenden Fürsten 
ward nach den Wünschen der Serben geordnet, denn 
die Pforte ertheilte ihren „Berat^' in genauer üeber- 
einstimmung mit den Vorschlägen des österreichischen 
Internuntius in Constantinopel, Baron Prokesch, welcher 
von dem österreichischen Auswärtigen Amte die Weisung 
erhalten hatte, in dieser Angelegenheit die Serben 
zu unterstützen. Er berichtete in nachstehender 
Depesche über das Ergebniss: 
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Le Baron de Frokescli au Baron de Benst. 

Gonstantinople, le 24 juillet 1868. 

Je rne suis rendu hier ä la Porte dans rintention de 
m'assurer de la r^daction et de la prompte exp^dition du 
B^rat d'investiture du Prince de Servie, les complications au 
Danube engageant ä eviter le retard. 

J'ai retrouY^ Fuad-Pacha dans les m£mes dispositions 
dans lesquelles je l'avais laiss^ il y a quelques jours, c'est- 
ä-dire, convaincu conime nous, qu'il est de Fint^rßt du gou- 
vernement ottoman de faire acte de reconnaissance du prin- 
cipe d'h^r^dit^ et d'assurer ainsi ä la dignit^ princiere cn 
Servie le droit de succession. 

Le Ministre ottoman, sur ma demande, mit sous mes 
yeux la traduction officielle du B^rat qui sanctionne l'avene- 
ment du Prince Milan, approuvant le vote de TAssembl^e 
nationale comme conforme ä Tordre de succession stabil par 
le B6rat de 1830, qui accordait l'h^r^dit^ de la „dignit^ prin- 
eifere ä la famille Obr^novich par ordre de primog6niture". 

Dans le texte de la traduction il y avait cependant deux 
fois le terme „61u". L'^lection, dans le cas present, n'^tant 
consid^räe dans le B^rat que comme la suite et la reconnais- 
sance du titre hör^itaire du Prince Milan, le terme „61u" 
^tait au fond sans cons^quence. J^jäi cru, cependant, qu^il 
fallait le changer, et il m'a ^t^ d'autant plus facile de dis- 
poser le Ministre ä remplacer dans le premier alin^ les mots : 
„a ^lu" par: „s'est ^nonc^ en faveur de" et dans le second 
It le terme älu par admis, que dans le texte turc le mot 
^ correspondant a le sens d'admission et non pas celui d'^- 
lection. 

Le Charge d'Aflfaires de Servie, auquel j'ai lu confiden- 
' tiellement la piece, Ta trouv^e tout-ä-fait conforme aux voeux 
de son Gouvernement. 

Oesterr.-XJng. Monarchie. 11 



Die 
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Le Secr^ire-G^n^ral da Ministere des Affaires Etran- 
geres, Kiamil-Bey, porteur da B^rat, pari aajoard'hoi poor 
Varna et Beigrade. La tradaction officielle sera commaniqaee 
aax Coars garantes par les organes de la Sablime-Porte au- 1 
pr^s d'elles. Je m'empresse de la joindre dans Fexemplaire 
m^rne qui m'a ^t^ remis par Faad-Pacha, accompagn^ du 
texte tarc. 

Veoillez agr^r, etc. 



Die Lage wurde indess durch die grausame Er- 
moiHlung des regierenden Fürsten von Serbien, welcher 
ohne directe Nachkommenschaft war und dem ein 
Minderjähriger auf den Thron folgte, sehr verwickelt. 
Trotzdem ward die Ruhe vollständig wiederherge- 
stellt, die Industrie des Landes erblühte und die 
Beziehungen zwischen Serbien, der Türkei und Oester- 
reich gestalteten sich inniger und vertrauensvoller 
denn zuvor. Dieses Ergebniss verdankt man nur 
der weitsichtigen Politik des Baron Beust. Dass 
diese Politik keineswegs eine einseitige war, beweist 
die Thatsache, dass er — unbeschadet seiner Unter- 
stützung der berechtigten Forderungen der Christen 
in der nördlichen Türkei — gegenüber dem unge- 
setzlichen und revolutionären Aufstand der unzufrie- 
denen christlichen Unterthanen der Pforte , der Rajah 
im Süden, die Partei der Türken nahm. 

Die von den Griechen unterstützte Erhebung in 



tfkrusoii- Greta war sowohl für die Pforte, wie für den all- 

iAchischo 

Fmge. gemeinen Frieden Europas eine Quelle ernster Ge- 
fahr. Griechenland , entschlossen seine ehrgeizigen 
Pläne territorialer Machtvergrösserung durch die 
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Herbeiführung und Unterstützung der Candiotischen 
Erhebung zu fördern , scheute vor einem Kriege mit 
der Türkei nicht zurück, und die letztere Macht 
fühlte sich begreiflicherweise durch diesen grellen 
Bruch des Völkerrechts schwer verletzt. 

Es gelang jedoch Baron Beust, zu Salzburg ein 
vollständiges Einverständniss in der Candiotischen 
Frage zwischen Frankreich und Oesterreich herbei- 
zuführen , wie man aus der nachstehenden , vom 28. 
August 1867 datirten Depesche ersehen wird: 

Le Baron de Beust au Frince de Metternicli ä Paris. 

Wildbad-Gastein, le 28 aoüt 1867. 

D'apres ce qui a 6t6 arrfet^ ä Salzbourg, la question de 
Candie doit fetre reprise en sousoeuvre aujourd'hui que les 
circonstances ont change. Obtenir une pacification prompte 
da pays en amenant la cessation des hostilit^s et le commen- 
cement de Tenqu^te, dans le but de donner satisfaction ä 
tous les voeux des populations compatibles avec la dignit^ de 
l'Empire Ottoman, voilä ce que les gouvememens de France 
et d'Autriche veulent tacher de realiser. A cet eflfet , il a 6t6 
convenu que Ton ferait une demarche aupi^ du Gouverne- 
ment russe pour lui demander son avis ^r les moyens les 
plus propres ä amener la Solution de Taffaire cr^toise. Les 
deux Cabinets comptent s'adresser ensuite au G:ouyemement 
brit^nnique äfin de Tengager ä unir ses efforts aux leurs pour 
d^der le Gouvernement ottoman ä adopterje mode indiqu^. 

J*ai, dfes ä präsent, fait informer le Grand-Vizir que les 

pourparlers de Salzbourg avaient ^t^ empreints d^un carac- 

tere de bienveillance non 6quivoque pour la Porte, mais qu'en 

mSme temps ils avaient tendu ä la faire entrer r^solument 

dans la voie de Tenqu^ propos^e. 

11 * • 
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Dans le cours des entretieiis ä Salzboui^, j'ai üait res- 
sortir pbu d'oiie fois combieii il y avait d'exageration , ponr 
De pas dire plus, dans les noavelles r^pandues ä grand bruit 
sur lea cmaat^ commises en Candie par les troupes d'Omer 
Pacha, Doavelles sur la fois desqaelles les Puissances ont 
cru devoir envoyer des b&tiiDens poor recadllir les femmes 
et les enCuis. Votre Altesse verra par le rapport ci-joint 
m copie de notre Charge d'affaires ä Constantinople et que 
je Yous eDgage ä faire tradoire afin de poavoir le mettre 
soos les yeux de IL le Marquis de Moustier, que nos appre- 
ciations sont confirm^es par des autorit^s fran^aises. 11 en 
est de m£me de T^tat actuel de rinsurrection , que Ton pr^ 
tend toiyours £tre en voie de progris et qui serait complete- 
ment finie sans Tappul moral que lui a donn^ Fenvoi des 
vaisseaux ätrangers. 
Recevez etc. etc. 

Frankreich wie Oesterreich waren beide gleich 
begierig, <V\ü Befriedung Gretas und eine Ver- 
besserung der Lage der christlichen ünterthanen des 
Sultans durch alle solche Concessionen herbeizuführen, 
welche nur irgend mit des Letzteren Würde verein- 
bar waren. Die Türkei , von Oesterreichs und Frank- 
reichs Aufrichtigkeit fiberzeugt, suchte deren Ver- 
mittelung durch Einführung vieler wichtiger Refor- 
men zu erleichtern. So gewährte unter andern die 
Pforte volle Religionsfreiheit, obgleich es ihr damals 
bereits gelungen, die Insurrection so weit zu unter- 
drücken, dass sie nur noch in jenen Districten wü- 
thete, wo sie von den Griechen unterstützt wurde. 

Diese freiwillig gemachten Concessionen der Pforte 
stärkten jedoch andererseits ihren Entschluss: unbe- 
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dingt jeden auf die Abtretung Gretas bezuglichen 
Vorschlag zurückzuweisen. Aus der folgenden De- 
pesche wird man am besten erkennen, wie sehr 
Baron Beusfs Thätigkeit diese Anschauung theilte 
und unterstützte: 



Faad-Fasclia ä Hayder Efendi ä Yienne. 

Constantinople, le 3 janvier 1868, 

Son Excellence TAmbassadeur de Sa Majest6 Imperiale 
et Royale Apostolique m'a lu, 11 y a au-delä d'un mois, une 
d^pSche confidentielle de M. de Beust relativement ä la 
question de la Crete. II en r^sulte que M. de Beust, ayant 
reqvL du Cabinet des Tuileries au sujet de la däclaration des 
quatre Puissances les assurauces les plus satisfaisantes rela- 
tivement au maintien du principe de rint^gritä de FEmpire^ 
s'est aboueh^ ensuite ä Londres avec le Principal Secrätaire 
d'Etat de Sa Majest^ la Reine et que c'est le resultat de 
cette entente quMl yeut bien nous communiquer par Tentre- 
mise du Baron Prokesch. 

M. de Beust nous engage donc d'accepter Tenquete pro- 
pos^e par les quatre Puissances, Tint^grit^ de FEmpire 
ayant ^t^ mise hors de cause. Cela posä, l-enqu6te servi- 
rait, d'apr^s Fopinion de M. le Baron de Beust, ä aplanir 
toutes les difficult^s de la Situation et ferait disparattre la 
seule question qui pr^occupe en ce moment d'une mani^re 
s^rieuse la Sublime Porte, savoir la question de la Gräte. 

Si donc le Gouvernement ottoman r^pondait dans le 
sens sus-indiqu4 ä la d^claration des quatre Puissances et 
quUl transmettait cette r^ponse aux Gabinets de Vienne et 
de Londres, ceux-ci seraient pr^ts k Fappuyer. Teile est 
la substance de la communication qui nous a ^t^ faite con- 
fidentiellement ^n nom de M. de Beust. 
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Vous comprendrez , M. T Ambassadeur, que venant de la 
part du Ministre d'une Puissance dont Tappiii bienveillant 
ne nous a fait däfaat dans aucune des questions qui noas 
touchent de si pr^, et d'un des hommes d'Etat dont slio- 
nore aigourdliui ä un si juste titre la diplomatie europ^nne, 
cette communication ne pouvait ne pas nous trouver profon- 
dänent sensibles. La Sublime Porte appr^de d'autant plus 
cette sdUcitude pour nos int^rßts qu'elle nous offre one 
vraie consolation et un encouragement au moment m6me oü nos 
efforts pour r^pondre ä Fattente de llSurope, notre mode- 
ration et Tesprit de conciliation dont nous avons fait preuve, 
sont si ouvertement m^connus. Je tiens donc tout d'abord 
ä Yous prier, M. T Ambassadeur, d'en exprimer les remer- 
dmens les plus vifs de Sa Majest^ Imperiale le Sultan ainsi 
que de Son Gouvernement tant k Sa Majest^ FEmpereur 
FrauQois- Joseph qu'ä M. le Chancelier de l^mpire. M. 
de Beust a donn4 une preuve ^clatante de cette sollicitude 
en mettant avec tant de succäs k notre profit son yoyage 
k Paris et ä Londres, car vous nMgnorez pas de quelle in- 
fluence a ^tö, au point de vue de nos int^r£ts, ce voyage 
qui a suivi de prös Tentrevue de Salzbourg. Le discours de 
FEmpereur des Frangais ä Fouverture de la Session du Corps 
Idgislatif est venu corrobgrer d'une manifere solennelle les 
dispositions favorables de la France au sujet de Fint6grite 
de FEmpire. Ce point est d&ormais acquis et nous pouvons 
nous föliciter de voir Celles des Puissances qui se sont de 
tout temps intöressöes ä la Turquie se rencontrer dans les 
m6mes dispositions ä cet ^gard. 

La politique de la France relativement ä Fint^grit6 de 
FEmpire s'^tant donc nettement dessin^e, nous avons du 
rechercher quel pourrait 6tre Fobjet d'une enqufete en Crete. 
II pourrait y en avoir trois: d'abord les causes de Finsurrec- 
tion, puis ses suites desastreuses pour le pays, enfin les 
moyens pour les r^parer. 

Les causes de Finsurrection ? mais si Jamals une ques- 
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tion a et^ d^battue ä fond et jugee irrevocablement par 
ropinion publique, c'est bien celle-lä. Qui ne sait aujour- 
d'hui que ce sont las excitations ^trangeres et non pas seule- 
ment les excitations, mais le privil^e aecord^ ä an pays 
limitrophe, en d^pit du droit international et des stipulations 
des trait^s, d'introduire des moyens de guerre et de lancer 
des bandes sur le sol de la Candie, qui ont prodiat. et en- 
tretenu l'insurrection ? 

Quant aux d^sastres qui par sujte de Tinsurrection ont 
ravag^ le pays, ils ne sont malheureusement que trop r^els. 
Le ®buyemement Imperial qui en conQatt Tätendue les d^- 
plore plus que qui que ce soit. Aussi fait-il tout ce qui est 
en son pouvoir pour les r^parer et s'emploie-t-il ä mettre 
fin ä une Situation aussi deplorable,* en portant d'un cöt6 
le dernier coup ä Tinsurrection et en inaugurant de Tautre 
cöt^ pour la Candie une nouvelle ere dont les populations 
lui savent d^jä gre et qu'aussi TEurope appr^ciera sans doute. 
Les demi^res mesures d^cr^tees par Sa Majest6 Imperiale, 
en dotant llle d'une Organisation sage et liberale, en pro- 
mulgant des r^lemens qui accordent aux chretiens une 
large part dans Tadministration, ont ouvert aux populations 
la perspective d'une paix f^conde en prosp^rit^ et bien-6tre. 
Les r^glemens administratif et judiciaire ^labor^s et deaet^s 
tout r^cemment ne laissent, nous Tesp^rons, rien ä desirer. 
Que pourrait-on demander davantage? Aussi ces mesures 
sont-elles accueillies par les populations d^livr^es de la pres- 
sion des bandes ^trang^res comme un bienfait v^ritable. 
La majorite de la population qui a toujours conservä son 
attitude calme et soumise se voit r^compens^e de sa conduite 
et encourag^e ä y perseverer, tandis que le d^couragement 
gagne de plus en plus les exalt^s qui se sont laisse entrainer 
par les agitateurs. Cet heureux resultat sur lequel le Gou- 
vernement Imperial a incontestablement le droit de compter 
pour mener ä bonne fin Toeuvre de r^paration et d'apaise- 
ment, serait gravement compromis, il est facile de s'en con 
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vaincre, par la prfeence d'une commission mixte sar le sol 
de la Candie qui remettrait tout en question. Elle aurait 
ponr efiet imm^at de relever le moral des r^calcitrans et 
de les enhardir. En se ber^ant de nouvelles et dangereuses 
illosioiis, les meneurs de rinsurrection les commoniqueraient 
ä la Population soumise, et vous savez combien la contagion 
des id^es chim^riques est üetdle soos Tempire des circon- 
stances telles qn'en cr^erait^ Fenqufite inüailliblement Lais- 
stes en pr^nce des autorit^ constitu^s du pays, en pr6- 
sence de la magnanimit^ du Gouvernement Imperial qui se l 
präsente avec le pardon et la cl^mence ä la main, les j^pu- 
lations si cruellement ^prouv^s ne sauraient que se jeter 
dans leur bras. Mais qu'une commission internationale vienne 
s'interposer entre le Gouvernement et ses sujets avec la mis- 
sion d'examiner et de statuer sur leur sort, ce fidt seul 
sentit de nature ä jeter la confusion dans les esprits, ä 
^branler ieurs sentimens et ä leur inculquer la penste qae 
ce n'est pas de Finitiative et de Tautorit^ du Gouvernement 
Imperial que dopend leur salut. On ne manquerait pas d'ail- 
leurs d'exploiter cette Situation, de faire luire aux yeux des 
plus simples le mirage de concessions impossibles; les moyens 
subversifs feraient le reste. Le r^sultat en serait tel que 
nous ne le saurions admettre ä aueun prix et que les Puis- 
sances mßmes ne le pourraient d^sirer. C'est pour toutes 
ces consid^rations que Sa Majest^ Imperiale le Sultan s'est 
d6cid6 ä envoyer sur les lieux Son Grand- Vizir. La mission 
de Son Altesse Aali-Pascha n'a pas eu d'autre but que 
celui qu'on s'est propos6 par l'enqußte, ayant en mßme 
tcmps Tavantage d'appliquer sans delai les rem^des aux 
maux retrouv6s. Elle n'est donc qu'une autre forme de 
Tenquöte, la seule qui soit exempte d'inconv6niens. Le 
caractfere de ce premier homme d'Etat de la Turquie assure 
d'ailleurs ä son oeuvre la maturite de l'intelligence ainsi 
que l'impartialit^ et T^quit^ voulues. Ce n'est pas un refus 
par lequel nous r^pondons aux conseils de M. de Beust. 
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Ces conseils sont marqu^s au coin d'une trop grande bien- 
veillance pour qu'il nous soit permis de les accueillir avec 
un autre sentiment que celui d^une profonde d^f^rence; 
Mais cette dcfärence inSme nous fait un devoir de lui pre- 
senter nos observations. Dans sa haute perspicacit^ et dans 
sa grande exp^rience des affaires il ne saurait ne pas les 
prendre en s^rieuse consideration et leur accorder Taccueil 
que nous esp^rons m^riter par la sinc^rite de notre langage 
et par la eonfiance dont il fait preuve. Dans la Situation 
oü nous sommes, la franchise et la loyaut^ envers nos amis 
est Sans doute notre premier devoir; c'est pour cela que 
nous avouons que leur appui nous est plus que jamais 
indispensable. Nouä esp^rons qu'il ne nous fera pas d^faut 
dans cette circonstance de la part de M. le Baron de Beust 
et nous le hü demandons au nom de cette bienveillance dont 
il est anim^ ä notre ^gard, au nom des int^r^ts de la Tur- 
quie qui est dejä fi^re de le compter parmi ses amis, au 
nom de la justice et des grands int^r^ts europ^ens qui ne 
sauraient 6tre s^pards de ceux de Tint^grit^ de FEmpire. 

En vous priant de donner confidentiellement lecture de 
cette däp£che ä Son Excellence M. le Ministre des Affaires 
Etrang^res de Sa Majest^ Imperiale et Royale Apostolique^ 
je vous autorise ä lui laisser une copie si Elle le d^sire. 

Agr^z etc. etc. 

Bei jedem Versuche den Frieden herzustellen, 
erwies sich mehr und mehr, dass Griechenland die , 
wirkliche und hauptsächlichste Ursache der Erhe* 
bung war , und diess führte natürlich in den Be- 
ziehungen zwischen letzterer Macht und der Türkei 
zu solcher Leidenschaftlichkeit, dass der Ausbruch 
eines Krieges nahe bevorstand. Es ist sonderbar, dass 
trotz der obigen authentischen Depeschen, welche 
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klar bewiesen, dass der osterreichißche Minister des 
Auswärtigen Alles that was in seiner Macht stand, 
um den Ausbruch zu verhindern, doch des Baron 
Beust politische Gegner fortfuhren ihn zu beschul- 
digen, dass er es sei der die politische Gereiztheit 
der Türkei steigere. Seine Absicht, sagten sie, sei: 
aus der Verwirrung, in welche die orientalischen An- 
gelegenheiten im Fall eines Krieges gestürzt werden I 
würden, politisches Kapital zu machen. Baron Baust 
fetnd sich veranlasst, diese ungerechten Beschuldi- 
gungen in der nachstehenden Depesche zu wider- 
legen : 

Le Gomta. de Beust au Piiuce de MettermclK ä Fans. 

Vienne, 4 janvier 1869. 

Sa Majest^ TEmpereur et Roi Vous ayant d^sign^ pour 
Son plenipotentiaire ä la Conference qui va se reunir ä 
Paris, afin de d(51ibörer sur le conflit turco-grec, j'ai l'hon- 
neur de Vous transmettre ci-pr^s les pleins-pouvoirs n^ces- 
saires. 

Votre Altesse connait parfaitement les vues du Gou- 
vernement Imperial et Royal, ainsi que le but qu'il desire 
atteindre dans la Conference. Ce que nous devons souhaiter 
avant tout, c'est une Solution qui termine pacifiquement le 
different soulev^, pul pr^vienne le retour de semblables 
incidents et qui donne ä la Porte la satisfaction qui lui est 
legitimement due. D'apres les Communications que M. le 
Marquis de Lavalette a Wen voulu faire ä Votre Altesse, le 
Gouvernement francjais envisage absolument comme nous les 
questions en instance, et le programme qu'il a esquisse 
tant pour les travaux de la Conference que pour la partici- 
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pation de la Grfece ä cctte r^union, r^pond enti^rement ä 
nos propres sentiments. Aussi n'avons-nous pas h^sit^ ä 
donner a ce programme notre pleine adh^sion et Vous 
voudrez bien, mon Prince, de concert avec M. le Pl^nipo- 
tentiaire de France Vous eflforcer ä le faire pr^valoir. Selon 
nos informations, le Gouvernement de Sa Majestä britanni- 
que partage notre mani^re de voir et nous avons tout lieu 
de croire que les trois Gouvernements se pr^sentent ä la 
Confiärence dans le plus parfait accord. Cette entente nous 
parait d'un heureux augure pour les r^sultats des d^lib^ra- 
tions de la Conference et Votre Altesse devra appliquer 
tous ses soins ä la maintenir. 

Les Cabinets de Berlin et de St. P^tersbourg nous ont 
tenus moins au courant de leurs appr^ciations. Gependant 
nous sommes autorisds ä penser qu'ils reconnaissent en prin- 
cipe la l^gitimite des demandes formul^es par le Gouverne- 
ment Ottoman. Les Repr^sentants de ces deux Gouvernements 
ont donn^ au Gouvernement hellänique les mSmes conseils que 
leurs collegues et aucuue divergence notable n'a pu se re- 
marquer dans Tattitude des dififi6rentes Puissances. Nous esp^- 
rons que cette mSme harmonie de vues r^nera au sein de 
la Conference et facilitera Faccomplissement de sa täche. 

Le Gouvernement ottoman tiendra compte, je le sup- 
pose, des dispositions bienveillantes de toutes les Puissances 
ä son egard. Fort de leur appui vis-a-vis de la Gr^ce, il 
pourra bomer ses r^clamations aux points les plus indispen- 
sables et contribuer ainsi, de son cöte, au r^sultat pacifique 
que nous d^sirons atteindre. 

Quant au Gouvernement helienique, nous aimons ä croire 
qu'il ecoutera la voix de la raison et qu'il n'h^sitera pas ä 
se conformer aux avis de la Conference. La dignite du 
Roi George et de son Gouvernement me parait entierement 
sauvegardee par la voie suivie dans cette circonstance. Du 
moment oü ce n'est plus TFmpire ottoman seul qui impose 
ses conditions a la Grece, mais l'Europe r^unie qui l'invite 
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k respecter le droit interoational et ä satisfaire ä des de- 
mandes legitimes, eile ne saurait plus avoir de motif valable 
poar se refuser ä un accommodement. 

Ces indications, jointes ä celles que je Vous ai d6jä 
fournies, Vous permettront, mon Prince, de regier Votre 
attitude et Votre langage dans la Confärence d'apres les 
vues du Gonvemement Imperial et RoyaL 

Dans Torigine du conflit turco-grec, nous nous sommes 
tenus k T^art et nous avons renonc^ k toute initiative, afin 
de ne donner aucune prise aux insinuations malveillaotes 
qui nous repr^sentaient comme fomentant la discorde entre 
les deux parües adverses et encourageant la Porte a des 
mesures provocatrices. Nous avons cependant, dhs le Pre- 
mier moment, promis notre concours ^ventuel ä toute mesure 
que les Pui»sances adopteraient en commun pour assurer le 
maintien de la paix. Fidiles ä cette promesse, nous nous 
sommes empress^s d'adh^rer au projet de Conference, mais 
en m6me temps, nous avons pers^v^r^ dans notre r^serve 
et, sans intervenir par aucune Suggestion nouvelle, nous 
avons simplement aequiese^ aux arrangements pris ä Paris, 
afin d'assurer la röunion de la Conference et d'en pr^parer 
le Programme. Nous ne sommes sortis de cette r^serve 
qu'ä une seule occasion, lorsque la Porte a semblä h6siter 
ä accepter la Conference. Alors nous avons spontan^ment 
use de rinfluence que nous pouvions avoir auprfes du Gou- 
vernement Ottoman, comme ses amis sincöres, pour l'engager 
vivement ä ne pas faire naltre par un refus de nouvelles 
difficultes. Nous croyoiis avoir contribu^ ainsi ä la Solu- 
tion qui se pr^pare et donn^ un nouveau dement! aux ac- 
cusations dirigöes contre la politique du Gouvernement Im- 
perial et Royal. 

C'est ä Votre Altesse qu'il appartient aujourd'hui de 
confirmer une fois de plus combien nos soins tendent con- 
stamment vers un but de paix et de conciliation, en pre- 
nant au sein de la Conference une part active aux eflforts 
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qui se feront pour arriver ä un arrangement sur les bases 
convenues. 

Recevez etc. 



Die griechische Regierung wusste sehr wohl, 
dass jene Beschuldigungen unbegründet waren, denn 
sobald als Frankreich der Regieining zu Athen 
Beine Ansichten über das gesetzwidrige Verhalten 
in den cretischen Angelegenheiten mit Entschieden- 
heit zu erkennen gegeben, hatte Baron Beust die 
nachstehende Depesche mit dem Auftrage an den 
österreichischen Gesandten in Athen gesendet, die- 
selbe dem griechischen Minister vorzulesen: 

Le Baron de Beust au Baron Testa ä Äthanes. 

Vienne, le 23 avril 1868. 

Nous apprenons que Fune des Cours protectrices de la 
Grece, prenant texte de Fappul continu pr6t6 par le gou- 
vemement hell^nique ä rinsurrection en Gandle, ainsi que 
de sa conduite dans Tafifaire des r^fugi^s cr^tois, vient de 
lui adresser des repr^sentations s^rieuses au sujet de la voie 
p^rilleuse qu'il persiste ä suivre, lui recommandant vivement 
de renoncer aux ddcevantes esp^rances de grandeur et de 
gloire qu'il semble toujours dispos^ ä caresser et de se 
contenter du röle plus utile de consacrer ses soins aux 
am^liorations dont le regime Interieur du pays est sus- 
ceptible. 

Nous n'avons pas, quant ä nous, la mSme qualitä que 
les Puissances protectrices du royaume hellänique pour exer- 
cer de Tinfluence dans ses affaires ; mais il est d'autres 
titres dont nous pouvons nous autoriser pour faire entendre 
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ä Äthanes des avis bienveülants. Les liens d'amiti^ qui 
anissent la Cour de Vienne ä celle d'Athenes, les int^räs 
politiques bien entendus des deax Etats que rien D'empiche 
de marcher d'accord , enfin les relations multiples CT66es par 
le mouvement commercial si actif entre les deux pays et 
par le nombre consid^rable de Grecs ^tablis dans notre em* 
pire; toutes ces raisons, en nous d^fendant du soupQon de 
nourrir des sentiments matveillants ä F^gard de la Grecei 
doivent exclure toute fausse Interpretation, si nous nous pe^ 
mettons de venir appuyer tout conseil qui lui est donn^ dans 
un sage esprit de mod^ration. 

Les destin^s du royaume hell^nique nous inspirent une 
Sympathie sinc^re, mais c'est pröcis6ment pour cela que nous 
serions d^l4s de le voir se lancer dans la carri^re aventu- 
reuse oü il allait Atre engag^ lorsque le Roi, reconnaissant 
dans sa haute sagesse les dangers d'une pareille politique, 
a appeie dans Ses conseils les hommes ^minents qui dirigent 
actuellement les affaires. 

Nous ne pr^tendons aucunement oontester ä la Gr^ce 
les chances que Tavenir peut lui r^server; mais ces chances, 
il nous semble qu'elle ne pourrait que les affaiblir si eile ne 
s'abstenait de tout cc qui serait de nature ä exciter les nie- 
fiances et les inqui^tudes de l'Europe. Qu'elle suive plutöt 
rexemple d'autres pays, qui, entour^s d'Etats plus grands et 
plus puissants, ont r^ussi, sans se bercer de rcves d'agran- 
dissemcnt, ä atteindre un haut degr^ de bien-6tre et ä se 
faire une Situation consid^rable dans le monde. En d^ve- 
loppant les riches ressources dont l'a dou6e la nature, en 
encourageant la production nationale, en ^tendant le cercle 
de ses transactions commerciales, en repandant l'instruction, 
en prenant, en un mot, une part active aux travaux de la 
civilisation , la Grece pourra devenir un objet d'envie pour 
les populations qui Tavoisinent et se pr^parer un bei avenir. 

Ce n'est pas ä dire que nous demandions aux Helenes 
d'ßtre insensibles au sort d'un peuple auquel les rattachent 
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des liens etroits de religion et de race. Nous-m£mes, nous 
nous en preoccupons vivement, non moins que les autres 
Puissances garantes, et cette attitude a du n^cessairement 
peser d'un grand poids dans les d^terminations de la Porte 
Ottomane, et häter Teffet de ses bonnes dispositions ä Y& 
gard des Gr^tois. Mais Tint^r^t t^moign^ ä ce peuple ne 
doit jamais aller jusqu'ä enfreindre les lois de la neutralit^. 
Convient-il que la Grece , plac^ comme eile est sous le pro- 
tectorat de trois des grandes Gours^ fasse k un Empire dont 
ces m£mes Cours ont garanti Tintegrit^, uiie guerre qui, 
pour n'Stre pas d^clar^e , n'en est pas moins active ni moins 
efficace? Teile ne saurait ßtre la maniäre de voir des hom~ 
mes d'Etat qui sont au pouvoir ä Athenes, et aujourd'hui 
que la nation grecque a prouv^, par ses dernieres ^lections, 
que, dans sa grande majorit^, eile ne s'associe pas aux ten- 
dances belliqueuses , ils puiseront sans doute dans cette ma- 
nifestation ^clatante de Topinion une force nouvelle pour 
faire prevaloir cette politique d'ordre et dtf paix qui ne peut 
manquer de concilier ä leur pays Testime et TafiFection de 
l'Europe. 

Veuillez Vous ^noncer dans le sens de ce qui präcede 
envers les Ministres du Roi. 

Recevez, etc. 

• 

Als das Tuilerien-Oabinet den von Preussen aus- 
gehenden Vorschlag einer europäischen Conferenz 
zum Zwecke der Beilegung des türkisch -griechischen 
Conflictes zur vertraulichen Besprechung nach Wien 
sendete, stimmte Graf Beust sofort dem französi- 
schen Programme bei, und richtete gleich darauf 
die freundschaftlichsten Rathschläge nach Constanti- 
nopel, um die Bedenken zu beseitigen, welche die 
Pforte dagegen hegte, den europäischen Mächten die 
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türkischen Beschwerden vorzulegen und das au Grie- 
chenland gerichtete Ultimatum dem Verdict der Con- 
ferenz zu unterstellen. Graf Beust rieth der Pforte 
auf das Eindringlichste, ihrer Sache nicht im Voraus 
durch eine hartnackige Weigerung zu schaden , und in 
diesem Sinne schickte er unterm 29. December 1868 
die nachstehende tel^raphische Depesche an die 
österreichische Gesandtschaft in Gonstantinopel : 



&iaf von Benst an Ritter yon Haymerle in Gon- 

stantinopeL 

Tele^^numiL Wien, 29. December 1868. 

Mit Ihrer Antwort an den rassischen Botschafter bin 
ich einverstanden. Aeussem Sie sich auch der Pforte gegen- 
über in diesem Sinne. Trachten sie aber auch, dass sie ihr 
Widerstreben gegen die Conferenz aufgebe. In Paris ist 
man ihr sehr wohlwollend gesinnt und es ist alle Aussicht, 
dass auch die übrigen Cabinete sich für Erfüllung ihrer 
billigen Begehren aussprechen werden. Empfehlen Sie, gleich 
Ihrem englischen Collegen, der Pforte die Unterlassung von 
Hinrichtungen auf Candia. 

Am folgenden Tage, den 30. December 1868, 
berichtete der k. k. Geschäftsträger über die gün- 
stige Aufnahme jenes guten Rathes in nachstehendem 
Telegramm an den Baron Beust: 
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Eitter von Haymerle in Constantinopel an Grafen von 

Beust. 

Tdegramm. Pera, 30. December 1868. 

In Folge des gestrigen Tdegrammes Eurer Excellenz 
erwiederte Aali Pascha, er werde, angesichts so guter Ver- 
sicherungen, den Gonferenz Vorschlag im Ministerrathe vor- 
bringen. 

Unter gewissen Vorbehalten wird seiner Ansicht nach 
die Türkei annehmen können. 

Die Executionen auf Greta sind aufgeschoben. 

Und am 1. Januar bestätigt« er diesen Bericht durch 
die folgende Depesche: 

Le Gbevalier de Haymerle an Gomte de Benst. 

Gonstantinople, 1 janvier 1869. 

Les conseils et assurances , contenus dans le t^l^gramme 
de Votre Excellence du 29 d^cembre, ont puissamment con- 
tribu^ ä d^tendre la Situation et ä tranquilliser la Porte sur 
rissue probable de la Gonförence. 

Lord Clarendon a donn^ des assurances plus explicites 
encore sur la ferme Intention des Puissances amies de la 
Porte, de se ranger du c6t6 de celle-ci, et de lui donner 
toute s^curit^ du cöt^ de la Grece« 

En mSme temps arrivait la nouvelle que Petropoulaki, 
pouss6 par la faim, s'etait rendu avee les siens et que le 
comit^ insurrectionnel allait quitter la Grete. 

Hobbard Pacha a consenti ä plaider contre TEnosis, 
comme pirate, devant les tribunaux de Syra et le Gouverne- 
ment hell^nique se porta garant que ce batiment ne quitte- 
rait pas le port avant d'fetre jug^. 

Oesterr.-Ung. Monarchie. ]^2 
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Aali Pacha crtät donc que la Porte pourra, sous des 
auspices fiatorableSf entrer ä la Confi^nce. D ne se hate 
cependant pas trop de prononcer son adhesion; il nen a 
pas encore saisi le Conseil des Ministres; il est vrai que ce 
n'est que hier que des commuiiications offidelles lui sont 
panrenues de Paris et de Londres. II prescrira aa PMnipo- 
tentiaire ottoman de s en teuir strictement ä la discossion 
des cioq points de rUltimatum, et de quitter la seance, si 
011 mettait d'autres questions sur le tapis. 

Veuillez agr^r, etc. 

England , ( )e8terreich und Frankreich gingen also 
auf die Conferenz mit einem vorher vereinbarten 
Programm ein (vom französischen Minister des Aus- 
wärtigen, Herrn de Lavalette, ausgearbeitet) und 
mit gegenseitiger Zustimmung bezüglich der Ar- 
beiten und Ziele derselben. Welches diese waren, 
wird aus der nachstehenden Instruction fiir den 
Fürsten Mctternich hervorgehen, welcher Oester- 
rcich hei (hv (^onferenz vertrat: 



Le Comte de Beust au Prince de Mettemich k Paris. 

Vicnne, 4 janvier 1869. 

Sa Majeste l'Enipereur et Roi Vous ayant designe pour 
Son plenipotentiaiie a la Conference qui va se reunir ä 
Paris, afin de delib^rer sur le conflit turco-grec, j'ai Fhon- 
neur de Vous transraettre ci-pres les pleins-pouvoirs n^ces- 
saires. 

Votre Altesse connait parfaitement les vues du Gouver- 
nement Imperial et Royal, ainsi que le but qu'il desire at- 
ntiedre dans la Conference. Ce que nous devons souhaiter 
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avant tout, c'est une Solution qui termine pacifiquement le 
diflPärend soulev^, qui pr^vienne le retour de semblables 
incidents et qui donne ä la Porte la satisfaction qui lui est 
legitimement due. D'apres les comuiunications que M. le 
Marquis de Lavalette a bien voulu faire ä Yotre Altesse, le 
Gouvernement fran^ais envisage absolument comme nous les 
questions en instance, et le progranune qu'il a esqoisse tant 
pour les travaux de la Conference que pour la participation 
de la Grece ä cette r^union, r^pond entierement ä nos 
propres sentiments. Aussi n'avons-nous pas hesite a donner 
ä ee Programme notre pleine adh^sion et Vous voudrez bien, 
mon Prince, de concert avec M. le Pl^nipotentiaire de France 
Vous eflforcer ä le faire prevaloir. Selon nos informations, 
le Gouvernement de Sa Majest^ britannique partage notre 
mani^re de voir et nous avons tout lieu de croire que les 
trois Gouvernements se presentent ä la Conference dans 
le plus parfait accord. Cette entente nous parait d^un 
heureux augure pour les resultats des d^liberations de la Con- 
ference et Votre Altesse devra appliquer tous ses soins ä la 
maintenir. 

Les Cabinets de Berlin et de St. P^tersbourg nous ont 
tenus moins au courant de leurs apprddatious. Cepenüant 
nous sommes autorisäs ä pensor qu'ils reconnaissent en prin- 
cipe la lägitimit^ des demandes formulees par le Gouverne- 
ment Ottoman. Les Repräsentants de ces deux Gouverne- 
ments ont donn^ au Gouvernement helMnique les mSmes 
conseils que leurs collegues et aucune divergence notable 
n'a pu se remarquer dans Fattitude des difif^rentes Puissances. 
Nous esperons que cette mtoe harmonie de vues r^gnera 
au sein de la Conference et facilitera Faccomplissement de 
sa täche. 

Le Gouvernement ottoman tiendra compte, je le suppose, 
des dispositions bienveillantes de toutes les Puissances ä son 
egard. Fort de leur appui vis-a-vis de la Grfece, il pourra 
bomer ses rÄslamations aux points les plus indispensables 
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et coiitribuer ainsi, de son cot^, au r^sultat pacifique que 
noas d^irons atteindre. 

Qaant au Gouvernement hell6nique, nous aimons ä croire 
qu'il ^coutera la voix de la raison et quMl nli^sitera pas ä 
se conformer aux avis de la Conference. La dignit^ du 
Roi George et de son Gouvernement me parait entierement 
sauvegard^e par la voie suivie dans cette drconstance. Du 
moment oü ce n'est plus TEmpire ottoman seul qui impose 
ses conditions ä la Grece, mais FEurope röunie qui Tinvite 
a respecter le droit international et ä satisfaire ä des de- 
niandes legitimes, eile ne saurait plus avoir de motif valaUe 
pour se refuser ä un accommodement. 

Ces indications, jointcs ä Celles que je Vous ai dejä 
foumies, Vous permettront, mon Prince, de regier Votre 
attitude et Votre langage dans la Conference d'apres les 
vues du Gouvernement Imperial et Royal. 

Dans Torigine du conflit turco-grec, nous nous sommes 
tenus ä T^cart et nous avons renonc^ k toute initiative, afin 
de ne donner aucune prise aux insinuations malveillantes 
qui nous rcpresentaient comme fomentant la discorde entre 
les deux parties adverses et encourageant la Porte ä des 
mesurcs provocatrices. Nous avons cependant, des le pre- 
niior moment, promis notre concours ^ventuel ä toute me- 
sure que les Puissances adopteraient en commun pour assurer 
le niaintien de la paix. Fideles ä cette promesse, nous nous 
sommes empress^s d^adh^rer au projet de Conference, mais, 
en meme temps, nous avons perseväre dans notre r^sene 
et, Sans intervenir par aucune Suggestion nouvelle, nous 
avons simplement acquiesce aux arrangements pris ä Paris, 
afin d'assurer la reunion de la Conference et d'en pr^parer 
le Programme. Nous ne sommes sortis de cette reserve qu'a 
une seule occasion, lorsque la Porte a sembl6 h^siter ä ac- 
cepter la Conference. Alors nous avons spontan^ment use 
de Tinfluence que nous pouvions avoir aupres du Gouverne- 
ment ottoman, corame ses amis sinceres, pour Pengager 
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vivement ä ne pas faire nattre par un refiis de nouvelles 
difficult^s. Nous croyons avoir contribu^ ainsi ä la Solu- 
tion qui se pr^pare et donn^ un nouveau d^menti aux 
accusations dirig^es contre la politique du Gouvernement 
Imperial et Royal. 

C'est ä Votre Altesse qu'il appartient aujourd'hui de 
confirmer une fois de plus combien nos soins tendent con- 
stamment vers un but de paix et de conciliation, en prenant 
au sein de la Gonförenee une part active aux eiforts qui 
se feront pour arriver ä un arrangement sur les bases con- 
venues. 

ßecevez, etc. 

Es ist als ein wahrer Glucksfall anzusehen, dass 
die Entschlüsse der Oonferenz zu Gunsten der Pforte 
und zur Aufrechthaltung des internationalen Rechts 
mit Stimmeneinhelligkeit gefasst wurden. Baron 
Beust, der so wesentlich dazu beigetragen hatte, 
die Türkei zu bewegen den Beschlüssen der Oon- 
ferenz zuzustimmen, übernahm jetzt freiwillig die 
Aufgabe, das hart betroffene Würdegefühl Griechen- 
lands zu besänftigen, und er richtete zu diesem 
Zweck die nachfolgende Note an den Baron Testa: 

Le Gomte de Beust au Baron de Testa ä Äthanes. 

Vienne, 21 janvier 1869. 

Vous trouverez sous ce pli le texte de la d^claration 
adqpt^e par la Conference des Puissances signataires du 
traite de Paris de 1856, qui avait ä se prononcer sur les 
griefs articul^s ä la Charge de la Grece dans rUltimatum 
turc du 11 decembre demier. 
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VeuiUez, Monsiear le Baron, appoyer chaleurensement 
leg conclosions de cette deelanition aapres du Cabinet d'Äthe- * 
nes, et lui reconunander avec instance iVj donner son adh^sion. 

Ainai qull r^solle de la teneur de ce document , la Con- 
förence o'a rien n^lig^ pour faciliter au GouTemement de 
8a Majest^ le Roi des Helltoes la condescendance qai lai 
est demand^ 

Cette tendance ressort, d'une maoiere tout particuMere- 
nient frappante, du passage correspondant au premier point 
de rUltimatum. En effet, la D^laration, au Heu de main- 
tenir la deniande formul^e par la Porte de la dispersion des 
bandes artn^s pour envahir le territoire ottoman, sc con- 
tentc d'ciigager la Grece ä emp^her la formatiou de pareilles 
bandes ä Tavenir. 

Le Gouvernement hell^nique ne m^connattra pas, nous 
aimons ä Tespörer, qu^en ce qui nousconceme, oous n'avons 
rien ^pargnä pour obtenir que, dans la d^marche ä faire 
vis-ä-vis de lui, il füt pleinenient tenu compte des ägards 
dua a une Puissance ind^pendante. Aussi croyons-nous avoir 
le droit de nous attendre a ce que la Grece, dont la dignite 
est dfoonnais hors de cause, ne refuse pas aux voeux et aux 
avis bienveillants de TEurope tout entifere, ce qu'elle n'avait 
pas cru pouvoir accorder aux exigences du Gouvernement 
du Sultan, lorsque les deux parties litigantes se trouvaient 
seules en pr^sence. 

L'int^ret de la tranquillit^ du Levant, intöret auquel se 
lie celui des principaux ^l^ments de la prosperite du 
Royaume hellönique lui-m6me, devrait aujourd'hui primer toutes 
les autres considörations, et Ton peut affirmer ä bon droit 
que la Gröce, en d^Krant au sentiment unanime de l'Europe 
dans cette grave circonstance , s'assurera les sympathies de 
toutes les nations civilisdes. Ce jeune Etat aura ainsi foumi 
la preuve d'une sagesse politique, qui ne peut que contri- 
buer a rehausser grandement sa consideration dans le monde. 

Ilecevez, etc. 
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Durch die Wachsamkeit der Grossmächte und 
die vorsichtige, aber wirksame Thätigkeit des öster- 
reichisch-ungarischen Ministeriums der auswärtigen 
Angelegenheiten war somit die Gefahr des griechisch- 
türkischen Oonflictes abgewendet. Es war der Wunsch 

^ , Die Doouu- 

des Österreichischen auswärtigen Amtes, mit Ru- füraten- 

. thümer. 

mänien und Serbien die freundnachbarlichsten Be- 
ziehungen zu pflegen. Nicht freier Wille, sondern 
eine nothwendige Folge der Maassnähmen der Buka- 
rester Regierung während der Herrschaft der „Rothen 
Partei" war es daher, was das österreichisch - imga- 
rische Cabinet zu einer sehr entschlossenen Hal- 
tung veranlasste, jenen Ausschreitungen gegenüber, 
welche nicht blos gegen den Begriff der Humanität, 
sondern auch gegen alle internationalen Verpflich- 
tungen verstiessen. Das rumänische Cabinet konnte 
auf die Unterstützung der österreichischen Regie- 
rung so lange zählen, als dasselbe sich innerhalb 
der durch die Principien des Rechts und der Civili- 
sation gezogenen Grenzen hielt und das Volk an 
Ausbrüchen fanatischer Unduldsamkeit und religiöser 
Verfolgung hinderte, wie sie schlimmer kaum im 
Mittelalter vorgekommen sind. Das Gedeihen der 
unteren Donauländer ist durchaus ein Interesse der 
Oesterreichisch - Ungarischen Monarchie , und um 
allen möglichen Ereignissen in der orientalischen 
Frage begegnen zu können, ist die Unabhängigkeit, 
die nationale Entwickelung und stätige Ruhe jener 
Länder eine wesentliche Bedingung. 

Von dieser Ueberzeugung durchdrungen, drückte 
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Baron Beüst dem, vom Fürsten Carl von RumäDienU^ä 
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im März 1867 in spedener Mission nach Wien ge-;^^° 
sandten Fürsten Stirbey seine vollständige Bereit- 
willigkeit aus, mit ihm über die vorgeschlagenen 
vier Punkte in Unterhandlung zu treten. Diese Punkte 
betrafen: die Auslieferung der Verbrecher, die E^ 
leichterung des Handels und Verkehrs, den An- 
schluss der Eisenbahnen und die Veränderung der 
Consular- Gerichtsbarkeit Kurz nachher schrieb er 
zu diesem Zweck an den Fürsten Stirbey, und be- 
nachrichtigte ihn zu gleicher Zeit, dass der Kaiser 
in die Sendung eines diplomatischen Vertreters der 
Donaufurstenthümer in Wien willige. Das Schreiben 
lautet : 



Le Baron de Benst au Frinoe George Stirbey. 

Vienne, le 17 mars 1867. 

Par la lettre qae vous ra'avez fait rhonnenr de m'adres- 
Bcr le 12 de ce mois, vous avez bien voulu me signaler 
plusieurs questions que le Gouvernement des Principaut^s- 
Unies de la Moldo-Valachie tient ä regier de gr^ a gre 
avec le Gouvernement de Sa Majest^ Imperiale et Royale 
Apostolique. 

Ges questions int^ressent trop vivement les relations 
amicales que rAutriche a ä coeur d'entretenir avec le Gou- 
vernement de Son Altesse S^r^nissime le Prince Charles, 
pour que je ne me sois pas empress6 d'y vouer une s6rieuse 
attention* 

Gomme vous le faites justement remarquer, mon Prince, 
les diif^rents objets que vous mentionnez demandent, pour 
la plupart, ä ttre trait^s au moyen de n^gociations speciales, 
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Bivant de recevoir un r^glement d^finitif. Je suis heureux, 
:;outefois, de pouvoir vous informer que le Gouvernement 
[Imperial n'est pas moins d^sireux que le vötre de voir s'ö- 
:;ablir une entente au sujet de ces matieres et qu'il est 
ta-es-dispos^ ä contribuer de son mieux ä amener ce r^- 
sultat. 

Ainsi, pour r^pondre pr^alablement, un ä un, aux di- 
vers points articules dans votre lettre, je püiö vous transmettre 
l^assurance , 

1"" que le Gouvernement autrichien partage le d^sir de 
celui des Principaut^s de stipuler un cartel d'extradition des 
malfaiteurs et qu'il va incessamment mettre ä T^tude le 
projet que vous avez eu Tobligeance de m'adresser ä cet 
eflFet; 

2** qu'il ne pourra que se föliciter de la conclusion 
d'un arrangement tendant ä assurer aux deux pays, en 
matiere de commerce, les facilit^s r^ciproques tes plus ^ten- 
dues ; 

3** qu'il s'occupera activement de conduire ä bon terme, 
dans le sens qui r^pondra le mieux aux int^r^ts communs 
des deux pays, les d^lib^rations ayant pour but de fixer les 
points de raccordement des chemins de fer de la Transyl- 
vanie et de ceux de la Roumanie; 

4** qu'il est prfet ä entrer en n^godations avec le Gou- 
vernement du Prince Charles pour regier le regime de la 
juridiction consulaire d'une maniere eonforme aux necessites 
nouveUes. 

En ce qui conceme, enfin, le demier point de votre 
lettre, celui oü vous exprimez le d6sir du Prince de Moldo- 
Valachie d'accr^diter ä Vienne un agent, ä l'instar de ceux 
qui sont 6tablis k Constantinople et ä Paris, j'ai Thonneur 
de vous prövenir dfes ä pr&ent que le Gouvernement de 
FEmpereur donne avec plaisir son adhesion ä cette mesure, 
qui ne pourra que profiter au maintien et ä la consolidation 
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des bons rapports entro deux pays xmik par taut d'interets 
communs. 

En Ycms priant, mon Prioce, de vooloir bien porter la 
präsente communication ä la connaissance de Son Altesse 
S^r^nissime le Prince Charles, je saisis avec empressement 
cette oecasion pour vous offrir les assürances etc. etc. 



Mit dem Ministerium Bratiano trat jedoch in 
Bukarest ein vollstÄndiger System Wechsel ein; diess 
allein wfirde dennoch zu keiner Trübung in den 
Beziehungen Oesterreichs mit der Moldau- Wallachei 
gefuhrt haben, wenn die neuen Rathgeber des 
Fürsten von Rumänien sich nicht entschieden für 
die demokratischen, oder vielmehr — nach der gegen- 
wärtigen Bezeichnung in den meisten civilisirten Staaten 
Europas — für» die radicalen Principien erklärt 
hätten. Haron Heust sprach sich darüber ganz 
offen in einer Unterredung mit zwei hervorragenden 
Rumänen, den Herren Cantacuzeno und Stourdza, aus. 
Dieselben waren in specieller Mission nach St. Pe- 
tersburg gesendet und kamen darauf nach Wien. 
Sie versuchten, den Baron Beust glauben zu machen, 
dass die Führer der radicalen Partei nur in Folge 
der inneren Zustände des Landes provisorisch mit 
den Zügeln der Regierung betraut seien, und dass 
die österreichisch -ungarische Regierung daraus kei- 
neswegs auf ein UebelwoUen gegen dieselbe von 
Seiten Rumäniens schliessen dürfe. Baron Beust 
richtete darauf nachstehende Depesche über diese 
Unterredung an den Baron Eder: 
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Le Baron de Beust au Baron Eder ä Bucharest. 

Vienne, le 5 avril 1868. 

M. Gantacuzene, de passage ä Vienne pour retourner 
dans son pays, m'a fait Thonneur de venir me voir. II n'a- 
vait pas jug^ ä propos d'en faire autant lorsqu'il est alW 
s'acquitter de sa mission ä St.-P6tersbourg. Peut-fetre est-il 
permis de voir dans ce faire une confirmation des renseigne- 
ments que me transmet le Comte Revertera et qui tendent 
ä refuser toute importance politique aux transaetions des en- 
voyes moldo-valaques en Russie. 

J'ai eu ^galement la visite de M. Stourdza, gendre de 
M. Cantacuzene. 

Ces Messieurs se sont Tun et l'autre r^pandu en pro- 
testations de bons sentiments envers nous disant que le gou- 
vernement du Prinee Charles serait heureux de cultiver des 
rapports de sincäre amiti^ avec le Cabinet Imperial et Royal. 
Ils s'attacherent particuliferement ä m'expliquer que si, pour 
le moment, les chefs du parti radical se trouvaient au pou- 
voir dans leur pays, cela ^tait da uniquement aux vicissi- 
tudes de la politique int^rieure des Principaut^s et que Ton 
aurait grand tort d'y chercher un Symptome de mauvais vou- 
loir ä notre ^gard. 

J'ai r^pondu ä ces d^clarations en faisant observer ä 
Ines interlocuteurs que le Cabinet Imperial et Royal n'avait 
pas rhabitude de regier ses relations avec d'autres gouverne- 
ments sur la nature du regime stabil chez eux, ni sur la 
couleur politique des hommes qui les dirigent. La ligne de 
conduite que nous suivons ä l'ext^rieur nous est trae^e ex- 
clusivement par nos int^rets, et, de fait, le gouvemement 
de Sa Majest6 est dans les meilleurs termes avec des Etats 
regis par les principes les plus disparates. S'il est donc 
malheureusement vrai, ai-je ajoute, que l'etat de nos rapports 
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avec la Moldo-Valachie n'est pas aussi satisfaisant qu'il Tetait 
du temps oü le Prince Stirbey se trouvait plac^ ä la töte du 
Mimstöre, la flaute n'en est nullement aux opinions avancees 
de M. J. Bratiano et de ses collegues. Le v^ritable obstade 
qui s*oppose k une entente franche et loyale entre neos et 
le gouvernement moldo-valaque , il &ut le chercher dans la 
mani^re dont il envisage la Situation generale de notre Em- 
pire et les ^ventualitös de son avenir. Gomment s'entendre, 
en effet, avec quelqu'un qui vous conteste toute vitalite et 
s'engage dans des sp^culations ayant pour base votre üaiblesse, 
sinon votre an^antissement? Nous voulons bien croirc et 
nous tenons mfime pour fort probable que ces appr^ciations 
ne sont pas n6es dans le pays mfime et qu'elles ne sont qu'im- 
port^s du dehors. II n'en est pas moins cert^dn que des 
rapports de confiance ne pourront s'ötablir entre les dem 
Gouvernements tant qu'ä Bucharest, au lieu d'^tudier les 
faits Sans pr^venüon, on continuera ä accueillir avec une 
regrettable facilit^ toutes les suggestions malveillantes, tous 
les jugements faux et superficiels que tel Cabinet ^tranger se 
plalt ä debitcr sur notre compte. 

En ni'enonQant dans ce sens envers MM. Cantacuzene et 
Stourdza, j'ai aussi pris ä tache de leur persuader que tout 
projet prejudiciable ä leur pays ^tait bien loin de notre pen- 
sde et que, tout au contraire, nous faisions des voeux pour 
voir assurer son independance, mais une ind^pendance egale 
dans toutes les directions. 

J'ai cru utile, M. le Baron, de Vous informer de mes 
entretiens avec les deux personnages en question , pour Vous 
donner la mesure du langage que Vous auriez ä tenir de 
Votre cotd, si Toccasion s'en presentait. 
Recevez, etc. 



Einer der ersten Acte dieser, angeblich radical- 
demokratischen Regierung war die Sanctionirung und 
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Duldung jener unmenschlichen Verfolgung der Juden, 
welche damals die Entrüstung Europas erregte. Der 
Bericht über die Ertränkung zweier jüdischer Greise, 
die Vertreibung von beinahe fünfhundert jüdischen 
Familien und andere Abscheulichkeiten, sind in der 
ganzen Welt — zur ewigen Schmach ihrer Urheber 
und der Regierung welche ihnen zustimmte — so 
bekannt geworden, dass wir uns glücklicherweise 
hier darauf beschränken können, an sie, in Verbin- 
dung mit den Namen Bratiano'si.Änd seiner OoUegen, 
zu erinnern, ohne unseren Lesern die uns darüber 
bekannten Einzelheiten mitzutheilen. Viele der un- 
glücklichen Opfer waren galizische und ungarische 
Juden, d. h. österreichische, wenn auch in der 
Moldau wohnende Unterthanen, deren gesicherter 
Aufenthalt durch einen alten Vertrag mit der Pforte 
verbürgt war. Sie standen sogar unter der Gerichts- 
barkeit und unter dem besonderen Schutze der kai- 
serlich österreichischen Consulate. Der österreichische 
Minister des Auswärtigen verdient für sein energi- 
sches Eintreten bei dieser Angelegenheit die höchste 
Anerkennung. Er war es, welcher zuerst im Namen 
Oesterreichs gegen diese Rohheit protestirte. Seiner 
Vermittelung verdankt man es, dass ein Protokoll 
aufgenommen und von allen Vertretern europäischer 
Mächte in Jassy unterzeichnet wurde, welches die 
Wahrheit aller der berichteten Vorgänge bestätigte. 
Die Regierung des Fürsten Carl suchte dieselben 
vergeblich abzuleugnen, mit einer Dreistigkeit, die 
ihrer Barbarei ebenbürtig war. Die nachfolgende, 
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mit dieser Angelegenheit in Verbindung stehende 
Circulardepesche ist wohl der Erwähnung werth: 

Le Baron de Benst aux Bepr^sentaats de 8a Majeste 
Imperiale et Boyale Apostoligue h Paris, Londres, 
Florence, Berlin, Saint-Pdterslwnrg et Gonstaatinople. 

Vienne, 10 mai 1868. 

Depuis Töte demier, une succession d'actes de yiolence 
et de vexations dirig^s contre les Isra^lites dans les Princi- 
pautös-Unies est venu, pour ainsi dire, p^riodiquement mettre 
en ^moi l'opinion europ^enne. 

Les dispositions administratives prises Tann^ demiere 
contre les Juifs habitant la Moldavie , dispositions sur lesquelles 
le gouvcmeinent princier s^est vu obligä de revenir en pr^- 
sence de Tiinprobation g^n^rale; les seines de d^sordre et de 
pillage dont, il y a quelques mois, les villes de Kalarasch et 
de Berlad ont ^t^ le th^ätre; enfin les mesures d'expulsion 
qui viennent de frapper la population isra^lite dans une grande 
partie des communes rurales de la Moldavie et sur lesquelles 
notre agent a Bucharest signalait au Ministre des affaires 
etrangeres du Prince Charles, dans sa note ei-jointe en copie, 
les particularites les plus saillantes qui lui etaient eonnues 
ä cette date, — tous ces faits, indignes d'un siecle de civili- 
sation, sont autant de symptonies d'une Situation ä laquelle 
il nous semble urgent de porter remede. 

La plupart des victimes de cette persöcution syst^matique 
etant sujets de Sa Majeste Imperiale et Royale Apostolique, 
nous ötions naturellement appeles en premiere ligne ä elever 
notre voix ä Bucharest pour reclanier contre les procedes 
arbitraires et injustes dont ou avait use ä leur egard. 

Au lieu de faire droit ä nos r^claniations, le gouverne- 
Hient moldo-valaque a pris le parti de sc retrancher dans un 
Systeme de denegations, qualifiant de fausset^s les nouvelles 
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repanudes sur les mesures prescrites contre les Juifs et allant 
jusqu'ä incriminer personnellement des Agents de TEmpereur 
dans les Prineipautes de se faire Torgane d'accusations calom- 
nieuses ä sa Charge. Teile est la substance d'une note adressee, 
le 21 avril dernier, par M. Etienne Golesco aux Consuls 
6trangers ä Bucharest. 

Pour faire justice de ces defaites, il suffirait de la de- 
claration- si cat^gorique, signee des Agents consulaires de 
toutes les Puissances ä Jassy. Chaque jour, au surplus, 
nous apporte encore de nouveaux t^moignages prouvant que 
les mesures en question , execut^es ä peu pres siinultanement 
sur beaucoup de points du territoire, ont ^te le resultat d'in- 
structions generales 6manees du centre du gouvernement. 

Le Cabinet anglais doit avoir regu, comme nous, des 
preuves irrecusables constatant les faits dont je viens de 
parier, puisqu'il a adress6 le 24 du mois dernier ä son Con- 
sul-66n6ral ä Bucharest la depfeche ci-jointe qui in'a etö com- 
muniqu^e par ordre de Lord Stanley. On ne saurait fl6- 
trir dans des termes plus energiques la conduite de M. Bra- 
tiano et de ses organes, ni faire entrevoir plus clairement 
aux gouvernants moldo-valaques que, s'ils continuaient ä me- 
connaitre, comme ils le fönt, les obligations internationales 
et les ^ards dus aux Puissances garantes, celies-ci pourraient 
bien se croire d4iiäes des engagements sur lesquels repose 
Texistence politique des Principaut6s-Unies. 

Nous ne raettons pas en doute que les autres Cours signa- 
taires du trait^ de Paris, ^galement dösireuses de röprimer 
des actes de barbarie qui fönt la honte de notre ^poque et 
dont elles doivent tenir ä repousser la solidarit^, ne s'em- 
pressent de s'associer ä nous et ä TAngleterre pour faire 
entendre au gouvernement du Prince Charles un langage em- 
preint de cette s^veritö* qui peut seule encore produire sur 
lui quelque Impression. 

Veuillez en faire la proposition formelle au gouverne- 
ment pres duquel Vous Ätes accr^dite, s'il n'avait pas d6jä 
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transmis des ordres dans oe sens k son Repräsentant ä Bq< 
charest. 
Recevez, etc. 

England und Frankreich vereinigten sich zugleich 
mit Oesterreich, und machten air ihren Einfluss 
geltend, um die Wiederholung solcher Unmenschlich- 
keiten zu verhindern; die andern Mächte folgten 
ihrem Beispiel, und den Anweisungen des Baron 
Beust ward officiell die peremtorische Forde- 
rung an die rumänische Regierung gestellt, sofort 
von der Verfolgung der Juden abzulassen ; es wurde 
ferner die richterliche Verfolgung und Bestrafung 

• 

der Schuldigen, die Wiedereinsetzung der vertriebe- 
nen Familien und deren Entschädigung für die von 
ihnen erlittenen Verluste verlangt. Die bezugliche 
Note lautet: 

(Annexe ä la circulaire du Baron de Beust, en dato du 10 mai 1868.) 

Copie d'ime Uote du Baron Eder ä M. Etienne Gtolesco, 
en date de Bucliarest le 24 avril 1868. 

Par suite des demarches röit^räes que j'ai eu Thonneur 
de faire aupres de Vous dans Tinterfit des Israölites pers6- 
cut^s en Moldavie, vous m'avez adress^ le 22 du mois cou- 
rant une note, dans laquelle Vous protestiez contre des 
accusations dont — d'apres Vous — la persistance n'a d'ägal 
que leur fausset^. 

La nouvelle des dernieres persicutions des Israelites en 
Moldavie ne m'ötait d'abord parvenue que par le tel^graphe. 
A ces renseignements tres-concis et incoftiplets, Vous opposiez 
des dömentis formeis, bases sur des rapports de M. le Pre- 
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fet de Bak^ou. J'ai du attendre rarriv^e des lettres et pieces 
dont on m'avait annoncö Texpödition. 

Ge n'est qu'hier que la poste m'a apport^ des relations 
circanstanci^es ; elles m'ont inis ä inSme d'^tablir la v^rit^ et 
de constater d'une inaoiäre irr^cusable les tristes d^tails qui 
ont accompagn^ les mesures prises contre les Isra^lites en 
MoMavie. 

J'ai actuellement entre les mains une s^rie de documents 
qui prouvent ä T^vidence que la mesure de rexpulsion des 
Isra^lites des communes rurales a ^t^ appliqu^ dans presque 
tout le district de Bak^ou. Les quelques familles isra^lites 
qui y sont encore toler^es ont du acheter cette tol^rance au 
prix d'argent. 

C'est Forgane du gouvernement princier, c'est M. le Pie- 
fet Lecca qui a donn^ le premier Texemple de ces persecu- 
tions, en '«xpulsant de ses propres terres les sept familles 
juives qui s'y trouvaient. 

Dans le district de Vaslou'i, 22 familles ont ^te chassees, 
toutes ayant pris ä forme, en vertu de contrats, signalis^s 
par les mairies de ces localit^s, des cabarets, auberges, mou- 
lins, ponts et branderies. 

Dans le district de Foltitcheni, les sous-pr^ets ont sig- 
nifi^ Fordre aux propri^taires moldaves de ne plus renouveler 
ä la St.-Georges leurs contrats de fermage avec les Juifs, 
en pr^venant ces propriätaires de s'y conformer strictement, 
sMls ne voulaient pas s'exposer ä des mesures de rigueur. 

A Baköou, la gatde nationale, qui s'^tait rassembl^e ä 
Toccasion des fStes de Päques, s'est port^e ä commettre des 
exces sur des sujets autrichiens de la religion mosaSque; on 
ne s'est pas bom^ ä insulter les vivants, mSme les lieux de 
s^pulture ont 6t6 ignominieusement profanes. Les d^marches 
du staroste d' Antriebe aupres des autoritäs locales sont restlos 
Sans effet. 

Pour mieux Yous ^clairer au sujet des expulsions et Yous 
mettre des preuves entre les^ mains, j'ai l'honneur de Voim 

OMterr.-Ung. Honar^l^t* 13 
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comnmniquer en copie trois ordres ^man^ de la mairie de 
B^rechU. 

Je tiens aussi k Votrc disposition une requ^te sipee 
par 71 familles isra^lites, expuls^ des coromuDes lurales, 
«le aiitre du comit^ isra^lite de Bak^n, pois ose liste do- 
Mnatnre sur laqaelle est coasign^ an grand nombre de &- 
raiHes mra^lites, chas^^s des commoDes rurales de Bak^ 
eafin la Ksle des 22 familles expuk^s du diatrict de Vas- 
louY. 

Je possMe, ea outre, co[Me d'an t^l^gramine adress^ a 
M. J. Bratiano par M. Cracti, ci-devant prtfet; ce deinier 
reclame contre les roesures prises ä T^gard dea Isra^lites, et 
d^nienties par le göuverueinent princier. 

De plus, je Vous informerai, M. le Ministre, que les 
chefs des Consulats d'Autriche, d'Angleterre, de France, de 
Prusse, de Russie et de Grtee k Jassy, s'^tant r^unis pour 
entendre les depositions des prindpanx Isra^litea et diff^rents 
rapports officiels sur les regrettables ^v^nements dans le 
district de Bakeou, ont constat^ la fausset^ des d^n^gations 
qui avaient ete adressees au Ministere par les organes du 
gouvemeuient lui-inenie. 

Je n ai signale ici que les documents les plus iinpoi*tants; 
j'en ai (rautics, que je m'empresserai de produire, dfes que 
Vous ni'en aurez exprime le d^sir. 

Apres la lecture de ees pieces, il sentit difficile, je crois, 
de continuer ä souteuir plus longtemps que le projet de loi 
contre les Israäites n'a pas re(u en fait son ex^cution en 
Moldavie. 

Dans la Note du 22 avril, Vous accusez M. le Consul- 
g^näral d'Autriche a Jassy de s'ötre charg^ de la propagation 
de ce que Vous appelez des inventions, et ce que je dois 
appeler la reproduction exacte des faits qui se sont bien 
röellement passes et qui sont aujourd'hui constat^s d'une 
maniere irr6cusable. 

II m'a 6t6 penible, M. le Ministre, que sur la fei d'in- 
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formations inexactes et accueillies sans r^serve, Yous eussiez 
dirig^ des accusations contre un fonctionnaire Imperial dont 
rhonorabilit^ ne saurait 6tre mise en doute et qui, dans le 
cas donn6, a feit preuve d'un zele qui eüt du m^riter Vos 
suffrages« A la v^rit^ , cet organe du gouvemement Imperial 
a Signal^ le premier le commencement d^ex^cution d'un pro- 
jet de loi que le gouvemement princier a lui-m£me stigmatis^ 
du haut de la tribune. 

Vous ne Yous Stes pas bom^, M. le Ministre, ä me 
communiquer Yos appr^ciations que je n-h^site pas ä qualifier 
d'erronöes. Yous fites allö plus loin, Yous les avez fait par- 
venir officiellement aux Repr^sentants des Puissances garantes 
ä Bucharest. 

Je me flatte de l'espoir qu'aujourd'hui mieux 6claire sur 
le v^ritable 6tat des choses en Moldavie , Yous Yous empresse- 
rez de rectifier cette communication aussi inexacte que bles- 
sante. 

II ne suffit pas, M. le Ministre, de porter ä Yotre con- 
naissance les violences et les exc^s d'autorit^ qui ont eu lieu 
en Moldavie, il est encore de mon devoir d'insister aupres 
de Yous ä ce que Yous Yous interposiez aupräs du gouver- 
nement de Son Altesse Sör^nissime, ä Teffet que des ordres 
instantan^s et p^remptolres soient donn^s aux autorit^s prin- 
cifires de faire cesser les pers^cutions dirig^es contre les 
Isra^lites, que des mesures ^nergiques soient prises ä Bak^ou 
pour assurer l'ordre et la tranquillite dans la viUe et le dis- 
trict, que ceux qui se sont rendus coupables des actes que 
j'ai eu l'honneur de Yous signaler soient tradiiits devant la 
justice et punis selon les exigences de la loi , qu'enfin les fa* 
milles expuls^es ctatB C(»nmunes rurales soient r^install^es dans 
leurs foyers et d^dommag^s des pertes que leur expulsion 
violente et ill^ale leur a fait subir. 
Yeuillez, etc. 
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Diese Note rief eine Antwort der Bukarester 
Regierung hervor, welche höchst unbegründete Be- 
schuldigungen gegen den Director des kaiserlich oster- 
reichischen Consulat« in Jassy enthielt. Demselben 
war die Anerkennung des österreichischen auswär- 
tigen Amtes für die Art und Weise ausgesprochen 
worden , mit der er die rumänischen Greuel biossge- 
stellt hatte. Freiherr von Beust richtete nach Ena- 
pfang dieser Erwiederung augenblicklich die folgende 
Depesche an die liukarester Regierung, worin er 
sofortige Genugtlumng verlangte: 



Le Baron de Beust au Baron d'Eder k Bncharest. 

Vienne, le 21 mai 1868. 

Dans une Note adress^e le 21 avril demier ä Vous et 
II toiis les Coiisuls etrangers residant ä Bucharest, M. Stefan 
Golesco, ancien Miiiistre des affaires ^trangeres, a cru pou- 
voir denoncer notre Agent u Jassy conime se faisant le pro- 
pagateur d'accusations nialveiiiantes et calomnieuses ä la 
Charge du gouvoriieinent des Principaut^s-Unies ä propos des 
violenccs dont les Isra^lites ont 6t& räcemment l'objet en 
Müldavie. 

Uepondant k M. Golesco dfes le 24 avril, Vous avez dü- 
inent relev^ cette offense, tout en foumissant les preuves des 
faits qu'on s'^tait plu ä qualifier de controuver et en exigeant 
une indeninit^ pleine et enti^re en faveur des victimes. 

Cette Note donna lieu de la part du Ministere ä une 
räplique pr^alable, oü il persistait dans des d^n^gations dont, 
depuis, rindignation du monde civilis^ a fait justice. 

Au lieu de la Note definitive que M. St. Golesco y an- 
nongait et que nous somnies encore ä attendre, nous avons 
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reQU la nouvelle de la retraite de ce membre du Ministöre 
et de son remplacement par le General Nicolas Golesco. 

Cet inddent n'^tant accompagn^ d'aucune espece d'ex- 
plications qui permettraient d'införer du changement de per- 
sonnes survenu un d^saveu des imputations blessantes, diri- 
g^es contre notre Agent , il ne saurait fitre consider6 comme 
equivalant ä la r^paration qui nous est due« 

Tres-floign^s de toute vell^ite de nous mÄler des aflfaires 
int^rieures d'un pays 6tranger, nous ne pretendons pas le 
moins du monde influencer les d^termihations du Prince 
Charles relativement au choix de Ses conseillers; il appärtient 
ä Son Altesse seule d'appr^cier les motifs qui doivent La 
guider dans ce choix. En revanche, nous remplissons un 
devoir rigoureux en demandant satisfaction pour Tatteinte por- 
t^e par un membre de Son gouvernement ä l'honneur d'un 
de nos Agents, atteinte qui rejaillit sur la Puissance mfime 
qu'il represente. Le soin de notre dignit^ nous interdit de 
rester sous le coup d'une insulte lanc^e offidellement et aggra- 
y^e, comme ä plaisir, par la notification qui en a 6t6 faite 
aux autres Puissances. 

Vous fites invit^ en consöquence, M. le Baron, äinsister 
^nergiquement, dans la forme que Vous jugerez la plus con- 
venable, aupr^s du gouvernement princier, pour que le prä- 
sent titulaire du Departement des affaires ^trangeres Vous 
adresse une d^claration formelle par laquelle il exprimera 
ses regrets de la diffamation dont M. le Chevalier de Wol- 
farth a ^t^ Tobjet et dont le Ministre princier poun*a, ä son 
gr^, rejeter la faute soit sur des informations inexactes par- 
venues ä son pr^decesseur, soit sur une appr^ciation erronee. 
Nous d^sirons, en outre, que cette d^claration soit portee ä 
la connaissance des Repr^sentants ^trangers dans la meme 
forme que M. Stefan Golesco avait choisie pour accrediter 
aupres d'eux ses insinuations. 

Je puis ajouter que les Cabinets de Paris et de Londres 
se sont emprcsses de nous transmettre l'assurance qü'ils trou- 
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tent nos grieüs oontre le gouvernement moldo-valaque parfaite- 
ment fond^ en droit, notre demande de satis&ction com- 
pfttement justifl^e et quils Tappiiieront änergiqaement ä Ba- 
charest 

Recevez, etc. 

Die sprichwortliche Wahrheit, dass Prahler Feig- 
linge sind, ward in diesem Falle wieder einmal be- 
stätigt; die obige Depesche bracht« die rumänische 
Regierung zur Vernunft. Sie stimmt« sofort den 
von Oesterreich in Verbindung mit den Gi*o8smächten 
gestellten Forderungen zu; das ganze Ministerium 
Golesco-Bratiano ward entlassen und durch ein, aus 
gemässigten Männern— wie die Herren Ghika und Go- 
golnitchano — gebildetes Cabinet ersetzt. Sobald dieser 
Wechsel ausgeführt, empfing der neuemannte poli- 
tische Agent und österreichische Generalconsul in 
Bukarest, Ritter von Zulauf, die nachstehenden In- 
structionen, welche ihn anwiesen, eine versöhnliche 
Haltung gegen die rumänische Regierung zu be- 
obachten, zugleich aber die Vorgänge selbst mit der 
grössten Aufmerksamkeit zu überwachen. Die In- 
struction lautet: 



Graf Beust an Bitter von Zulauf. 

Wien, 5. Februar 1869. 

Der Posten, den Euer Wohlgeboren anzutreten im Be- 
griffe stehen, wird von der Regierung Seiner Majestät des 
Kaisers und Königs aus einleuchtenden Gründen als ein 
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Posten ganz besonderen Vertrauens angesehen. Hochwich- 
tige Interessen politischer und volkswirthschaftlicher Natur 
sind es, deren Vertretung Ihnen unter schwierigen Verhält- 
nissen übertragen wurde. 

Durch eine aufmerksame Kenntnissnahme unserer poli- 
tischen Correspondenz mit der kaiserlichen und königlichen 
Agentie in Bukarest und speciell des im letzten Bothbuche 
niedergelegten, reichhaltigen Materials sind Euer Wohlge- 
boren im Stande gewesen, sich jein richtiges Bild von den 
Vorgängen zu entwerfen, welche im vergangenen Jahre un- 
sere Beziehungen zu der fürstlichen Regierung trabten. 
Hatten auch diese Streitigkeiten einen äusserlich befriedigen- 
den Abschluss gefunden, so war doch eine Verstimmung und 
ein Gefühl des Misstrauens zurückgeblieben, deren Beseiti- 
gung wir uns von dem seither erfolgten Rücktritte des Mi- 
nisteriums Bratiano versprechen durften. Zwar haben sich 
die wohlthätigen Wirkungen des eingetretenen Cabinetswech- 
sels nicht sofort in ausgiebigem Maasse fühlbar gemacht; 
doch kann die Wahl der zwei neuemannten moldo-walachi- 
schen Agenten für Wien und Paris, von denen uns nament- 
lich der erstere aus früheren Verhandlungen vortheilhaft be- 
kannt ist, immerhin als ein erfreuUches Symptom gelten. 
Ich empfing von Beiden Versicherungen des ernsten Willens 
ihrer Regierung, sich von der friedensfeindlichen Politik des 
abgetretenen Ministeriums loszusagen , und ihre Bestrebungen, 
statt auf Verfolgung abenteuerlicher Pläne und Bedrohung 
der Pforte, fortan auf die Hebung der inneren Landeswohl- 
fahrt durch gute Verwaltung und wirthschaftlichen Fortschritt 
zu richten. 

Wir sehen der Entwickelung der Dinge in den Fürsten- 
thümern nach wie vor mit Ruhe entgegen. Die Aufgabe 
Euer Wohlgeboren kann e\$ nicht sein, der fürstlichen Re- 
gierung gegenüber eine Haltung einzunehmen, die den Cha- 
rakter der Schroffheit oder ausgesprochenen Misstrauens an 
sich trüge. Sie werden vielmehr bestrebt zu sein haben. 
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ndi den dortigen Mndithabern, so weit diess ohne BeeintrSch- 
tigong nneerer Interessen geschdien kann, angendini zu er- 
iwhm, nnd Ton tome horein in Huren Aeasseningen den Tob 

f 

des Wohlwollens anzoschlagen. Dadurch dürfen Sie sdbst- 
Tecsttndlidi sich nicht abhaitm lassen, die Voricommnisse 
in den FOrstentiillaMni einer nnan^esetsten, scharfen Be- 
obachtong xu untenddien. Es ist uns nicht unbekannt, dasB 
troti der freundlicheren Stimmung, die man jetzt in Buka- 
rest gegen uns an den Tag legt, die Waffißueinfhhren und 
die Bflstungen ihren unbehinderten Fortgang nehmen, sowie 
andi die Wühlereien unter den rumftnisdien Bevölkerungen 
Siebenbürgens und Ungarns nicht aufgehört haben. 

Dem Fürsten Carl sowohl, als seinen Bathgebem gegen- 
über werden Euer Wohlgeboren bei jeder passenden Gtelegeo- 
heit auf das entschiedenste su betonen haben, dass A& 
Oesterreichisch-Ungaiisdien Monarchie nichts femer Uegti 
als Annedons- oder Eroberungsgelüste auf Kosten der ver- 
einigten Fürstenthfimer und dass wir den aufrichtigen Wunsch 
hegen, mit der moldo-walachischen R^erung in gutem Ver- 
nehmen zu leben. Diess hindert natürlich nicht, dass iür 
unsere AufiEassung des Verhältnisses zwischen der Pforte 
und dem Fürsten die Aufrechthaltung der vertragsmässigen 
Verpflichtungen den bestimmten Gesichtspunkt bildet Wir 
würden es nicht mit gleichgiltigem , noch weniger mit sym- 
pathischem Auge ansehen können, wenn die Dinge in den 
Donauflirstenthümem zu offensivem oder bedrohlichem Vor- 
gehen gegen die souveraine Macht sich zuspitzen sollten. — 
Was unsere Beziehungen zu dem filrstlichen Gouvernement 
betrifft, so dürfen Sie laut erklären, dass wir dieselben mit 
vollkommen unbefangenen Blicken betrachten, uns durch 
keinerlei Voreingenommenheit leiten lassen, und durchaus 
nicht geneigt sind, wie man uns wiederholt vorgeworfen hat, 
jeder beunruhigenden Nachricht über rumänische Umtriebe 
auf unserem Gebiete leichthin Glauben zu schenken, dass 
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wir aber freilich angesichts unleugbarer Tbatsachen uns pein- 
licher Eindrücke nicht zu erwehren vermögen. 

Besonders angelegentlich muss ich Ihnen empfehlen, mit 
dem kaiserlich französischen Agenten in Bukarest Beziehungen 
vollsten Vertrauens zu unterhalten, welcher ungeachtet der 
verhältnissmässig kurzen Dauer seines dortigen Aufenthaltes 
sich bereits eine genaue Eenntniss der Personen und Zu- 
stände in den Fürstenthümem zu erwerben gewusst hat. 
Sowie wir überhaupt in orientalischen Dingen heute mit 
Frankreich Hand in Hand gehen, so müssen insbesondere 
Euer Wohlgeboren darauf bedacht sein, Ihre Sprache wie 
Ihre Schritte mit jenen Herrn Mellinet's stets in vollkomme- 
nen Einklang zu setzen. Nicht minder werden Sie mit dem 
englischen Generalconsul, M. Green, in freundschaftlichen 
Verkehr zu treten haben, und auch mit Grafen Eeyserlingk, 
sowie mit Ihren übrigen GoUegen sich auf guten Fuss zu 
stellen suchen. 

Bei der augenblicklich noch ziemlich unklaren Gestal- 
tung der Zustände in den Donaufürstenthümem muss ich 
mich für jetzt darauf beschränken, Sie zu grösster Wach- 
samkeit nach allen Richtungen hin aufzufordern, und behalte 
mir vor, nach Maassgabe Ihrer Berichterstattungen Sie mit 
eingehenden Instructionen zu versehen. 



Nachdem die Wahlen in ganz Rumänien für das 
Ministerium günstig ausgefallen waren, richtete Graf 
Beust, um die vertrauten diplomatischen Beziehungen 
zw^ischen beiden Höfen wiederherzustellen, die nach- 
folgende Depesche an den österreichischen Repräsen- 
tanten in Bukarest zur Mittheilung an den rumä- 
nischen Minister Cogolnitchano; in derselben äussert 
er die Hoffnung, dass das neue Ministerium durch 
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seine Politik des Friedens und der Eintracht mit 
den Nachbarstaaten gekräftigt, und so befShigt wer- 
den wurde, die tadelnswerthe Handlungsweise seiner 
Vorgänger zu venneiden: 



Gomte de Benst au Chevalier de Zulauf ä Bucharest 

Vienne, 26 avril 1869. 

Votre rapport du 15 de ce mois noos präsente un aperga 
sommaire du r^sultat des ^lections qui viennent d'avoir üeu 
dans les Principaut^s-Unies. II est permis d'en infgrer que 
le Gouvernement princier pourra compter, dans la nouvelle 
Cbambre des d^put^s, sur Tappui d'une majorit^ imposante. 

Vous voudrez bien, M. le Chevalier, oflFrir au Prince 
D. Ohika et ä M. Cogolnitchano mes sinceres fölicitations 
du triomphe qu'ils viennent de remporter. 

II est clair qu'en leur döcernant un vote de confiance 
aussi eclatant, Ic pays a voulu non seulement t^raoigner sa 
pr^f^rence pour les horames ^rainents qui dirigent anjour- 
d'hui ses affaires, mais encorc attester le peu de Sympathie 
que iui inspirent les tendances extrßmes de leurs pr^ddces- 
seurs. 

Cette manifestation si reniarquable, en consolidant la 
Position des conseillers actucls du Prince Charles, aura pour 
eflfet, nous n'en doutons pas, de raffermir en eux la deter- 
mination de suivre cette politique d'ordre et de paix qu'ils 
ont proclam^e des leur avenement et qui regoit aujourd'hui 
la constoation du voeu des populations. 

Nous avons ^prouve une satisfaction reelle en voyant 
prevaloir, dans la marche du Gouvernement de Bucarest, cet 
esprit de loyaut^, de sagesse, de respect pour les droits 
d'autrui qui, loin (fexclure le vöritable patriotisme, en est 
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le compl^ment n^cessaire. Cet heureux revirement ne peut 
manquer de concilier aux Principaut^s-Unies le bon vouloir 
des Puissanees que les errements du Ministere pr^cedent 
^taient faits pour leur ali^ner. 

En ce qui nous conceme, nous ne demandons pas mieux 
que d'entretenir avec le Gouveraement princier des rapports 
de bonne harmonie, tels quils conviennent aux int^r^ts bien 
entendus des deux pays. Les intentions de Sa Majest^, 
notre Auguste Mattre, ä T^ard des Principaut^-Unies sont 
les plus bienveillantes, et, pour peu que le Gouvernement 
du Prince Charles, de son cöt^, continue de se montrer 
anim^ envers nous de dispositions paeifiques et conciliantes 
et que surtout, fort d^sormais de Tassentiment populaire, 
il r^pudie franchement ces agitations dirig^ contre le re- 
pos des contr^es voisines et dont nous avons eu ä nous 
plaindre ant^rieurement, rien ne s'opposera ä ce que des 
relations de confiance et d'amitie durables se maintiennent 
entre notre Monarchie et les Principautes. C'est notre plus 
eher d&ir et Vous pouvez donner au Prince Ghika et ä 
M. Cogolnitchano l'assurance que, pour notre part, nous 
mettrons tous nos soins ä en faciliter raccomplissement. 

Becevez, etc. 



Die Reise , welche der Kaiser vor Kurzem in ^p"^^ j"!' 
Begleitung der Grafen Beust und Andrassy, des "^faUBchr 
cisleithanischen Handels - Ministers und vieler hohen ^®*'''* 
Würdenträger nach dem Orient unternommen, hat 
hinreichende politische Bedeutung, um ihre Erwäh- 
nung an diesem Orte zu rechtfertigen. Wir halten 
diese Reise für den nothwendigen Schlussstein zur 
Vervollständigung der neuen und klugen Politik 
Oesterreichs im Orient. Die Welt erstaunte, als 
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vor einigen Jahren der Nachfolger des Propheten 
die christlichen Fürsten und deren Länder besuchte; 
ein nicht minder charakteristisches Zeichen der Zeit 
* finden wir darin, dass der Nachfolger von 20 Kai- 
sem des heiligen romischen Reiches deutscher Na- 
tion, Se. Majestät von Oesterreich, der erste deut- 
sche Souverain war, welcher den Fuss auf das Ge 
biet des alten Stambul setzte, und in der Stadt 
Constantin des Grossen als Gast des türkischen Sul- 
tans residirte. Wir sehen in diesen beiden Besuchen 
wohl mit Recht die Vollendung der officiellen Auf- 
nahme der Türkei unter die Grossmächte Europas, 
und in der That werden sie in diesem Lichte nicht 
blos von dem Sultan und seinen Räthen, sondern 
auch von der gesammten mohamedanischen Bevöl- 
kerung Constantinopels, Kleinasiens und Nord- 
Afrikas betrachtet. Der Kaiser von Oesterreich, wel- 
eher früher den Titel eines Königs von Jerusalem 
trug, brachte einige Tage in der heiligen Stadt zu 
und gewann dort die Sympathie aller Religionsge- 
nossenschaften, sowohl durch das Interesse welches 
er an den Erinnerungen der Vergangenheit nahm, 
als durch seine Freigebigkeit gegen die Armen aller 
Secten. 

Den Eindruck welchen der österreichische Mon- 
arch auf seine eigenen Glaubensgenossen machte, 
war der, dass Oesterreich in allen zukünftigen Be- 
ziehungen mit der Pforte immer für die Religions- 
freiheit eintreten werde. Das letzte Ziel indess, 
welches den Kaiser bewogen, eine so lange Reise 
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in einem Augenblick anzutreten, wo seine Gegen- 
wart in Oesterreich kaum entbehrlich, lag zweifel- 
los in der Absicht, durch seine Gegenwart bei Er- 
öffnung des Suezkanals das Interesse zu beweisen, 
welches er für jedes Unternehmen empfindet das 
dem Fortschritt der Oivilisation und der materieUen 
Wohlfahrt zu dienen berufen ist. Das Schauspiel 
war ein ebenso charakteristisches als glänzendes. 
Der Kaiser führte, umgeben von den Prinzen von 
Preussen, Italien, Holland und Schweden und den 
diplomatischen Vertretern von England, Russland 
und den Vereinigten Staaten, die Kaiserin der Fran- 
zosen. Alle diese hohen Persönlichkeiten waren ver- 
sammelt, um gemeinsam die Lösung eines grossen 
Problems der Oivilisation zu feiern — eines Problems 
welches zum Zweck hatte, den Verkehr des Westens 
mit der östlichen Erdhälfte zu erleichtern, welches 
den bruderlichen Austausch der Ideen, Gewohn- 
heiten und Gebräuche fördern, und dadurch die 
Segnungen der Oivilisation unter den Bewohnern der 
Erde verbreiten muss. 

In der Mitte aller Festlichkeiten, mit welchen Dertür- 

kiioh-ftgyp« 

der grosse Ingenieur-Triumph des Herrn v. Lesseps **"°^« c°^- 
gefeiert wurde, und während die Grossmächte 
Aegypten zum Oentralpunkt ihrer vereinigten fried- 
fertigen Anstrengungen machten, zogen jedoch plötz- 
lich drohende Wolken am politischen Himmel des 
Orients auf. Ein offner Bruch zwischen dem Sultan 
und seinem Vasallen, dem Khedive, schien unver- 
meidlich, als zum Glück Graf Beust die so gebotene 
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Gdegenheit benutzte, seine dipIomatiBchen Talente 
geltend zu machen und die bevorstehende Krise ab- 
suwenden. Ein Krieg zwischen der Türkei xmä 
Aegypten würde für die orientalischen Angelegen- 
heiten von viel schwereren Folgen begleitet worden 
sein 9 als irgend ein Conflict zwischen der Pforte 
und der christlichen Bevölkerung ihres Gebietes, 
denn nothwendigerweise wäre dadurch die Sicbe^ 
heit des eigentlichen Schlusssteines ihrer Macht — 
die Einheit des mohamedanischen Elementes — 
sehr gefährdet. Wir können in dieser Frage nicht, 
wie wir es bei den anderen in diesen Blattern erör- 
terten politischen Fragen gethan haben, unseren Le- 
sern die bezügliche diplomatische Correspondenz 
vorlegen, weil Graf Beust's Gregenwart in Constan- 
tinopel und Cairo alle documentarische Mittheilungen 
mit jenen hohen Personen denen die Entscheidung 
zustand, übei*flüssig machte. 

Wir können uns jedoch nicht versagen, den se- 
gensreichen und versöhnlichen Einfluss hervorzuheben, 
welchen der österreichische Kaiser und dessen Mi- 
nister der auswärtigen Angelegenheiten sowohl auf 
die Pforte wie auf den Khedive ausübten, und wor- 
über die besten und bedeutendsten englischen und 
französischen Blätter seinerzeit das Publikum aus- 
führlich unterrichtet haben. Es war Graf Beust 
welcher die Minister der hohen Pforte bewog, jede 
Idee eines Ultimatums fallen zu lassen, und welcher 
ein Mittel zur Beseitigung der bestehenden Schwie- 
rigkeiten vorschlug, durch welches einerseits die 
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Rechte des Sultans gewahrt, und andererseits der 
Khedive in seinen erlangten Rechten bestätigt wurde. 
Sobald die Pforte eingewilligt hatte, diesem guten 
Rath in allen Hauptpunkten Folge zu leisten , wurde 
es von höchster Bedeutung, den Nachfolger Ibrahim 
Pascha's zu veranlassen, sich den Bestimmungen 
seines Suzerains zu unterwerfen, welche in dem 
Ferman in ebenso besonnener wie maassvoller Weise 
ausgedrückt waren. Auch dieses führte Graf Beust 
erfolgreich durch, und man darf nicht vergessen, 
dass seine diesslallige diplomatische Thätigkeit, wäh- 
rend sie zweifellos einen sehr gefahrlichen Krieg ver- 
hinderte, zugleich das Mittel fand, um die grossen 
Interessen welche Oesterreich in Aegypten engagirt 
hat, zu beschützen. 

Zahlreiche österreichische Unterthanen wohnen 
in Alexandrien und in andern Orten längs der grossen 
Weltstrasse durch Aegypten, entwedei* als Eigen- 
thümer grosser Handlungshäuser oder als Ingenieure, 
Beamte und Arbeiter am Suezkanal. Für alle diese 
würde der Bruch zwischen dem Sultan und dem 
Khedive verderblich geworden sein. 

Wir haben in diesen Blättern unsern Lesern 
einen gedrängten Bericht über jede Phase der öster- 
reichischen Politik während der letzten drei Jahre 
zu geben versucht, und jede Behauptung durch au- 
thentische Documente belegt. Es ist daher wohl 
unnöthig, alle bereits berührten Thatsachen wieder 
aufzuzählen, um zu beweisen, wie sehr sich Oester- 
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rachs Stellung im Bathe ESuk^nu» gebessert hat, 
wie die vom Grafen Beust ausgehende Politik we- 
sentlich eine Politik ^des Friedens und der 
Versöhnung^ ist, und wie sie als solche ausser- 
ordentlidie Erfolge erreicht bat 
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DIE NATION AMT ATENFM&E , DIE 
WAHLREFOEM,DIE LETZTE MUHSTER- 




Das grosse Werk, welches sich der kaiserliche 
Reichskanzler als seine besondere Aufgabe gestellt 
und dem er sich mit unermüdlicher Thatkraft und 
Ausdauer gewidmet, war jetzt vollendet. Der Aus- 
gleich mit Ungarn hatte den inneren Frieden des 
Reiches wiederhergestellt und die Basis eines Neu- 
baues gebildet; die Einsetzung eines verantwort- 
lichen Ministeriums war eine weitere Bürgschaft für 
dessen dauernde Entwickelung. Der Eckstein des 
parlamentarischen Gebäudes bestand aber — darüber 
kann kein Zweifel sein — hauptsachlich aus der voll- 
kommenen geistigen Freiheit, deren Haupt und Vor- 
kämpfer in Oesterreich das Deutschthum ist. Es 
ist andererseits ebenso gewiss, dass Oesterreich mit 
Riesenschritten seine Stellung unter den Nationen 

Oetterr.- Uog. Mosarcl ie. 14 
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wieder erreicht hat, und von Neuem ein vertrauens- 
würdiger und machtiger Bundesgenosse für seine 
Freunde und ein gefahrlicher Gegner für seine 
Feinde geworden ist. Seine gegenwartige dualistische 
Organisation ist nicht nur vollkommen neu , sondern 
sie ist sogar allen seinen tausendjährigen Traditionen 
fremd; ebenso wenig findet sich etwas Aehnliches 
in der Geschichte der anderen Nationen* Diese That- 
sache muss nie ausser Augen verloren werden, wenn 
man die politischen Vorgange kritisii*t, welche sich 
seitdem in dem osterrdchischen Kaberreich ereig- 
neten. Allerdings wyrde der Dualismus unter der 
Leitung des Grafen Beust*) eingeführt, aber vor- 
zugsweise durch die Macht der Umstände, welche 
fast ganz uncontrolirbare Kräfte inThätigkeit brachten. 
Man darf sich nicht wundem , dass diese dualistische 
Organisation, für welche sich weder ein früherer 
Fall noch eine Analogie findet, häufig zu gewissen 
willkührlichen Rechtsansprüchen auf dieser oder jener 
Seite der Lcitha Veranlassung giebt, wie sie in an- 
deren Landern nicht vorkommen, welche aber in 
diesem Falle mit grosser Nachsicht betrachtet werden 
sollten. Graf Beust ist der Schöpfer des obigen 
Systems, und er sah voraus, dass dasselbe — wenn 
es auch durch seine Theilung das Reich scheinbar 
schwächte — dieses in Wahrheit kräftigen werde; 
mit der Durchführung desselben betrachtete er seine 
Angabe als zur Zeit vollendet. Er konnte ledocb 
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nicht verkennen, dass, während er seine diplomatische 
Geschicklichkeit ais Minister der auswärtigen Angelegen^ 
heiten übte, ihm der verantwortliche Posten eines 
Reichskanzlers die Pflicht auferlegte, auch die inne- 
ren Interessen des Landes dauernd zu überwachen. 
Diess war um so nothwendiger wegen Oesterreichs 
ausgedehnter Grenzen und der häufig unvermeidlichen 
Verwickelungen zwischen den verschiedenen, inner- 
halb und zugleich ausserhalb derselben wohnenden 
Nationalitäten. So sind z. B. die Autonomie Gali- 
ziens, die Regierung der südslavischen Stämme und 
die politische Stellung Ungarns zu den Donaufürsten- 
thümern , Elemente , welche die Beziehungen zwischen 
Oesterreich und Russland beeinflussen. Es muss 
ebenso zugegeben werden, dass die politischen Tra- 
ditionen und Sympathien der deutschen Provinzen 
und der civilisirende Charakter ihres geistigen Lebens 
nothwendig auf die Stellung des Gesammtreichs und 
dessen Beziehungen zu den europäischen Nord- und 
West-Mächten einwirkt. In der That ist die Verbindung 
zwischen der inneren und äusseren Politik des Reiches 
eine so innige, dass dessen Feinde oft versucht 
haben , seine inneren Streitigkeiten und Verstimmun- 
gen zu ihrem Vortheil auszunutzen. Würden nicht 
ohne diese letzteren die Feldzüge von 1859 und 1866 
wahrscheinlich einen andern Ausgang gehabt haben, 
wenn sie überhaupt dann stattgefunden hätten? 

Die neue Verfassung setzt ausdrücklich fest, dass 
die „Delegationen" über das Gesammt-Wohl des 

Staates sorgfältig w^achen sollen, worunter selböt- 
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redend ebensowohl die äussere als die innere Politik 
begriifen ist. Graf Beust^s Stellung in der Regie- 
rung zwang ihn, diesem Princip gemäss zu handeln, 
und alle Parteien ' geben zu, dass zu dessen Durch- 
f&hrung Niemand in solchem Grade befähigt war 
wie der genannte Staatsmann«^ Zur Losung dieser 
Aufgabe besitzt Graf Beust zwei besonders hervor- 
ragende Eigenschaften : erstes das grosse Verdienst^ 
in beiden Reichshälften das Prästi^um wiederherge- 
stellt zu haben: und zweitens das kaum geringere, 
vollkommen frei von jedem Vorurtheil und von allen 
Fesseln der Parteien oder politischen Cliquen zu 
sein. Diese Eigenschaften beiShigten ihn, auf die 
vorübergehenden Ereignisse von einer wahrhaft 
staatsmännischen Hohe aus herabzublicken , und seine 
Ansichten unparteiisch und leidenschaftslos zu bilden. 
Wenn es ihm in der Verfolgung seiner wahrhaft 
erleuchteten Politik trotzdem misslang, die Parteien 
zu versöhnen, so war es, weil er keiner Partei an- 
gehört , sich mit keiner identificirt , und sich aus- 
schliesslich dem Wohle des Staatsjijanzen widmet. 
Wir haben diese Stellung des österreichischen Reichs- 
kanzlei^s nach der Berufung eines verantwortlichen 
Ministeriums darum ins Licht gestellt , um das Ver- 
ständniss seiner spätem Thätigkeit zu erleichtern. 
Dieungani. Das Wcrk dcs Staatsneubaues war in Ungarn 
sehr verschieden von dem in Cisleithanien. In dem 
erstem Lande hatte der Constitutionalismus , wenn 
auch in anderer Form, seit Jahrhunderten bestanden, 
und seine Staatsmänner wie seine Politiker waren 
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daher in der Leitung der öffentlichen Angelegen- 
heiten erfahrener als jene West-Oesterrt^ichs. In dem 
letztern Gebiete war ausserdem die Wirksamkeit 
des constitutionellen Regimes durch die unvermeid- 
lichen secessionistischen Gelüste der Nationalitäten 
im Reichsrath erschwert, welche fortdauernd der 
Staatspolitik einen Anstrich von Provinzialismus 
gaben. Als die verantwortlichen Minister zum ersten 
Male ihren Sitz im Reichsrathe einnahmen , kennzeich- 
nete ihr Vorsitzender die Beziehungen des Cabinets 
zum Reichskanzler durch folgende, mit allgemeinem 
Beifall aufgenommene Worte: „Obgleich der Dualis- 
mus der Einheit des Landes widerstrebt, so muss 
er doch der Einmüthigkeit der Völker dienstbar ge- 
macht werden, und in allen Fragen welche das Ge- 
sammtwohl des Staats betreffen , vertraut das Mini- 
sterium darauf, an der Spitze der Regierung des 
österreichisch-ungarischen Reiches wohlwollende und 
erleuchtete Unterstützung zu finden." Graf Beust 
that x\lles was in seiner Macht stand, um seine Be- 
ziehungen zu dem cisleithanischen Ministerium so 
vertraulich und innig wie möglich zu gestalten, in^ 
dem er den Einfluss seiner hohen amtlichen Stellung 
zur Förderung der von ersterm als nothwendig er- 
kannten Maassregeln benutzte. 

Schon in den früheren Abschnitten dieses Werkes 
haben wir Gelegenheit gefunden, ausführlich des 
heftigen Widerstandes zu gedenken, welcher in Folge 
der umfassenden freisinnigen Maassnahmen — der 
kirchlichen Gleichberechtigung, des confessionslosen 
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IhitenichtB und der (XrOehe — zwischen dem 
Volke und miiMiVertr^eni im BMchvattw dneraeits 

und der feiidal-clei-icalen Partä widerOTmtB ausbrach. 
Unzweifelhaft hätte sich Gi-af Beiist, als Protestant 
und in seiner neuen Stelhing als Minister der- aus- 
wärtigen Angelegenheiten , von alltf B^beüigoi^ an 
diesem Kampfe fem halten und so für immer die 
feudal-clericale Partei entwaffiien kckmen, statt sich 
deren erbitterten und heiligen Angriffen auszusetzen. 
Die nachstehende »ehr interessante- Depesche, welche 
in mdsterbafter Weäse die game Stellung der Goo- 
eordatsft*age zur neuen Ver&SBang kennzeichnet, ist 
so wichtig, dass wir es als eine schuldige Rücksicht 
gegen den Graf^ Benst betrachten, sie unverkürzt 
zu r^rodudren: 

I« Gomte de Beust an dornte de Trauttmansdorff 
& Borne. 

Vienne, le 2 juillet 1869. 

Pendant les premiera temps de Votre s^joar ä Rome, 
Vous avez pu constater Jt diff^ntes reprises des dispositions 
plus conciliantes de la part du Soint-Si^ k l'^gard du Gou- 
Ternement Imperial et Royal. Quelques Indices permettaient 
ä Votre Excellence de croite que le Saint>Pöre , aussi bien que 
Ses prindpanx Conseillers, commen^^t i appr^der plus juste- 
ment la sitoation de rEmpire austro-hoi^prois et les causes 
des dissidences fächeusea qui s'ätfüent produites dans le con- 
rant de l'ann^e 1868. 

Nous avons accueilli ces symptömes avec one aatisbction 
sbcire et nous nous sommes efForc^s de &.Toriser par notre 
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attitude le developpement des tendances que Votre Excellence 
nous signalait. 

D'apres Vos derniers rapports cependant, il se serait 
produit une espece de temps d'arrftt dans ratn^lioration pro- 
gressive de nos relations avec le Saint-I^^e. Une circon- 
stance röcente — Fincident de Linz — a surtout contribud 
ä r^veiller les anciennes susceptibOHÄs ^ ä susdter de nou- 
velles d^fiances ä T^ard des iiitentions du Gouvemement 
Imperial et Royal. 

J'ai d^jä transmis ä Votre Excelle^ k» iiifonnations 
n^cessaires pour r^tablir les faits sous lemr Vrai jour, en ce 
qui conceme le eas special que je viens de citer. Mais je 
crois qu'il ne sera pas inutile, ä cette occasion, de remonter 
plus haut et d'examiner ici, ä un point de vue g^n^ral, les 
causes de nos difficult^s avec le Saint-Si^ge. Cet examen 
nous conduira peut-fitre ä trouver le moyen, sinon d'arriver 
ä une entente, du moins d'aplanir quelques-uns des obstacles 
qui s'opposent ä T^tablissement d'un ^tat de choses plus satis- 
faisant. 

II me parait d'abord indispensable de jeter un coup d'odi 
retrospectif sur le pass^, si nous voulons nous rendre un 
compte exact des faits qui se sont accomplis de nos jours. 

Vers la seconde moiti^ du demier siecle, il s'est produit 
dans tous les Etats civilis^s une tendance manifeste ä ^man- 
ciper le pouvoir civil de la d^pendance du pouvoir religieux. 
L'Autriche ne pouvait se soustraire ä Tinfluence d'un mouve- 
ment aussi fort et aussi r^pandu. De la naquit le systenie 
connu g^neralement sous le nom de Josephinisme. Cette 
designation n'est pas entierement justifi^e aux yeux de This- 
toire, puisque TEmpereur Joseph n'a pas, ä vrai dire, cr^e 
ce Systeme, bieii qu'il en ait ät6, sans contredit, le repräsen- 
tant le plus änergique et quUl Tait appliqu^ dans une mesure 
depassant, peut-Ätre, les bornes voulues. La v6rite nous im- 
pose le devoir de reconnaitre que ce Monarque, anime des 
meilleures intentions, n'a fait que se conformer, en les met- 
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i^l llilrodnil« duis le GhmiP€nieBiert^pir EOmIm bspte- 
MltJlMri^-TbMir «t nte» pw Itfira 4e^«ie«r Srntmine, 
flbipHMnr CiMriM Ifll,. 

. L'Aaa fciigMiTlIl rtgM de JimfttU, jommamü mt 
jmAn MiifMl doi mominMili^ PMplBMifi qpii ae wnaitiM 
«i »i»riM% fiit tolfi 4fmb MiliHlji itertim. Sowto Em- 

ftirent ooiuM&rablewait adoocies du» Im ptatifue et; c» 1^ 
MiqMi eherdMreDk 4 «tabttr efaMi de meiBeiDeif fditions 
aroe rS^Mu Miitt. te amme, fis ato WMieirt p« iSbniiler 
H pitedpe de k tiiteUe de FEtafc e«r lee aflUree eedMaeti- 
^MB. C^ prine^ lipoaiait, w dfal, tiep bien i la bade 
MtodwtiQW et bureanarati^pie aar kifwUe le QomenemeiA 
dea Etata aotridiieiia iMait aloia eoBetttad, pour ^*oit oaH 
arracher eette piem foodMMrtale de FtdÜGe. 

On ne pcarr att wimr oapendaat ^ßt la MgiiAirtkm aotri- 
driflBiie de eette Ipogaa na itt an eontradiistieii ilagraate 
avec certains dogmes de l^glise catholique. Les difficolt^ 
caos^ par cet ^tat de dioses devinr^t de plus en plus 
ficheases et sensibles dans la prätique^ depuis l%an imprim^ 
aux id^es catholiques dans toute rAllemagne ä la snite du 
conflit de Cologne. Ce fut surtout le Ghancelier d'Etat, Prince 
de Metternich, qui proclama hautement, pendant les derni^res 
ann^es du r^e de Frangois I et tout le rtgne de Ferdinand I, 
que les choses ne pouvaient plus marcber ainsi et qu'il fallsut 
t4cher de conclure la paii avec l'Eglise catholique sur le 
terrain des prindpes. Le Prince fit de nombreuses tentatives 
pour convertir k ses \A6e8 les hommes d'^tat plac^ k cöte 
de lui ä la tMe des affaires et les amener ä consentir ä un 
compromis ^quitable avec Rome. Mais ses efforts ^chou^rent 
toqjours contre une Opposition qui rencontrait dans ce temps 
un appui tres-vif m6me parmi certains dignitaires de TEglise, 
äev^s dans Fesprit du Systeme de la tuteile exerc^e par 
l'Etat. 
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jGette importante question resta ainsi en sn^ens jus- 
qn'au moment oü ^clata le mouvement de 1848. 

Das qu'on voulait introduire dans toutes les spheres de 
la vie publique le principe de la libert^ d'action, il devenait 
impossible »de laisser ä TEglise catholique seule ses lisieres. 
Avec retablissement d'un r^giqie constitutionDel, quel qu'il 
füt, devait lomber de lui-mömä le syst^e de romnipotence 
de TEtat vis-ä-vis de TEglise. 

Ce fait et le changement surrenu dsois V^tat des choses 
ne farent pas m^nnus par les hommes qui ^taient alors au 
pouvoin Lorsque Toeuvre tent^e par FAssembl^e dite Con- 
stituante ä Eremsier eut ^chou^ , la Charte octroy^e du 4 
mars 1849 qui s'ensuivit contint, en Opposition ä toutes les 
traditions regues jusqu'ä cette ^poque , la reconnaissance for- 
melle du principe de la libert^ de TEglise catholique. 

C'est donc un fait historique incontestable que les catho- 
liques en Autriche sont redevables au principe constitutionnel 
seul d'^tre afiranchis des entraves inquietantes qu'imposait 
ä leurs consciences l'influence souvent fort ^tendue que l'Etat 
exergait sur les affaires de l'Eglise. On aurait du se Souve- 
nir de cette cfrconstance ä Rome, lorsque, dans une allocu- 
tion dont nous regrettons encore l'effet, notre Constitution 
fut Tobjet d'une condamuation acrimonieuse. 

D6velopper*les germes renferm^s dans la Constitution 
de 1849 ^tait une tache ardue, digne d'occuper les meilleurs 
esprits. On avait ä choisir entre deux systämes diff^rents 
pour arriver ä ce but. II 6tait possible: 

P soit d'abolir les lois et ordonnances existantes qui ne 
s'appliquaient plus au nouvel ordre des choses, de la m^me 
fagon qu'elles avaient 6te ^mises, c'est-ä-dire par le simple 
exercice du pouvoir l^gislatif ; 

2** soit de conclure avec le Saint-Siege un arrangement 
formel, tel qu'un Concordat, donnant aux r^formes projetees 
le caractere d'un acte synallagmatique. 
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B est hon de dnote qne k pramto de ces dwx modes 
de procMar anrait 6b6 non-eeideiDeiit k pUn wiplei mais 
^ . ^Md le phi8 ooBfofme am prindpes cooetibitMniiieiB. 

En effet, oeox-d, tandis qii% leeonnaiaseDt an partage 
des poQYoirs pabHca ettre k MovarqM et ks Ckurps iq^ 
aentatift de k iia^m, exdnent eatüMmeiit tarnte mg^reiiee 
&vaie Paiasaiice dtrangtee daiia ka alkirea fid aont Ai ressort 
de k l^ktion int^rieiiie. • 

C*e8t par ee motif qne, daiia pfeaqve to» ka caa o & 

*' ^ dea Concordata out 4tA eondos atee Rome par'^dea Etats 

itfgk 4aB8 dea formes constitiitieiiMHes, ka atipiiktiooa oon- 

^^nea out 4M miaea en vigoeor aa nMqrm d'wdf^aaiices 

^ ap^daka, iasaea de Fantorit^ Mgidi^fe agkaaot daiia la 

plteitnde de son kid^pendaiice. 8oa?eirt mtsme oes ordrauai- 

ees, comme lea artidea orgaaiqiiea ra Franee, out 6U riär 

fgies dana qh eaj^ fort difffirent &e eehi qid arait pr^dä 

^ anx arrangements qa^eUea äta^t destfai^ h mettre k ex^ 

cntion et elles ne s'jr adaptaknt qa'aa mojea dHme inter- 

pr^tation tant seit peu forc^e. 

Au commencement , on parut reconnattre en Autriche la 
v^rit^ des maximes que je viens d'^noncen On r^gla d'abord 
par des ordonnances, dont quelques-unes sont encore ä pre- 
sent en vigueur, les nouvelles relations qu'il s'agissait d'eta- 
blir entre TEtat et TEglise; ce ne fut qu'a mesure qu'on 
s'^loignait davantage de Tid^e de goaverner seien les formes 
constitutionnelles, qu'il s'op^ra un changement dans les vues 
et qu'on entra dans d'autres voies. 

II est positif qu^au moment m6me de la mission confiee 
ä Monseigneur Rauscher, alors quil n'^tait qu'Evftque de 
Lavant, mission qui conduisit ä la nägociation du Goncordat, 
le Gouvernement Imperial ne pensait pas encore ä condure 
une transaction d'une teile importance. II ne songeait, ä 
cette ^poque, qu'ä ^tablir une entente avec le Saint-Si^ge au 
sqjet de la l^gislation matrimoniale. Ge ne fut que peu ä 
peu, au für et mesure des longues n^gociations qui s'ensuivi- 
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rent, qu'on en arriva ä r^unir la mauere etendue qui forma 
l'objet du Concordat. 

U n'est pas dans notre intention de nous livrer ici ä 
une critique d^taill^e de cet Acte. Comme toute oeuvre hu- 
maine, 11 porte Tempreinte de r^poque oü il fut congu. En 
1855, rAutriche ^tait un Etat fortement centralis^, regi par 
un pouvoir absolu. Une volonte unique y faisait la loi et 
n'etait soumise qu'au controle exerc^ par les influences mo- 
mentanäes de la Situation. On ne peut s'^tonner que le Chef 
de la Gatholicit^ , ayant ä traiter avec an Gouvernement ainsi 
constitu^, ait cherch^ non-seulement ä procurer ä ses fidfeles 
en Autriche une position qui les mit ä Tabri d'une tuteile 
vexatoire de la bureaucratie, mais aussi ä acqu^rir pour 
TEgtise tous les Privileges qui , selon les d^cisions du Concile 
de Trente, lui appartenaient de droit au sein de cet Etat 
f^odal qui pr^cis^ment reposait sur le principe du privilege, 
mais qui, dans TEtat moderne, avaient perdu, depuis plus 
d'un sifecle, leur raison d'6tre. 

Ainsi que je Tai fait ressortir avant, il faut toujours, 
pour comprendre l'origine et la port6e du Concordat de 1855, 
se rappeler les id^es de centralisation dominant alors ä la 
suite des 6v6nements de 1848, tendances qui, k l'heure qu'il 
est, comptent encore de nombreux partisans et qui, ä cette 
^poque-lä, dans Tespoir de consolider la centralisation par 
une concentration renforc^e du pouvoir religieux , se prfttaient 
ä un partage qui, loin de la fortifier, devait Taifaiblir. C'est 
ainsi que s'expliquent les succäs obtenus alors par la Cour 
de Rome. En eflfet, le Saint-Siöge consentit bien vis-a-vis 
du pouvoir civil ä quelques concessions qui ne manquent pas 
de valeur et qu'on fit sonner trfes-haut ä Rome. De ce nombre 
est le droit de nomination ä la plupart des hautes dignit^s 
eccl^siastiques. Mais , ä cöt^ de ces dispositions , le Concor- 
dat en contient une s^rie d'autres, assurant aux EvSques et 
au Clerg^ en g^neral une position exceptionnelle qui les place 
au dessus du droit commun. 
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n ffiit AiAb remarqMr que le Cmicordat 6tait', ^n somme, 
loin d*Mre conf u dans'resprit qui avait diet^ ki Coimfitii- 
tjon de 1849 et qa'fl r^pondait ^iit6t ä k jtms6t d'ime re- 
Ugion domiiiante, d'ime reKgMm d^Etat qoi est ea eoatra- 
dietioii a?ec toirtea }ea idtot nodernea de Ktort< constibi- 
tjannella 
^ Cea ditfuGte de la aitaatioft cvtfe par te Ckmoordat 

appanuent e&eore d'ime aModfere *ptas ^datante k FoccMion 
dti la loi mir kft aMriagea pabVte UeatM apite. n a^ len- 
r «NliK#Jto8^di4M>ritio^ dont req^dttenee fit reaaortir deg 
liittli i N ent dar» et wtatoireg. Aassi vit*aB, dte eel in- 
Staat, augmenter consid^rabtenmit le laaiiyaia eSet pfodoit 
dijk stur ropinion pablique en Autridie par la conclnsioa du 
GMcordat 

Cet Acte, loin de pouvdr doDG Mre eonaid^ eomme 
nae appUcation impartiale da prindpe, inangar^ en 1849, 
de TEglise libre dana F£tat libre, n-a 4t4 eonda qnli TaTaii- 
tage exclusif d'une des parties et dans des conditiaos inüme- 
ment li^es k Texistence d'nne certaine forme de gonveme- 
ment en Autriche. C'est lä ce qui constituait le d^faut 
priucipal et la faiblesse d'une oeuvre dont Texistence möme 
devajt se trouver nienac^e du moment oü changeait la Situa- 
tion en vne de laquelle eile avait 6t6 cr6^e. 

Cette y^rit^ s'est fait sentir das le r^tablissement d'un 
regime constitutionnel en Autriche. D^jä en 1862 et 1863 
nous voyons ä Rome un n^gociateur autrichien travaillant ä 
obtenir des modiiications essentielles au Concordat Mal- 
heureusement, les esp^rances qui se rattachaient ä cette ne- 
gociation^ entam^e certainement dans un esprit de parfaite 
mod^ration, n'en restaient pas moins illusoires. 

Cet 6tat de choses se tralna ainsi p^niblement jusqu'aux 
^v^nements de 1866 qui firent entrer dans une phase nou- 
velle la question des relations de TEtat avec TEglise. 

II etait evident aux yeux de tout vrai patriote que Fexis- 
ence de TEtat ne pouvait plus 6tre assuree que si on 
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entreprenait sa r^g&ieration complete au moyen des libert^s 
constitutionnelles les plus ^tendues. Favoriser le libre döve- 
loppement de toutes les forces vives de la nation devint, en 
consequence, le principe fondamental du Gouvernement. 

On doit regretter que l'Episcopat autrichien et les rap- 
ports adress^s au Saint-Si^ge n'aient pas tenu un juste 
eompte de la force d'impulsion irr^sistible qui produisait les 
changements survenus en Autriche. Cette erreur fit natu- 
rellement naitre aussi ä Rome plus d^une appr^eiation erron^. 
Si les organes . de TEglise avaient compris qn'en face d'un 
changement total de Systeme, fruit de la plus imp^rieuse 
necessit^, 11 ne pouvait plus 6tre question de tenter des 
eflforts infructueux, afin de sauver des Privileges frapp^s de 
caducite, niais quMl s'agissait de faire tourner autant que 
possible au profit de TEglise catholique le nouvel ordre de 
cboses, ainsi que, par exemple, le clerg6 beige Tavait si 
bien compris en acceptant la Constitution de 1831, ils n'au- 
raient, sans doute, pas oppos^ aux r^formes projet^es cette 
r^sistance opiniätre qui leur a fait reprocher d'fetre les 
antagonistes de Torganisation constitutionnelle de la Monar-* 
chie. C'est ce reproche qui rend aujourd'hui si difficile la 
Position du clerg^ et qui, au grand regret du Gouvernement 
Imperial et Royal, env^nime des complications souvent peu 
importantes en elles-mdmes et coucernant de simples ques- 
tions de detail. 

Ce qui pr^ede explique en partie comment l'interven- 
tion du Saint-Siege a pu, malheureusement, plus d'une fois 
aigrir les confiits, au lieu de les apaiser. Nous ne voulons, 
d'ailleurs, accuser ici personne. Notre seul but est d'exa- 
niiner impartialement la Situation et d'introduire la sonde 
dans la plaie, afin de trouver, si c'est possible, un moyen 
de la gu^rir. Nous cherchons, avaut tout, ä concilier et 
nous nous estimerions heureux, si nous parvenions ä r^tablir, 
de part et d^autre, des relations sinon satisfaisantes, du 
moins tol^rables. 
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Comme nous venons de le dire, le maintieii du Goncor- 
dat, dans le sens oü il avait 6ti conda en 1855, £tait de- 
venu pour le Goavernement Imperial et Boyal one impossi- 
bilit^ de la nature la plus absolae. Contre an fiait aiissi 
incontestable il eat oisenx d'opposer des argumentB td8 que 
ceu aoxquela on a souveDt recoura, tantdt en all^guant le 
caract^ bilateral de cette transaction, tantöt en rendant 
responsables de ce qui a'eat pasaä certaines individualitä 
paimi les hommea platte k la direction des affiiires. Du 
moment oü, par anite dn rAabUsaement de la Constitation 
en Hongrie« tont ce pays, sans ae mettre en Opposition avec 
FEpiseopat, se refdsait ä reconnattre la vaUditö du Concor- 
dat, il n'^tait plus posdble de sontenir la thäse contraiTe 
dans la partie ocddentale de la Monarchie oü Tagitatioii 
contre le Concordat existait dans. des proportions beaocoap 
plus intenses. M6me un Ministe compos^ des cheb les 
plus marquants du parti, dit därical ou rtectionnaire, aurait 
6U tottt aussi peu capable d'apporter en cela un change- 
ment ä T^tat de choses que les hommes actuellement au 
pouvoir. 

Quelqae douloareux qu'il puisse 6tre pour la Cour de 
Rome d'entendre ces paroles, nous ne pouvons dissimuler les 
v^rit^s suivantes: 

Les stipulations les plus essentielles du Concordat sont 
devenus inex^cutables en Autriche; la position privil^gi^ 
que cet Acte aecordait au clerg^ ne peut plus lui £tre con- 
serväe et eile ne ferait d^sormais que lui nuire; enfin, il est 
illusoire d'esp^rer que cet 6tat de choses ne soit que passa- 
ger et puisse 6tre modifi^ par un changement de Minist^re. 

Le Gouvernement Imperial et Royal est loin de recher- 
cher la lutte avec r£glise; il appelle, au contraire, de tous 
ses voeux une entente. Au.milieu des difficultäs dont il est 
assailli, son calme et son impartialit^ ne se sont jamais d^ 
mentis. H a donu^ ä tous les partis des conseils de pru- 
dence et de modäration et il a toujours tenu ä se r^server 
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la possibilite d'^tablir ä l'avenir de meilleures relations avec 
la Cour de Rouie. 

On peut trouver la preuve de ce que j'avance dans le 
double £ait que le Gouvernement Imperial et Royal s'est 
soigneusement abstenu de se prononcer sur la question de 
la validit^ du Coucordat dans son ensemble et qu'il a mon- 
trä une grande r^serve pr^dsement dans les questions qui 
ont provoque le plus d'irritation ä Borne, c'est-ä-dire les r6- 
formes apport^es aux lois sur le manage et sur Fenseigne- 
ment. 

Si Ton admet que les circonstances , ainsi que les maxi- 
mes dont eUes avaient amen^ Fad Option, ne permettaient 
plus au Gouvernement de continuer ä se placer au point de 
vue exclusif de FEtat catholique et qu'il ^tait oblige, au 
contraire, de conformer sa l^gislation au principe de Fegalit^ 
des cultes devant la loi, on doit rendre au Cabinet Imperial 
la justice de reconnattre qu'il s'est eflforc^ de m^nager au- 
tant que possible les interSts catholiques. 

En ce qui conceme les lois sur le mariage, personne 
n'ignore qu'une fraction trfes-influente de nos Corps repr^sen- 
tatifs s'^tait prononc^e en faveur de Fintroduction du ma- 
riage civil obligatoire. Menie beaucoup d'hommes apparte- 
nant au parti le plus imbu des id^es catholiques pensaient 
que cette Institution offrait le seul moyen de r^soudre la 
difficult^ et d'6viter des conflits avec FEglise, Cependant 
des autorites dont le Gouvernement croyait devoir tenir 
compte se prononcerent en sens inverse et de maniere ä 
donner la pr6f6rence au mariage civil subsidiaire. 

Ce n'est pas parce qu'il partageait cette opinion que le 
Gouvernement se pronon^a pour Fadoption d'un projet de 
loi couQU dans le sens que je viens d'indiquer. Mais, apres 
ce qui s'^tait pass6, il n'en fut que plus p^niblement surpris 
de voir FEpiscopat commencer par des lettres pastorales et 
d'autres manifestations un combat qui devait malheureuse- 
meut aboutir ä des r^sultats tels que oeux que nous voyons 



224 DRITTSR TH£IIi. 

86 produire, ä notie gnnd regret, dans l^mddent de FEve- 
qne de Lins. 

En ce qai conoenie la loi aor Tenseigneineiit, il bxi 
remarqaer, avant tont, que eas nonveUes dispontions 1^ 
laÜTes admetteot parftdtement la crtetion-et Teristenoe d'to- 
lea ayant an caracttoe confesskiimd. Le clerg6 catholiqB 
peut, de mfiine qae les Itfqaes, profiter de oes dispositiM 
et en retirer pour la UA cathoKqne dee avantages i^faieiiL 
Si on Jette an coup d'oeil snr les rAsnltats obtenoa div 
des drconstances analogues en Francs, en Belgique et div 
les proflnees riifoanes, si on conskMre, en outre, les :es- 
sonrees abondantes dont dispose TEpiscopat en Autriche, ei 
doit s'^tonner qu*il ne se seit pas empar^ de suite avee 
empressement des bdlitte qni lui sont aooordfes ä cet ^gari 
Elles permettraient certes k l'Eglise catbolique de s'assam 
one influence propre ä la dMommager amplement de b 
perte qu'elle äprouTe en 4tant privte de sa position priri- 

M£me si on ne veut pas faire entrer en Ugne de compte 
de semblables avantages, U nVn reste pas moins incontestable 
que la nouvelle l^gislation sur Tenseignement est loin d'avoir 
^t^ conQue dans un esprit syst^matiquement hostile k l'Eglise 
catbolique. Elle pr^cise, il est vrai, davantage la part qui 
doit revenir k TEtat dans la surveillance des ^coles et eile 
restreint Tinfluence directe exerc^ par le derg^ aux matiferes 
qui sont de son v^ritable ressort, c'est-ä-dire ä Fenseigne- 
ment de la religion. Mais il ne dopend que du derg^ de 
conserver par une attitude habile une influence consid^rable, 
prindpalement sur les ^coles populaires* On n'a pas, en 
effet, enlev6 enti^rement k ces demiäres, comme on le pr^ 
tend souvent ä tort, leur caractäre confessionnel. On a 
seulement assur^ leur däveloppement progressif et leur am4- 
lioration, en tenant compte avec sein de toutes les condi- 
tions d'une saine morale. 

Nous croyons avoir trac6 ainsi avec une exacte impar- 
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tialite le tableau de ce qui s'est fait jusquici. II me reste 
maintenant ä examiner encore une question. 

Est-ce qu'une entente est possible entre le Gouverne- 
ment Imperial et Royal actuel et le Saint-Si^gc, lorsqu'ils 
sont, Tun et Tautre, plac^s ä des points de vue aussi diver- 
gents et s^par^s par des questions de principe aussi iiupor- 
tantes? 

Nous n^h^sitons pas ä repondre par Faffirmative: toute- 
foisi ce r^sultat ne saurait Ätre atteint qu'ä une premiere 
condition. 

X On doit, avant tout, se decider ä Rome a ne plus re- 
garder TAutriche comme uu pays pr^destin^ ä servir les 
vues du Saint-Siege; il faut dorenavant placer FEmpire 
austro-hongrois sur le mßme ligne que d'autres Etats con- 
stitutioiinels modernes, et ne pas demander, par cons^quent, 
au Gouvernement Imperial et Royal de se plier ä des exi- 
gences qu'on ne songerait pas ä imposer ä des pays tels 
que la France ou la Belgique, parce qu'on sait d'avance que 
de pareilles pr^tentions n'y rencontreraient que des refus et 
ne feraient que compromettre inutilement le Saint-Si^ge. 

Ce qui a pu etre fait dans d'autres pays, sans amener 
pour cela de rupture avec Rome, doit aussi etre possible 
en Autriche. Teile est la premiere regle fondamentale dont 
le Gouvernement, aussi bien que la nation, est resolu ä ne 
point se d^partir. 

Je ne disconviens pas quMl pourra encore s'^couler 
quelque temps avant qu'on admette ä Rome cette v^rit^ dans 
une mesure süffisante pour permettre d'en retirer quelque 
fruit On y aimera mieux, peut-6tre, tergiverser encore, 
^Be maintenir sur le terrain de certains points de droit for- 
meis et protester contre ce qu'on appelle des infractions aux 
engagements contract^s. On peut assur^ment, de cette fagon, 
prolonger la lutte e/t susciter maint embarras au Gouverne- 
ment Imperial et Royal. Mais, en r^alit^, on fera surtout 
ainsi un tort immense aux int^r^ts de TEglise catholique 

Oeiterr.-Ung. Monarchie. 15 
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dans la Monarchie austro-hongroise. Od devra finir par se 
rendre aux le^ons amferes de Texp^rience et il faudra hm 
en revenir au point de d^pai-t qae je viens d'indiquer 
plus haut comme le seul qui puisse ßtre raisonnablemeot 
adopt^. 

Ne vaudrait-il donc pas mieux prendre d^ä-pr^nt 
une determinatiou 6nergique et mettre ainsi le Gouverne- 
ment Imperial et Royal ä m6me d'offrir ä TEglise catholique 
la pleine et entiire jouissance des droits et des libert^s dont 
eile a besoin pour accomplir sa diviue mission et que nul 
ne songerait alors ä lui eontester. 

La Constitution de D^cembre 1867, contre- laquelle le 
Saint -Si^ge a 6\&f6 si vivement la voix, contient toutes las 
dispositions qui, en 1849, ont €t^ aecueillies ä Rome avec 
une v^ritable joie et qui ont ^t^ acdam^ par tous les ca- 
tholiques autrichiens comme une Charte d'a£Franchissement 
qui les lib^rait du joug du Jos^phinisme. 

Les trois grands postulats de r£glise catholique: 

1** la libert^ des rapports entre les Evfeques et le Saint- 
Siege; 

2" la liberte des rapports entre les Eveques et leurs 
diocesaiiis en inatiere de foi; enfin, 

;3" la protection et la conservation des biens ecclesias- 
tiques; 

se trouvent actuellcmeiit accordes dans TEiiipire austro-hon- 
grois et entoures de garanties constitutionnelles. 

Si cette semence deposee dans nos institutions n'ä pas 
porte jusqu'ici d'aussi heureux fruits qu on etait en droit de 
Tespörer , il faut s'en prendre uniquemeut ä influence fächeuse 
de cette Prävention qui fait pers^v^rer dans une fausse voie, 
lorsqu'on y est engag^, par malheur, au lieu de chercher une 
autre et meilleure issue. 

Les difficultös contre lesquelles le Concordat s'est heurt^ 
ne prouvent nullement que la liberte de l'Eglise catholique 
ne puisse pas prosperer dans notre pays. Mais, je le rep^te, 
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qu^on ne s'y meprenne pas, et qu'on sache bien que nous 
entendpns parier d'une v^ritable liberte d'action et non pas 
du maintien de doctdnes incotnpatibles avec le däveloppe- 
inent de FEtat et d'une valeur qui doit d^sormais Stre assez 
probleinatique, meme aux yeux de la Cour de Borne. 

Si les efforts de FEglise cathotique se portaient dans 
cette dJrection, le Gouvernement irait avec empressement au 
devant de ses voeux; il consid^rerait comme un devoir sacre 
d'appuyer avec zele TEglise dans Taccomplissement de sa 
tache et d'^arter les obstacles et les pr^juges qui entravent 
son action. Dans Tetat de choses actuel, le Gouvernement 
est, au contraire, paralys^ dans ses mdlleures inten tions 
et il doit rester speqtateur d'un combat qui, quel que soit 
son d^nouement, ne pourra jamais avoir des suites salutaires. 

Un changement dans Tattitude de TEpiscopat autriehien 
serait le premier pas d^sirable vers une am^lioration de la 
Situation. Nous croyons ne pas nous tromper en presumant 
que les Eveques diilerent sous plus d^un rapport dans leurs 
appr^ciations.^ Nous en voyons qui appartiennent par leurs 
sympatbies au parti de Topposition politique et qui se lais- 
sent souvait entrsdner ä faire, en vertu de leur position offi- 
cielle, des d^marches que nous ne saurions y trouver profi- 
tables. 

D'autres, exaltes dans leurs croyances, fönt beaucoup 
de mal par leur exag^ration, sans qu^on puisse toutefois r^* 
voquer en doute ni la siucerit^ de leurs convictions, ni la 
loyautä de leurs intentions. Avec ces deux fraction§ de 
TEpiscopat il sera, sans doute, difficile d'arriver ä un eom- 
promis. Par contre, nous avons de fortes raisous de croire 
que la plus grande partie des Eveques comprend maintenant 
qu'en persistant dans la voie d^une resistance implacable, on 
ne saurait arriver ä de bons r^sultats. Si l'attitude de ces 
Pr^lats ne t^moigne pas encore plus ouvertement d'une 
pareille persuasion, c'est d'abord ä cause de leur d^sir tres- 
legitime de ne point de voller des dissidences et puis, parce 

15* 
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qu'ik craignent peut-*tre do s'attirer un d^saveu. Nous ne 
ci-oyons pas nous abuser en supposant que plusieurs £v^ 
ques s'estimeraient heureux de pouvoir abandonner avec hon- 
neur une position qui devieot tous les, jours nioius tenable. 
Quelques -uns d'entre eux et des plus ^minents sont des bom- 
ines infiniment trop 6elair^s pour ne pas sentir la n^cessite 
de prendre ä temps les niesures opportunes qui peuvent 
rendre en Autriche la paix ä FEglise et pr^venir les conse- 
quences incalculables qu'entratnerait la Prolongation des con- 
flits actuels. 

Si on ne veut pas, ä Rome, fermer les yenx ä T^vidence, 
si on ne s'y refuse pas ä voir la Situation sous ses vraies 
eouleurs, on devra s'appliquer avant tout ä donner un appui 
efficace ä la fraction mod^r^ de TEpiscopat autrichien. 

Amoner le Saint-Si^ge ä se pen^trer de ces id^s et de 
cette conviction, doit 6tre la t&che principale de tout boD 
patriote auquel les circonstances permettent de faire entendre 
sa voix ä Rome avec quelque succäs. 

C'est aussi vers ce but que doivent tendre tous les eflforts 
iW, Votie Excelleiue et en retragant, comme je Tai fait, un 
tabloau exact de la Situation, des causes qui Tont amenee 
et des nioyens de reniödier ä certains de ses maux, j'espere 
avoir fourni quelques donn^es utiles. 

Veuillez faire valoir auprfes de Son Eminence le Cardinal 
Secretaire d'Etat tontes les considerations que j'ai develop- 
p^es et ne n^gliger aucuu iiioyen pour rendre le Saint-Pere 
ainsi que ses principaux Conseillers accessibles aux vues qui 
sont exposees dans la presente d^pöche. 

Uecevez, etc. 

Es gereicht dem Grafen Beust zur Ehre, dass 
in diesem Falle die Gefühle des Mannes denen des 
Ministers weichen mussten. Er stellte sich frei- 
willig in die vordersten Reihen der Vertheidiger 
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dieser heilsamen Reformen, auf die Gefahr hin, 
seine politische Stellung in Oesterreich zu verlieren, 
und gleichgültig gegen den Bannfluch Roms. Dieses 
Selbstopfer auf dem Altar socialer und religiöser 
Freiheit blieb nicht unbelohnt. Ihm ward dafiir 
die für jeden wahrhaft liberalen Staatsmann werth- 
voUste Belohnung: die unbedingte Zustimmung des 
Volkes- 

Graf Beust fühlte sich demnächst berufen, in 
einer Frage der inneren Politik zu interveniren und 
das volle Gewicht seines Einflusses bei seinem Mon- 
archen zur Geltung zu bringen, um die Verfassung 
des Landes vor einer in der That ernstlichen Ge- 
fahr zu bewahren. 

Im Herbst 1868 hatten der Kaiser und die Kai- »lePoien. 
serin in wohlwollender Absicht für die Polen be- 
schlossen, Galizieh zu besuchen. Aber während 
entsprechende Vorbereitungen für den herzlichen 
Empfang des kaiserlichen Paares gemacht wurden, 
erfuhr Graf Beust, dass die berüchtigte Resolution 
des galizischen Landtages (siehe Note II) dieser 
Körperschaft vorgelegt war. Das Document be- 
gann mit der bedeutsamen Erklärung: „dass die 
Grundgesetze vom 21. December 1867 eine Orga- 
nisation der Monarchie geschaffen haben, welche 
in keiner Beziehung den Ansichten und Wünschen 
der Polen entspräche; dass die längere Fortdauer 
dieses Zustandes der Dinge der Wohlfahrt der Pro- 
vinz wie des Staates ausserordentlich nachtheilig 
sei, und dass deshalb die erwähnten Gesetze, zu-t 
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gleich mit allen damit verbundenen, einer Modifi- 
cation unterzogen werden müssten/^ 

Unter diesen Umstanden stellte Grraf Beust sofort 
Sr. Majestät vor, dass es räthlich sei, den Besuch 
zu vertagen und dem Statthalter von Galizien tele- 
graphisch mitzutheilen, dass das Durchgehen eines 
solchen Beschlusses nothwendig die beabsichtigte 
Reise der Majestäten zu einer Unmöglichkeit machen 
würde. Als die Polen trotzdem diesen Beschluss 
fassten, nahm es Graf Beust auf sich, bei Sr. Ma- 
jestät dahin zu wirken, dass der Besuch überhaupt 
aufgegeben wurde, denn die Ausführung desselben 
nach den erwähnten Vorgängen würde die Verfassung 
geßhrdet haben. Die Reise fand demgemäss nicht 
statt. 

Graf Beust beschränkte jedoch seine Tbätigkeit 
nicht auf Fragen von momentaner Bedeutung wie 
diese, welche ihm wachsende Popularität einbrachte. 
Sein Beistand und seine Unterstützung stand alle 
Zeit frei und ohne Vorbehalt zur Disposition des 
cisleithanischen Ministeriums, in allen Fragen wo 
der Constitutionalismus engagirt war. 

Ein schlagendes Beispiel liefert dafür die Ange- 

liach-w- legenheit des Handels- Vertrages *) zwischen England 

Hand"ei8-* uud Oestcrrcich und dessen Nachtrags - Convention. 

^®'*"^- Während einiger Zeit war man in England der 

irrigen Ansicht, dass Graf Beust sich diesem Ver- 



*) Siehe Note X. 
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trage widersetze , obwohl es gewiss ist, dass der- 
selbe als sächsischer Ministerpräsident stets die Prin- 
cipien des Freihandels vertheidigt hat, arid seit der 
Gründung des Zollvereins Zeuge der ungemeinen 
Vortheile jener Principien gewesen ist. Graf Beust 
hörte nicht auf, die äussersten Anstrengungen zu 
machen, um die Annahme jenes Vertrages im Reichs- 
rath herbeizufiihren, um so mehr, da er wohl wusste, 
dass durch die Ratification desselben Oesterreichs 
Ehre der englischen Regierung für seine Ausführung 
verpfändet war. Es ist nichts desto weniger eine 
bedauerliche Thatsache, dass grosse Verzögerungen 
und unvorhergesehene Widerwärtigkeiten sich bei 
den Verhandlungen im Reichsrath ereigneten. Diese 
entsprangen jedoch ausnahmslos dem Widerstände 
von Mitgliedern, welche industrielle Interessen ver- 
traten. Um diese Opposition richtig zu beurtheilen, 
müssen wir hier erwähnen, dass weitaus die Mehr- 
zahlaller industriellen Unternehmungen in Cisleithanien 
in den Händen der Deutschen sind, welche zugleich 
die Majorität des Hauses bilden und ebenso die 
Partei sind, von deren politischer Unterstützung das 
cisleithanische Cabinet hauptsächlich abhängt. Unter 
solchen Umständen ist es leicht zu begreifen , dass 
die Forcirung der Annahme des Vertrages für das 
Ministerium lebensgefahrlich geworden wäre. 

Wie jeder andere Staatsmann war auch Graf 
Beust nicht vor ungerechten Angriffen gesichert. 
Ein schlagendes Beispiel dafür ereignete sich anläss- 
lich des kaiserlichen Besuches in Prag zur Ein- 
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weihiing der neuen Moldaubrucke. Se. Majestät be- 
schloss diese Gelegenheit zu benutzen, um mit den 
Fuhrern der czechischen Opposition, den Herren Palacky 
und Rieger, in Verbindung zu treten. Der Monarch 
erklärte denselben unumwunden, dass nach seiner 
Anschauung ihre besondern föderalistischen Ansprüche 
auf Autonomie dem Geist, wenn nicht dem Wortlaut 
der Verfassung entgegen wären. Se. Majestät forderte 
die Anwesenheit des Grafen Beust in Prag, um die 
Richtigkeit der kaiserlichen Ansicht den czechischen 
Fuhrern noch deutlicher einzuprägen. Graf Beust 
ubernahui nach seiner Ankunft in Folge der speciellen 
Befehle des Kaisers persönlich die Aufgabe, den 
Czechen die gesetzlichen und streng constitutionellen 
Gesichtspunkte der Frage darzulegen und sie zu 
versichern, dass keinerlei Aussicht auf Verwirklichung 
ihrer Pläne vorhanden sei. Bei dieser Erklärung 
überschritt die czechiachc Partei alle Schranken des 
Anstandes. Sie nuichte ihrem Aerger durch lärmende 
und aufrührerische Versammlungen in den Strassen 
Prags Luft, was später zur Suspension der Civil- 
gerichte und zu andern exceptionellen Maassregeln 
zwang. Unglücklicher Weise wurde Graf Beust's 
Thätigkeit in dieser Frage durchaus missverstanden; 
die nationale Partei sah fortan in ihm einen mäch- 
tigen und geföhrlichen Gegner, welcher sich aus- 
schliesslich mit dem deutschen Elemente identificire, 
während andererseits mehrere Mitglieder des cis- 
leithanischen Ministeriums, und besonders dessen Prä- 
sident, Fürst Carlos Auersperg, sich sehr gekränkt 
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fühlten über das, was sie irriger Weise liir einen 
unerlaubten Versuch heimlicher Unterhandlungen mit 
den Czechen hielten. Die Lage war, um sie kurz 
zusammenzufassen, folgende: Die Deutschen warfen 
dem Grafen Beust vor, seine von ihnen voraus- 
gesetzten versöhnlichen Unterhandlungen mit den 
Czechen zu weit getrieben zu haben, während letztere 
ihn beschuldigten, dabei nicht weit genug vor- 
gegangen zu sein. So wurde die Erfüllung einer 
dringenden Pflicht von beiden Parteien als ein Act 
unberechtigter Einmischung in ihre Rechte miss- 
deutet. Diese Auslegung der Thätigkeit des Grafen 
Beust erscheint uns durchaus unverständlich. Wir 
können nicht begreifen, wie ein Edelmann von so 
ausserordentlicher staatsmännischer Befähigung, wie 
Fürst Carlos Auersperg, verkennen konnte, dass der ^^f^^pYrg.' 
Reichskanzler sich in einer Lage befand, in der er 
gar nicht anders handeln konnte als er gethan; dass 
des Letzteren Vorgehen auf unmittelbaren kaiser- 
lichen Befehl geschah; dass gerade dadurch in un- 
bestreitbarer Weise die Treue des Reichskanzlers zu 
den Grundsätzen der Verfassung bewiesen wurde, 
und dass endlich die Idee, Graf Beust habe die Prä- 
rogative des Cabinets verletzen wollen, bei des 
Reichskanzlers bekanntem Charakter, seinen Ante- 
cedentien und zweifelloser Loyalität, welche ihn über 
jeden Verdacht hätte stellen sollen, nicht einmal 
in Frage kommen dürfe. Noch auffallender war das 
bedauerliche Ereigniss, welches folgte, und welches 
bis jetzt unerklärt geblieben : der Rücktritt des Fürsten 
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vom Ministerpräsidium. Der übertriebene Argwohn 
von Seite des Fürsten Aiiersperg und seiner Collegen 
ei*8cheint um so unverantwoillicher, wenn man ihn 
mit der Haltung des Grafen Andrassy und des 
transleithanischen Ministeriums bei einer ähnlichen 
Gelegenheit vergleicht Wir meinen den Besuch des 
Kaisers in Agram in Begleitung des Grafen Andrassy, 
als dort die Frage der Einverleibung Croatiens in 
das Königreich Ungarn mit den Führern der poli- 
tischen Opposition discutirt wurde. Da der Kaiser 
fand, dass die Frage von ernsten Schwierigkeiten 
umgeben war, so nahm er dieselbe vorsichtige Hal- 
tung an, welche er zu Prag* beobachtet hatte; er 
Hess den Reichskanzler kommen, um seinen Rath 
unmittelbar verwerthen zu können, Graf Beust kam 
in Agram an, und nahm dort, auf Befehl Sr. Majestät, 
den Faden der schwebenden Unterhandlungen auf, 
deren endj^ültij^e Lösung thatsächlich durch seine 
diplomatischen Talente und grosse versöhnliche Be- 
gabung herbeigeführt wurde. Diese Dienste wurden 
von allen ßetheiligten in vollstem Maasse anerkannt, 
und es fiel dem Grafen Andrassy nie ein, sich durch 
die besagte Einmischung beleidigt zu finden oder 
desshalb auf seine transleithanische Präsidentschaft 
zu verzichten. Beide, Fürst Auersperg und Graf 
Andrassy, sind Edelleute in der vollsten Bedeutung 
des Wortes, aber obwohl Beide an Rang sich gleich- 
stehen, so kann es doch nur einerlei Meinung darüber 
geben, wessen Benehmen unter den fast gleichen 
Umständen das richtigere war. Es kann keinem 
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Zweifel unterliegen, dass Fürst Auersperg, um einen 
so ernsten Schritt vor seinem eigenen scharfen Geist 
zu rechtfertigen, von ganz anderen als den angeb- 
lichen Motiven beeinflusst wurde. Aber wir wollen 
nicht weiter versuchen, in die Geheimnisse dieses 
bedauerlichen Zwischenfalles einzudringen, welche 
vielleicht am besten in den Schleier gehüllt bleiben 
welcher sie bis jetzt bedeckt hat. Durch die traurigen 
Folgen der plötzlichen Abdankung des Fürsten, die 
halbrebellischen Zustände Böhmens und die auf dem 
Lemberger Landtage votirte „polnische Resolution '^ 
war die Lage des Reiches im Einzelnen und 
Allgemeinen bedeutend erschwert worden. Diese 
ernste ^Krise, die vom cisleithanischen Ministerium 
vornehmlich der unmittelbaren und innigen Verbindung 
(welche wir in einem früheren Abschnitt des Werkes 
erklärt haben) der 1.7 „Landtage" mit dem „Reichs- 
rathe" beigemessen wurde, veranlasste es, die Ein- 
führung gründlicher Maassregeln in Erwägung zu 
ziehen, und unter bewandten Umständen erschien 
eine Wahlreform als das brauchbarste Heilmittel, ^^^j^** 
Es war davon nicht das erste Mal die Rede^ denn 
schon in der vorhergehenden Session hatte der 
Finanzminister Dr. Brestel eine ähnliche Resolution 
beantragt. Damals war sie verworfen worden, da 
Dr. Kaiserfeld (der Präsident des Hauses) und dessen 
Partei die Ansicht vertraten, dass die Landtage ihrer 
verfassungsmässigen Vorrechte, Delegaten aus ihrer 
Mitte in den Reichsrath zu entsenden, gesetzmässig 
nicht beraubt werden könnten. Die Organe der 
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(leutechen Partei in der Presse waren zwar nie 
niude geworden, die Wahlreform zu befürworten, 
trotzdem wurde aber in allen politischen Kreisen starke 
Ueberraschung laut, als das Ministenum in seinem 
Entschlüsse behufs ihrer Einfahrung so weit gegangen 
war, dass es, als einleitenden Schritt, ein Rund- 
schreiben*) an sammtliche Landtage richtete, in dem 
diese zur Erörterung und Begutachtung der Frage 
aufgefordert wurden. 

Die Rückantworten der Landtage fielen, wie sich 
leicht denken lässt, sehr verschiedenartig aus. Ohne 
in deren Einzelheiten weiter einzugehen, sei hier nur 
erwähnt, dass eine gewisse Anzahl derselben sich 
günstig, andere dagegen ungünstig über die allgemeinen 
Grundsätze der beantragten Reform äusserten, wäh- 
rend eine dritte Gruppe sich auf keinerlei Erörterung 
einlassen mochte, bevor ihre Ansprüche auf nationale 
Autonomie nicht befriedigend geordnet worden seien. 
Aber selbst die erste Gruppe knüpfte an die An- 
nahme des beantragten Gesetzes so viele wider- 
sprechende Detailvorschläge, dass deren Zustimmung 
keinen Verlass bot. Somit war der Erfolg dieses 
Rundschreibens nichts weniger denn befriedigend. 
Die Wahlreform-Frage wurde eine überaus verwickelte, 
und erzeugte ernste Streitigkeiten zwischen deutschen 
und nationalen Parteien. 

Die vorwaltenden Besorgnisse der Deutschen ent- 



*) Siehe Note XL 
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sprangen dem Gedanken, dass directe (zumal aus dem 
allgemeinen Stimmrechte hervorgegangene) Wahlen 
statt des bisherigen Gruppen-Wahlsystems den nicht- 
deutschen Elementen eine überwiegende Mehrheit im 
Reichsrathe versehaflFen würden. Andererseits herrschte 
grosse Meinungsverschiedenheit, ob die Ein- und 
Durchführung einer derartigen Maassregel im Reichs- 
rathe ohne frühere Zustimmung der Landtage ver- 
fassungsmässig wäre. Schliesslich aber erklärte sich 
die Mehrheit der Gesetzes-Autoritäten denn doch für 
die Verfassungsmässigkeit eines derartigen Vor- 
gehens. 

Wir hegen nicht die Hoffnung, mit dieser kurzen 
Skizze über die Reformbewegung in Oesterreich den 
Gegenstand besonders klar zu machen. 

Noch befindet diese Angelegenheit sich im em- 
bryonischen Zustande, aber trotzdem ist sie bedeutend 
genug gewesen, um eine neue Ministerkrise hervor- 
zurufen. Schon während der Reise des Kaisers ^"'"* 
und seiner Minister im Oriente hatte diese Krise 
schwere Bedeutung gewonnen. Das aus acht Ministern 
zusammengesetzte Cabinet war in zwei Parteien ge- 
spalten, die stärkere vertreten durch Giskra, Herbst, 
Hasner und Brestel, denen sich Herr von Plener bei 
seiner Rückkunft von Suez anschloss, die schwächere 
durch den Grafen Taaffe (Ministerpräsident), den ;. 
Grafen Potocki und Dr. Berger. Schon in der Vor- 
rede zu diesem Werke haben wir der Ursache ihrer 
Uneinigkeit gedacht, welche ausführlich in der Presse 
discutirt ist. 
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Beide Parteien — das sei hier in Kürze bemerkt 
— waren gleich treue und eifrige Anhänger der Ver- 
fassung, und der wesentliche Punkt ihrer Meinungs- 
verschiedenheit bestand einfach in dem Zeitpunkt« 
für die Einfuhrung der Wahlreform. Die Majorität 
war der Meinung, dass der Reichsrath sie ohne Ver- 
zögerung in die Hand nehmen solle, ohne Rucksicht 
auf die nationalen Autonomisten, die gegen die Ver- 
fassung gestimmt waren oder sie noch gar nicht 
anerkannt hatten. Wogegen die Minorität, obzwar 
nicht minder für die Wahlreform gestimmt, von der 
Einfuhrung derselben auf das entschiedenste abrieth, 
wofern sie nicht in unmittelbare Verbindung gebracht 
wurde mit anderen, die Revision der Verfassung er- 
leichternden Maassregeln, damit aui diesem Wege 
eine allgemeine Versöhnung der missvergnügten Na- 
tionalitäten erzielt werde. 

Ungeachtet dieser Differenzen einigte sich das 
Cabinet so weit, dass es die Thi'onrede ausarbeiten 
konnte. Einem kritischen Beobachter konnte aller- 
dings nicht verborgen bleiben, dass das betreffende 
Actenstück handgreifliche Spuren des blos zeitweiligen 
Einverständnisses der Minister an sich trug. Und 
in der That gelangten diese, im Schoosse des Cabinet« 
herrschenden Zwistigkeiten sofort nach der Rückkehr 
des Grafen Beust in die Oeffentlichkeit. Da war es 
denn für ihn, als ersten Rath der Krone, dringende 
Pflicht, als Vermittler aufzutreten — eine Rolle, welche 
durch die zur selbigen Zeit in Dalmatien aufgetauch- 
ten, sehr ernsten Verwicklungen ganz besondere 
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schwierig gemacht wurde. Ohne die verschiedenen 
Phasen dieser merkwürdigen Krise weiter erzählen 
zu wollen, bemerken' wir hier nur kurz, dass das 
Vorgehen der Minister sich durch die Annahme • 
höchst unparlamentarischer Formen charaJkterisirte. 
Wir brauchen blos auf den kaum je dagewesenen 
Schritt hinzudeuten, dass beide Cabinetsparteien ihre 
respectiven Memoranden in der amtlichen Zeitung 
veröffentlichten, und dass sie den Kaiser drängten, 
über deren relative Verdienste zu entscheiden, in 
dem Augenblicke, wo das Herrenhaus sich inmitten 
der Adressdebatte befand. 

Dessenungeachtet rieth Graf Beust dem Kai- 
ser, dass er seine Entscheidung über die Ab- 
dankung des Gresammt-Cabinets vertage, bis zum 
mindesten eines der beiden Häuser vermittelst Debatte 
und Abstimmung gezeigt haben werde, welche von 
beiden Parteien die Majorität für sich habe. Der 
Kaiser folgte getreulich diesem durchweg verfassungs- 
gemässen Rathe, und nahm die Abdankung der Mi- 
norität erst dann an, als es sich durch die Ab- 
stimmung des Herrenhauses in der Adressdebatte 
herausgestellt hatte, dass die Partei Giskra-Herbst 
eine entschiedene Majorität besitze. 

Weiter auf die Einzelheiten dieser, im frischen 
Angedenken lebenden Ereignisse einzugehen, wäre von 
Ueberfluss. Diejenigen welche den Debatten beider 
Häuser folgten, wissen zur Genüge, welch starker Tadel in 
ihnen gegen die politische Handlungsweise des Reichs- Angriffe a 
kanzlers laut wurde. Die gegen ihn gerichteten Angriffe '^^Beuatf 
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waren zwiefacher Natur. Während seine Gegner 
auf der einen Seite sich nicht scheuten, die alten 
Beschwerden wegen seines Verhaltens in Prag wieder 
aufzuwärmen und daraus den absonderlichen Schluss 
zu ziehen, dass er die Ansichten der drei aus dem 
Cabinete geschiedenen Minister begünstige, wurde 
von der anderen Seite seine Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten Cisleithaniens als unverträg- 
lich mit seiner Stellung als Minister des Oesterreichisch- 
Ungarischen Reiches gebrandmarkt und auf diese 
Weise die schwere Verantwortlichkeit übersehen, die 
er vermöge des Reichskanzleramtes als erster Rath- 
geber der Krone zu tragen hatte. 

Wir erachten es als Pflicht gegen unsere Leser, 
die Gerechtigkeit dieser Anschuldigungen zu unter- 
suchen. Dass Graf Beust in Prag vollkommen Con- 
stitutionen verfuhr, hahen wir früher nachgewiesen, 
und wir glauben nicht im entferntesten, dass er einem 
billigen, wenn ausführbaren Ausgleiche mit den Na- 
tionalitäten je abgeneigt war oder heute noch ist. 
Uns däucht im Gegentheil, dass er seinen erfolg- 
reichen Antecedentien untreu, seines hohen Berufes 
unwürdig sein würde, könnte er die dringliche 
Nothwendigkeit einer anzustrebenden harmonischen 
Einigung der Nationalitäten übersehen, um durch 
diese die innere Kraft des Reiches rasch zu be- 
festigen. 

Zwischen derartigen Bestrebungen aber und einer 
Begünstigung des Föderalismus, deren erste und 
gefährlichste Folge eine Schwächung der dualistischen 
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Ausgleichsbasis mit Ungarn sein müsste, dehnt sich 
eine tiefe Kluft. Wesshalb sollte die freisinnige 
deutsche Partei in seinem Versöhnlichkeitsgefühle 
gegen die Nationalitäten einen Antagonismus gegen 
ihre Interessen erblicken? Sind sie nicht allesammt 
integrirende Bestandtheile Eines Reiches, demselben 
Monarchen unterthan und desshalb verpflichtet, für 
und mit ^nander gemeinschaftlich zum allgemeinen 
Besten des constitutionellen Reiches zu wirken? Ist 
Graf Beust kein Deutscher? War er es nicht vor allen 
Anderen, der dem Lande ein freisinniges, deutsches, 
consti tu tionelles Ministerium gab? Und — obzwar kein 
Mensch unfehlbar ist — haben seine politischen Gegner 
vergessen, was Oesterreich nach Sadowa war Ond 
was es heute ist? Kaum wagen wir zu sagen, ob 
Anklagen wie die obigen einem Mangel an Gedächt- 
niss oder politischer Eifersucht, oder der Aufregung 
einer überheissen Debatte zuzuschreiben seien. Uns 
dünken sie in Beziehung auf den Grafen Beust gerade 
so thöricht und ungerecht, als ob wir in England 
Gladstone anklagen wollten , dass er feindselige 
Wünsche gegen unser Land im Herzen berge, weil 
er es für seine Pflicht erachtete, den Irländern weit- 
gehende Zugeständnisse zu machen. 

Graf Beust hat in seiner letzten Reichsrathsrede 
die gegen ihn erhobenen unbegründeten Anklagen 
geschickt und vollständig widerlegt.; er hat bewiesen, 
dass die Politik eines echten Staatsmannes sich nicht 
durch Parteigefühle bestimmen lässt, sondern aus- 

Oesterr.-Üng. Monarchie. 16 
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schliesslich dem allgemeinen Wohle des Staates ge- 
widmet sein muss. 

.... ^Handle recht, Nichts fibrchte; 

Dein Ziel sei immor Ziel anch Deines Landes, 

Wie Deines Gottes und der Wahrheif" 

(Wolsejr, hl „Heinrich Vm.'' HL 2.) 
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Note L 

Von den verschiedenen Nationalitäten im Kaiserreich 
Gestenreich zählen 

Einwohner. 

die Deutschen 9,300000 

die slavonischen Stämme im Nordwesten : Gzechen 
in Böhmen, Mähren, Slovaken im Nord- Westen 

Ungarns 6,500000 

die Polen in West-Galizien 2,200000 

die Ruthenen in Ost-Galizien und im nordöstlichen 

Ungarn 2,900000 

die Südslaven: Groaten, Serben, Slavonier, Dal- 
matiner, Slovenen .% 4,100000 

die Magyaren in Ungarn, in Siebenbürgen. . . 4,800000 
die Rumänen in der Bukowina, in dem nordöst- 
lichen Ungarn und in Siebenbürgen .... 2,900000 

die Italiener in Dalmatien und Görz 500000 

die Juden 1,200000 

die Bulgaren 30000 

die Armenier 20000 

die Zigeuner 200000 

Summa: 34,650000 
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Note IL 

Hochgeborner Herr Graf! 

Der Landtag hat, kraft des § 19 des Landesstatutes in 
der Sitzung des Landtages vom 24. September die nach- 
stehende Resolution beschlossen: 

Resolntion. 

Der Landtag des Königreiches Galizien und Lodomerien 
mit dem Grossherzogthum Krakau erklärt auf Grund des 
§ 19 des Landesstatutes: 

Dass die durch die Staatsgrundgesetze vom 21. Decem- 
ber 1867 geschaffene Staatsform unserm Lande nicht so viel 
legislative und administrative Selbstständigkeit gibt, als ihm 
in Rücksicht auf seine historisch -politische Vergangenheit, 
seine verschiedene Nationalität, seine Stufe der Civilisation 
und seine Ausdehnung gebührt, und wie die Wünsche, die 
Bedingungen der nationalen Entwicklung, und die wirklichen 
Bedürfnisse unseres Landes sie erfordern; die längere Dauer 
dieses Zustandes muss, da sie allgemeine Unzufriedenheit 
hervorruft, auf das Wohl unseres Landes und des ganzen 
Staates verderblich einwirken. 

In dem Bestreben dieser Lage abzuhelfen, stellt der 
Landtag des Königreichs Galizien und Lodomerien mit dem 
Grossherzogthum Krakau auf Grund desselben § 19 des 
Landesstatutes folgenden: 

Antrag. 

Dem Königreiche Galizien und Lodomerien mit dem 
Grossherzogthum Krakau soll eine nationale Selbstverwal- 
tung in einem, seinen Bedürfnissen und seinen gesonderten 
Verhältnissen entsprechenden Umfange zuerkannt werden. 
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1) Der Landtag wird ausschliesslich über die Art der Wahl 
in den Beichsrath beschliessen. 

^ Die Delegation des Landtages des Königreichs Galizien 
und Lodomerien mit dem Grossherzogthum Krakau wird 
an den Arbeiten des Reichsrathes nur in denjenigen An- 
gelegenheiten thdlnehmen, welche diesem Königreiche mit 
den andern im Reichsrathe vertretenen Ländern der Monar- 
chie gemeinsam sind. 

3) Folgende Gegenstände sind — in so fern sie das König- 
reich Galizien und Lodomerien mit dem Grossherzogthum 
Krakau betreflfen — dem Wirkungskreise des Reichsrathes, 
wie er durch das Staatsgrundgesetz bezeichnet wird, zu 
entziehen, und werden im Sinne des § 12 desselben Ge- 
setzes in den Wirkungskreis des Landtages dieses König- 
reiches gehören: 

a) Die Anordnungen der Handelskammern und deren 
Organe; 

b) die Gesetzgebung rücksichtlich der Credit- und Ver- 
sicherungs- Institute, der Banken und Sparkassen, 
mit Ausnahme der Geldscheine emittireuden Banken ; 

c) die Erbfallsgesetzgebung; 

d) die Bestimmung der Grundsätze des Unterrichts in 
den Volksschulen und Gymnasien, und die Gesetz- 
gebung über die Universitäten; 

e) die Gesetzgebung in den Gegenständen des Straf- 
rechtes und der Stra^olizei; die Gesetzgebung des 
Civil- und Strafrechtes; 

f) die Gesetzgebung über die Organisations- Grundzüge 
der Gerichts- und Administrationsbehörden; 

g) die Gesetze, welche zur Durchführung der Staats- 
grundgesetze über die allgemeinen bürgerlichen Rechte, 
über die richterliche Gewalt und über die Executive 
herausgegeben werden sollen; 

h) die Gesetzgebung über die Gegenstände, welche sich 
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auf die Pflichten und Verhaltnisse unseres Landes zu 
andern Ländern der Monarchie beziehen; 
i) die Gemeindegesetzgebung mit Ausnahme der aus 
Art IV des Grundgesetzes über die aUgemeinen 
Rechte der Bürger folgenden Beschränkungen. 

4) Zur Deckung der Ausgaben der Administration, der Justiz, 
der Gonfessionen, des Unterrichts wesens, der öffentlichen 
Sicherheit und der Landeskultur im Königreiche Galizicn 
und Lodomerien mit dem Grossherzogthum Erakau, soll 
aus dem Staatsschätze dem Landtage eine Summe zur 
Verfügung gestellt werden, die den wirklichen Bedürf- 
nissen zu entsprechen hat, und die rücksichtlich ihrer 
Anwendung den Bestimmungen des Beichsrathes entzogen 
werden wird. 

5) Die Landesgüter des Königreichs Galizien und Lodomerien 
mit dem Grossherzogthum Krakau — Cameralgüter ge- 
nannt — werden als Landeseigenthum dem Landesfonds 
dieses Königreichs zugetheilt. 

(5) Die Salinen im Königreiche Galizien und Lodomerien mit 
dem (irossherzoj^thum Krakau sollen ohne Einwilligung 
des Landtages weder verkauft, noch eingetauscht, noch 
belastet werden können. 

7) Das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem Gross- 
herzogthum Krakau wird im Lande einen eigenen obersten 
Gerichts- und Cassationshof haben. 

8) Das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem Gross- 
herzogthum Krakau erhält eine Landesregierung, welche 
in den Angelegenheiten der innem Administration, des 
Unterrichts, der öffentlichen Sicherheit und der Landes- 
kultur vor dein Landtage verantwortlich ist, zugleich auch 
einen Minister im Rathe der Krone. 

In Folge davon habe ich die Ehre, Ew. Excellenz diese 
Mittheilung zu machen, damit die obige Resolution der k. k. 
Regierung unterbreitet werde. 
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Empfangen Sie, hochgeborner Herr Graf, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Der Landtags -Marschall 
L. Sapieha. 
Gegengezeichifet 

Pfeiffer. 

Lemberg, den 24. September 1868. 



Note m. 

(Auszug.) 20. September 1865. (Kaiserliches Patent.) 

In Erwägung der unabweislichen Noth wendigkeit, zur 
Gewinnung dauernder Grundlagen für eine verfassungsmässige 
Rechtsgestaltung des Reiches den Weg der Verständigung 
mit den legalen Vertretern der Länder der ungarischen Krone 
zu betreten, und zu diesem Ende den betreffenden Landtagen 
das Diplom vom 20. October 1860 und das mit dem Patente 
vom 26, Februar 1861 kundgemachte Gesetz über die Reichs- 
vertretung zur Annahme vorzulegen; 

in weiterer Erwägung, dass eine gleichzeitige Behand- 
lung dieser Urkunden als allgemein bindendes Reichsgesetz 
hiedurch ausgeschlossen wird, verordnen Wir nach Anhörung 
Unseres Ministerrathes, wie folgt: 

Erstens: Die Wirksamkeit des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung wird mit dem Vorbehalte sistirt, die Ver- 
handlungsresultate des ungarischen und des kroatischen Land- 
tages, falls sie eine mit dem einheitlichen Bestände und der 
Machtstellung des Reiches vereinbare Modification der er- 
wähnten Gesetze in sich schliessen würden, vor Unserer Ent- 
schliessung den legalen Vertretern der anderen Königreiche 
und Länder vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen Ausspruch 
zu vernehmen und zu würdigen. 
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Zweitens: In solange die Beichsvertretung nicht ver- 
sammelt ist, hat Unsere Regierung die unaufschieblicben 
Maassregeln und unter diesen insbesondere jene zu treffen. 
welche das finanzielle und volkswirthschaftliche Interesse des 
Reiches erheischt 

% Note lY. 

Gonfessioiielle Gesetze vom 25. Mai 1868. 

Ehe -Gesetz, 

wodurch die Vorschriften des zweiten Hauptstückes des allg. 
bürgerl. Gesetzbuches über das Eherecht für Katholiken wieder 
hergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken 
den weltlichen Gerichtsbehörden überwiesen und BestimmuDgeu 
über die bedingte Zulässigkeit der Eheschliessung vor welt- 
lichen Behörden erlassen werden. 

Schulgesetze. 

Trennung der Schule von der Kirche; Unterstellung der 
Schule unter die Staatsaufsicht. Nur der Religions - Unter- 
richt in den Volks- und Mittelschulen — das heisst, die Be- 
sorgung, Leitung und unmittelbare Beaufsichtigung des Reli- 
gionsunterrichtes und der Religionsübungen für die Glaubens- 
genossen — bleibt den betreffenden Kirchen der Religions- 
genossenschaften überlassen. 

Interconfessionelle öesetze der StaÄtsbürger. 

1) In Beziehung auf das Religionsbekenntniss der Kinder. 

2) In Beziehung auf den Uebertritt von einer Religionsge- 
nossenschaft zur andern. 

3) In Beziehung auf Functionen des Gottesdienstes und der 
Seelsorge. 
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4) In Beziehung auf Beiträge und Leistungen für die Kirche 
und Armenpflege. 

5) In Beziehung auf Begräbnisse. 

6) In Ansehung der Feier- und Festtage. 

Note V. 

Gesetz vom 21. December 1867: 

wodurch das Grundgesetz über die Reichsvertretung vom 
26. Februar 1861 abgeändert wird. 

Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte für die 
Staatsbürger der im Reichsrath vertretenen Länder. 

a) GBsetz zum Schutz der persönlichen Freiheit, 

b) Gesetz zum Schutz des Hausrechtes. 
Staatsgrundgesetz über die Einsetzung eines Reichsge- 
richtes. 

Staatsgrundgesetz über die richterliche Gewalt 
Staatsgrundgesetz über die Ausübung der Regierungs- 
und Yollzugsgewalt. 

Gesetz über die, allen Ländern der österreichischen Mon- 
aixhie gemeinsamen Angelegenheiten und die Art ihrer Be- 
handlung. 

Note VL 

Priedensvertrag von Prag zwischen Preussen und 
Oesterreicli vom 23. August 1866. 

Im Namen der AllerheiUgsten und Untheilbaren Dreieinig- 
keit! Seine Majestät der Kaiser von Gestenreich und Seine 
Majestät der König von Preussen , beseelt von dem Wunsche, 
Ihren Ländern die Wohlthaten des Friedens wiederzugeben, 
haben beschlossen, die zu Nikolsburg am 26. Juli 1866 unter- 
zeichneten Präliminarien in einen definitiven Friedensvertrag 
umzugestalten. Zu diesem Ende haben Ihre Majestäten zu 
Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: Seine Majestät 
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der Kaiser von Oesterreich: Ihren wirklichen geheimen Rath 
und Kämmerer, ausserordentlichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister Adolph Maria Freiherm von Brenner- 
Felsach, Commandeur des kaiserl. österreichischen Leopold- 
ordens und Ritter des königl. preussischen rothen Adlerordens 
I. Classe etc. etc , und Seine Majestät der König von Preussen: 
Ihren Kaninierherm, wirklichen geheimen Rath und Bevoll- 
mächtigten Karl Freiherm von Werther, Grosskreoz des 
königl. preussischen Rothen Adlerordens mit Eichenlaub und 
des kaiserl. österreichischen Leopoldordens etc. etc., welche 
in Prag zu einer Gonferenz zusammengetreten sind , und nach 
Auswechslung ihrer in guter und richtiger Form befundenen 
Vollmachten über nachstehende Artikel sich vereinigt haben: 

Art. I. Es soll in Zukunft und f&r beständig Friede 
und Freundschaft zwischen Seiner Majestät dem Kaiser von 
Oesterreich und Seiner Majestät dem Könige von Preusäen, 
sowie zwischen deren Erben und Nachkonunen und den beider- 
seitigen Staaten und Unterthanen herrschen. 

Art. IL Behufs Ausführung des Artikels VI der in 
Nikolsburg am 2G. Juli 18G6 abgeschlossenen Friedenspräli- 
minarien, und nachdem Seine Majestät der Kaiser der Fran- 
zosen durch seineu bei Seiner Majestät dem Könige von 
Preussen beglaubigten Botschafter amtlich zu Nikolsburg am 
2i). Juli 18G6 hat erklären lassen: „qu'en ce qui concerne le 
„Gouvernement de l'Erapereur, la Vdndtie est acquise ä l'Italie 
„pour lui etre reniise ä la paix," — tritt Seine Majestät 
der Kaiser von Oesterreich dieser Erklärung auch seinerseits 
bei, und gicbt Seine Zustimmung zu der Vereinigung des 
lombardo-venetianischen Königreiches mit dem Königreiche 
Italien ohne andere lästige Bedingung als die Liquidirung 
derjenigen Schulden, welche als auf den abgetretenen Landes- 
theilen haftend werden anerkannt werden, in Uebereinstimmung 
mit dem Vorgange des Tractates von Zürich. 

Art. III. Die Kriegsgefangenen werden beiderseits so- 
fort freigegeben werden. 
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Art. IV. Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich 
erkennt die Auflösung des bisherigen deutschen Bundes an, 
und giebt Seine Zustimmung zu einer neuen Gestaltung 
Deutschlands ohne Betheiligung des österreichischen Kaiser- 
staates. Ebenso verspricht Seine Majestät das engere Bundes- 
verhältniss anzuetkennen, welches Seine Majestät der König 
von Preussen nördlich von der Linie des Mains begründen 
wird und erklärt sich damit einverstanden, dass die südlich 
von dieser Linie gelegenen deutschen Staaten in einen Verein 
zusammentreten, dessen nationale Verbindung mit dem nord- 
deutschen Bunde der näheren Verständigung zwischen beiden 
vorbehalten bleibt, und der eine internationale unabhängige 
Existenz haben wird. 

Art V. Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich 
überträgt auf Seine Majestät den König von Preussen alle 
Seine ini Wiener Frieden vom 30. October 1864 erworbenen 
Rechte auf die Herzogthümer Holstein und Schleswig mit der 
Maassgabe, dass die Bevölkerungen der nördUchen Districte 
von Schleswig, wenn sie durch freie Abstimmung den Wunsch 
zu erkennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an 
Dänemark abgetreten werden sollen. 

Art. VL Auf den Wunsch Seiner Majestät des Kaisers 
von Oesterreich erklärt Seine Majestät der König von Preussen 
Sich bereit, bei den bevorstehenden Veränderungen in Deutsch- 
land den gegenwärtigen Territorialbestand des Königreichs 
Sachsen in seinem bisherigen Umfange bestehen zu lassen, 
indem Er Sich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachsens zu 
den Kriegskosten und die künftige Stellung des Königreiches 
Sachsens innerhalb des norddeutschen Bundes durch einen 
mit Seiner Majestät dem Könige von Sachsen abzuschliessenden 
besondereii Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen verspricht 
Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich die von Seiner 
Majestät dem Könige von Preussen in Norddeutschland herzu- 
stellenden neuen Einrichtungen einschliesslich der Territorial- 
veränderungen anzuerkennen. 
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A rt. VII. Behufs Auseinandersetzung ttber das bisherige 
Bundeseigenthum wird binnen längstens sechs Woehen nach 
Ratification des gegenwärtigen Vertrages eine Commismon zu 
Frankfurt a. M. zusammentreten, bei welcher sämmtlicbe 
Forderungen und Ansprüche an den deutschen Bund anzu- 
melden und binnen sechs Monaten zu liquidiren sind. Oester- 
reich und Preussen werden sich in dieser Gommission ver- 
treten lassen, und es steht allen übrigen bisherigen Bondes- 
regierungen zu, ein Gleiches zu thun. 

Art. VIII. Oesterreich bleibt berechtigt, aus den Bundes- 
festungen das kaiserliche Eigenthum und von dem bewachen 
Bundeseigenthume den matrikularmässigen Antheil Oester- 
reichs fortzuführen oder sonst darüber zu verfügen ; da8sell)e 
gilt von dem gesammten beweglichen Vermögen des Bundes. 

Art. IX. Den etatsmässigen Beamten, Dienern and 
Pensionisten des Bundes werden die ihnen gebührenden, be- 
ziehungsweise bereits bewilligten Pensionen pro rata der Ma- 
trikel zugesichert. Jedoch übernimmt die königl. preussische 
Regierung die bisher aus der Bundes-Matrikularcasse be- 
strittenen Pensionen und Unterstützungen für Officiere der 
vormaligen schleswig-holsteinischen Armee und deren Hinter- 
lassene. 

Art. X. Der Bezug der von der k. k. österreichischen 
Statthalterschaft in Holstein zugesicherten Pensionen bleibt 
den Interessenten bewilligt. Die noch im Gewahrsam der 
k. k. österreichischen Regierung befindliche Summe von 
449,500 Thalern dänischer Reichsmünze in vierprocentigen 
dänischen Staatsobligationen, welche den holsteinischen Fi- 
nanzen angehört, wird denselben unmittelbar nach der Rati- 
fication des gegenwärtigen Vertrages zurückerstattet. Kein 
Angehöriger der Herzogthümer Holstein und Schleswig und 
kein Unterthan Ihrer Majestäten des Kaisers von Oesterreich 
und des Königs von Preussen wird wegen seines politischen 
Verhaltens während der letzten Ereignisse und des Krieges 
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verfolgt, beunruhigt oder in seiner Person oder seinem Eigen- 
thume beanstandet werden. 

Art. XL Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich 
verpflichtet Sich Behufs Deckung eines Theils der für Preussen 
aus dem Kriege erwachsenen Kosten an Seine Majestät den 
König von Preussen die Summe von vierzig Millionen preus- 
sischen Thalem zu zahlen. Von dieser Summe soll jedoch 
der Betrag der Kriegskosten, welche Seine Majestät der 
Kaiser von Oesterreich laut Art. Xu des gedachten Wiener 
Friedens vom 30. October 1864 noch an die Herzogthümer 
Schleswig und Holstein zu fordern hat, mit fünfzehn Millionen 
preussischen Thalem und als Aequivalent der freien Verpfle- 
gung, welche die preussische Armee bis zum Friedensschlüsse 
in den von ihr occupirten österreichischen Landestheilen haben 
wird, mit fünf Millionen in Abzug gebracht werden, so dass 
nur zwanzig Millionen baar zu zahlen bleiben. Die Hälfte 
dieser Summe wird gleichzeitig mit dem Austausche der Rati- 
ficationen des gegenwärtigen Vertrages, die zweite Hälfte 
drei Wochen später zu Oppeln baar berichtigt werden. 

Art. XII. Die Räumung der von den königl. preussischen 
Truppen besetzten österreichischen Territorien wird innerhalb 
dreier Wochen nach dem Austausche der Ratificationen des 
Friedensvertrages vollzogen sein. Von dem Tage des Rati- 
fications- Austausches werden die preussischen General-Gou- 
vernements ihre Funktionen auf den rein militärischen Wir- 
kungskreis beschränken. 

Die besonderen Bestimmungen, nach welchen diese Räu- 
mung stattzufinden hat, sind in einem abgesonderten Proto- 
kolle festgestellt, welches eine Beilage des gegenwärtigen Ver- 
trages bildet. 

Art. Xin. Alle zwischen den hohen Vertragsschliessenden 
Theilen vor dem Kriege abgeschlossenen Verträge und Ueber- 
einkünfte werden, insofeme dieselben nicht ihrer Natur nach 
durch die Auflösung des deutschen Bundesverhältnisses ihre 
Wirkung verlieren müssen, hiermit neuerdings in Kraft ge- 



25(> BEILAGEN. 

setzt. Insbi^ondere wird die allgemeine Cartell-Convention 
zwischen den deutschen Bundesstaaten vom 10. Februar 1^1, 
sammt den dazu gehörigen Nachtragsbestimmnngen ihre 
Giltigkcit zwischen Oesterreich und Preussen behalten. Jedoch 
erklärt die k. k. österreichische Regierung, dass der am 
24. Jänner 1857 abgeschlossene Münzvertrag durdi die Auf- 
lösung des deutschen Bundesverhältnisses seinen wesentlichsten 
Werth fftr Oesterreich verliere, und die königl. preussische 
Regierung erklärt sich bereit, in Verhandlungen wegen Auf- 
hebung dieses Vertrages mit Oesterreich und den ttbrigen 
Theilnehmem an demselben einzutreten. Begleichen behalten 
die hohen Contrahenten sich vor, über eine Revision des 
Handels- und Zollvertrages vom 11. April 1865 im Sinne 
einer grösseren Erleichterung des gegenseitigen Verkehres 
sobald als möglich in Verhandlung zu treten. Einstweilen 
soll der geda(*hte Vertrag mit der Maassgabe wieder in Kraft 
treten, dass Jedem der hohen Contrahenten vorbehalten bleibt, 
denselben nach einer Kündigung von sechs Monaten ausser 
Wirksamkeit treten zu hissen. 

Art. XIV. Die liiitificationen des gegenwärtigen Ver- 
trages sollen zu Vn\^ binnen einer Frist von acht Tagen oder 
wenn möglich früher ausgewechselt werden. Urkund dessen 
haben die betreffenden ßc^vollmächtigten gegenwärtigen Ver- 
trag unterzeichnet und mit, dem Insiegel ihrer Wappen ver- 
sehen. So geschehen in Prag am 23. Tage des Monats Au- 
gust im Jahre des Heiles Achtzehnhundert sechzig und sechs. 
Brenner m. p, Werther m. p. 

Angelegt sind ein Protokoll, betreffend die Auslieferung 
der Kriegsgefangenen und die Räumung des k. k. österreichi- 
schen Territoriums durch die königl. preussischen Truppen, 
und die folgende Erklärung: 

Die Regierungen von Oesterreich und Preussen, von dem 
Wunsche geleitet, die Eisenbahn-Verbindungen zwischen ihren 
beiderseitigen Gebieten zu vermehren, haben aus Anlass der 
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Friedens- Verhandlungen die unterzeichneten Bevollmächtigten 
beauftragt, nachstehende Erklärung abzugeben, welche am 
iieutigen Tage in doppelter Ausfertigung unterzeichnet und 
iusgewechselt wurde: 

1. Die königl. preussische Regierung verpflichtet sich, die 
Herstellung einer Eisenbahn von einem geeigneten Punkte 
der schlesischen Gebirgsbahn bei Landshut nach der öster- 
reichischen Gränze bei Liebau in der Rijchtung auf Schwa- 
dowitz zuzulassen und zu fördern, wogegen die k. k. öster- 
reichische Regierung ihrerseits die Herstellung einer Eisen- 
bahn von einem geeigneten Punkte der Prag-Brünner Eisen- 
bahn bei Wildenschwert bis zur preussischen Gränze bei 
Mitten walde in der Richtung auf Glatz in gleicher Weise 
gestatten und fördern wird. 

2. Die k. k. österreichische Regierung wird, wenn die königl. 
preussische es in ihrem Interesse finden sollte, die Führung 
der schlesischen Gebirgsbahn nach Glatz über Braunau 
gestatten, ohne eine Einwirkung auf die Leitung des Be- 
triebes der in ihrem Gebiete belegenen Strecke dieser Bahn 
in Anspruch zu nehmen , wobei jedoch die Ausübung aller 
Hoheitsrechte vorbehalten bleibt. 

J. Die zur Ausführung dieser Eisenbahnen erforderlichen 
Einzelbestimmungen werden in einem besonderen Staats- 
vertrage zusammengefasst werden, zu welchem Behufe 
Bevollmächtigte beider Regierungen in kürzester Frist an 
einem noch näher zu vereinbarenden Orte zusammentreten 
werden. 
Prag, den 23. August 186(). 

Brenner m. p. Werther m. p, 

Note Vn. 

General Lamarmora interpeUirte im Laufe einer Rede, 
welche er im Abgeordneten - Hause des italienischen Paria- 
nentes am 2L Juli 1868 hielt, die Regierung über gewisse 

0«sterr.-Ung. Monarchie. 17 
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Angaben, welche der Bericht des preussischen Generalstabes 
über den Krieg von 18G6, bezüglich Italiens, enthielt. Der 
General las bei dieser Gelegenheit eine nicht veröflFentlichte 
Note des preussischen Gesandten zu Florenz, Graf Usedom, 
vor, die an den General Lamarmora selbst gerichtet und 
vom 19. Juni 1866 datirt ist. Dieselbe lautete: 

„Der Gefertigte hat die Ehre, Euer Excellenz folgende 
Bemerkungen vorzulegen. In wenigen Tagen werden Italien 
und Preussen bei ihrer gemeinschaftlichen Sache gegen Oester- 
reich an die Entscheidung der Waffen appelliren. Die Re- 
gierung des Königs, meines erhabenen Herrn, erachtet es 
daher für sehr dringlich, schon von jetzt an zwischen den 
vorzunehmenden militärischen Bewegungen das stricteste Ein- 
verständniss und die wirksamste Cooperation herzustellen. 
Wenn ein gemeinschaftliches Auftreten auf demselben Kriegs- 
schauplatz beim Beginn durch die Distanzen verhindert wird, 
so wäre dem die Gleichzeitigkeit der zu führenden Schläge 
zu suppliren. Das auf diese Weise angegriffene Oesterreich 
müsste sofort seine Kräfte theilen und könnte seiner Reserven 
sich nie bald gegen die eine oder die andere Macht bedienen. 
Die derart geführtem Schläge würden sich daher nicht nur 
auf dem Sclilachtfelde, sondern weiterhin fühlbar machen. 

Die Regierung des Königs ist vor Allem überzeugt, dass 
dem Beginn der Feindseligkeiten in Deutschland sofort die 
italienische Kriegserklärung folgen werde. Preussen kennt 
zu sehr die loyalen Gesinnungen des Königs Victor Emanuel, 
um daran zu zweifeln. Aber diese Solidarität und Gleich- 
zeitigkeit der Action niüssten nach der Ansicht der preussi- 
schen Regierung während des ganzen Feldzugs andauern und 
fortgesetzt werden ; als gute AUiirte müssen die beiden Mächte 
ihren betreffenden Operationen ein fortdauerndes und wrechsel- 
seitiges Interesse widmen. Diese Tendenz wird, wie Preussen 
voraussetzen zu dürfen hofft, von der italienischen Regierung 
getheilt und gebilligt werden. 



I 
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Das Kriegssystem, welches Preussen für den Feldzug 
Italien vorschlägt, muss jenes eines gründlichen Krieges (guerre 
ä fond) sein. Wenn beim Beginn das Waifenglück sich für 
die AUiirten entscheiden sollte, so werden sie sich durch 
intermediäre Hindernisse nicht aufhalten, sondern vielmehr 
den Gegner hinter seine letzten Verschanzungen und letzten 
Hilfsmittel zurückzuwerfen suchen. Sie werden sich nicht 
damit begnügen, nach einem Siege irgend ein Gebiet, das sie 
durch einen günstigen Frieden erlangen könnten, einfach 
besetzt zu halten. Sie werden im Gegentheil ohne Rücksicht 
für die künftige territoriale Abrundung vor Allem trachten, 
den Sieg zu einem vollständigen, definitiven und unwiderruf- 
lichen zu stempeln. Eine solche durch ihre vereinigten An- 
strengungen dem Gegner beigebrachte Niederlage wird jeder 
Macht in ihrer Sphäre ein moralisches und politisches lieber- 
gewicht verleihen , das unendlich mehr werth ist , als der etwa 
daraus resultirende materielle Gewinn. Preussen wird daher 
nicht entfernt die Hindernisse berücksichtigen , welche Natur 
und.Kunst ihm von Linz bis Krakau entgegenstellen; es wird 
entschlossen die Erfolge, die es etwa erringen wird, unauf- 
haltsam bis Wien tragen. Was die analogen Operationen der 
italienischen Armee anbelangt, so wird sie sich nicht mit der 
Belagerung des Festungsvierecks beschäftigen, sondern letzteres 
bei Seite lassen oder umgehen, um den Feind in offener 
Feldschlacht zu schlagen. Es dürfte angesichts des nume- 
rischen Verhältnisses kein Zweifel zulässig sein, dass die ita- 
lienische Armee in kürzester Zeit im Besitz des venetianischen 
Gebietes mit Ausnahme von Venedig, Mantua und Verona 
sein werde, deren Garnisonen durch ansehnliche Observations- 
eorps brachgelegt werden müssen. Die italienischen Generale 
sind ohne Zweifel die besten Richter über die in Rede 
\ stehenden Operationen. Um jedoch mit Preussen einträchtig 
vorzugehen, darf sich Italien nicht auf das blosse Vordringen 
au die nördlichen Grenzen Venetiens beschränken; es muss 
sich den Weg an die Donau bahnen und im Mittelpunkt der 

IT* 
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Österreichischen Monarchie sich mit Preußen vereinigen , kurz, 
es inuss nach Wien marschiren. 

Um sich den dauerhaften Besitz von Venetien zu sichern, 
muss zuvor die österreichische Monarchie ins Herz getroffen 
worden sein. Welche Folgen hätte es, wenn Italien in Udine 
oder Belluno Halt machen und an die Belagerung der festen 
Plätze schreiten wollte? In diesem Falle wtlrde es unver- 
meidlich den ganzen Krieg aufhalten. Denn es würde der 
österreichischen Armee gestatten, sich ruhig gegen Norden 
zurückzuziehen, um die kaiserlichen Heere gegen Preu^n 
zu verstärken. Mit Hilfe Bayerns könnte die österreichische 
Armee dann die preussische Offensive aushalten und letztere 
in eine gezwungene Defensive verwandeln. Auf diese Weise 
etwa, um die Früchte früherer Siege gebracht, müsste man 
zum Abschluss eines Friedens schreiten, welcher sowohl für 
Preussen als Italien nicht mit den ursprünglichen Ideen noch 
mit den sich auferlegten ungeheuren Opfeiii harmoniren würde. 
Um dieser traurigen Eventualität zu begegnen, welche früher 
oder später die Alliirten zur Wiederaufnahme des begonnenen 
Werkes zvvinj^en würde, glaubt Preussen nicht lebhaft genug 
auf der Nothwendigkeit bestehen zu können, die Offensive 
von beiden Seiten bis unterhalb der Mauern Wiens vorzu- 
l)oussiren. 

Nehmen wir für einen Augenblick die entgegengesetzte 
Möglichkeit an und betrachten wir dann die besondere Stellung 
Preussens, so ist es klar, dass ihm die Cooperation 
Italiens thatsächlicli mehr geschadet hätte, als dessen absolute 
Neutralität, denn die letztere hätte unumgänglich die öster- 
reichische Armee in und um das" Festungs Viereck zurückge- 
halten und wäre somit zum Nutzen Preussens eine ganze 
österreichische Armee paralysirt gewesen. Eine siegreiche, 
aber übel begriffene und aufgehaltene Cooperation müsste 
unvermeidlich diese österreichische Armee auf Preussen zurück- 
drängen. Preussen hätte daher mit der italienischen Allianz 
weniger Chancen, als ohne selbe. Die Regierung des Königs, 
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ineiues erhabenen Herrn, verlässt sich jedoch mit vollstem 
Vertrauen auf die Loyalität seines Verbündeten, um jede 
Möglichkeit einer solchen Eventualität hintanzuhalten. Ein 
Marsch der italienischen Armee auf Wien könnte vom stra- 
tegischen Standpunkte jedenfalls sehr gefahrvoll erscheinen, 
weil die Operatiouslinie zu ausgedehnt wäre und sie sich von 
ihren Hilfsquellen zu weit entfernt hätte. Aber nach Maass- 
gabe, als sie sich der preussischen Armee nähert, verringert 
sich auch die Gefahr, und wird die Wahrscheinlichkeit für 
den endgiltigen Sieg immer grösser. 

. Uebrigens existirt ein unfehlbares Agens, um beiden 
Armeen auf gemeinschaftlichem Boden die wirksamste Coope- 
ration zu sichern, dieser gemeinschaftliche Boden ist Ungarn. 
Die preussische Regierung hat erst kürzlich die ungarische 
Frage mit grosser Sorgfalt studiren lassen; sie hat die Ueber- 
zeugung erlangt^ dass dieses Land, gleichzeitig von Preussen 
und Italien gestützt, ihnen seinerseits als Verbindungsglied 
•und als strategischer Stützpunkt dienen werde. Wenn man 
beispielsweise an die Ostküste des adriatischen Meeres eine 
starke Expedition (die die Hauptheere nicht zu schwächen 
brauchte, weil man selbe aus Freiwilligen zusammensetzen 
könnte) unter Garibaldi werfen würde, so würde dieselbe, 
nach den der preussischen Regierung zugekommenen Be- 
richten, unter den Slaven und Ungarn die herzlichste Auf- 
nahme finden, diese Expedition würde die nach Wien mar- 
schirende Armee in der Flanke begleiten und derselben die 
Cooperation unddie reichen Hilfsquellen dieser weitgedehnten 
Gebiete eröffnen. 

Ueberdies würden die croatischen und ungarischen Re- 
gimenter in der österreichischen Armee nur zu bald sich 
weigern, gegen Armeen zu kämpfen, die in ihren eigenen 
Heimatsländern mit offenen Armen empfangen wurden. Vom 
Norden über die preussisch-schlesischen Grenzen würde ein 
fliegendes Corps, so viel als möglich aus nationalen Elementen 
zusammengesetzt, nach Ungarn vordringen und sich dort mit 
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dn itaHmischeii Trappen «nd ihrai Laaddertea Yeran^ 
die sieh adadl la Freioorps bildai wHiden. Oesterradi 
würde fai dem liaaaee, de wir gewimieii, datieren wbA £e 
fidittge wtbrdeB nidit mdir aeine En^imiateii, soaden sdn 
mn treüBii* 

Ans diesen QrSnden legt die prenasisehe Bngittuug der 
nngurisdien Frtge imd einem gemeinsamen INmdiai ntt 
sdnem italieniscben AUärlen ein» so hohen Wart& iei Sie 
sdiUgt dem Florentiner Cebfaiet Tor, gemeinMun ttx £e 
nöthigen Kosten Yorznsorgen, um den Empfuig dar be- 
sprodienen Eipeditionen Yorznbereiten nnd sich d^ Mit- 
wirirang dieses Landes m Tersichem.. Diess smd im All- 
gemeinen die Ideen des Feldsogsplanes, weleh» nmk des 
Instructionen seiner Begiernng der Oefnrtigte die Etoe hat, 
dem itayenischen Cabinet Toisulegim. Je mehr darseUe den 
allgemeinen Interesse sich anschUesiti desto mdir mdboA er 
die Annäherung der beiden Armeen n efaier genadttscfai^ 
hohen Action nnd um desto mebr schmeiiiw^ aidi <He Be» 
gierung des Gefertigten, dass dieser Plan bei der itaMemscheo 
Regierung sympathische Aufnahme finden und zum Erfolg 
dieser grossen Unternehmung beitragen werde. Indem der 
Gefertigte den Herrn General Lamarmora um baldige Antwort 
dringend ersucht, beeilt er sich etc. etc. 

Usedom." 



Note VIII. 

Bündniss-Vertrag zwischen Preussen und Bayern. 

Se. Majestät der König von Preussen und Se. Majestät 
der König von Bayeni, beseelt von dem Wunsche, das künftige 
Verhältniss der Souveraine und ihrer Staaten möglichst innig 
zu gestalten, haben zur Bekräftigung des zwischen Ihnen ab- 
geschlossenen Friedens- Vertrages vom 22. August 1866 be- 
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schlössen, weitere Verhandlungen zu pflegen, und haben mit 
diesen beauftragt, und zwar 

Se. Majestät der König von Preussen: 

Seinen Minister-Präsidenten und Minister der auswärtigen 
Angelegenheiten, Grafen Otto von Bismarck-Schönhausen, 
Ritter des schwarzen Adler-Ordens etc. etc. 

Und Seinen wirklichen Geheimen Rath, Kammerherrn 
und Gesandten, Carl Friedrich von Savigny, Ritter des rothen 
Adler-Ordens I. Classe etc. etc. 

Se. Majestät der König von Bayern: 

Seinen Staatsminister des Königlichen Hauses und des 
Aeussern, Ludwig Freiherrn von der Pfordten, Ritter des 
Hausordens vom heiligen Hubertus und Grosskreuz des Ver- 
dienstordens der Bayrischen Krone etc. etc. 

Und Seinen Ausserordentlichen Gesandten und bevoll- 
mächtigten Minister am Kaiserlich Oesterreichischen Hofe, 
Otto Grafen Bray-Steinburg, Staatsminister a. D. und erb- 
lichen Reichsrath, Grosskreuz des Verdienstordens der Bay- 
rischen Krone und vom heiligen Michael etc. etc. 

Dieselben haben ihre Vollmachten ausgetauscht und 
haben sich, nachdem diese in guter Ordnung befunden worden 
waren, über nachfolgende Vertragsbestimmungen geeinigt: 

Art. I. Zwischen Sr. Majestät dem Könige von Preussen 
und Sr. Majestät dem Könige von Bayern wird hiermit ein 
Schutz- und Trutzbündniss geschlossen. 

Es garantiren Sich die hohen Contrahenten gegenseitig 
die Integrität des Gebietes Ihrer bezüglichen Länder, und 
verpflichten Sich , im Falle eines Krieges Ihre volle Kriegs- 
macht zu diesem Zwecke einander zur Verfügung zu stellen. 

Art. U. Se. Majestät der König von Bayern überträgt 
für diesen Fall den Oberbefehl über Seine Truppen Sr. 
Majestät dem Könige von Preussen. 

Art. lU. Die hohen Contrahenten verpflichten Sich, 
diesen Vertrag vorerst geheim zu halten. 

Art. IV. Die Ratification des vorstehenden Vertrages 
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ttfolii ^BichMitir-iiil der Batifieaiiw te «ite| «eni kMÜgei 
Tage abgMddoMeDeD Friedeimeitnge^ das aplliatiM.«i < 
8. k. Moiu^ ... 

X Bflrtia, 82. Aofirt 1866. ««e \ 

gez. von Msnittrck. gei. Frifiiarr tob der PfiMten. 
ges. von 9«^r^]r. ges. Onf ton Brij- 
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Mite DL > 

Der nachstehende eigenhindige Brief des Kwmp ^w> 
Oesterreich an den Preiherrn von Benst ist aus Ofin ym 
6. Becember 1868 datirt: 



A '■% 



Lieber Freiherr von Bemt Des vedtoeaeiie J$kt üiwl 
nweii neue Ansprttdie auf lläM AnerimuHiog. 

Man Vertraaen sei IteiflB eine stite Mehrnrng, awyiai 
mereehrockeii ammharrai in Ihren JBerofe. Wm^^Amäm 
Metnes besonderen WdilweHens erhebe ^iali 1^ 4m 4s» eri^ 
liehen Grafenstand mit Nachsicht der Taxen. 

Ofen, am 5. December 1868. 

Franz Joseph m. p. 



Note X. 

Handelsvertrag zwisclieii Oesterreich und England. 

Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich, König von 
Ungarn und Böhmen etc. auf der einen Seite und Ihre Msgestät 
die Königin des vereinigten Königreiches von Grossbritannien 
und Irland auf der anderen Seite, von dem gleichen Wunsche 
beseelt, die Handelsbeziehungen zwischen Ihren beiderseitigen 
Staaten und Besitzungen zu regeln und auszudehnen, haben 
beschlossen, einen Vertrag zu diesem Zwecke einzugehen und 
zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 
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Seine Majestät der Kaiser von Oesterreich, König von 
Ungarn und Böhmen, den Herrn Alexander Grafen von 
MensdorflF-Pouilly, Grosskreuz Allerhöchst Ihres Leopold- 
Ordens mit der Kriegsdecoration zum Gommandeurkreuze, 
Bitter des Maria-Theresia-Ordens und Besitzer des Militär- 
Verdienstkreuzes, Comthur des höchstehrenwerthen gross- 
britannischen Bath-Ordens, Allerhöchst Ihren Feldmarschall- 
Lieutenant, Geheimrath und Kämmerer, Minister des kaiser- 
lichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten, und den 
Herrn Bernhard Freiherm von WüUerstorf-Urbair, Ritter 
Allerhöchst Ihres Ordens der Eisernen Krone H. Classe, 
Allerhöchst Ihren Contre-Admiral, Geheimen Rath und Minister 
für Handel und Volkswirthschaft. 

Ihre Majestät die Königin des vereinigten Königreiches 
von Grossbritannien und Irland den sehr ehrenwerthen Johann 
Arthur Douglas Baron Bloomfield von Oakhampton und 
Redwood, Peer von Irland, Mitglied Ihrer britischen Majestät 
höchstehrenwerthen Geheimen Rathes, Grosskreuz des höchst- 
ehrenwerthen Bath-Ordens, AUerhöchst Ihren ausserordent- 
lichen und bevollmächtigten Botschafter bei Seiner k. k. 
Apostolischen Majestät; welche nach gegenseitiger Mittheilung 
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, 
die nachstehenden Artikel vereinbart und abgeschlossen haben : 

Art. L Während der Dauer des gegenwärtigen Ver- 
trages werden die ünterthanen und der Handel Oesterreichs, 
innerhalb aller Gebiete und Besitzungen einschliesslich der 
Colonien und auswärtigen Besitzungen Ihrer britischen Ma- 
jestät dieselben Vortheile geniessen, welche den ünterthanen 
und dem Handel Frankreichs durch den zu Paris am 23. Jänner 
1860 unterzeichneten Vertrag zwischen Ihrer Majestät und 
dem Kaiser der Franzosen, den ünterthanen und dem Handel 
der Zollvereinsstaaten durch den in Berlin am 30. Mai 1865 
zwischen Ihrer Majestät und dem Könige von Preussen, als 
Vertreter der dem preussischen Zoll- und Steuersysteme bei- 
getretenen souverainen Staaten und Gebiete zugestanden 
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worden sind» und es werden ferner die Unterthanen und der 
Handel Oesterreichs in allen übrigen Beziehungen auf gleichen 
Fuss mit den Unterthanen und deni Handel der meist- 
begünstigten Nationen gesetzt. 

Art. n. Von und nach dem 1. Jänner 1867 soUcd 
britische Unterthanen und Handel in den Staaten Seiner 
kaiserlich-königlichen Majestät in aUen Beziehungen auf den 
Fuss der meistbegünstigten Nationen gesetzt werden und sollen 
denselben alle Yortheile und Begünstigungen zu Theil werden, 
welche dem Handel und den Unterthanen irgend einer dritten 
Macht zukommen. 

Ausgenommen hievon sind: 

a) Solche Begünstigungen, welche lediglich zur Erleichterung 
des Gränzverkehrs, den Staaten des deutschen ZoUvereines 
oder anderen Nachbarstaaten gegenwärtig zugestanden sind 
oder künftig^ zugestanden werden könnten, so wie jene Zoll- 
ermässigungen oder Zollbefreiungen, welche nur für gewisse 
Gränzen oder für die Bewohner einzelner Besitztheile 
Geltung haben. 

b) Jene Begünstigungen, welche den Unterthanen der deutschen 
Bundesstaaten kraft d(n* Bundesverträge und Bundesgesetze 
zustehen oder künftig eingeräumt werden sollten. 

c) Jene besonderen althergebrachten Begünstigungen, welche 
den türkischen Unterthanen als solchen für den türkischen 
Handel in Oesterreich zukonnnen. 

Art. ni. Der österreichische Zolltarif soll unter Auf- 
rechthaltung seines gegenwärtigen Gewichts-ZoUsystems mit 
der Maassgabe geregelt werden, dass der von Artikeln der 
Urproduction oder der Industrie der Staaten Ihrer britischen 
Majestät bei deren Einfuhr in die österr-eichischen Staaten zu 
erhebende Zoll vom 1. Jänner 18G7 angefangen 25 Percent 
des Werthes mit Zuschlag der Transport-, Versicherungs- 
und Conimisionsspesen , welche die Einfuhr nach Oesterreich 
bis zur österreichischen Zollgränze erfordert, nicht übersteige, 
und es soll dabei der durchschnittliche Werth der in jeder 
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Position des künftigen österreichischen Tarifes unter einer 
und derselben Benennung vorkommenden Artikel zur Grund- 
lage genommen werden. 

Von und nach dem 1. Jänner 1870 soll das Maximum 
dieser Zölle 20 Percent des Werthes sammt Zuschlag nicht 
übersteigen. 

Ausgenommen von diesen Maximalsätzen sind die Gegen- 
stände der Staats-Monopolien (Tabak, Kochsalz, Schiesspulver), 
ferner die in den Classen I und VII des gegenwärtigen öster- 
reichischen Tarifs enthaltenen Waaren. 

Art. IV. Zur Ermittlung und Feststellung der Werthe 
und des Zuschlages sollen längstens im Monate März 1866 
Gommissarien der beiderseitigen Regierungen zusammentreten, 
und es sollen dabei die Durchschnittspreise der Hauptstapel- 
plätze des vereinigten Königreiches des Jahres 1865 zur 
Basis dienen. 

Jeder der contrahirenden Theile soll das Recht haben, 
drei Jahre, nachdem die vertragsmässig festgesetzten Zölle in 
Kraft getreten sein werden, eine Revision der Werthe zu 
verlangen. 

Art. V. Diejenigen Zollsätze des künftigen, am 1. Jänner 
1867 in Wirksamkeit tretenden österreichischen Zolltarifs, an 
welchen England ein besonderes Interesse hat, sollen den 
Gegenstand einer zwischen den beiden contrahirenden Theilen 
abzuschliessenden Nachtrags- Convention bilden. 

Die Gegenstände der Staatsmonopole, sowie die mit 
Finanzzöllen belegten Waaren der Classen I und VII des 
gegenwärtigen ZoUtarifes bleiben auch hier ausgenommen. 

Art. VI. Innere Abgaben, welche in dem einen der 
contrahirenden Theile, sei es für Rechnung des Staates oder 
für Rechnung von Communen und Corporationen, auf der 
Hervorbringung, der Zubereitung oder dem Verbrauche eines 
Erzeugnisses lasten, dürfen Erzeugnisse des anderen Theiles 
unter keinem Verwände höher oder in lästigerer Weise treffen, 
als die gleichnamigen Erzeugnisse des eigenen Landes. 
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Art VII. Die contrahirenden Mächte kommen überein, 
dass jede Ermässigung ihres Ein- oder Ausfuhr-Zolltarifes, 
sowie jedes Privilegium, jede Begünstigung oder Befreiung, 
welche einer der vertragschliessenden Thelle den Unterthanen 
und dem Handel einer dritten Macht zugestehen würde, 
gleichzeitig und unbedingt dem anderen Theile zukommen 
soll, vorbehaltlich der im Artikel II unter a) und b) bezeich- 
neten Ausnahmen. 

Art. Vin. Die Unterthanen des einen der vertrag- 
schliessenden Theile sollen in den Staaten und Besitzungen 
des anderen gleichmässige Behandlung mit den eingebonien 
Unterthanen in Beziehung auf Ein- und Ausladungsgebühreu, 
Einlagerung, Transithandel und ebenso in Beziehung auf Aus- 
führprämien Erleichterungen und Rückzölle gemessen. 

Art. IX. Die Unterthanen dereinen der beiden vertrag- 
schliessenden Mächte sollen in den Gebieten des anderen 
hinsichtlich des Eigenthümsrechtes an gewerblichen Marken 
und anderen Bezeichnungen, sowie an Mustern und Modellen 
für Industrie-Erzeugnisse den gleichen Schutz geniessen, wie 
die eigenen Unterthanen. 

Art. X. Die contrahirenden Mächte behalten sieh vor, 
nachträglieh durch eine besondere Uebereinkunft die Mittel 
zu l)estininien, um den Autorsrechten an Werken der Literatur 
und der schönen Künste innerhalb ihrer Gebiete den gegen- 
seitigen Schutz angedeihen zu lassen. 

Art. XI. Der gegenwärtige Vertrag soll für den Zeit- 
raum von zehn Jahren, vom 1. Jänner 18G7 an, in Kraft 
bleiben, und falls keine der hohen contrahirenden Mächte 
zwölf Monate vor Ablauf des besagten Zeitraumes von zehn 
Jahren der anderen die Absicht kundgegeben haben wird, 
die Wirksamkeit des Vertrages aufhören zu lassen, — soll 
derselbe für ein weiteres Jahr in Kraft bleiben, und so fort 
von Jahr zu Jahr, bis Zum Ablaufe eines Jahres von dem 
Tage an gerechnet, an welchem die eine oder andere der 
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hohen contrahirenden Mächte ihre Absicht angekündigt haben 
wird, — denselben aufhören zu lassen. 

Die hohen vertragschliessenden Theile behalten sich das 
Recht vor, durch gemeinschaftliches Uebereinkonimen an diesem 
Vertrage jede Modification vorzunehmen, welche mit dem 
Geiste und den Grundsätzen desselben nicht im Widerspruche 
stehen, und deren Nützlichkeit die Erfahrung dargethan 
haben wird. 

Art. Xn. Der gegenwärtige Vertrag soll ratificirt werden 
und es sollen die Ratificationsurkunden binnen drei Wochen, 
oder wenn mögUch früher in Wien ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten denselben unterzeichnet und ihre Siegel beigedruckt. 

So geschehen zu Wien den sechzehnten December im 
Jahre des Herrn Eintausend achthundert fünf und sechzig. 

Alex. Graf MensdorflF-iPouilly m, p, 
Bloomfield. 

Bernhard Baron WüUerstorf m. p. 
Baron Gagern. 



ScMuss-Protokoll. 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwischen 
Oesterreich und Grossbritannien abgeschlossenen Handels- 
Vertrages haben die beiderseitigen Bevollmächtigten die nach- 
folgenden Erklärungen niedergelegt: 

I. Die Bevollmächtigten Seiner Majestät des Kaisers 
von Oesterreich erklärten, dass der heute abgeschlossene 
Handels-Vertrag auch für das Fürstenthum Liechtenstein 
Geltung habe in Uebereinstimmüng mit Artikel XHI des am 
23. December 1863 erneuerten Zoll- und Steuervereins- Ver- 
trages zwischen Oiesterreich und Liechtenstein, und der gross- 
britannische Bevolhnächtigte hat diese Erklärung angenommen. 

n. Um jedem künftigen Zweifel über die Absicht des 
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Artikels III vorzubeugen, haben sich die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten über nachstehende Erläuterung geeinigt: 

Bei der Aufstellung eines Tarifes von specifischen Ge- 
wichtszöllen innerhalb bestimmter Werthsätze ist es noth- 
wendig, die Wertheinheit zu bestimmen, auf welche jeder 
specifische Zoll angewendet werden soll. 

Man ist darüber einverstanden, dass es bei Annahme der 
im Artikel III festgesetzten Werthsgrundlage nicht beabsichtigt 
wird, von dem allgemeinen Grundsatze des Artikels, nämlich 
davon abzuweichen, dass alle Artikel der britischen Pro- 
duction oder Industrie nur mit Zöllen belegt werden sollen, 
welche gewissen Maximalsätzen ihres Werthes entsprechen, 
sondern es soll die Nothwendigkeit vermieden werden, für 
alle Verschiedenheiten jedes Artikels besonders vorzusehen 
und dadurch kleinliche und unzukömmliche Unterabtheilungen 
des Tarifs hervorzurufen. 

Im Hinblicke darauf wird es nothwendig, solche ver- 
schiedene Qualitäten und Bezeichnungen desselben Artikels 
oder ähnlicher Artikel zusammenzufassen, von denen es 
möglich befunden winl, sie vermöge ihres annähernd gleichen 
Werthes und ihrer allgemeinen Gleichartigkeit unter eine und 
dieselbe Benennung in eine Position des Tarifs einzubeziehen. 

Man ist aber darüber einverstanden, dass bei der Fest- 
stellung der Benennungen des künftigen östeiTeichischen 
Tarifes diese so eingerichtet sein sollen, dass der in jeder 
Position ausgesetzte Zoll den im Artikel III des Vertrages 
festgesetzten Maximalsatz nach dem durchschnittlichen Werthe 
jeder für den Handel wichtigen Gattung von Waaren, welche 
unter einer Benennung in diese Position einbezogen sind, 
nicht übersteigen soll, ausser es wäre diess durch gemein- 
schaftliche Uebereinstimmung für zweckmässig oder nützlich 
erkannt worden. 

III. Zu Artikel IV ist man ebenso übereingekommen, 
dass, wenn erkannt werden sollte, dass die Preise irgend 
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einer Waarengattung durch ausserordentliche Ursachen wäh- 
rend der zwölf Monate des Jahres 1865 wesentlich gestört 
.worden sind, dieCommissionäre der beiden Regierungen trachten 
sollen, eine derartige Werthsgrundlage für solche Waaren- 
gattungen zu finden, wie sie einem billigen Durchschnitts- 
werthe für folgende Jahre als entsprechend angesehen werden 
kann. 

Hinsichtlich der Webe- und Wirkwaaren (deren Preise 
während des letzten Krieges in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika wesentlich geändert worden sind) ist man über-^ 
eingekommen, dass, wenn die Mittelpreise des Jahres 1865 
als Werthsgrundlagen angenommen werden, jeder der con- 
trahirenden Theile nach dem 1. Jänner 1868 eine Revision 
der Bewerthung derselben verlangen kann. 

IV. Der königl. grossbritannische Bevollmächtigte er- 
klärte ausserdem: 

Ihre britische Majestät verpflichtet Sich, dem Parlamente 
die Abschaffung der für die Einfuhr von Werk- und Bauholz 
in das vereinigte Königreich zu zahlenden Zölle und ebenso 
die Ermässigung der für Wein in Flaschen zu zahlenden Zölle 
auf den Betrag der auf Wein in Gebunden bei der Einfuhr 
in das vereinigte Königreich zu entrichtenden Zölle zu 
empfehlen. 

V. Die kaiserlich österreichischen Bevollmächtigten er- 
klärten ihrerseits: der Zoll auf die Ausfuhr von Hadern aus 
den Staaten und Besitzungen Seiner k. k. Majestät soll von 
und nach dem 1. Juli 1866 auf zwei Gulden pr. Centner 
herabgesetzt werden. 

Der Zoll auf die Einfuhr von gesalzenen Häringen in 
die Staaten und Besitzungen Seiner k. k. Majestät wird vom 
1. Februar 1866 angefangen auf 50 kr. pr. Centner sporco 
herabgemindert. 

Zu ürkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten das gegenwärtige Protokoll in doppelter Aus- 
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fertigung aufgenommen und dasselbe nach erfolgter Yorlesang 
vollzogen. 

Wien, den sechzehnten December Eintausend achthundert 
sechzig und fünf. 

(L. S.) Alex. Graf Mensdorff-Pouilly w. p, 
(L. S.) Bloomfield. 

(li. S.) Bernhard Baron Wüllerstorf m. p, 
(L. S.) Baron Gagem. 



Boden -Anbau und Boden-Ertrag in Oesterreich im 

Jahre 1865 (oMe Yenetien). 

Joch Oesterreichisch. 

Ackerland 33,600000 

Reisfelder 1000 

Weinberge 1,060000 

Wiesen und Gärten 13,200000 

Oliven-, IiOrl>eer-, Kastaniciiwäld(»r 53000 

Weiden 15,000000 

Waldungen 31,000000 

93,914000 

Weizen 38,000001) Niederöestem Metzen 

Roggen 52,550000 

Ilalbfrucht 17,260000 

Gerste 36,000000 

Hafer 65,750000 

Mais 41,300000 

Andere Kornarten . . . (),350000 „ „ 

Reis 36000 „ Centner 

Kartoffeln 77,500000 „ Metzen 

Rüben 45,430000 

Kraut und Grünzeug . . 17,100000 „ Schock 
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St ■ 7,800000 Niederösten-. 

sin 19,300000 

11 245,000000 

oh 342,000000 

chs 1,140000 „ 

nf ....... 1,480000 

chs- und Hanfsamen . 1,400000 „ 

pfen (ohne Ungarn) . 47000 „ 

Iz 20,800000 

venöl 79000 

3SÖ1 1200. „ 

n- und Hanfsamenöl . 260000 „ 

?söl 150000 

ttig und Wachs . . . 345000 „ 

li- und Ziegenmilch . 39,000000 „ 

;ter und Käse . . . 2,900000 

afwoUe 455000 

iencocons 2,040000 „ 



273 

Metzen 

Eimer 

Centner 

»1 

Klafter 
Centner 

n 

Eimer 
Centner 

>» 
Pfund 



Note XI. 

adsclireibeii des Miiiisters des Innem an die Statt- 
halter über die directen Wahlen. 

Wie Euer etc. bekannt ist , sind die Fragen der directen 
hlen in das Haus der Abgeordneten des Reichsrathes und 

Vermehrung der Abgeordneten im Laufe der letzten 
chsrathssession in Anregung gebracht und nicht nur im 
lise der Abgeordneten, sondern auch ausserhalb und be- 
ders in der öffentlichen Presse lebhalt besprochen worden. 

Auch einige Landtage haben sich mit diesem Gegen- 
ide beschäftigt. 

Es hat in dieser Angelegenheit der Landtag des Erz- 
sogthums Oesterreich unter der Enns in seiner Sitzung 

►esterr.-üng. Monarchie. 18 



274 BEILAGEN. 

am 9. October 1868 folgenden Beschluss gefiisst: „Der Land- 
tag erkennt in der Beschickung des Abgeordnetenhauses 
durch dlrecte Wahlen ein wichtiges Moment für die Kräf- 
tigung und Fortentwicklung der Verfassung, wenn solche 
directe Wahlen verfassungsmässig in der Weise eingeführt 
werden, dass die Gemeinsamkeit der Vertretung der iui 
Reichsrathe vertretenen Länder nicht beeinträchtigt wird. 

Indem der Landtag erklärt, in diesem Falle von der 
Entsendung von Abgeordneten aus seiner Mitte abgehen zu 
wollen, stellt derselbe auf Grund des § 19 der Landesord- 
nung den Antrag: Die Regierung wolle im verfassungsmässi- 
gen Wege auf eine Umgestaltung des Gesetzes über die 
Reichsvertretung in dem Sinne hinwirken, dass directe 
Wahlen zum Reichsrathe eingeführt werden und die Zahl 
der Abgeordneten angemessen erhöht wird." 

Der steiermärkische Landtag hat in der Sitzung vom 
2L October 18ü8 über einen die directe Wahl der Reichs- 
rathsabgeordneten begünstigenden Gesetz verschlag verhandelt 
Im Sinne dieses Vorschlages hätte der Landtag im Falle 
des Zustandekommens eines Reichsgesetzes, wornach die 
Mitglieder des Abgeordnetenhauses durch Wahlen unmittel- 
bar aus der BeviHkerung zu entsenden sind, nicht mehr die 
durch das Grundgesetz über die Reichsvertretung festgesetzte 
Zahl von dreizehn Mitgliedern in das Haus der Abgeordneten 
zu entsenden. Dieser Antrag ist mit 25 gegen 2i) Stiniiiien 
abgelehnt worden. 

Ein im krainerischen Landtag in der Sitzung am 2. Oc- 
tober 18(38 eingebrachter Antrag, es sei die Frage, ob die 
Einführung directer Reiehsrathswahlen nothwendig und wün- 
schenswerth sei, in Berathung zu ziehen, wurde abgelehnt. 

Zahlreiche, diesen Gegenstand betreffende Petitionen an 
das Abgeordnetenhaus, welche dasselbe seinem Verfassungs- 
ausschusse zur Berichterstattung zugewiesen hatte, veran- 
lassten den letzteren, die obigen Fragen, an welche sich 
auch die Frage der Abkürzung der Mandatsdauer knüpfte, 
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in den Bereich seiner Berathungen zu ziehen und endlich 
einen diessfalligen Bericht und Antrag an das Haus zu er- 
statten, welcher aber mit Rücksicht auf die Wichtigkeit des 
Gegenstandes und den nahen Sessionsschluss nicht mehr in 
die Plenarberathung genommen werden konnte. 

Die diessbezüglichen Verhandlungen des Verfassungsaus- 
schusses des Abgeordnetenhauses, sowie die von Seiten der 
Regierung im Gegenstande gegebenen Erklärungen sind in 
der „Wiener Abendpost "vom 22., in der „Wiener Zeitung" 
vom 23. und in der „Abendpost" vom 23. und 30. April 
1869 enthalten. Nachdem die vom Subcomite des Verfassungs- 
ausschusses gestellten Anträge Bestimmungen enthielten, welche 
mehr oder weniger die Rechte der Landtage berühren, hat die 
Regierung die Erwartung ausgedrückt, dass die Landtage 
sich hierüber aussprechen werden, und es ist wohl auch an- 
zunehmen, dass die Landtage diess thun werden, und kann 
die Regierung diess nur als erwünscht bezeichnen. 

Bei der Erörterung der einschlägigen Fragen ist es aber 
darum zu thun, dass sie nicht durch Schlagwörter oder all- 
gemeine Sätze erledigt werden, sondern dass sie im Ein- 
zelnen erwogen und die Details derselben in ihrer Tragweite 
bei den betreffenden Beschlüssen im Auge behalten werden. 
Sie lassen sich im Nachstehenden formuliren: 

1) Ist die Einführung directer (unmittelbarer) Wahlen der 
Reichsraths- Abgeordneten im Interesse der Verfassung ge- 
legen? 

2) Im bejahenden Falle, soll an die Stelle der Entsendung 
der verfassungsmässigen Zahl von Landtagsmitgliedem in 
das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes die directe Wahl 
von Abgeordneten durch die Bevölkerung treten? 

3) Sollen diese directen Wahlen durch die Bevölkerung über- 
haupt oder nach den einzelnen Gebieten, Städten und 
Körperschaften, wie dieselben im Anhange zur Landes- 
ordnung festgestellt sind, platzgreifen? 

4) Wird die Vermehrung der MitgUeder des Abgeordneten- 
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::. \r\r\ iir-ii-:.. äu- 'J-rrii La:. i:.ij-in:t jiiedern nur 

K::. \\'ir*x\\."\KZ •• ier -•■n-t -iLr anjrr^'i«: Zahl in «len 

lU-:« :.-rjt:. zu »jhl«:!. i-tr 

7 W.;. :..■ Fun'*:- :.-i.t:i^r \< für lüe MitJüc^lt-r Jt-r Abs^ 

• r-iri-rrii :•.- Ilri« h-r ithes le-tituietzenr 

I« :; ^••♦•hr'- :..:• h. K i^r ».tc. anjelect.-ntlich>t zu ersuchen. 

• • 1. i :;--r •»•_■:•• ::.i ^if i-:. Ai/r^j viiiz-Ii.vr Ai-^ie^-rd- 

\.r\'\. ■ 1- . : .. !. i :. L .:* i- v; >-■ !.>^ / . vir.vr j'.'-i.i.:iii liehen 

^^••r:. '•:/•:■:.:.'-. -• : — ;;:•!. li ^i:>:- i.uii.; !:;it cinzriiien 
M;*-i;- i« !!. i - Lai.i*. ■.-'-. -■: - •1':!';!. Aiitiieilnahiii'.- an 
< 'i:..:''-!!'-!.;':. ::.j-:.. i ::::. /.i -.viikvii. «iiis^ 'üf in -»lii^zen 
p].i-:r!i •■r'A.;':.!/'*ii « i»-:- i*t-j- ;:.«\V- ::;. AüJl- •»t-iialteii wunieu 
lih'i iiiit }li!/r.»ii. k ;iiii «lie.-' 1: "li -v.*- weittTf KrleJiiruUi: 'le^ 

0»-nt:hijjiizt'ij Kut.'r »t«. «lic V'-r^ichtTiinL; ineiner voll- 
kMiiiiji»:Ji»-ii FI« '«ha' htUliL!. 
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Siebenbürgen, das Land der Sachsen, Ungarn, Szekler, 
L) Wallachen und Zigeuner, ist, obgleich es dem Herzen 
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und wird von Keisenden nur selten besucht, obwohl ea fl 
Vülker- und Länderkunde eine sehr reiche und danken 
wertlie Ausbeute gewährt. 

Da» Intetease, weicht« die Donauländer gerade in de 
Neuzeit in erhöhtem Grade in Anspruch nehmen, lässt auc 
fUr das vorliegende Werk, welche» bereits iu England mi 
grossem Beifall aufcenommen worden tat, in einer deutsche! 
Bearlwitung sicher die beste Aufnahme hoffen. 

Der geistvolle, pljantasiefrische Verfasser, der mit seinei 
„Thieren des Waldes", mit seiner „Gemsenja^d im bayri 
sehen Gebirge" auch in Deutschland eines bewilhrten Hnfei 
sieh erfreut, macht uns mit bis dahin fast gänzlich unbe 
kannten, gleichwohl in hohem Grade intcressirenden Ver 
hältnissen in Bezug auf Land und Leute vertraut. 

Die unermeHslicli reichen Productc Siebenbllrgens, dl« 
verschiedenen Ytitkersc haften, welche dieses Land bewohneflj 
ihre EigenthUmlicIikeiten, ihre Lebensweise, ihr politiaebel 
und socialer Charakter, die handels-politiäclie Bedeutong 
des Landes und vieles Andere finden hier eingehende wi 
sachkundige Schildeinng. 

Gegen 50 treffliche Illustrationen und Karten veran 
Bchaulichen den reichen Inhalt des Werkes und verleibe 
ihm eben so wie das wohlgetroffene Portrait des Autors auo 
in kUnstleriseher Beziehung einen nicht geringen Werth, 
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